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Schulgeſetz .
Vom 7. Juli 1910 .

Geſ . u. VOBl . 1910 Nr. XXIX S. 385. SchVBl . 1910 Nr . XVII S. 156 .

Die außer Geltung getretenen Beſtimmungen des Schulgeſetzes ſind im
fortlaufenden Geſetzestext in ( ] geſetzt , im übrigen durch Kleindruck

gekennzeichnet .

Erſter Titel .

Von der Schulpflicht und der äußeren Einrichtung der

Volksſchule .
Anterrichtszwang .

8. 1.

EUG . vom 8. März 1868 §S 1. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . I, 1.

( 1) Eltern oder deren Stellvertreter ſind verpflichtet , für den
Elementarunterricht der ihrer Obhut anvertrauten Kinder zu
ſorgen , und zu dieſem Zweck dieſelben während des ſchulpflichtigen
Alters die Volksſchule beſuchen zu laſſen . An die Stelle des Be⸗
ſuchs der Volksſchule kann der einer höheren öffentlichen Bil⸗
dungsanſtalt oder einer anderen den geſetzlichen Beſtimmungen
entſprechenden Lehranſtalt (§S 133 ) treten .

( 2) Kinder , welche Privatunterricht genießen , werden durch
die Schulbehörden vom Beſuch der Volksſchule entbunden , wenn
nachgewieſen wird , daß ſie mindeſtens den in der Volksſchule vor⸗
geſchriebenen Unterricht erhalten . Auch bleibt den Schulbehörden
vorbehalten , von Zeit zu Zeit die Kinder zu prüfen und eine etwa
nötige Ergänzung des Unterrichts oder , ſofern nicht in anderer
Weiſe geholfen werden kann , die Aufnahme in die Volksſchule an⸗
zuordnen .

(3), Eltern oder deren Stellvertreter , welche die vorſtehenden
Vorſchriften nicht befolgen , unterliegen der Strafbeſtimmung in
§ 71 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs vom 31 . Oktober 1863 .

( J ) Die vorſtehenden Beſtimmungen finden auch Anwendung
auf Einwohner des Großherzogtums , welche nicht badiſche Staats⸗
angehörige ſind , ſoweit nicht durch Staatsverträge andere Be⸗
ſtimmungen getroffen ſind .
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Schulgeſetz .

1. SchGeſ . 8§§ 7, 133. SchO . § 8. Ldsh . VO. über die Einrichtung der

5570 atken v. 18. 9. 1909 . Bad . Verf . 88 19, 67. Merf .
Art . 145. GSchG . § 1. BGB . 858 1627 , 1631 , 1634 , 1684 , 1685 ,

1686 , 1687 , 1696 , 1697 , 1665 , 1666 , 1698 , 1793 , 1800 , 1801 . Gew .

Ord . § 57 b Ziff . 4.

2. 3B0 . § 2 Ziff . 2. SchO . §8 4. ESchG . § 4. Bad . Verf . § 19 Abſ . 5.
Bktm . des UM. über den Vollzug der Verf . v. 20. 6. 1919 . SchgGeſ .

§ 3 Abſ . 2 u. §S 136. Gew . Ord . §8 576 Ziff . 4 u. 62.

3. SchO . § 16.

1. Die in Abſ . 1 aufgeſtellte Verpflichtung liegt in erſter Reihe den

Eltern und zwar demjenigen Elternteil ob, dem nach bürgerlichem Recht

die Ausübung der elterlichen Gewalt zukommt , ſonach in erſter Reihe dem

Vater oder , wenn dieſer die elterliche Gewalt verwirkt hat oder wenn

ſie ihm entzogen iſt , dem vom Vormundſchaftsgericht beſtellten Pfleger ;

in zweiter Reihe , wenn der Vater an der Ausübung der elterlichen Ge⸗

walt tatſächlich oder rechtlich verhindert iſt , oder wenn die Ehe durch den

Tod des Vaters aufgelöſt iſt , der Mutter , nach dem Tode beider Eltern

dem Vormund .

Stellvertreter iſt jede Perſon , die an dem Kind beim Aufent⸗

halt außerhalb des elterlichen Familienverbandes in Bezug auf Ver⸗

pflegung , Aufſicht und Erziehung tatſächlich die Stelle der Eltern ver⸗
tritt . Im Einzelfall wird die Frage , wie ſchon der Regierungsvertreter
bei der Beratung des EUG . vom 8. März 1868 im Landtag erklärte ,

nach den tatſächlichen Verhältniſſen zu entſcheiden ſein .

Anſtelle des Unterrichtszwanges , wie ihn das EUG . vom 8. Prärz
1868 aufgeſtellt hat , tritt nach §8 19 Abſ . 5 Bad . Verf . ( vergl . auch
Art . 145 PVerf . ) i. V. mit dem in Baden durch Bktm . des UM. vom
18. Mai 1920 bekanntgegebenen , und wenn auch nicht ausdrücklich
geführten , ſo doch tatſächlich zur Anwendung gebrachten Grund
vom 18. April 1920 ( § 1) für die vier unteren Jahrgänge und weite
hin für Kinder , die keine höhere Schule beſuchen , — infolge
Aufhebung der Privatſchulen ( Bad . Verf . 8
für die oberen Jahrgänge der Schulz wa
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Von der Schulpflicht u. der äußeren Einrichtung der Volksſchule . § 1. 3

Vom Beginn des Schuljahres 1927/28 an tritt der Schulzwang allge —
mein in Geltung . Der Erziehungsberechtigte kann aber hierdurch im Hin —
blick auf das nach §S 1631 BGB . ihm zuſtehende Recht , den Aufenthalt des
Kindes zu beſtimmen , nicht gehindert werden , ſein Kind der öffentlichen
oder Privatſchule eines anderen Landes zur Erziehung anzuvertrauen .
Dagegen würde es gegen das Geſetz verſtoßen , das Kind von ſeinem
Heimatort aus eine ſolche Schule , z. B. in der benachbarten Schweiz , be⸗
ſuchen zu laſſen .

Für den Unterricht und die Erziehung blinder , taubſtummer ,
ſchwachſinniger , ſittlich gefährdeter und verkrüppelter Kinder beſteht
kein Schulzwang , wohl aber der Unterrichtszwang ( Bad . Verf . § 19 Abf . 5
ESchGeſ . §S 5) . Vergl . Abſchnitt VIII .

Die Durchführung des Schulzwanges hat den dauernden Aufenthalt
an einem beſtimmten Ort zur Vorausſetzung . Dieſe Vorausſetzung trifft nicht
zu bei Perſonen , die einen Gewerbebetriebim Umherziehen
ausüben . Für ſolche beſtimmt § 62 i. V. mit § 57 b Ziff . 4 der Gewerbe —
ordnung , daß die Genehmigung zur Mitführung noch im ſchulpflichtigen
Alter ſtehender Kinder nicht erteilt werden darf , wenn für deren Unter⸗
richt nicht genügend geſorgt iſt . Nach einer Anweiſung des Miniſteriums
des Innern an die Bezirksämter vom 17. November 1886 ſoll die Er⸗
laubnis zum Mitführen der Kinder nur erteilt werden , wenn der Nach⸗
weis erbracht wird , daß die mitgeführten Kinder auch während des Um⸗
herziehens einen den geſetzlichen Anforderungen entſprechenden , ſyſte⸗
matiſchen Unterricht erhalten . Das ſoll in der Regel nur dann angenom⸗
men werden , wenn eine zur Erteilung des Unterrichts befähigte Per⸗
ſönlichkeit mitgeführt wird . Dagegen ſoll ein nur zeitweilig an den
wechſelnden Aufenthaltsorten ſtattfindender Beſuch der Ortsſchule im all⸗
gemeinen nicht als genügend angeſehen werden . In jedem Fall ſoll vor
der Erteilung der Erlaubnis zum Mitführen der Kinder die Ortsſchul⸗
behörde zu einer gutachtlichen Außerung veranlaßt werden , ob die in
Ausſicht genommenen unterrichtlichen Maßnahmen als genügend zu er⸗
achten ſind .

Däs Verlangen der Mitführt einer eigenen Lehrperſon ſich
nur bei größeren Betrieben durchführen . Ob, abgeſehen davon , die Unter⸗
richtung der mitgeführten Kinder bei wechſelndem Schulbeſuch genügend
gewährleiſtet iſt , wird Sache der Prüfung im einzelnen Fall ſein . Die
Ortsſchulbehörden werden überdies bei ihrer Außerung nicht nur die
unterrichtliche , ſondern auch die erzieheriſche Seite einer gewiſſenhaften
Prüfung zu unterziehen haben . Ergibt ſich beim Beſuch einer Schule
durch ſolche Kinder , daß die bei der Genehmigung zu ihrer Mitfü 1
unterſtellten Vorausſetzungen nicht reffen , ſo haben die Lehr
Ortsſchulbehörden alsbald dem nächſten Bezirksamt wegen Herbeif
rung entſprechender Abhilfe bezw . iehung der Erlaubnis zr
führung der Kinder Anzeige zu erſtatten . ( Vergl . Bktm . des vorm . O
vom 6. Dez . 1889 und vom 2 1898 — SchVOBl . 1888 S
und 1898 S. 126. )

2. Die Befreiung vom Beſuch der Volksſchule aufgrund der
von Privatunterricht iſt , abgeſehen von der beſor
der Verhältt ſuck
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Schulgeſetz .

ſchule nicht beſuchen können . ( Bktm , des UM. vom 20. Juni 1920 3u §. 19

Abſ . 5 der Bad . Verf . ) . Das vorgelegte Zeugnis hat jeweils nur für die

Dauer eines Jahres Geltung . Nach Ablauf dieſes Zeitraumes iſt von

neuem zu prüfen , ob die für die Befreiung vom Beſuch der Volksſchule

erforderlichen Vorausſetzungen noch vorliegen . ( Bktm . des UM. , die

Durchführung des GSchG . betr . , vom 2. Juni 1922 ). Art und Umfang
des zu erteilenden Unterrichts beſtimmt das Kreisſchulamt unter Berück⸗

ſichtigung der Veranlagung des Schülers . Feſte Normen , insbeſondere
was die Zahl der Unterrichtsſtunden angeht , laſſen ſich nicht aufſtellen .

Dagegen iſt in ſinngemäßer Anwendung der Beſtimmung in § 133 Abſ .
2 Ziff . 2 SchG . zu verlangen , daß die mit der Erteilung des Unterrichts

zu betrauende Perſönlichkeit die Befähigung hiezu durch Ablegung der

Volksſchullehrerprüfung nachgewieſen hat . Auch muß die ſittliche Wür⸗

digkeit des Lehrers außer Zweifel ſtehen .

3. § 71 PStGB . in der Faſſung des Geſetzes vom 18. Juli 1923 lautet :

§ 71. Mit Haft bis zu 3 Tagen oder Geld werden Eltern ,

Pflegeeltern , Vormünder , Dienst - oder Lehrherrn gestraft ,

wWelche ohne genügende Entschuldigung unterlassen , ihre

schulpflichtigen Kinder , Pflegekinder , Mündel , Dienstboten

und Lehrlinge zum Schulbesuch anzuhalten , wenn sie wegen

solcher schuldbaren Versäumnisse kruchtlos wiederholt mit

Geldstraken oder Mahnungen ( Schulgesetz § 4) belegt wor - ⸗

den sind .

Die Geldſtrafe kann nach 8 27 RStG in der Faſſung der Verord⸗

nung der Reichsregierung über Vermögensſtrafen und Bußen vom

6. Februar 1924 ( RGBl . Nr . 7) im Rahmen von 1 —150 RM . bemeſſen

werden .

4. Das Geſetz vom 13. Mai 1892 hat anſtelle des bis dahin in Geltung

geweſenen Perſonalprinzips , wonach die Vorſchriften über den Unter⸗

richtszwang ( Abſ . 1) nur auf badiſche Staatsangehörige Anwendung zu

finden hatten und nur durch Staatsverträge auf Nicht⸗Badener anwend⸗

bar erklärt werden konnten , das Territorialitätsprinzip ge⸗

ſetzt und damit den Geltungsbereich des Abſ . 1 auf alle im Gebiet des

badiſchen Staates ſich aufhaltenden Perſonen ausgedehnt , vorbehaltlich

anderweitiger Regelung im Wege des Staatsvertrags . Die ſ. Zt . auf⸗

grund der früheren geſetzlichen Beſtimmungen mit allen deutſchen Staa⸗

ten, mit Ausnahme von Bayern und Braunſchweig , abgeſchloſſenen

Verträge , die im weſentlichen dahin gingen , daß die in einem frem⸗

den Staat ſich aufhaltenden Kinder nach den Vorſchriften des Aufent⸗
haltsortes zum Schulbeſuch beigezogen , daß ſie aber aus der

Schule entlaſſen werden ſollten , wenn ſie nach einem Zeugnis ihrer

heimiſchen Schulbehörde dasjenige Maß von Kenntniſſen ſich erworben ,

das in ihrem Heimatſtaat die Vorausſetzung für die Schulentlaſſung

bildete , behielten in Rückſicht auf dieſe Ausnahmebeſtimmung auch
unter der veränderten Rechtslage ihre Gültigkeit . Dieſe in den Augen
der badiſchen Bevölkerung als eine Beſſerſtellung der ausländiſchen

Kinder gegenüber den einheimiſchen ſich darſtellenden Beſtimmungen

gaben beſonders in den Grenzbezirken , abgeſehen von den Störungen des

Unterrichtsbetriebs , Anlaß zu weitgehender Mißſtimmung . Der in Rück⸗

ſicht hierauf von Baden in einer Konferenz der Vertreter ſämtlicher deut⸗



Von der Schulpflicht u. der äußeren Einrichtung der Volksſchule . § 2. 5

ſchen Unterrichtsverwaltungen in Eiſenach im Jahre 1913 geſtellte An⸗

trag auf gleichmäßige Beiziehung aller in einem Staat ſich aufhaltenden

Kinder zum Schulbeſuch nach den Vorſchriften dieſes Staates führte nach

längeren Verhandlungen zu dem Ergebnis , daß alle beteiligten Staaten ſich

mit der Aufhebung der ſ. Zt . abgeſchloſſenen Verträge einverſtanden er⸗

klärten , Preußen allerdings mit dem Vorbehalt , daß der Beizug nicht

mehr ſtattfinden ſolle , wenn die Kinder der Schulpflicht in ihrem Heimat⸗

ſtaat nach Ausweis eines hierüber vorzulegenden Zeugniſſes der hei⸗

miſchen Schulbehörde vor dem Verzug in den anderen Staat genügt

haben . ( Bktm . des UM. vom 26. Oktober 1916 , SchVBl . Nr . 15 S. 113

und Nr . 27 S. 214, vom 5. März 1918 SchVBl . Nr . 7 S. 65 und vom

13. Dezember 1919 SchVBl . Nr . 42 S. 348. ) Der gemachte Vorbehalt
hat praktiſch nur für Preußen mit ſeiner in einzelnen Provinzen

weniger als 8 Jahre betragenden Schulpflicht Bedeutung und gilt

auch nur für preußiſche Staatsangehörige . Badiſche Staatsangehörige ,
die bei einem Aufenthalt in Preußen der Schulpflicht dort genügt haben ,

ſind bei ihrer Rückkehr nach Baden gegebenenfalls noch weiter zum
Schulbeſuch beizuziehen . Baieriſche Staatsangehörige , die nach Been⸗

digung der ſiebenjährigen Schulzeit ihres Heimatſtaates in Baden in eine

Lehre eintreten , dürfen weder zum Beſuch der Fortbildungs⸗ , noch auch
der Gewerbe - oder Handelsſchule zugelaſſen werden , ſondern müſſen zu⸗
nächſt noch 1 Jahr lang die Volksſchule beſuchen . Reichsaus⸗
ländern gegenüber wird die Beſtimmung nur durchzuführen ſein ,
wenn ſie der deutſchen Sprache ſoweit mächtig ſind , um überhaupt am

Unterricht teilnehmen zu können . Vorausſetzung iſt überdies , daß der

Aufenthalt nicht von vornherein auf einen kürzeren Zeitraum beſchränkt iſt .

Dauer , Beginn und Ende der Schulpflicht .

8§8 2.

EUG . vom 8. März 1868 §S 2, Geſ . vom 13. Mai 1892 , Art . 1. , Geſ . vom
7. Juli 1910 Art

( 41) Die Schulpflicht dauert 8 Jahre . Sie beginnt an Oſtern
gleichzeitig mit dem Anfang des Schuljahres für alle Kinder ,

welche bis zum nächſtfolgenden 30 . April das 6. Lebensjahr voll⸗
enden . Sie endigt gleichfalls an Oſtern mit dem Schluß des

Schuljahres für alle Kinder , welche bis zu dem nächſtfolgenden
30 . April das 14 . Lebensjahr zurücklegen .

( 2) Für Kinder , welche ſchwächlich oder in der Entwicklung

zurückgeblieben ſind , kann hinſichtlich des Anfangstermins der

Schulpflicht bis zu zwei Jahren Nachſicht erteilt werden . Ihce

Entlaſſung aus der Schule darf aber nicht über den auf das voll⸗

endete fünfzehnte Lebensjahr folgenden Schuljahrſchluß hinaus⸗

geſchoben werden .

SchG . §S 4. 30 . §S 1 Ziff . 1. Scho . §8 1 —3 , 6, 8, 9. SchAVd . § 10.
Gew. ⸗Ord . § 135.

1. Das Geſetz regelt die Schulpflicht , entgegen den früheren
Beſtimmungen , für Knaben und Mädchen einheitlich , indem es deren



6 Schulgeſetz .

Anfang , Dauer und Ende feſtſetzt , den Anfang auf Oſtern des Jahres , in

dem das Kind bis zum 30. April das 6. Lebensjahr vollendet , die
Dauer auf 8 Jahre und das Ende auf Oſtern des Jahres , 25
zu deſſen 30. April das Kind das 14. Lebensjahr zurückgelegthat. Eine

Beſtimmung , daß auch Kinder , die das Alter der Schulpflicht noch nicht er⸗

reicht haben , in die Schule aufgenommen werden dürfen , enthält das

Geſetz ebenſowenig , als das Verbot , daß es nicht geſchehen dürfe . Es ſucht

aber einem ſolch vorzeitigen Eintritt in die Schule , wie er früher zur

Erreichung vorzeitiger Entlaſſung häufig vorkam , dadurch zu begegnen,
daß es das Ende der Schulpflicht außer von dem achtjährigen Beſuch

noch weiter von der Vollendung des 14. Lebensjahres abhängig macht.
Die Folge iſt , daß Kinder , die erſt nach dem 30. April des Jahres , in dem

ſie an Oſtern in die Schule eintreten , das 6. Lebensjahr vollenden , nur

nach einem neunjährigen Schulbeſuch entlaſſen werden können .

Die Schulordnung hat den Vollzug der geſetzlichen Vorſchriften

dahin geregelt , daß ſie den vorzeitigen Eintritt in die Schule

zwar nicht ausdrücklich , aber doch indirekt dadurch verbietet , daß

ſie ihn nur in einem einzigen Ausnahmefall für zuläſſig erklärt ,

dann nämlich , wenn es ſich um Kinder handelt , die zum ſpäteren

Übergang in eine Höhere Lehranſtalt beſtimmt ſind . Nach § 9 der Schul⸗

ordnung können ſolche Kinder ausnahmsweiſe ſchon an Oſtern des

Jahres aufgenommen werden , in welchem ſie das 6. Lebensjahr bis zum
1. September vollenden , ſofern ſie durch ein ärztliches Zeugnis den

Nachweis erbringen , daß ſie nach ihrer geiſtigen und körperlichen Ent⸗
wicklung den Anforderungen der Schule gewachſen ſind . Zur Vermei
dung einer mißbräuchlichen Inanſpruchnahme dieſer Vergünſtigung iſt

weiter beſtimmt , daß , falls der Übergang in eine Höhere Lehranſtalt

ſpäter nicht erfolgen ſollte , das Kind die Schule noch ein weiteres Jahr ,

ſonach im ganzen 9 Jahre , zu beſuchen habe . Die Eltern müſſen die

ihnen hierüber zu machende Eröffnung urkundlich beſcheinigen . Die An⸗

wendung dieſer Ausnahmebeſtimmung iſt im einzelnen Fall ins Er⸗
meſſen ver Ortsſchulbehörde geſtellt , aber wohl kaum jemals verſagt
worden . Die Beſtimmung iſt ſ. Zt . erſt nach langen Verhandlungen und

nicht ohne ſchwere Bedenken in die Schulordnung aufgenommen worden ,
weil man dadurch die Durchbrechung eines allgemeinen Grundſatzes zu⸗
gunſten eines beſchränkten Kreiſes von Kindern erblicken zu müſſen

glaubte . Schließlich gab aber die Erwägung den Ausſchlag , daß ein

Feſthalten an dem allgemeinen Grundſatz das Aufnahmealter in eine

Höhere Lehranſtalt bei der hiefür vorgeſchriebenen Vorbereitungszeit
von mindeſtens 3j Jahren unter Umſtänden über das vollendete zehnte
Lebensjahr hinausſchieben würde und dadurch beſonders für befähigte
Schüler eine möglicherweiſe für lange Zeit nachwirkende Schädigung zur
Folge haben könnte . Nicht ohne Einfluß war dabei noch die Erwägung ,

daß bei der in Norddeutſchland damals allgemein üblichen dreijährigen
Vorbereitungszeit die badiſchen Landeskinder beim übertritt in einen reichs⸗

geſetzlich geregelten Beruf gegenüber den Anwärtern aus anderen deut⸗

ſchen Staaten um ein Jahr zurückſtehen würden . Die Anwendung der

Beſtimmung des § 9 der Schulordnung ergab für den Übergang in eine
Höhere Lehranſtalt ein Alter von mindeſtens 9 und von höchſtens 10

Jahren . Durch die Ldsh. Verordnung vom 18. September 1909 , über
die Einrichtung der Höheren Lehranſtalten , iſt das Aufnahmealter auf das
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vollendete 9. Lebensjahr feſtgeſetzt , mit der Ermächtigung , in beſonderen
Fällen noch Nachſicht bis zur Dauer eines Tertials zu gewähren .

Es iſt noch zu erörtern , ob die Vorſchrift des §S9 der Schulordnung ,
die in ihrer Durchführung , ſoweit die Verlängerung des Schulbeſuchs
in Frage kommt , erhebliche Schwierigkeiten bietet , mit der Ver⸗

legung des Schuljahres der Höheren Lehranſtalten
auf Oſtern ( im Jahr 1921 ) hinfällig oder entbehrlich geworden
und deshalb aufzuheben iſt . Die Frage wäre zu bejahen , wenn mit
dieſer Anderung eine Abkürzung der Vorbereitungszeit in die höhere
Schule eingetreten wäre . Dies iſt aber rechtlich nicht der Fall . Schon der
Ausſchuß zur Beratung der badiſchen Verfaſſung war der Anſchauung ,
daß die Zeit des allgemein verpflichtenden Beſuchs der Volksſchule auf
4 Jahre feſtzuſetzen ſei , und dieſer Zeitraum iſt ſpäterhin durch das
GSchG . vorgeſchrieben und auch in dem Anderungsgeſetz vom 18. Aprit
1925 als Regel feſtgehalten worden . Damit hat die in den letzten Jahren ,
weſentlich infolge der Schwierigkeiten , die in anderen deutſchen Ländern
der Durchführung des GSchG . entgegenſtanden , eingeriſſene Unſicherheit
über die Dauer der Vorbereitungszeit ihr Ende erreicht , und die Norm
für den Übergang in eine höhere Schule bildet künftig allgemein die vier⸗
jährige , und nur in Ausnahmefällen eine dreijährige Vorbereitungszeit .
Dieſem Rechtszuſtand gegenüber hätte die Aufhebung des § 9 der Schul⸗
ordnung zur Folge , daß die Schüler und Schülerinnen beim Übergang in
eine höhere Schule für die Regel ein Alter von 10 bis 11, und nur aus⸗
nahmsweiſe von 9 bis 10 Jahren hätten . Bei Aufrechterhaltung der
Beſtimmung des § 9 Schdo. wird ſich dieſes Alter durchgehends um
4 Monate ermäßigen , ſonach als Regel 993 bis 10⸗ Jahre , ausnahms⸗
weiſe 895 bis 92 Jahre betragen . Bei der 3½ jährigen Vorbereitungs⸗
zeit ergab ſich ein Aufnahmealter von 9 bis 10 Jahren und unter Berück⸗
ſichtigung der Vorſchrift der Ldsh . VO. vom 18. September 1909 , wo⸗
nach ausnahmsweiſe auch Schüler aufgenommen werden können , die das

Lebensjahr bis Schluß des erſten Tertials erreichen , ein ſolches von
8 % bis 10 Jahren . Dieſe Verhältniſſe ſprechen mehr für die Beibehal⸗
tung des § 9 der Schulordnung , als für ſeine Aufhebung . Zu erwägen
wäre nur die Aufhebung der Ermächtigung zur Nachſichtserteilung über
das 9. Jahr zurück und eine Neugeſtaltung des Aufnahmealters in die
Volksſchule im Anſchluß an die Vorſchrift des Geſ . vom 13. Mai 1892 .

Wo ſich aus der Ausdehnung des Schulbeſuchs auf 9 Jahre in einem
Fall beſondere Härten ergeben , kann nach erfolgreichem Beſuch der achten
Klaſſe der Beſuch der Gewerbe - oder Handelsſchule ( nicht aber auch der
Fortbildungsſchule ) als Erſatz für den weiteren Beſuch der Volksſchule er⸗
klärt werden . Die Entſcheidung hierüber kommt dem UM. zu.

Die Vorſchriften der Schulordnung ſind auch bei der Aufnahme von
Schülern in nichtſtaatliche Lehranſtalten zu beachten . Iſt ein

Schüler vorzeitig aufgenommen worden , ſo iſt er beim ſpäteren Über⸗
gang in die Volksſchule in die Klaſſe einzureihen , in der er ſich befinden
würde , wenn er bei Beginn des Schuljahres in die Volksſchule ein⸗

getreten wäre . In gleicher Weiſe iſt mit Schülern zu verfahren , die aus

privater Vorbereitung kommen .

Beginn und Ende des Schuljahres ſind im Schulgeſetz , wie in

ſeinen Vorgängern , auf Oſtern feſtgeſetzt . Der ſ. Zt . im Entwurf des

Geſetzes gemachte Vorſchlag , den 1. Mai dafür zu beſtimmen , wurde
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von der Zweiten Kammer der Landſtände „in Rückſicht auf die im Volk

eingelebte Gewohnheit und die an Oſtern zur Entlaſſung kommenden
evangeliſchen Schüler “ abgelehnt . Auch der Verf . Ausſch. hat ſich ſ. Zt .
nahezu einſtimmig für die Beibehaltung des Oſtertermins ausgeſprochen
wegen des Übergangs der Schulentlaſſenen in das bürgerliche Leben .

2. Die ſchon im Elementarunterrichtsgeſetz vorgeſehene Nach⸗
ſichtserteilung vom Beginn der Schulpflicht für
ſchwächliche und in der Entwicklung zurückgebliebene Kinder iſt im
Schulgeſetz zur Vermeidung mißbräuchlicher Anwendung ihres bis dahin

verpflichtenden Charakters entkleidet und in eine Ermeſſungsvorſchrift
umgewandelt worden ; ferner wird der Zeitraum begrenzt , für den Nach⸗
ſicht erteilt werden kann , und ſchließlich wird beſtimmt , daß im Fall
des verſpäteten Eintritts die Schulpflicht über das 14. Lebensjahr hinaus
zu verlängern iſt . Die Verlängerung beträgt in jedem Fall , gleichgültig ,
ob die Nachſichtserteilung ſich auf ein oder zwei Jahre erſtreckt hat , ein

Jahr . Denn der im Geſetz als äußerſte Grenze bezeichnete Entlaſſungs⸗
termin fällt ſtets mit dem Ende des auf das letzte Schulpflichtjahr folgen⸗
den Schuljahres zuſammen . Für nichtbadiſche Kinder , die ſ. Zt . in
ihrem Heimatſtaat verſpätet in die Schule aufgenommen wurden , tritt
eine Verlängerung des Schulbeſuchs nicht ein , da dieſe im Geſetz lediglich
als die Folge einer ins Ermeſſen der badiſchen Schulbehörde geſtellten
Entſchließung vorgeſehen iſt .

Zuſtändig zur Nachſichtserteilung iſt die Ortsſchulbehörde , die ,
wenn die Mängel nicht offenſichtlich ſind , deren Nachweis durch Vorlage
eines ärztlichen Zeugniſſes verlangen muß . Wo ein Schularzt beſtellt
iſt , liegt dieſem die Verpflichtung zur gutachtlichen Außerung ob.

Aus dem Wort „Nachſichtserteilung “ ergibt ſich, daß die Ent⸗
ſchließung der Schulbehörde einen Antrag des Erziehungsberechtigten
vorausſetzt . Wenn in § 6 Abſ . 2 der Schulordnung die Zurückſtellung
von Kindern von der Aufnahme in die Volksſchule auch ohne Antrag
der Eltern für zuläſſig erklärt wird , ſofern feſtgeſtellt iſt , daß das Kind
„nach ſeiner körperlichen und geiſtigen Entwicklung nicht im Stande iſt ,
den Anforderungen der Schule zu genügen “ , ſo beruht die Grundlage
für dieſe , in ihren Vorausſetzungen über den Rahmen des § 2 Abſ . 2

SchG. hinausgehende Ermächtigung auf einer allgemeinen , in §S 3 SchG .
in verſchärfter Form zum Ausdruck gekommenen Erwägung . Die Zurück⸗
ſtellung darf in einem ſolchen Fall nur erfolgen , wenn das Vorhandenſein
der bezeichneten Vorausſetzungen durch ein Gutachten des zuſtändigen
Bezirksarztes beſtätigt wird . Den Eltern ſteht in jedem Fall gegen
die die Zurückſtellung des Kindes anordnende Verfügung der örtlichen
Schulbehörde das Recht der Beſchwerde an die vorgeſetzte Behörde zu .

Befreiung und Ausſchließung vom Beſuch der Volksſchule .

§ 3.

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . 1, 3. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . I.

( 0 Kinder , die wegen körperlicher oder geiſtiger Gebrechen
am Unterricht der Volksſchule nicht teilnehmen können , ſind zu
deren Beſuch nicht anzuhalten .
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( 2) Kinder , die wegen körperlicher Leiden oder ſittlicher Ver⸗
fehlungen für die Geſundheit oder Sittlichkeit der übrigen Schüler
eine Gefahr bilden , können vom Beſuch der Volksſchule zeitweiſe
oder dauernd befreit oder ausgeſchloſſen werden .

( 8) Sofern für den Unterricht ſolcher Kinder nicht durch be⸗
ſondere Geſetze oder durch entſprechende Veranſtaltungen der
Gemeinde Vorſorge getroffen iſt , ſind die Eltern oder deren
Stellvertreter , ſoweit der Zuſtand der Kinder es geſtattet , ver⸗
pflichtet , für private Unterweiſung zu ſorgen .

( 4) Sind dieſelben außerſtande , ſo hat die Gemeinde hierfür
einzutreten , deren Volksſchule zu beſuchen die Kinder an ſich ver⸗
pflichtet wären .

1. 3VO . §S 1 Ziff . 2. SchO . § 7. Geſ . vom 11. Auguſt 1902 , die Erzie⸗
hung und den Unterricht nicht vollſinniger Kinder betr . ( ſiehe Ab⸗
ſchnitt VIII ) .

2. 3BO . §S 3 Ziff . 2. SchAVO . § 10 Ziff . 1. SchO . §S 60 RIJWGG . 8 62ff .
AV. des StM . z. RJWG . vom 31. März 1924 . VVO . des Juſtiz⸗
miniſteriums zum RJWG . vom 10. Juni 1924

3B0 . 8 1 Ziff . 3 u. §S 3 Ziff . 3. Schcs . § 39 Abſ . 2.
4. SchG . § 7. Bad . Verf . § 19 Abſ . 7 . StVG . 8 28.

23 Abſatz 1 lautete in der Faſſung des Geſetzes vom 13. Mai 1892 :

„ Kinder , die wegen körperlicher oder geistiger Gebrechen
nicht mit Erfolg am Unterricht teilnebmen können , sind 2u
dessen Besuch nicht anzuhalten . “

Das Schulgeſetz von 1910 hat die Worte „mit Erfolg “ geſtrichen mit
dem Zweck , die Beſtimmung auch auf Kinder auszudehnen , bei denen
nur eine tatſächliche Unmöglichkeit zum Beſuch des Unterrichts vorliegt ,
wie z. B. bei verkrüppelten oder ſonſt in der Bewegung gehinderten Kin⸗
dern . Unter die Vorſchrift des Abſatzes 1 fallen hiernach blinde ,
taubſtumme , ſchwachſinnige und krüppelhafte oder ſonſt
bewegungsunfähige Kinder , nicht aber auch Kinder , die für den Unter⸗
richt , wie er in der Volksſchule geboten wird , an ſich empfänglich wären ,
die aber nach ihrem körperlichen Zuſtand immerhin eine beſondere Für⸗
jorge verdienen und deshalb beſſer getrennt von den übrigen Schülern
unterrichtet werden , wie die Schwerhörrugen , Schwachſich⸗
tigen , Sprachgebrechlichen . Wo beſondere Klaſſen für ſolche
Kinder errichtet ſind , fallen ſie unter die Beſtimmung des § 39 Abſ . 2
des SchG .

Die Fürſorge für die Erziehung und den Unterricht der blinden ,
taubſtummen und ſchwachſinnigen Kinder iſt durch das Geſetz
vom 11. Auguſt 1902 , die Erziehung und den Unterricht nicht vollſinniger
Kinder betr . , geregelt . Das Geſetz hat ( in §S 15) ſeine Beſtimmungen
auch auf die Kinder , die vom Schulbeſuch entbunden oder ausgeſchloſſen
ſind , mit der Maßgabe für anwendbar erklärt , daß anſtelle der für ſolche
Kinder fehlenden Staatsanſtalten auch Privatanſtalten als Erſatz treten
können. Solche Privatanſtalten ſind errichtet außer für ſchwach⸗
ſinnige für krüppelhafte und epileptiſche Kinder . die
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Schulverhältniſſe auch dieſer Kinder richten ſich hiernach , ſofern ſie die

Volksſchule nicht beſuchen können oder dauernd von ihrem Beſuch aus⸗

geſchloſſen ſind , nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 11. Auguſt 1902

—ſiehe Abſchnitt VIII .

2. Abſatz 2 umfaßt diejenigen Kinder , die nach ihrer körperlichen und

geiſtigen Verfaſſung an ſich die Volksſchule beſuchen könnten , deren Zu⸗
ſammenſein mit anderen Kindern aber für dieſe eine geſundheit⸗

liche oder ſittliche Gefahr bilden könnte .

Die Fernhaltung ſolcher Kinder vom Unterricht kann entweder durch

Befreiung oder durch Ausſchließung erfolgen . Die Befreiung

wird meiſt auf Antrag der Eltern , ſie kann aber auch ohne einen ſolchen

auf einen Antrag des Schularztes , als die in Form mildere Maßregel ,

ausgeſprochen werden , beſonders dann , wenn es ſich um einen nur vor⸗

übergehenden krankhaften Zuſtand handelt und das Einverſtändnis der

Eltern zu unterſtellen iſt .

Zu den körperlich leidenden Kindern gehören die epileptiſchen ,

die mit einer anſteckenden inneren oder äußeren oder mit einer

ekelerregenden Krankheit behafteten — Tuberkuloſe , Veits⸗

tanz , Hautkrankheiten — nicht aber auch unreinliche , mit Krätze

oder Läuſen behaftete Kinder . ( Bezüglich der letzteren vergl . §S 60 Abſ . 2

der Scho . )
Wo für eine Schule ein Schularzt beſtellt iſt , hat dieſer die Ver⸗

pflichtung , neu zugehende Schüler daraufhin zu unterſuchen , ob bei ihnen

Krankheiten , die eine Anſteckungsgefahr in ſich ſchließen , vorhanden ſind .

( SchAVoO . § 10 Ziff . 1. ) An Schulen , an denen ein Schularzt nicht be⸗

ſtellt iſt , hat der Lehrer entſprechende Wahrnehmungen alsbald durch

Vermittelung der Ortsſchulbehörde dem Kreisſchulamt zur Weiterleitung
an das Unterrichtsminiſterium zur Kenntnis zu bringen .

Inwieweit ein unſittliches Verhalten die Ausweiſung be⸗

gründen kann , wird im allgemeinen Sache der Würdigung im einzelnen

Falle ſein . Dabei wird beſonders zu prüfen ſein , ob und in welchem Umfang

das Verhalten unter den Mitſchülern bekannt geworden und welche Ge⸗
währ die häuslichen Verhältniſſe des Schülers für deſſen ſittliche Beein⸗

fluſſung und dauernde Beſſerung bieten . Unter Umſtänden wird auch

ein beharrlich fortgeſetztes , allen Beſſerungsverſuchen trotzendes und die

Aufrechterhaltung der Schulzucht ſchwer gefährdendes ſonſtiges Verhalten

eines Schülers , zumal wenn es an der häuslichen Erziehung fehlt , den

Anlaß zur Ausſchließung bieten können .

Die Befreiung und die Ausſchließung können auf Zeit be⸗

ſchränkt oder dauernd ſein . Eine Beſchränkung wird in der Regel

bei körperlichen Leiden in Rückſicht auf die Möglichkeit der Heilung ein⸗

treten , während die Ausſchließung wegen ſittlicher Mängel in der Regel
unbeſchränkt ſein wird . Die Befreiung und Ausſchließung ſind vom

Unterrichtsminiſterium auszuſprechen . — 3VO . § 3 Ziff . 2 —: damit ſoll

eine möglichſte Einheitlichkeit in der Handhabung des Geſetzes gewähr⸗

leiſtet werden . Die ausgeſprochene Ausſchließung gilt für alle Volks⸗

ſchulen des ganzen Landes . Ein aus der Volksſchule eines Ortes aus⸗

Wchur Schüler kann daher ohne Genehmigung des Unterrichtsmini⸗

Vgehn 5 er S aufgenommen werden . Die

nOrtswechſel in der Regel nur dann zu ver⸗

neten
Und0
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ſagen ſein , wenn zu befürchten ſteht , daß der Schüler auch auf die neue

Umgebung einen ſchädlichen Einfluß ausüben wird .

3. Die Beſtimmungen des Abſatz 3 beziehen ſich auf die beiden

vorausgegangenen Abſätze . Für die unter Abſ . 2 fallenden Schüler

beſteht eine geſetzliche Vorſorge , abgeſehen von den epileptiſchen ,
nur für die ſittlich verwahrloſten Kinder . Die für ſolche

früher gültigen Beſtimmungen über die Zwangserziehung ſind durch
RIJWGG. 8§ 64 außer Kraft geſetzt .

Der hier zunächſt in Betracht kommende §S 63 RJWG . lautet :

Ein Minderjähriger , der das 18. Lebensjahr noch nicht
vollendet hat , ist durch Beschluß des Vormundschaftsgerichts
der Fürsorgeerziehung zu überweisen ,

1. wenn die Voraussetzungen des § 1666 oder des §S 1838
des Bürgerlichen Gesetzbuches vorliegen und die Entfernung
des Minderjährigen aus seiner bisherigen Umgebung zur Ver -

hütung der Verwahrlosung erforderlich ist , eine nach dem Hr -

messen des Vormundschaftsgerichts geeignete Unterbringung
aber anderweit nicht erfolgen kann ;

2. wenn die Fürsorgeerziehung zur Beseitigung der Ver -

wahrlosung wegen Unzulänglichkeit der Erziehung erforderlich
ist .

Die §S 1666 und 1838 BGB . lauten :

„§S 1666 . Wird das geistige oder leibliche Wohl des Kindes
dadurch gefährdet , daß der Vater das Recht der Sorge für
die Person des Kindes mißbraucht , das Kind vernachlässigt
oder sich eines ehrlosen oder unsittlichen Verhaltens schuldig
macht , so hat das Vormundschaftsgericht die zur Abwendung
der Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen . Das Vormund -

schaftsgericht kann insbesondere anordnen , daß das Kind zum
Zwecke der Erziehung in einer geeigneten Familie oder in
einer Erziehungsanstalt oder einer Besserungsanstalt unter -

gebracht wird . “

„§ 1838 . Das Vormundschaftsgericht kann anordnen , daß
der Mündel zum Zwecke der Erziehung in einer geeigneten
Familie oder in einer Erziehungsanstalt oder einer Besserungs -
anstalt untergebracht wird . Steht dem Vater oder der Mutter
die Sorge für die Person des Mündels zu , so ist eine solche

Anordnung nur unter den Voraussetzungen des §S 1666 zulässig . “

Nach § 62 RIJWG . wird die Fürſorgeerziehung in einer geeig⸗
neten Familie oder in einer Erziehungsanſtalt unter öffentlicher Aufſicht
und auf öffentliche Koſten durchgeführt . Fürſorgeerziehungs⸗
behörde im Sinne des RJWG . iſt das Juſtizminiſterium .

Familienerziehung , der im allgemeinen der Vorzug zu
geben iſt ( AV. des StM . zum RIJWG . vom 31. März 1924 8 26) , iſt
in der Regel dann anzuordnen , wenn die Verwahrloſung äußerlich be⸗

dingt und noch nicht tiefgreifende Schäden erzeugt hat , ſo daß ein Erfolg
von einfachen Maßnahmen zu erwarten iſt . Anſtaltserziehung
iſt geboten , wenn moraliſche Minderwertigkeit in der Anlage des Zög⸗
lings gegeben oder die Verwahrloſung ſtärker vorgeſchritten iſt , ſo daß
beſondere Erziehungsmittel angewendet werden müſſen ; ſie iſt beſonders
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onzuordnen für Zöglinge , die der öffentlichen Volks⸗ ( und

Fortbildungs⸗ ) Schule wegen ſittlicher Gefährdung der übrigen

Schüler nicht überwieſen werden können oder daraus ausgeſchloſſen ſind.
( BVO. des Juſtizminiſteriums zum RJWG . vom 10. Juni 1924 88 38

und 61. ) **

Im Falle der Familienerziehung muß ein noch ſchulpflichtiger

Zögling in einer Familie ſeines Bekenntniſſes , im Falle der Anſtalts⸗
erziehung ſoll er, ſoweit möglich , in einer Anſtalt ſeines Bekenntniſſes

untergebracht werden . ( 8 69 des RJWG . ) 5

Über einen Antrag des Jugendamts 6 27 u. 65 RJWG . ) auf

Fürſorgeerziehung , der von den Erziehungsberechtigten , Geiſtlichen,
Schulbehörden , Lehrern oder anderen , an der ſittlichen Entwicklung des

Kindes beteiligten Perſonen oder Behörden angeregt ſein kann , ſind ,

falls ſie ſich nicht ſchon dem Jugendamt gegenüber geäußert haben , vom

Vormundſchaftsgericht jedenfalls zu hören : der zuſtändige Geiſtliche ( der

im Hinblick auf das Amtsgeheimnis die Auskunft verweigern kann ) und

der zuſtändige Lehrer (§S 33 der VVoO. zum RJWGG. ) .

Die Unterbringung kann in einer ſtaatlichen oder einer vom Landes⸗

jugendamt für geeignet erklärten ſonſtigen öffentlichen oder privaten Er⸗

ziehungsanſtalt erfolgen . Die Staatsaufſicht über dieſe Anſtalten wird

vom Juſtizminiſterium , die Schulaufſicht über die damit verbundenen

Schuleinrichtungen vom Unterrichtsminiſterium ausgeübt . ( AV. des StM .

vom 31. März 1924 , §§ 36, 8, 12, 19. )

Die ſtaatlichen Fürſorgeerziehungsanſtalten in

Flehingen und Sinsheim nehmen nur ſchulentlaſſene Knaben auf ,
Flehingen ſchulpflichtige vorübergehend zur Beobachtung .

Nichtſtaatliche , zur Aufnahme f chulpflichtiger Kinder

vom Landesjugendamt für gegeignet erklärte Anſtalten ſind der⸗

malen :

Paritätiſche Anſtalten : a)h für Knaben und Mädchen :
die v. Stulzſche Waiſenanſtalt in Baden⸗Lichtental , das Antoniushaus in

Heidelberg , das ſtädtiſche Kinderheim „ Siebenmühlental “ in Heidelberg ,

das ſtädtiſche Waiſen⸗ und Erziehungshaus in Heidelberg , das ſtädtiſche
Kinderheim in Mannheim⸗Rheinau ; b) für Knaben : das Jugend⸗

ſchutzheim in Karlsruhe ( vorwiegend für Schulentlaſſene ) ; c) für Mäd⸗

chen : die v. Weſſenbergſche Erziehungsanſtalt in Konſtanz .

Katholiſche Anſtalten : a) für Knaben : Waiſenhaus in Frei⸗
burg⸗Günterstal, Knabenheim Mariahof in Hüfingen , Erzbiſchöfliches

Armenkinderhaus in Riegel , Knabenwaiſenhaus St . Vinzenz in Sinz⸗
heim bei Baden ( bis zu 12 Jahren ) , Erzbiſchöfliches Armenkinderhaus

in Walldürn ( bis zu 12 Jahren ) ; b) für Mädchen : Waiſenhaus in

Freiburg⸗Günterstal , Erzbiſchöfliches Armenkinderhaus in Gurtweil , St .

Antoniusheim in Karlsruhe⸗Mühlburg , Herz - Jeſu - Heim in Konſtanz.
A Mädchenanſtalt „St. Joſef “ in Mannheim⸗Käfertal , St . Gebhardus⸗
haus in Oberkirch , Erziehungshaus der Frauen vom guten Hirten —

Maria⸗Viktoria⸗Stift — in Raäſtatt iſchulpflichtige Mädchen in der Be⸗

Wur)erf Franziskusheim in Schwarzach, St . Joſefs⸗Waiſen⸗

. Schre
Erzbiſchöfliches Armenkinderhaus in Walldürn ( bis zu

genk.
eignet,

Heinde
lberd
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Evangeliſche Anſtalten : a) für Knaben : Lahrer Waiſen⸗
und Rettungshaus in Dinglingen , Waiſenhaus „ Georgshilfe “ in Eichel
bei Wertheim , Kinderkrüppelheim „ Luiſenhof “ in Gresgen bei Schopf⸗

heim , Schwarzwälder Kinderrettungshaus in Hornberg ( bis zu 13 Jah⸗
ren ) , Kinder⸗Rettungsanſtalt Niefernburg in Niefern , Kleinkinderheim
„ Landhaus Heimat “ in Stühlingen ( bis zu 10 Jahren ) , Rettungsanſtalt
„Friedrichshöhe “ in Tüllingen bei Lörrach , Rettungsanſtalt in Wein⸗

garten , Rettungsanſtalt „ Pilgerhaus “ bei Weinheim , Kinder⸗ - Rettungs⸗
anſtalt „Hardtſtiftung “ in Welſchneureut , Diaſpora⸗Waiſen⸗ und Konfir⸗

mandenheim in Zell i. W. , Bauernhof Multen bei Aitern , Amt Schonau :
b) für Mädchen : Lahrer Waiſen⸗ und Rettungshaus in Dinglingen ,
Waiſenhaus „ Georgshilfe “ in Eichel bei Wertheim , Kinderkrüppelheim
„ Luiſenhof “ in Gresgen bei Schopfheim , Schwarzwälder Kinderrettungs⸗
haus in Hornberg ( bis zu 13 Jahren ) , Kinder - Rettungsanſtalt Niefery⸗

burg in Niefern , Kleinkinderheim „ Landhaus Heimat “ in Stühlingen
( bis zu 10 Jahren ) , Rettungsanſtalt „Friedrichshöhe “ in Tüllingen bei

Lörrach , Rettungsanſtalt „ Pilgershaus “ bei Weinheim , Kinder⸗Rettungs⸗
anſtalt „Hardtſtiftung “ in Welſchneureut , Diaſpora - Waiſen⸗ und Kon⸗

firmandenheim in Zell i. W. , Bauernhof Multen bei Aitern , Amt

Schönau .

Beſondere Veranſtaltungen von Gemeinden zur Unter⸗

richtung von Schülern , die wegen Gefährdung der Geſundheit ihrer Mit⸗

ſchüler vom Schulbeſuch ausgeſchloſſen ſind ( Abſ . 2) und von Schülern , die
am Unterricht der Volksſchule nicht teilnehmen können ( Abſatz 1) , beſtehen
dermalen nur in Mannheim , wo die tuberkulöſen Kinder und die krüp⸗
pelhaften und muskelſchwachen Kinder in beſonders für ſie eingerich⸗
teten Klaſſen unterrichtet werden . An allen anderen Orten muß die

Ausbildung ſolcher Kinder im Weg privater Unterweiſung er⸗
folgen . Die Verpflichtung hierzu wird vom Geſetz in erſter Reihe den
Eltern , und wenn dieſe hierzu außer Stand ſind , und nicht — wie bei
epileptiſchen und krüppelhaften Kindern — die Überführung in eine
Anſtalt möglich iſt , der Gemeinde auferlegt . Der Unterricht muß durch
einen hiefür befähigten Lehrer erteilt werden . Der gewöhnliche Fall für
das Verſagen der Eltern wird der ſein , daß ſie die Mittel nicht aufbrin⸗
gen können . Dem wird gleichzuſtellen ſein die Unmöglichkeit , einen ge⸗
eigneten Lehrer zu erhalten .

Zur Anordnung des Privatunterrichts im einzelnen Fall iſt nur
das Unterrichtsminiſterium zuſtändig . ( 3VO . § 3 Abſ . 3) . Der Anordnung
hat die Feſtſtellung voranzugehen , daß die private Unterweiſung in Rück⸗

ſicht auf den Krankheitszuſtand zuläſſig und empfehlenswert iſt . In Ge⸗

meinden , in denen ein beſonderer Schularzt beſtellt iſt , hat dieſer ſich
über die Frage zu äußern . ( SchAVO . § 10 Ziff . 1 a. E. ) Beſtehen gegen
eine von einem Privatarzt in der Sache ausgeſtellte Beſcheinigung Be —
denken , ſo iſt das Gutachten des Bezirksarztes einzuholen .

Die Durchführung der Anordnung und die Ueber⸗
wachung des Unterrichts iſt Sache des Kreisſchul⸗ oder Stadt⸗
ſchulamts , das deſſen Art und Umfang , auch wenn es ſich um einen von
der Gemeinde zu übernehmenden Unterricht handelt , von ſich aus beſtim⸗
men wird . Wird der im Auftrag der Eltern erteilte Privatunterricht
als nicht genügend erklärt , und weigern ſich die Eltern , die verlangte Er⸗

8
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herbeizuführen , ſo iſt bei Kindern , die ſich

dazu eignen , die Überführung in eine Anſtalt zu veranlaſſen ( unter An⸗

wendung der Beſtimmungen des Geſetzes vom 11. Auguſt 1902 ) . Iſt

eine ſolche Maßregel nicht möglich , und liegt auch kein zureichender

Grund für das Eintreten der Gemeinde vor , ſo wird gegen die Eltern

aufgrund des 8 71 PStGB . i. V. mit § 1 des SchG . vorzugehen und

bei mangelndem Erfolg nach § 1666 BGB . das Einſchreiten des Vor⸗

mundſchaftsgerichts anzurufen ſein.
Dasſelbe Verfahren iſt auch bei nichtbadiſchen , aber reichs⸗

deutſchen Kindern anzuwenden . Bei außerdeutſchen Kindern

wird die Anrufung des Vormundſchaftsgerichts davon abhängig ſein , daß

nach § 13 und § 27 des EG. zum B &B . die Anordnung einer Vor⸗

mundſchaft über das Kind zuläſſig iſt .

Eine Verpflichtung zur Übernahme des Privat⸗

unterrichts beſteht für einen Lehrer nur , wenn beim Eintreten der

Gemeinde für den Unterricht der Auftrag zur Erteilung desſelben von

dem Kreis⸗ oder Stadtſchulamt ausgeht ( vergl . § 58 der SchBVVO. ) , weil

für dieſen Fall die Übernahme des Unterrichts ſich als eine Neben⸗

beſchäftigung im ſtaatlichen Dienſt darſtellt (§ 11 Ziff . 2 der ELdsh.

Verordnung über die Pflichten der Beamten vom 27. Dezember 1889 —

Geſ . ⸗ u. VOBl . S. 535 und Art . 13 RPAV . ) . Voräausſetzung für eine

ſolche Auftragserteilung an den Lehrer iſt , daß dadurch ſeine Inanſpruch⸗

nahme nicht über die in § 55 des SchG . bezeichnete Grenze hinausgeht .

Da es ſich gewöhnlich um die Mehrbelaſtung für einen längeren Zeit⸗

raum handelt , ſollte die Grenze von 32 Wochenſtunden nicht überſchritten

werden . Am zweckmäßigſten wird die für den Privatunterricht auf⸗

zuwendende Zeit in das regelmäßige Stundendeputat des Lehrers eil

gerechnet und dieſer dafür von der entſprechenden Zahl von Pflicht⸗

ſtunden entlaſtet . Ein Zwang zur Übernahme der Privatſtunden kann

aver auch durch das Kreis⸗ oder Stadtſchulamt nur dann ausgeübt we

den , wenn nicht die Geſundheitsgefährdung wegen der

die Ausſchließung der Schüler erfolgt iſt , o b 1ebfiv uch fü rden

Lehrerbeſteht , worüber unter Umſtänden das Gutachten des Schul⸗

arztes oder des Bezirksarztes zu erheben iſt .

4. Was die K o ſten tragung für den Privatunterricht
Geſetz on aus , daß die Koſten beim Unvermögen

des Gef). DieBegr u‚ er d
1
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Häuſer des Landtags Anlaß zur Erörterung . Sie kann aber bei den Wand⸗
lungen , die inzwiſchen in Bezug auf die Tragung des Aufwandes der Volks⸗
ſchule eingetreten ſind , nicht mehr aufrecht erhalten werden .
Denn es kann keinem Zweifel unterliegen , daß es ſich bei dem von der
Gemeinde erteilten Privatunterricht um einen perſönlichen Aufwand für
die Volksſchule handelt , der durch die Vorſchriften des Schulgeſetzes ge —
boten iſt . Die Beiträge , die die Gemeinden für die Unterbringung nicht
vollſinniger Kinder in einer Anſtalt zu leiſten haben , berühren nur den
Aufwand für die Verpflegung der Kinder , nicht aber auch den Aufwand
für den Unterricht , da der Unterricht nach geſetzlicher Vorſchrift (§S 2
Abſ . 2 des Geſ . vom 11. Aug . 1902 , vergl . Abſch . VIII ) unentgeltlich
erteilt wird , und da überdies nach der Vorſchrift in § 8 Abſ . 2 lit . b a. a. O.
die allgemeinen Verwaltungskoſten , zu denen auch der Aufwand für das
Lehrperſonal gehört (§S 33 der VVO . zu dem Geſ . vom 9. Juni 1904 ) ,
vom Staat vorweg übernommen und bei der Feſtſetzung des Ver⸗
pflegungsbeitrages überhaupt nicht in Betracht gezogen werden .

Sofern daher den Gemeinden aus der in Frage ſtehenden Vorſchrift
beſondere Koſten erwachſen , was allerdings bei der in den großen
Städten wohl durchgehends beſtehenden Übung der Einrechnung der Pri⸗
ratſtunden in das Deputat der Lehrer faſt nirgends der Fall ſein wird ,
ſind dieſe aus der Staatskaſſe zu erſetzen . Wenn eine Gemeinde die
betreffenden Schüler bei entſprechender Zahl , ſtatt ſie einzeln zu unter⸗
richten , in eigenen Klaſſen vereinigt , und hiefür beſondere Lehrer an⸗
ſtellt , wäre auch der Aufwand für dieſe von der Sta atskaſſe zu
übernehmen . Den Maßſtab für die anzuſtellende Zahl von Lehrern
würde hierbei § 39 Abſ . 1 SchG . abgeben können . Das trifft aber nur für
ſolche Schüler zu, die nicht unter das Geſetz vom 11. Auguſt 1902 fallen ,
weil bezüglich dieſer Schüler eine Verpflichtung im Sinne des § 3 Abſ . 3
des SchG . zu privater Unterrichtung nicht beſteht .

Auch die in der Auflage an die Eltern , für private Unterweiſung
zu ſorgen , inbegriffene Verpfli ung zur Uebernahme der
erwachſenden Koſten kann in ihrer Rechtsbeftändigkeit ange⸗
zweifelt werden , nachdem durch die Ve aſſung der Grundſatz aufgeſtel
iſt , daß jeder Staatsbürger ſich ein vom Staat beſtimmtes Mindeſtmaß
von Wiſſen aneignen muß und daß die Übermittelung dieſes Kenntnis⸗
ſtandes unentgeltlich erfolgt , ein Grundſatz , der auch auf die vom
Beſuch der Volksſchule (§S 3 Abſ . 3) unverſchuldet oder infolge ei

Verſchuldens ausgeſchloſſenen oder b en Schüler Anwendung
Eine Befreiung von der Koſtentragung wird nur dann nicht einz
haben , wenn die Eltern die näheren Beſtimmungen über die Einrichtides Unterrichts , insbeſondere auch die Auswahl des Lehrers , ſich vor⸗
behalten . 8

Inwieweit dieſe Auffaſſung auch von Einfluß iſt auf die Beant⸗
wortung der Frage nach der Beſtreitung des perſönlichen Aufwandes
ni ch t ſta at licher Lehran ſtalten , die für die Aufnahme im
ſchulpflichtigen Alter ſtehender , aufgrund des § 3 des Geſetzes vom Beſuch
der Volksſchule ausgeſchloſſener Kinder errichtet ſind , ſoll hier nicht unter⸗

ſucht werden . Tatſächlich werden dermalen ſchon die Aufwendungen für
das Lehrerperſonal ſolcher Anſtalten auf Antrag vom Staat im vollen
Umfang übernommen . Vergl . § 130 Sch8 .
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Wird die Verpflichtung zur Übernahme der Koſten für den Privat⸗

unterricht durch den Staat nicht nur gegenüber der Gemeinde , ſondern

auch gegenüber den Eltern anerkannt , ſo hätte bei einer künftigen Neu⸗

bearbeitung des SchG . an die Stelle der Beſtimmungen in Abſatz 3 und

4 die Vorſchrift zu treten , daß ſolche Kinder , ſofern für ihre Unterrichtung

nicht durch beſondere Geſetze Vorſorge getroffen iſt , in beſonders zu

bildenden Abteilungen oder einzeln zu unterrichten ſind .

Die vorſtehenden Ausführungen gehen von der Anſchauung aus , daß

§ 3 SchG . — wie 8 9 des Geſ . vom 11. Auguſt 1902 , vergl . die Bmkg .

Ziff . 2 hiezu in Abſchnitt VIII — ſich als eine geſetzliche Sondervorſchrift

darſtellt , die durch die Beſtimmungen in §S 40 BJWG . , in 88§ 1e und 7

RöBO . nicht berührt wird . Sache der künftigen Geſetzgebung wird es

ſein , die Frage nach der einen oder anderen Seite zu entſcheiden .

Ungerechftfertigte Schulverſäumniſſe .

8 4.

ERG . vom 8. März 1868 58 3, Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . I.

Wegen ungerechtfertigter Schulverſäumnis eines Kindes

iſt gegen die Eltern desſelben oder deren Stellvertreter eine für

Ortsſchulzwecke zu verwendende Geldſtrafe von 10 bis 50 Pfennig

je für einen Tag auf Antrag des Vorſitzenden der Ortsſchul⸗

behörde durch den Bürgermeiſter auszuſprechen .

In den Städten der Städteordnung und in Gemeinden ,

für deren Volksſchulen beſondere Schulleiter beſtellt ſind 88 30

Abſatz 1, [ 31J 119 , kann durch Ortsſtatut beziehungsweiſe durch

Gemeindebeſchluß mit Staatsgenehmigung beſtimmt werden , daß

an Stelle der in Abſatz 1 bezeichneten Geldſtrafen Mahnungen

durch den Schulleiter zu treten haben , für deren Zuſtellung eine

durch Verordnung zu beſtimmende Gebühr erhoben werden kann .

( 3) Die Berufung geht an das Bezirksamt .

( ) Sind die in Abſatz 1 und 2 beſtimmten Geldſtrafen oder

Mahnungen wiederholt fruchtlos erkannt worden , ſo kommt 8 71

des Polizeiſtrafgeſetzbuchs vom 31 . Oktober 1863 zur Anwendung .

SchG . S 1. Schd . S8 20 —33 .

1. Als Schulverſäumnis iſt nur das Fernbleiben von dem

lehr⸗ und ſtundenplanmäßig feſtgeſetzten Unterricht zu be⸗

trachten. Dazu gehört auch eine aufgrund der Schd . anberaumte Prü⸗
fung ; dagegen ſtellt ſich die einem Schüler aufgrund des §S 64 Schd .

gemachte Auflage , zu einer an ſich ſchulfreien Zeit zur Schule zu kommen ,

nicht als eine vom Lehrer innerhalb ſeiner Zuſtändigkeit verfügte Ver⸗

längerung der geſetzlichen Unterrichtszeit dar und kann daher auch im

Nchen d 88 85 Beſtrafung als Schulverſäumnis nach ſich

ziehen . as Fernbleiben üle ienſt gi i

Baſtare erſnumis
vom Schülergottesdienſt gilt nicht als
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Das Schulverſäumnis iſt ungerechtfertigt , wenn es vorſätzlich
oder fahrläſſig verſchuldet , ſonach nicht zum Voraus oder nachträglich ge⸗
nügend entſchuldigt iſt , und nicht ausſchließlich dem Schüler zur Laſt
fällt . ( SchO . §§S 20, 22. ) Zuſtändig zur Erkennung der Strafe iſtder Bürgermeiſter des Schulorts , ohne Rückſicht , ob er die
Ortspolizei verwaltet oder nicht . Die Strafe iſt lediglich eine Or d⸗
nungsſtrafe , die im Falle der Unbeibringlichkeit nicht in eine Haft⸗
ſtrafe umgewandelt werden darf , ſondern in Abgang zu nehmen iſt .

Nach VO. des StM . vom 11. Februar 1925 — ABl . Nr . 7 — iſt das
Wort Pfennig zu erſetzen durch „ Reichspfennig .

2. Die beſondere Hervorhebung der „ Städte der Städteordnung “
hat ihren Grund darin , daß die Vorſchrift urſprünglich nur für dieſe be⸗
ſtimmt war und erſt im Laufe der Verhandlungen bei der Beratung des
Entwurfs zum SchG . vom Jahr 1910 auf alle Schulen mit einem be⸗
ſonderen techniſchen Leiter ausgedehnt wurde . Die Beſtimmung findet
auch Anwendung auf Schulen , für die bei einer geringeren als in 8 30
Abſ . 1 SchG . vorgeſehenen Lehrerzahl infolge freiwilliger Üübernahme
der Koſten durch die Gemeinde ein Schulleiter beſtellt iſt .

Da hinſichtlich der Erteilung der Staatsgenehmigung weder das
SchG . , noch auch die hiezu erlaſſene 3ZVO. einen Vorbehalt zugunſten des
UM. macht , gelten für die Invollzugſetzung der Satzungsbeſtimmung
lediglich die Vorſchriften des S 6 und § 110 Gem . Ord . Nach dieſen darfdie Verkündung einer Gemeindeſatzung erſt erfolgen , wenn ſie ſeitens
der Staatsaufſichtsbehörde (d. i. für die Städte des Landeskom⸗
miſſärs gemeinſam mit dem Beirat , für die übrigen Gemeinden des
Bezirksamts gemeinſam mit dem Bezirksrat ) für unbeanſtandet er⸗
klärt iſt . Vergl . Ziff . 3.

Bezüglich der Höhe der Mahngeb ühr ſiehe § 31 SchO . in der
Faſſung der VO. vom 9. November 1925 . Durch das die Mahnung ein⸗
führende Ortsſtatut kann nach § 2 Abſ . 2 der VVO . z. SchG . vom 8. Aug .1910 beſtimmt werden , daß die Hälfte der Mahngebühren für Ortsſchul⸗
zwecke zu verwenden iſt .

3. Anſtelle des Bezirksamtes tritt als Staatsaufſichtsbehörde im
Falle des Abſ. 1 bei den Städten G3 der Gem . Ord . ) nach § 110 Gem .
Ord . der Landeskommi ſſär . Städte ſind Gemeinden mit mehr als
15 000 Einwohnern : Baden , Bruchſal , Durlach , Freiburg , Heidelberg ,

Karlsruhe , Konſtanz , Lahr , Lörrach , Mannheim , Offenburg , Pforzheim ,Raſtatt . Villingen und Weinheim . Das Einrücken unter die Städte ge⸗ſchieht , ſobald eine Gemeinde bei der allgemeinen Volkszählung die vor⸗
geſchriebene Zahl von Einwohnern aufweiſt , automatiſch mit Be⸗
ginn des auf die allgemeine Volkszählung folgenden Jahres ( § 109
Gem . Ord. ) .

4. PStGB . vom 13. Juli 1923 . Vergl . die Bmkg . 3 zu § 1 SchG .
Fruchtlos iſt die Beſtrafung , wenn ihr ein zweites ungerechtfertigtes
Schulverſäumnis gefolgt iſt , „ wiederholt “ fruchtlos ſonach erſt nach
dem dritten ſchuldbaren Verſäumnis innerhalb desſelben Schuljahres
( Schd . § 29) . Ein Vorgehen aufgrund des § 71 PStG . iſt nach der
Faſſung der Beſtimmung nicht davon abhängig , daß es ſich um Schulver⸗
ſäumniſſe ein und desſelben Kindes handelt . Die 3 aufeinander folgenden
Verſäumniſſe können ſich hiernach auch auf verſchiedene Kinder

2
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derſelben Familie beziehen . Eine Nachprüfung , ob die vorausgegangenen

Beſtrafungen oder Mahnungen tatſächlich begründet waren , hat nicht

einzutreten . Es genügt zur Anwendung des 8 71 vielmehr , daß aufgrund

der beſtehenden Schulordnung die Strafen rechtskräftig erkannt

worden ſind . Wohl aber hat ſich die Prüfung darauf zu erſtrecken , ob

das weitere Verſäumnis vorſätzlich oder fahrläſſig verſchuldet war .

Da die Eltern nach dem Geſetz die Schüler zum Schulbeſu ch anhalten

müſſen , kann eine ſtrafbare Fahrläſſigkeit auch in einem paſſiven Ver⸗

halten liegen , zumal , wenn die vorausgegangenen Verſäumniſſe ihren

Grund in ungenügender Überwachung der Schüler hatten . Andererſeits

iſt ein Verſchulden dann ausge ſchloſſen , wenn der verantwortliche
Elternteil alles getan hat , was nach Lage der Verhältniſſe notwendig war ,

um den Beſuch der Schule durch das Kind herbeizuführen und was ver⸗

nünftiger und billiger Weiſe in dieſer Beziehung von ihm verlangt wer⸗

den konnte .
Gegen die Strafverfügung des Bezirksamtes kann der Beſchuldigte

binnen einer Woche die Beſchwerde an den Landes kommiſſär

erheben oder Antrag auf gerichtliche Entſcheidung ſtellen

( S 128 des bad . Einf . ⸗Geſ. zu den Reichsjuſtizgeſetzen vom 3. März 1879) .

Anſchaffung der Lernmiktel .

a) Durch die Eltern .

83

EUG . vom 8. März 1863 8§ 4.

Die Eltern oder deren Stellvertreter haben dafür zu ſorgen ,

daß die Kinder , welche die Volksſchule beſuchen , die erforderlichen

Bücher und ſonſtigen Materialien beſitzen . Machen ſie auf Mah⸗

nung der Ortsſchulbehörde nicht die nötigen Anſchaffungen , ſo

wird auf Antrag derſelben das Erforderliche durch die Gemeinde

auf Koſten desjenigen angeſchafft , welchem die Unterhaltung des

Kindes obliegt . Der Erſatz für die Auslagen wird nach den

Regeln über die Beitreibung öffentlicher Verbindlichkeiten ein⸗

gezogen .

SchO . §S 76 BGB . 88 1601 , 1610 , 1627 , 1705 , 1708 .

1. Die Beſtimmung unterſcheidet zwiſchen der Verpflichtung zur
Anſchaffung der erforderlichen Lernmittel und der Verpflichtung
zur Koſtentragung für dieſelben . Die erſtere Verpflichtung liegt
dem ob, in deſſen Obhut das Kind ſich befindet , alſo auch dem „Stellver⸗

treter “, die zweite dem unterhaltspflichtigen Elternteil
und bei deſſen Zahlungsunfähigkeit nach § 6 der Gemeinde . Unter

55 ſonſtigen Materialien ſind außer Heften und Schreibmateralien bei
U auch die für den Unterricht in weiblichen Handarbeiten not⸗

ane Rohſtoffe inbegriffen . Ferner gehören dazu etwaige beſondere
lu rüſtungsgegenſtände für einzelne Unterrichtsfächer , wie Turnſchuhe

Für die Beitreibung iſt maßgebend die Vo . des Min . des In⸗
nern vom 27. Januar 1900 ( Geſ . ⸗ u. VOBl . S. 387 ) in der Faſſungder



Von der Schulpflicht u. der äußeren Einrichtung der Volksſchule . §6 . 19

VO. vom 14. Juli 1915 ( Geſ . ⸗ u. VoOBl . S. 169) , vom 22. Febr . 1921
( Geſ⸗- u. VOBl . S. 47) und vom 9. Mai 1923 ( Geſ . u. VOBl . S. 111) .2. Den Lehrern iſt der Handel mit Schulgebrauchsgegen⸗
ſtänden unterſagt . Die vom vorm . Oberſchulrat hierüber unterm
4 November 1882 erlaſſene und letztmals mit Bktm vom 19. Juni 1900
( SchBOBl . Nr . VI ) in Erinnerung gebrachte Anordnung lautet :

1. Den Lehrern und Lehrerinnen an öffentlichen
Schulen jeder Art ist untersagt , mit dem Absatz von Gegen -ständen zum Schulgebrauch ( Schulbüchern , Schulheften , Schreib -
materialien etc . etc . ) sich zu befassen , sei es durch Verkauf zum
unmittelbaren Gebrauch , sei es durch Vermittlung von Be -
stellungen solcher Gegenstände oder durch Empfehlung oder
sonstige Begünstigung von Lieferanten solcher .

Das Verbot findet keine Anwendung auf den Vollzug be -
hördlicher Anordnungen zum Zweck der Beschaffung von
Gegenständen , die für den Gebrauch in Schulen von der zu -
ständigen Behörde vorgeschrieben oder empfohlen sind .

2. Die Kreisschulräte sind ermächtigt , einzelnen Lehrern
Zu gestatten , Gegenstände der vorbezeichneten Art für den
Gebrauch der Schule ihres Anstellungsortes abzusetzen , sofern
nach den örtlichen Verhältnissen ein dringendes Bedürfnis
dazu vorliegt .

Die erteilte Erlaubnis ist jederzeit widerruffich .

b) Für Minderbemittelte durch die Gemeinde .

§ 6 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . 1 § 5a .

( 1) Für unbemittelte Kinder hat die Gemeinde die erforder⸗
lichen Lehrmittel und ſonſtigen Schulbedürfniſſe einſchließlich der
nötigſten Rohſtoffe für den Unterricht in weiblichen Handarbeiten
zu beſchaffen . Desgleichen hat ſie für ſolche Kinder [ das Schul⸗
geld , ſowie ] die Koſten für die in §S 3 Abſatz 4 des Geſetzes bezeich⸗
nete Unterweiſung zu übernehmen .

( 2) Die übernahme dieſer Leiſtungen auf die Gemeinde gilt
nicht als Armenunterſtützung .

Bad . Verf . § 19 Abſ . 7. Werf . Art 145.

1. Die Bad . Verf . hat die Vorſchrift auf minderbemittelte
Schüler ausgedehnt . ( Siehe die Ausführungen zu § 19 Abſ . 7 Bad .
Verf . Abſchnitt II A. und 145 Werf . Abſchnitt II B. ) Statt „ Lehr⸗
mittel “ ſollte es heißen Lernmittel . Der Umfang der Verpflichtung
iſt derſelbe wie in § 5. Die Verpflichtung liegt der Gemeinde ob, deren
Volksſchule das Kind zu beſuchen verpflichtet iſt , ſonach der Gemeinde , in
der das Kind ſeinen gewöhnlichen Aufenthalt hat . Vergl . §8 1 Bmkg .
Ziff . 1 Abſ 3a. Verweigert dieſe Gemeinde die Übernahme der Koſten ,
ſo kann die Gemeinde , deren Volksſchule das Kind beſucht , die Entfernung
des Kindes aus der Schule verlangen ( vergl . § 9 Bmikg . Ziff . 3) . Die
Beſtimmung über das Schulgeld iſt durch § 19 Abſ . 7 Bad . Verf .
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in Wegfall gekommen . Bezüglich der Koſten aus § 3 Abſ . 2 vergl . die

Ausführungen Ziff . 4 zu dieſem Paragraphen .

2. RG, , betr . die Einwirkung der Armenunterſtützung auf öffentliche

Rechte , vom 15. März 1909 ( R&GBl . Nr . 14) u. bad . Geſ . gleichen Be⸗

treffs vom 4. Juli 1910 ( G. u. VOBl . Nr . XXIV ) .

Die Volksſchule als Gemeindeanſtalt . Schulverbände .

8 7

EUG . v. 8. März 1868 § 5. PAV9 . v. 17. März 1924 Art . I.

( 1) Für den Elementarunterricht ſoll in jeder politiſchen Ge⸗

meinde wenigſtens eine Volksſchule beſtehen .

( 2) Die Oberſchulbehörde kann aus erheblichen Gründen ge⸗

ſtatten , oder nach Anhörung des Bezirksrats anordnen , daß für

mehrere Gemeinden oder für Abteilungen einer Gemeinde zu⸗

ſammen mit einer anderen ganzen Gemeinde oder Teilen derſelben

eine Volksſchule gemeinſam gehalten werde . Die Vereinigung

mehrerer beſtehender Volksſchulen zu einem Schulverband iſt

gegen den Einſpruch der beteiligten Gemeinden nur ausnahms⸗

weiſe und nur dann zuläſſig , wenn ſich die Vereinigung ohne

Neuerrichtung von Schulgebäuden oder Erweiterung beſtehender

Schulgebäude durchführen läßt und wenn der Weg zur gemein⸗
ſamen Schule für die Schüler der bisher getrennten Schulen nicht

zu weit iſt und keine beſonderen Schwierigkeiten oder Fährlich⸗
keiten bietet .

( 3) Wenn für mehrere Gemeinden eine gemeinſame Schule

beſteht , hat auf Antrag des einen oder anderen Teils die Ober⸗

ſchulbehörde über die Trennung zu beſchließen , vorbehaltlich der

Entſcheidung der ſonſt zuſtändigen Behörde über die vermögens⸗

rechtlichen Fragen , welche ſich bei Auflöſung einer gemeinſchaft⸗

lichen Schule in mehrere getrennte ergeben .

( J ) Die Staatsverwaltungsbehörde kann auf Antrag der

Oberſchulbehörde verfügen , daß in einer Gemeinde mehrere Schu⸗

ken errichtet werden , wenn dies ein dringendes Bedürfnis iſt .

SchG . § 11. Gem. ⸗Ord . § 5. VRöpfGeſ . § 3 Ziff . 3 u. 10. VG. §8 6

Das ſtaatliche Gebot an die Eltern , ihren Kindern mindeſtens einen

gewiſſen Elementarunterricht zukommen zu laſſen , führt notwendig

dahin , für die Herſtellung entſprechender Unterrichtsanſtalten zu ſorgen .

( Begründung zum Entwurf des EllG . ) Es iſt derſelbe Grundſatz , der

bereits im XIII . Org . Edict Ziff . 1 aufgeſtellt iſt und in den Art . 144 u.

146 Werf . wiederkehrt .
Wer U nternehmer der Schule ſein ſoll , der Staat oder die Ge⸗

meinde , darüber ſagt das Geſetz nichts . Aus den folgenden Beſtimmungen
aber , wie aus der Tatſache , daß das Geſetz an die beſtehenden Verhält⸗

ge
lunnte!

berbet
hathier
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niſſe anknüpft , ergibt ſich als Wille des Geſetzes , daß die Schule nicht nur
in , ſondern auch von der Gemeinde errichtet werden ſoll . Die
Gemeinde wird im II . Konſtitutionsedikt bezeichnet als die „pflicht⸗
gebotene Zuſammenwirkung mehrerer Staatsbürger unter gemeinſamer
Leitung ihrer Vorſteher zur Beförderung des allgemeinen Staatswohls “ ;
ſie ſoll „zugleich als Mittel für die leichtere Vollziehung der Staatsregie⸗
rung , gleichſam als unterſter Ring in der Kette der Staatsverbindungen
dienen . “ In Übereinſtimmung damit bezeichnet § 1 der Gemeindeordnung
vom 5. Oktober 1921 die Gemeinde als „ Glied der Staatsver⸗
waltung “ , die „nach näherer Beſtimmung der Reichs - und Lan⸗
desgeſetze und der aufgrund dieſer Geſetze erlaſſenen Verordnungen
bei der allgemeinen Staatsverwaltung mitzuwirken “ hat . In dieſer
ihrer Eigenſchaft als Teildes Staatsorganismus hat jede poli⸗
tiſche Gemeinde eine Volksſchule zu halten . Die Volksſchule iſt hiernach
eine aufgrund ſtaatlicher Anordnung errichtete Gemeindeanſtalt .
An dieſem Charakter wird auch dadurch , daß der Staat den geſetzlich
gebotenen perſönlichen Aufwand für die Volksſchule übernimmt , nichts
geändert . Verſchiedene im Landtag 1912 unternommene Verſuche , die
Volksſchule zu verſtaatlichen , ſind von der überwiegenden Mehrheit der
Zweiten und der Erſten Kammer zurückgewieſen worden . Die Aufrecht⸗
erhaltung des bisherigen Zuſtandes bedeutet eine Lebensfrage für die
Volksſchule . Sie kann nur gedeihen und ſich weiter entwickeln , wenn
das Intereſſe der Gemeinde an ihr aufrecht erhalten bleibt und dies wird
nur der Fall ſein , wenn die Gemeinde durch Pflichten und Rechte mit der
Schule verbunden bleibt . ( Vergl . in dieſer Beziehung die Bmkg . zu Ar⸗
tikel 144 RVerf . — Abſchnitt II B 1) .

Aus dieſer eigenartig rechtlichen Stellung der Gemeinde zur Schule
folgt , daß die Ausgeſtaltung der Schule nur innerhalb des vom Staat
hierfür geſetzlich feſtgelegten Rahmens erfolgen darf . Die
Gemeinde kann daher die Volksſchule nicht kraft des ihr als öffentlicher
Korporation zuſtehenden Autonomierechts frei geſtalten , wohl aber kann
ſie in dieſer ihrer Eigenſchaft wie andere juriſtiſche Perſonen anderweite
Schuleinrichtungen unter Beachtung der Vorſchriften des §S 133 SchG .
ins Leben rufen .

Die verſchiedenen Schulabteilungen ( Schulhäuſer ) einer Gemeinde
gelten als eine Schule . Die Errichtung mehrerer ſelbſtän⸗

diger Schulen kann nur in Frage kommen , wenn es ſich um ört⸗
lich getrennte Ortsteile einer Gemeinde handelt .

2. Oberſchulbehörde im Sinne des Geſetzes iſt nach der Ldsh . VO. v.
19. Mai 1911 das UM. Die Vereinigung mehrerer Gemeinden behufs
gemeinſamer Unterhaltung einer Volksſchule zu einem Schulverband
konnte nach der früheren Geſetzgebung nur durch freiwillige Vereinbarung
der beteiligten Gemeinden geſchehen Die PAVO . vom 17. März 1924
hat hierin eine Anderung herbeigeführt , indem ſie dem UM. die Ermäch⸗
tigung erteilt , die Errichtung ſolcher Verbände auch von ſich aus , ſonach
zwangsweiſe anzuordnen . Dadurch wird die Unterrichtsverwaltung
in die Lage verſetzt , unbegründete Widerſtände , die dem Zuſtandekommen
eines — Teile von mehreren Gemeinden umfaſſenden — Schulver⸗
bandes oft nur von einer einzelnen Gemeinde entgegengeſetzt werden ,
zu beſeitigen und andererſeits auch im Intereſſe einer Verminderung des
perſönlichen Schulaufwandes Zwergſchulen mit nur wenigen Schülern

32＋



Schulgeſetz .

aufzuheben und mit einer benachbarten Schule zu vereinigen . Über die

Angemeſſenheit einer ſolchen Maßregel foll zunächſt der Bezirksrat als

die mit den örtlichen Verhältniſſen am meiſten vertraute ſtaatliche Be⸗

hörde gehört werden .

Da die zwangsweiſe Bildung eines Schulverbandes nach dem Willen

des Geſetzes nur ausnahmsweiſe erfolgen ſoll , wird von der einge⸗
räumten Befugnis nur beim Vorliegen beſonders dringender Verhältniſſe ,
die in anderer Weiſe nicht einer befriedigenden Ordnung zugeführt wer⸗

den können , Gebrauch zu machen ſein .

Die zwangsweiſe Eingliederung einer Gemeinde in den Verband

ſoll jedenfalls dann unterbleiben , wenn der Gemeinde hieraus beſondere

Aufwendungen für die Herſtellung neuer Schulräume erwachſen wür⸗

den oder wenn ſich für ihre Schüler ein zu weiter oder aber ein das

Leben , die Sittlichkeit oder die Geſundheit gefährdender Weg zur neuen

Schule ergeben würde . Was die Länge des Schulwegs angeht , ſo werden

die Verhältniſſe anderer Schulen der gleichen Landesgegend in Vergleich

zu ziehen ſein . Das Fortbildungsſchulgeſetz jtellt für die Bildung von

Schulverbänden als Regel auf , daß „ beim Mangel beſonderer Verkehrs⸗

möglichkeiten der Weg zur gemeinſamen Schule im allgemeinen nicht

mehr als ſechs Kilometer “ betragen ſoll . In Rückſicht darauf , daß es ſich

in der Volksſchule um jüngere und ſchonungsbedürftige Kinder handelt ,

dürfte für den Schulweg im allgemeinen eine Länge von vier Kilo⸗

metern als Höchſtmaß anzunehmen ſein . Darüber , ob die Wegverhältniſſe

beſondere Schwierigkeiten bieten , werden gegebenenfalls das Waſſer⸗ und

Straßenbauamt und der Bezirksarzt zu hören ſein . Etwa gemachte Er⸗

hebungen werden dann dem Bezirksrat zur Berückſichtigung und Wür⸗

digung bei dem von ihm abzugebenden Gutachten mitzuteilen ſein .
Die Entſcheidung des Unterrichtsminiſteriums unterliegt nur der An⸗

fechtung im Wege des Rekurſes an das Staatsminiſterium.
3. Die Beſtimmung bezieht ſich auch auf den Fall , daß nur Teile

einer Gemeinde zur Volksſchule einer anderen Gemeinde gehören . Wird

dem Antrag auf Trennung entſprochen , ſo hat die aus dem Verband aus⸗

ſcheidende Gemeinde eine eigene Volksſchule zu errichten , ſofern ſie nicht

einem anderen Schulverband freiwillig beitritt oder durch das UM. zuge⸗

wieſen wird . In der Auflage zur Errichtung einer eigenen Volksſchule
wird vielfach ein Mittel liegen , die Gemeinde zum Anſchluß an eine

andere Gemeinde willfährig zu machen . Ein beſtehendes Schulverbands⸗

verhältnis kann auch ohne Antrag einer der daran beteiligten Be⸗

hörden dadurch aufgelöſt werden , daß aufgrund des Abſ . 4 die Errichtung
einer weiteren Schule verfügt wird .

ö

Über Streitigkeiten , die aus der Auflöſung eines Schulverbandes
hinſichtlich der Teilung und Auseinanderſetzung des gemeinſchaftlichen
Vermögens entſtehen , entſcheidet auf Klage gegen die Vorentſcheidung
des Bezirksrats der Verwaltungsgerichtshof . ( VRPfG . § 3 Ziff . 10. )

4. Die weitere Schule kann als ſelbſtändige Volksſchule oder
als eine örtlich getrennte Abteilung der Geſamtvolksſchule der Gemeinde
errichtet werden oder es kann dem vorhandenen Bedürfnis auch durch
Angliederung von Teilen der Gemeinde an eine benachbarte Gemeinde
—durch Bildung eines Schulverbandes — genügt werden . Staatsver⸗
waltungsbehörde iſt nach VG. §S 6 Ziff . 2 der Bezirksrat .
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Die Errichtung einer weiteren Volksſchule kann von der Gemeinde
auch freiwillig , vorbehaltlich der Zuſtimmung des UM. ( § 12 des Geſ . )
beſchloſſen werden .

Schulverbandsſatzungen .

§ 8 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . I §S 6a .

( J ) Zur näheren Feſtſtellung der Verhältniſſe eines mehrere
Gemeinden oder Teile von ſolchen umfaſſenden Schulverbandes ſind
zwiſchen den beteiligten Gemeinden beſondere Satzungen zu ver⸗
einbaren , die der Zuſtimmung des Bezirksamtes und der Ge⸗
nehmigung der Oberſchulbehörde bedürfen .

( 2) In dieſer Weiſe ſind insbeſondere zu ordnen :
1. der Umfang des Schulverbandes ,
2. die Bildung der Ortsſchulbehörde ,
3. die Beſtimmung der Gemeinde , welche die Verwaltung

und Verrechnung der Einnahmen und Ausgaben der ge⸗
meinſchaftlichen Schule zu führen hat ,

4. die Beitragsleiſtungen der einzelnen Gemeinden zu den
Lehrergehalten aus den hierfür gewidmeten Vermögens⸗
teilen ,

5. der Umfang der Rechte der einzelnen Gemeinden an dem
etwa vorhandenen gemeinſamen Schulvermögen , insbeſon⸗
dere am Schulhaus , den Einrichtungsgegenſtänden und
Lehrmitteln , ſowie das Verhältnis , in dem die einzelnen
Gemeinden zur Unterhaltung und zum Neubau des Schul⸗
hauſes , ſowie zur Unterhaltung und Neubeſchaffung der
Einrichtungsgegenſtände und Lehrmittel beizutragen
haben ,

6. die etwaigen Wirkungen des Ausſcheidens einer Ge⸗
meinde aus dem Verband auf die getroffene Verein⸗
barung .

( 3) Kommt eine Vereinbarung nicht zuſtande , ſo werden
die erforderlichen Feſtſtellungen , ſoweit die Verhältniſſe in Zif⸗
fer 1 bis 3 in Betracht kommen , nach Anhörung der Oberſchul⸗
behörde durch den Bezirksrat als Verwaltungsbehörde erlaſſen .

SchG . §§ 19, 140. Bekanntmachung des vorm . OSchR . vom 22. De⸗
zember 1910 SchVoOBl . Nr . XXXI .

1. Der durch das Schulgeſetz vom 7. Juli 1910 neu eingeführten
Beſtimmung kommt die Aufgabe zu, einen Erſatz für die früheren amt⸗
lichen Schulerkenntniſſe , die infolge der Neuordnung der Gehaltsverhält⸗
niſſe durch das Geſ . vom 13. Mai 1892 in Wegfall gekommen waren , zu
ſchaffen und im Weg der Vereinbarung der beteiligten Gemeinden die
aus der Vereinigung zu einem Schulverband ſich ergebenden rechtlichen
Verhältniſſe feſtzulegen .
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Die Beſtimmung gilt , obwohl ſie auf dem inzwiſchen geänderten

Grundſatz , daß ein Schulverband nur durch freie Vereinbarung der be⸗

teiligten Gemeinden errichtet werden kann , beruht , auch für den Fall der

zwangsweiſen Errichtung des Verbandes . Erſt wenn eine Verein⸗

barung nicht zuſtande kommt , tritt auch für dieſen Fall die Vorſchrift des

Abſ . 3 in Geltung .
Zur Beſchlußfaſſung der Gemeinden iſt die Zuſtimmung des Bür⸗

gerausſchuſſes bezw . der Gemeindeverſammlung erforderlich . ( Gem. ⸗Ord .

§8 65 u. 69. ) Anſtelle des Bezirksamtes tritt bei den Städten der Landes⸗

kommiſſär (§S 110 G0. ) vergl . 8 4 Bmkg . 3. Oberſchulbehörde iſt das UM.

2. Kommt eine Einigung über den Umfang de⸗ Verbandes nicht zu⸗

ſtande , ſo hat zunächſt der Verwaltungsgerichtshof auf Vorentſcheidung

des Bezirksrats darüber zu entſcheiden .

§ 140 Abſ . 2 Ziff . 1 u. VRPfG . § 3 Ziff . 3.

Zu Abſ . 2 Ziff . 2 vergl . § 19 Abſ . 2 Schõ

Infolge der Übernahme des geſetzlichen perſönlichen Aufwandes auf

die Staatskaſſe iſt Abſ . 2 Ziff . 3 auf den perſönlichen Aufwand für über⸗

geſetzliche Stellen und den ſachlichen Aufwand beſchränkt .

Abſatz 2 Ziffer 4 iſt gleichfalls auf die Aufwendungen für über⸗

geſetzliche Stellen beſchränkt . StVG . § 28 Ziff . 6.

Kommt in den Fällen des Abſ . 2 Ziff . 4 u. 5 eine Einigung unter

den beteiligten Gemeinden nicht zu Stande , ſo hat nach § 140 Abſ . 2 Schch .

der Verwaltungsgerichtshof auf Vorentſcheidung des Bezirksrates zu ent⸗

ſcheiden . VRPG . § 3 Ziff . 3. Vergl . auch 88 108 und 110 SchG .

3 . Falls die beteiligten Gemeinden verſchiedenen Bezirksämtern an⸗

gehören , wird gemäß 8 2 Abſatz 2 der Ldsh . VO. vom 31. Auguſt 1884

der zuſtändige Bezirksrat durch das Unterrichtsminiſterium im Benehmen
mit dem Miniſterium des Innern beſtimmt .

Gegen die Entſchließung des Bezirksrates iſt der Rekurs an das

UM. zuläſſig , das im Benehmen mit dem Miniſterium des Innern ent⸗

ſcheidet, vorbehaltlich der Entſcheidung des Verwaltungsgerichtshofs im

Falle des Abſ . 2 Ziff . 1.

Gaſtſchüler .
89

Geſ . vom 7. Juni 1910 Art . I §S 6b .

( 1 ) Wenn beſondere Verhältniſſe vorliegen , welche die Zu⸗

weiſung von Schülern einer Gemeinde zur Teilnahme am Unter⸗

richt der Volksſchule einer benachbarten Gemeinde in allen oder

nur in einzelnen Unterrichtsfächern dringend wünſchenswert er⸗

ſcheinen laſſen , ſo kann dieſe Zuweiſung auf Antrag der einen

oder anderen der beteiligten Gemeinden oder auf Antrag der

Oberſchulbehörde durch den Bezirksrat als Verwaltungsbehörde

ausgeſprochen werden , ſofern in der benachbarten Volksſchule die

vorhandenen Schulräume dies geſtatten und die geſetzliche Höchſt⸗

zahl der einem Lehrer zuzuweiſenden Schüler dadurch nicht über⸗
ſchritten wird .

08 Der Bezirksrat entſcheidet gleichzeitig , ob von der Ge⸗
meinde , aus der die Zuweiſung erfolgt ſabgeſehen von dem

parni
Juhör
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Schulgeld ! l , beſondere Vergütungen zum perſönlichen und zum
ſachlichen Aufwand der Nachbargemeinde zu leiſten ſind , und ſetzt
deren Beiträge nach Anhörung der Gemeinden feſt .

1. Die Vorſchrift ſoll die Möglichkeit bieten , Kinder beim Vorliegen
beſonderer Verhältniſſe , namentlich wenn dieſelben einen erheblich
näheren Weg zu einer benachbarten als zu ihrer eigenen Schule haben ,
oder um der Überfüllung einer Volksſchule vorübergehend abzuhelfen ,
einer benachbarten Schule auch gegen den Willen der betreffenden Ge⸗
meinde zuzuweiſen , ohne daß daraus ein Schulverband mit ſeinen recht⸗
lichen Folgen begründet wird . Die rechtliche Befugnis der Staatsgewalt
hiezu ergibt ſich aus der ihr zuſtehenden ſtaatlichen Schulhoheit . Die
Zuweiſung kann für den geſamten Unterricht oder nur für einzelne

Pflichtfächer , wie Religion , Turnen , weibliche Handarbeiten erfolgen .
Die Anwendung der Vorſchrift iſt in Rückſicht darauf , daß ſie immer⸗

hin einen Eingriff in geſetzlich ſonſt der Gemeinde zuſtehende Rechte ent⸗
hält , an die Vorausſetzung gebunden , daß aus ihrer Durchführung der
betreffenden Gemeinde keine neuen geſetzlichen Verpflichtungen mit ent⸗
ſprechenden Ausgaben erwachſen ; ſie iſt überdies der Entſchließung des
Bezirksrats als der mit den örtlichen Verhältniſſen am meiſten ver⸗
trauten Behörde überlaſſen . Die Antragſtellung iſt neben den beteiligten
Gemeinden auch der Oberſchulbehörde vorbehalten , da immerhin Fälle
vorkommen können , in denen die Durchführung der Maßregel auch gegen
den Willen der beteiligten Gemeinden notwendig erſcheinen kann . Der
von einer Gemeinde ausgehende Antrag unterliegt aber in jedem Fall der
vorherigen Prüfung der Oberſchulbehörde und iſt vom Bezirksamt dieſer
zur Außerung vorzulegen . VVO . 3. SchG . § 10. Oberſchulbehörde
im Sinne der Vorſchrift iſt das UM. Vergl . auch §88 26 u. 28 SchG .

2. Dem Ermeſſen des Bezirksrats ſoll weiter die Entſcheidung dar⸗
über zuſtehen , ob und eventuell in welchem Umfang für die Durchfüh⸗
rung der Maßregel eine beſondere Vergütung zum ſachlichen Aufwandder Nachbargemeinde zu entrichten iſt . Hiebei wird beſonders der Auf⸗
wand für die Beſchaffung von Schulbänken und die Benützung der
ſonſtigen Einrichtungen der Schule in Frage kommen , namentlich , wenn
aus der Zuweiſung der Gemeinde , deren Volksſchule zu beſuchen die
Kinder an ſich verpflichtet ſind , beſondere Vorteile beziehungsweiſe Er⸗

erwachſen . Die beteiligten Gemeinden ſind vor der Feſtſetzung
zu hören .

Der perſönliche Aufwand kommt nicht mehr in Betracht , nachdemer in vollem Umfang vom Staat beſtritten wird .
Die Anführung des Schulgeldes iſt durch die Beſtimmung der Ver⸗

faſſung ( § 19 Abſ . 7) über die Unentgeltlichkeit des Unterrichts gegen⸗
ſtandslos geworden .

Die Entſcheidung des Bezirksrats unterliegt der Anfechtung im Wege
des Rekurſes oder der Klage an den Verwaltungsgerichtshof ( § 140
Abſ . 2 Ziff . 2 SchG . ) .

3. Abgeſehen von dem in 89 geregelten Fall beſteht für eine Ge⸗
meinde keine Verpflichtung , ein Kind , das nicht ſeinen gewöhnlichen
Aufenthalt in der Gemeinde hat , in ihre Volksſchule zuzulaſſen .
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Abgeſonderke Gemarkungen .
§ 10 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . 1 § 7. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . I.

( J ) Die Vorſchriften in § S7 Abſatz 1 bis 3, § § 8 und 9 finden

auf abgeſonderte Gemarkungen ( Kolonien ) finngemäße Anwen⸗

dung . Dabei gilt die Geſamtheit der Eigentümer der zur Ge⸗

markung gehörenden Liegenſchaften als Träger der nach dieſem

Geſetze den Gemeinden obliegenden Verpflichtungen und der den⸗

ſelben gegenüber der Staatskaſſe zuſtehenden Anſprüche . Für

die Höhe des Gemeindebeitrags iſt die Einwohnerzahl der abge⸗

ſonderten Gemarkung maßgebend .

( 2) Der für Schulzwecke zu machende Aufwand iſt von den

Eigentümern der Liegenſchaften unter ſich nach Verhältnis des in

der Gemarkung veranlagten Steuerwerts ihres Liegenſchaftsver⸗

mögens zu tragen , ſoweit nicht etwa auf Grund der Vorſchriften

der Gemeindeordnung auch die übrigen in der Gemarkung zur

ſtaatlichen Beſteuerung veranlagten Steuerwerte und Einkommen

zur Deckung des von der Gemarkung zu tragenden öffentlich⸗recht⸗
lichen Aufwandes beigezogen werden .

SchGG. § 19. Gem. ⸗Ord . § 105.

Die vorſtehenden Beſtimmungen gehen in Anlehnung an die Vor⸗

ſchriften des Art . 3 des Geſetzes vom 23. Juni 1892 — die Anderung

einiger Beſtimmungen der Gemeinde⸗ und Städteordnung betr . — das

bei Vorlage des Entwurfs zum Geſetz vom 13. Mai 1892 in Vorberei⸗

tung war , davon aus , „ daß der Eigentümer einer abgeſonderten Gemar⸗

kung als Träger der nach dem Geſetz ſonſt den Gemeinden obliegenden

Verpflichtungen zu betrachten ſei . “ GBegr . ö. Geſ . v. 13. Mai 1892 . )

In Anwendung dieſes Grundſatzes wird den Eigentümern einer abge⸗

ſonderten Gemarkung zunächſt freigeſtellt , den Anſchluß an eine

benachbarte Gemeinde zu ſuchen , ſei es durch Errichtung eines

Schulverbandes oder dadurch , daß ſie die Erlaubnis erhalten , die ſchul⸗

pflichtigen Kinder der abgeſonderten Gemarkung in die Schule dieſer

Gemeinde zu ſchicken . Gelingt dies nicht , ſo kann die zwangsweiſe Bil⸗

dung eines Schulverbandes oder die Anwendbarkeit des § 9 in Erwägung

gedogen werden . Kommt der Anſchluß an eine benachbarte Gemeinde
die eine oder andere Art nicht zuſtande , ſo iſt auf der abgeſonderten

Gemarkung eine eigene Schule zu errichten . Für die Beſtellung

35 örtlichen Aufſichtsbehörde gilt die Vorſchrift in § 19 letzter Abſatz

177 der Gem . Ord . in der Faſſung des Geſetzes vom

Die Beſtimmung über den Gemeindebeitrag iſt durch die übernahme

des perſönlichen Aufwandes auf die Staatskaſſe gegenſtandslos geworden .

Nach § 105 der Gem . Ord. vom 5. Okt. 1921 ſollen die abgeſon⸗

derten Gemarkungen bis 1. Januar 1925 durch Anordnung des Miniſte⸗

riums des Innern mit benachbarten Gemeinden vereinigt werden . Da

dieſe Anordnung bis jetzt noch nicht vollſtändig durchgeführt iſt , bleiben

nach der Übergangsvorſchrift in §S 105 Ziff . 5 GoO. einſtweilen die Be⸗
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mtauch
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daldung
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Von der Schulpflicht u. der äußeren Einrichtung der Volksſchule . §S 11. 27

ſtimmungen der §§8 187 - —194 der bisherigen Gemeindeordnung und da⸗
mit auch die Beſtimmungen des § 10 SchG . in Kraft .

2. Der zu machende Aufwand beſchränkt ſich auf die ſachlichen Auf⸗
wendungen .

Simultanſchule .

§ 11 .
Geſ . vom 18. Sept . 1876 Art . I §S 6. 5

( ) Der Unterricht in der Volksſchule wird ſämtlichen ſchul⸗
pflichtigen Kindern gemeinſchaftlich erteilt , mit Ausnahme des
Religionsunterrichts , ſofern die Kinder verſchiedenen religiöſen
Bekenntniſſen angehören .

( 2) Die nach §S 7 Abſatz 1 den politiſchen Gemeinden oblie⸗
gende Verpflichtung kann weder im ganzen noch zum Teile durch
eine vorzugsweiſe zur Erfüllung konfeſſioneller Zwecke begründete
Korporationsanſtalt geleiſtet werden .

SchG . 88 7, 34. 40, 41.

1. Düurch die Beſtimmung in Abſ . 1 iſt anſtelle der bis dahin beſtan⸗
denen Konfeſſionsſchule für die Schulen mit konfeſſionell gemiſchter
Schulbevölkerung die gemiſchte Volksſchule — Simultan⸗
ſchule — eingeführt worden . Das EuG . vom 8. März 1868 hatte die
Errichtung ſolcher Schulen nur fakultativ geſtattet .

2. Durch den von der Zweiten Kammer beigefügten Abſatz 2 ſollte
der bis dahin in einer Reihe von Gemeinden ( Baden , Freiburg , Lichten⸗
tal , Offenburg , Konſtanz , Raſtatt und Villingen ) beſtandene Zuſtand ,
wonach die durch das Regulativ vom 16. Sept . 1811 als weltliche Kor⸗
porationen unter der Benennung „ Weibliche ehr und Er
ziehungsinſtitute “ , aufrechterhaltenen früheren Frauenklöſter den
Unterricht an die katholiſche weibliche Jugend dieſer Orte , zum Teil auf⸗
grund beſonderer Vereinbarungen mit den Gemeinden , erteilten , als mit
den Beſtimmungen des Abſ . 1 nicht vereinbar erklärt werden .

Errichtung und Aufhebung von Volksſchulen .

§ 12R 2.
EllG . vom 8. März 1868 § 13 — PAVO . vom 17. März 1924 Art . I.
Die Errichtung von Volksſchulen und die Aufhebung be⸗
ſtehender Volksſchulen erfolgt durch Entſchließung des Unter⸗
richtsminiſteriums .

SchG . 8 7.

Nach dem früheren Wortlaut der Beſtimmung war die Errichtung
und die Aufhebung einer Volksſchule an die „ Genehmigung “ der Ober —
ſchulbehörde gebunden . Die Neufaſſung des Paragraphen durch Art . 1
der PAVo . , ſteht im Zuſammenhang mit der Anderung des § 7 Abſ . 2
und ſoll die Möglichkeit ſchaffen , eine Volksſchule auch gegen den Willen
einer Gemeinde aufzuheben und mit einer benachbarten Volksſchule zueinem Schulverband zu vereinigen .
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Zweiter Titel .

Von den Schulbehörden .

Brtliche Schulaufſicht .
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Geſ . vom 18. Sept . 1876 Art . II S 14, Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II 8 10.

Die örtliche Aufſicht über die Volksſchule und die Verwal⸗

tung des geſamten , auch des konfeſſionellen örtlichen Schulver⸗
mögens , deſſen ganzes Erträgnis forthin der Volksſchule an⸗

heimfällt , werden durch die Ortsſchulbehörde geführt . Dieſelbe

wird gebildet durch den Gemeinderat unter Zuzug eines Orts⸗

pfarrers von jedem in der Schulgemeinde vertretenen Bekennt⸗

niſſe , ſowie des erſten Lehrers von jeder in derſelben beſtehenden

Volksſchule und des Schularztes , wo ein ſolcher beſtellt iſt .

SchGeſ . 88 16, 17, 20, 21, 18, 23, 29, 78, 114 Abl 3 Gem. Ord .

88 18, 19, 585 . § 1, SchBöO . 88 1 —26 , StRA . 8 1, 10. Sch2VO . 8 2.

1. Die Einführung der gemiſchten Volksſchule machte eine Anderung

der bis dahin für die konfeſſionelle Schule beſtandenen Schulaufſicht

nötig . Das Geſetz vom 18. Sept . 1876 entſchied ſich dafür , dieſe Befug⸗

niſſe dem paritätiſchen Gemeinderat , als dem Vertreter der politiſchen

Gemeinde , unter Zuzug je eines Geiſtlichen der verſchiedenen in der Ge⸗

meinde vertretenen Bekenntniſſe und eines Vertreters von jeder in der

Gemeinde errichtenden Voltsſchule zu übertragen . Dabei wurde weiter

beſtimmt , daß auf dieſe Gemeindebehörde — den erweiterten Ge⸗
meinderat —alle Obliegenheiten und Befugniſſe überzugehen hätten ,
die nach den in Geltung befindlichen Geſetzen und Verordnungen bisher

den nach dem EllG . vom 8. März 1868 beſtellten konfeſſionellen Orts⸗

ſchulräten zukamen . Hiezu gehörte auch die Ausübung von Aufſichts⸗

rechten auf ſchultechniſchem Gebiet .

2. Das Geſetz vom 7. Juli 1910 brachte hierin eine Reihe bedeut⸗

ſamer Anderungen . In formeller Beziehung überträgt es die örtliche

Schulaufſicht nicht dem Gemeinderat , ſondern einer beſonderen Behörde ,
der „Ortsſchulbehörde “, ohne jedoch materiell an deren Zuſam⸗

menſetzung weſentliche Anderungen vorzunehmen . Dadurch ſollte eine

größere Selbſtändigkeit in der Wahrung der Rechte der Schule , beſon⸗
ders in Fällen , in denen — wie auf dem Gebiete der Vermögensverwal⸗

tung —die Intereſſen der Gemeinde und der Schule vielfach ausein⸗

andergehen , herbeigeführt werden . Ddie bedeutendſte underung gegen⸗
üüber dem früheren Zuſtand aber liegt darin , daß das Geſetz der Orts⸗

ſchulbehörde im weſentlichen nur die nach früheren Beſtimmungen dem

Schulvorſtand zugeſtandenen Obliegenheiten zuweiſt , deren Inbegriff
nach dem üblichen Sprachgebrauch ols „ Schulpflege “ bezeichnet
wird , während es die Aufgaben auf dem Gebiete der techniſchen
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Beaufſichtigung davon loslöſt und den zu deren Wahrnehmung
berufenen beſonderen Schulorganen überträgt . ( § 20 SchG . )

Dementſprechend ſind die Vorſchriften des Geſetzes vom 18. Sept .
1876 über den Wirkungskreis der Ortsſchulbehörde nicht in das SchGeſ .
vom 7. Juli 1910 übernommen worden und andererſeits hat § 30 Schg .
einen weiteren Ausbau des Inſtituts der erſten Lehrer bei größeren
Schulſyſtemen durch die Ernennung eines beſonderen Schulleiters vor⸗
geſehen . Wo nach § 29 Abſ . 2 SchG . für örtlich getrennte Abteilungeneiner Volksſchule beſondere erſte Lehrer ernannt ſind , ſind dieſe ſämtlich
zum Eintritt in die Ortsſchulbehörde berufen .

Der Perſonalbeſtand der Ortsſchulbehörde iſt durch den Beizug des
Schularztes , wo ein ſolcher beſtellt iſt , erweitert .

Unter „ Schulgemeinde “ verſteht das Geſetz ſowohl eine einzelne
Gemeinde , als auch einen Schulverband .

Das örtliche Schulvermögen , das der Verwaltung der Orts⸗
ſchulbehörde unterſtellt iſt , umfaßt das geſamte dem öffentlichen
Volksſchulunterricht gewidmete Vermögenz dazu gehören
zunächſt die zur Beſtreitung des perſönlichen und ſachlichen Aufwandes
der Schule gewidmeten Vermögensteile und Stiftungen , die D eckungs⸗
mittel für die Lehrergehalte — §s 78 —81 SchG . , die Schulhaus⸗
bau⸗ und Unterhaltungsfonds — 8 114 SchG . — und die
Stiftungen zur Anſchaffung von Lehrmitteln und Schulgebrauchsgegen⸗
ſtänden ; ſodann im weiteren Sinn alle Stiftungen — „ Schul⸗
fonds “ —die zur Unterſtützung , Förderung oder Aufmunterung der
die Schule beſuchenden Kinder ( Anſchaffung von Lernmitteln , Bezahlung
von Schulgeld , Verteilung von Schulpreiſen . Schulwecken u. dergl . ) be⸗
ſtimmt ſind . Stiftungen der letzteren Art können nach § 5 Ziff . 5 des
Stiftungsgeſetzes vom 19. Juli 1918 auch als kirchliche Stiftungen er⸗
richtet werden .

Durch die Überweiſung der Erträgniſſe des konfeſſionellen
Schulvermögens im engeren Sinn zur Verwendung für die gemiſchte
Schule und die Übertragung der Verwaltung dieſes Vermögens an die
paritätiſche Ortsſchulbehörde wird die Vorſchrift in § 9 StiftG . , wonachdas Stiftungsvermögen „ im Grundſtock ungeſchmälert “ zu erhalten iſt ,
nicht alteriert . Infolge hievon muß dieſes Vermögen auch für die Zu⸗
kunft in ſeinem Beſtand nicht nur vom Gemeindevermögen
C 13 StiftG . ) , ſondern auch innerhalb des örtlichen
Schulvermögens getrennt erhalten und nachgewieſen
werden . Nur wenn es ſich um konfeſſionelle Stiftungen zum Bau
oder zur Unterhaltung von Schulhäuſern handelt , darf auch der Grund⸗

ſtock des Vermögens zur Beſtreitung des Bau⸗ und Unterhaltungsauf⸗wands für das Schulgebäude der gemiſchten Volksſchule angegriffen und
gegebenenfalls aufgezehrt werden . ( § 114 Abſ . 2 SchG. )

Die Erträgniſſe der zugunſten der Schüler beſtimmten konfeſ⸗
ſionellen Schulfonds dürfen nur für die Angehörigen des
berechtigten Bekenntniſſes Verwendung finden .

Umfaßt eine Schule mehrere Gemeinden oder Teile von ſolchen ( §7
Abſ . 2 SchG . ) , ſo ſteht die Verwaltung des örtlichen Schulvermögens der
nach § 8 Ziff . 2 und § 19 Abſ . 2 SchG . beſtellten Ortsſchulbehörde zu.
Handelt es ſich um Schulvermögen , an dem nur eine einzelne der
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am Schulverband beteiligten Gemeinden berechtigt iſt , ſo ſteht deſſen

Verwaltung dem Gemeinderat dieſer Gemeinde zu, wogegen für die Ver⸗

waltung von Schulvermögen , an dem mehrere , nicht an einem

Schulverband beteiligte Gemeinden berechtigt ſind , nach § 16 StiftG . ein

beſonderer Stiftungsrat zu beſtellen iſt . ( StRA § 1. )

Schulkommiſſion . Zuſammenſetzung .
§ 14 .

Geſ . vom 18. Sept . 1876 Art . II § 15. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II §S 11.

Für Volksſchulen in Gemeinden mit mindeſtens 4000 Ein⸗

wohnern muß , für die anderer Gemeinden kann zur Beſorgung

der in § 13 genannten Angelegenheiten durch Gemeindebeſchluß

mit Genehmigung des Unterrichtsminiſteriums eine beſondere

Ortsſchulbehörde ( Schulkommiſſion ) beſtellt werden , die zu be⸗

ſtehen hat aus dem Bürgermeiſter oder einem Mitglied des Ge⸗

meinderats als Vorſitzendem , einer Anzahl Gemeindeeinwohner

und den in § 13 weiter bezeichneten Perſonen .

Gem. Ord. 88 51, 52 Abſ . 3. SchBBO . 8 2.

Die ſchon nach dem Geſetz vom 18. Sept . 1876 mögliche Beſtellung

einer beſonderen Schulkom miſſion anſtelle der geſetzlich vor⸗

geſchriebenen Ortsſchulbehörde ſollte im SchG . vom 7. Juli 1910 nach

dem Regierungsgeſetzentwurf für die Städteordnungsſtädte und die Ge⸗

meinden mit 6000 und mehr Einwohnern ( die ſich der Städteordnung

unterſtellen konnten ) für verbindlich erklärt werden . Beſtimmend hie⸗

für war die Erwägung , daß in ſolchen Gemeinden die ſchon erheblichen

Geſchäftsaufgaben der Schule eine ſorgfältige und ins einzelne gehende

Prüfung erfordern , wie ſie bei dem ſich immer mehr erweiternden

Pflichtenkreis des Gemeinderats nur von einer beſonders damit betrau⸗

ten Behörde erwartet werden kann , und daß bei deren Zuſammenſetzung
überdies auf die Wahl beſonders ſachkundiger Männer Bedacht genom⸗

men werden kann .

Die Erſte Kammer erweiterte die Vorſchrift nach unten auf Ge⸗

meinden bis zu 4000 Einwohnern . Damit ſollte in Verbindung mit der

gleichzeitig beſchloſſenen Einfügung des § 22 in das Geſetz , das bisher
nur den Städteordnungsſtädten zugeſtandene Recht , vermittelſt des

Schulleiters die techniſche Leitung der Schule zu beeinfluſſen ,

auf die mittleren Städte in Rückſicht auf ihre vielfach über das ge⸗
ſetzliche Maß hinausgehenden Aufwendungen für die Volksſchule aus

3 —5 werden. Für nach § 13 SchG . beizuziehenden Lehrer gill
die Vorſchrift in §S 17 SchG .

Milglieder aus den Gemeindeeinwohnern .

§ 15 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II §S 11 a.

8 595Zahl der aus den Gemeindeeinwohnern in die Orts⸗
chulbehörde ( Schulkommiſſion ) zu ernennenden Mitglieder be⸗

E

weter
A
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trägt 4 bis 20 . [ Darunter können bis zu einem Viertel Frauen
ſein . ]

( 2) Hinſichtlich der Ernennung und der Vorausſetzungen für
die Ernennung dieſer Mitglieder ſowie ihrer Amtsdauer lund der
Zahl der Frauen , die in die Kommiſſion ernannt werden müſſenl ,
gelten die Beſtimmungen , wie ſie für die Berufung in die — nach
der Gemeindeordnung zuläſſigen — beſonderen bleibenden Kom⸗
miſſionen beſtehen .

( 3) Wird die Stelle eines Mitgliedes der Schulkommiſſion
durch Tod oder Austritt erledigt , ſo iſt für die Reſtdauer der
Dienſtzeit des Ausgeſchiedenen ein Erſatzmann zu beſtellen , ſofern
nicht noch im Laufe desſelben Jahres die regelmäßige Geſamt⸗
erneuerung ſtattfindet .

Gem. ⸗Ord . §§ 51, 52, 48 —50 .

1. Die Zahl 4 —20 ſchließt ſich an die Vorſchrift der früheren Ge⸗
meindeordnung an, wonach die Zahl der Gemeinderatsmitglieder 3 bis 18
zu betragen hatte . Die aus den Vorſchriften in § 28 der früheren Ge⸗
meindeordnung und §S 27 der vormaligen Städteordnung übernommene
Beſchrantung der Frauen auf ein Vierteil der Mitglieder ſteht , da die
Mitgliedſchaft der Kommiſſion ein öffentliches Ehrenamt iſt , mit § 11
der Bad . Verfaſſung und Art 128 Abſ . 2 NVerf . in Widerſpruch und iſt
damit hinfällig geworden .

2. Anſtelle des § 28 bezw . 27 der früheren Gemeinde - und Städte⸗
ordnung treten nunmehr die Vorſchriften der Gemeindeordnung vom
5. Oktober 1921 über die Bildung von „Ausſchüſſen “ .

Nach §52 Abſ . 2 Gem Ord . können ſich die Ausſchüſſe aus Mitgliedern
des Gemeinderats , aus Gemeindeverordneten und aus wählbaren Ein⸗
wohnern zuſammenſetzen . Sämtliche Mitglieder werden vom Gemeinde⸗
rat , wo ein Gemeindeverordnetenvorſtand beſteht , in gemeinſamer Be⸗
ſchlußfaſſung mit dieſem , ernannt . Bei der Bildung der Ausſchüſſe ſollen

die
935 Bürgerausſchuß beſtehenden Gruppen entſprechend berückſichtigt

werden .
Die Ausſchüſſe werden nach jeder allgemeinen Gemeindewahl neu

gebildet .
Nach § 31 Gem . Ord . werden die ehrenamtlichen Gemeinderäte je⸗

weils auf vier Jahre gewählt . Die der früheren Gemeindeordnung ent⸗
nommene Vorſchrift des §S 3 SchBBoO . , wonach die Wahl jeweils auf
6 Jahre zu erfolgen hat , iſt damit hinfällig geworden .

Die Gem . Ord . vom 5. Oktober 1921 enthält entgegen der früheren
Gemeindeordnung im Hinblick auf die allgemeine verfaſſungsrechtliche
Gleichſtellung der Frauen mit den Männern keine beſondere Vorſchrift
darüber , daß und in welcher Zahl Frauen dem Ausſchuß für Schulen
angehören müſſen . Das Unterrichtsminiſterium wird aber jederzeit in der
Lage ſein , die Genehmigung des Gemeindebeſchluſſes (§S 14) von der Auf⸗
nahme von Frauen in die Schulkommiſſion abhängig zu machen .

3. Die Beſtellung des Erſatzmannes hat auf demſelben Weg , wie die
erſtmalige Ernennung der Mitglieder zu erfolgen .
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Ortspfarrer .

§ 16 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II § 11 b.

( 1) Ortspfarrer im Sinne der 88 13 und 14 iſt jeder Geiſt⸗

liche , welchem eine ſelbſtändige und dauernde Seelſorge über die

Angehörigen eines Bekenntniſſes für einen unter Mitwirkung der

Staatsgewalt abgegrenzten eine oder mehrere Gemeinden um⸗

faſſenden — Bezirk dauernd oder vorübergehend von der ſtaat⸗

lich als zuſtändig anerkannten kirchlichen Behörde übertragen iſt .

( 2) Geiſtliche , denen durch Anordnung der zuſtändigen Kir⸗

chenbehörde eine Seelſorgetätigkeit bezüglich der Bekenntnis⸗
angehörigen eines beſtimmten Bezirks übertragen iſt , ohne daß

bei deſſen Umſchreibung eine Mitwirkung der Staatsbehörde ſtatt⸗

gefunden hat , gelten nur an ihrem Amtsſitz als Ortspfarrer .
( 3) Die Mitgliedſchaft in der Ortsſchulbehörde gilt für die

Dauer der Bekleidung des Kirchenamts .

( J ) Sind in einer Gemeinde mehrere Ortspfarrer des glei⸗

chen Bekenntniſſes , ſo bleibt es der oberen Kirchenbehörde über⸗

laſſen , zu beſtimmen , wer von ihnen in die Ortsſchulbehörde ein⸗

zutreten hat .

Das Recht der Vertretung in der Ortsſchulbehörde ſteht allen

ſtaatlich anerkannten Religionsgemeinſchaften zu. Gergl . hiezu § 10

Abſ . 2 Bad . Verf . — Abſchnitt II X. 1. )
1. Ortspfarrer iſt der für das Kirchſpiel , zu dem die Gemeinde gehört ,

ordnungsgemäß beſtellte Pfarrer . Erſtreckt ſich das Kirchſpiel außer auf

die Gemeinde mit dem Sitz der Pfarrei noch auf benachbarte Gemeinden

( Filiale ) , mit eigenen Volksſchulen , ſo iſt der Pfarrer auch Mitglied der

für dieſe beſtellten Ortsſchulbehörden . Iſt die Pfarrei erledigt oder iſt der

Pfarrer an der Ausübung ſeines Dienſtes dauernd verhindert , ſo tritt der

mit der vorübergehenden Verſehung der Pfarrei beauftragte Geiſtliche
( Pfarrverweſer , Pfarrvikar , Pfarrverwalter ) an ſeine Stelle .

Der Pfarrer muß das Amt in Perſon ausüben und darf ſich im

Falle vorübergehender Abweſenheit oder ſonſtiger Dienſtbehinderung
nicht etwa durch einen an der Pfarrei angeſtellten Hilfsgeiſtlichen ( Vikar ,
Kaplan ) oder durch einen anderen in der Gemeinde amtierenden Geiſt⸗
lichen ( Abſ. 4) vertreten laſſen .

Für den Beſtand und die Begrenzung der Kirchſpiele iſt der Beſih⸗

ſtand im Zeitpunkt des Inkrafttretens des OKStG . , für die damals

bereits ſtaatlich anerkannten Religionsgemeinſchaften ( die röm. ⸗kathol⸗
und die evang . ⸗prot . Kirche ſowie die anerkannten Altkatholiken — Ge⸗
meinſchaften ) der 1. Januar 1889 , für die erſt aufgrund des Art . 19 Bad.

1 5 ſtaatlich anerkannten der 1. April 1922 maßgebend . Anderungen
der Kirchſpiele bedürfen der ſtaatlichen Genehmigung

2 . Die Vorſchrift in Art . 2 hat eine bis dahin in der Praxis be⸗
ſtandene und durch VO. feſtgelegte übung zum Geſetz 900 Die ſog.

derl

luf

bat,

h

K.
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Diaſporabezirke erſtrecken ſich über den Rahmen eines Kirchſpiels hinaus
auf eine größere Anzahl von Orten , die überwiegend von Angehörigen
anderer Religionsbekenntniſſe bewohnt und räumlich z. T. weit von dem
Amtsſitz des Geiſtlichen entfernt ſind . Die Beſchränkung der mit der
Seelſorge ſolch ausgedehnter Bezirke von der zuſtändigen Kirchenbe⸗
hörde betrauten Geiſtlichen auf die Mitgliedſchaft in der Ortsſchulbe —
hörde ihres Amtsſitzes entſpricht der aufgrund der geſchichtlichen Ent⸗
wickelung in §S 13 zum Ausdruck gebrachten Abſicht des Geſetzes , die Ver⸗
treter der in der Schulgemeinde Pfarrechte beſitzenden Bekenntniſſe zur
Beaufſichtigung der Volksſchule beizuziehen ; ſie trägt überdies der Erfah⸗
rungstatſache Rechnung , daß es in Gemeinden mit faſt ungemiſchter Be⸗
völkerung vielfach geradezu als eine Störung des konfeſſionellen
Friedens empfunden wird , wenn wegen nur weniger , oft einer einzigen
Familie angehöriger ſchulpflichtiger Kinder der kirchliche Vertreter einer
ſo verſchwindenden Minderheit in die Ortsſchulbehörde berufen werden
ſoll . Schließlich war für die Beſchränkung auf den Amtsſitz die Er⸗
wägung maßgebend , daß der Beizug des Geiſtlichen zu den Sitzungen der
Ortsſchulbehörden in den von ſeinem Amtsſitz oft weit entfernten , teil⸗
weiſe in einem anderen Amtsbezirk liegenden Gemeinden , praktiſch über⸗
haupt nicht ausführbar wäre . Solche Geiſtlichen ſind die kathol . Pfarr⸗
kuraten und die evangeliſchen Diaſporageiſtlichen . Ferner
gehören dazu die Seelſorger der ſeit Erlaſſung der Bad . Verfaſſung ſtaat⸗
lich anerkannten Religionsgemeinſchaften . Die Vertretung einer ſolchen
Religionsgemeinſchaft durch ein anderes Gemeindemitglied iſt nicht zu⸗
läſſig . In gleicher Weiſe ſind zu behandeln die Pfarrer , denen neben
ihrem unter ſtaatlicher Mitwirkung umſchriebenen Pfarrbezirk noch die
Seelſorge der in den angrenzenden Landesteilen wohnenden Bekenntnis⸗
angehörigen übertragen iſt ( wie dies bei den Altkatholiken vorkommt ) .
Auch die Tatſache , daß die erweiterten Seelſorgebezirke wie bei den
Ifraeliten ( BO. des Oberrats vom November 1904 — VOBl . des Ober⸗
rats der Ifraeliten ) und bei einzelnen Altkatholikengemeinſchaften weſent⸗
lich aus ſteuerlichen Rückſichten ſtaatlich genehmigt ſind , ſteht der ſinn⸗
gemäßen Anwendung der Vorſchrift des Abſ . 2 auch auf die Geiſtlichen
ſolcher Bezirke nicht entgegen , zumal die räumliche Ausdehnung der betr .
Bezirke ( die Rabbinatsbezirke umfaſſen zum Teil zwei Kreiſe ) , eine
andere Behandlung geradezu unmöglich macht .

3. Die Beſtimmung unter Ziff . 3 kann in Gemeinden , in denen
mehrere Pfarreien errichtet ſind , kein Hindernis für die freiwillige Nie⸗
derlegung des Amtes und die Ernennung eines anderen Geiſtlichen
aufgrund der Vorſchrift in Abſ . 4 bilden .

4. Die Beſtimmung in Abſ . 4 iſt auch auf Schulverbände anwend⸗
bar , die ſich über mehrere Pfarreien erſtrecken (§S 4 SchBVO ) .

Lehrer .
8

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II §S 11 c.

( 1) An Volksſchulen , an denen ein beſonderer Schulleiter
( § 30 Abſatz 1) beſtellt iſt , iſt dieſer Mitglied der Ortsſchul⸗
behörde .

3
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( 2) Daneben iſt mindeſtens noch ein weiterer Hauptlehrer

durch den Gemeinderat jeweils auf die Dauer von 3 Jahren in

die Ortsſchulbehörde zu berufen .

( 3) Für den Fall vorübergehender Erledigung der Stelle

eines kraft ſeines Amtes in die Ortsſchulbehörde berufenen Leh⸗

rers tritt deſſen Stellvertreter in die Ortsſchulbehörde ein .

SchBVo . 8 5.

1. Iſt für eine Volksſchule ein Rektor beſtellt , ſo iſt dieſer der

„erſte Lehrer “ im Sinne des 8 13 SchG . und wäre daher ohne weiteres

zum Eintritt in die Ortsſchulbehörde berechtigt . Das Geſetz ſtellt dies

zur Vermeidung von Zweifeln ausdrücklich feſt .

Zu den Schulleitern im Sinne des Abſ . 1 gehören auch die Stadt⸗

ſchulräte der früheren Städteordnungs⸗Städte Baden , Bruchſal , Konſtanz ,

Lahr und Offenburg ( PAVO . vom 17. März 1924 Art . II Abſ . 2) .

2. Die Beſtimmung in Abſ . 2 bezweckt für die hier in Betracht kom⸗

menden größeren Volksſchulen eine Verſtärkung des Einfluſſes der

Lehrerſchaft in der Ortsſchulbehörde . Dem Gemeinderat ſteht es frei ,

noch weitere Lehrer in die Ortsſchulbehörde zu berufen . Wo es ſich um

Schulen in Gemeinden mit 4000 und mehr Einwohnern handelt , ſind

die entſprechenden Beſtimmungen in der Satzung über die Einſetzung der

Schulkommiſſion zu treffen . Der Gemeinderat hat vor der Beſtellung

der Lehrer die Ortsſchulbehörde gutächtlich zu hören ( 8 21 Ziff . 3 SchG. ) .

Die Beſchränkung der Amtsdauer des in die Ortsſchulbehörde zu er⸗

nennenden Lehrers auf 3 Jahre ſchließt ſich an die Beſtimmung über

die Amtsdauer der in die Beiräte der Höheren Lehranſtalten zu er⸗

nennenden Mitglieder des Lehrerkollegiums an & 29 der Edsh . VO. vom

18. September 1909 , die Einrichtung der Höheren Lehranſtalten be⸗

treffend ). Es wird ſich empfehlen , bei einer etwaigen Anderung des Schul⸗
geſetzes die Amtsdauer in Übereinſtimmung zu bringen mit der Amts⸗

dauer der nach §S 14 SchG . zu ernennenden bürgerlichen Mitglieder .

83 Die Vorſchrift in Abſ . 3 bezieht ſich außer auf Abſ . 1 auch auf

die Vertretung des nach §S 13 zum Eintritt in die Ortsſchulbehörde be⸗

rufenen erſten Lehrers “ , dagegen gilt ſie nicht für Abſ . 2. Eine Ver⸗
tretung dieſer Lehrer im Fall der Dienſtbehinderung findet nicht ſtatt .

Ift für eine Volksſchule kein „erſter Lehrer “ beſtellt , ſo kommt die

Vertretung der Schule in der Ortsſchulbehörde dem jeweils dienſtälteſten

( von der planmäßigen Anſtellung an gerechnet , vergl . SchG . § 29 Abſ . 3)

Hauptlehrer ( Hauptlehrerin ) und , wenn keine planmäßige Stelle beſetzt

iſt , vorübergehend dem dienſtälteſten (ſeit dem Eintritt in den Schuldienſt

gerechnet ) nicht planmäßigen Lehrer ( Lehrerin ) zu, auch wenn dieſer nicht
Verwalter der erledigten Hauptlehrerſtelle iſt .

Schularzt .
§ 18 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II 8§ 11 d.

649 An, Volksſchulen mit 10 und mehr Lehrerſtellen muß , an

kleineren Volksſchulen kann durch die Gemeinde ein beſonderer

RRREE
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Schularzt beſtellt werden . Im ſtaatlichen Dienſt ſtehende Arzte
können durch das ihnen vorgeſetzte Miniſterium zur übernahme
des Amts angehalten werden .

( 2) Der Schularzt hat darüber zu wachen , daß die für die
Schule und die Schüler in geſundheitlicher Beziehung erlaſſenen
Anordnungen von allen Beteiligten genau beachtet , und daß den
Forderungen der Geſundheitslehre beim Schulbetrieb entſprechend
Rechnung getragen werde .

( 3) Er hat den geſundheitlichen Zuſtand der Schüler feſtzu⸗
ſtellen und während der Dauer des Schulbeſuchs entſprechend zu
überwachen .

( 0J Sind an einer Volksſchule mehrere Schulärzte angeſtellt ,
ſo beſtimmt die Gemeindebehörde denjenigen , der in die Orts⸗
ſchulbehörde einzutreten hat .

(5)., Woan einer Volksſchule ein beſonderer Schularzt nicht
angeſtellt iſt , werden die in Abſatz 2 bezeichneten Obliegenheiten

auf Koſten der Gemeinden von dem Bezirksarzt ausgeübt , deſſen
Oberaufſicht auch die Volksſchulen mit eigenem Schularzt unter⸗
ſtellt bleiben .

( 6) Im Einzelnen werden die Rechte und Pflichten des
Schularztes durch Dienſtweiſungen feſtgeſtellt , die von der Ober⸗
ſchulbehörde mit den Gemeinden zu vereinbaren und von dem
Unterrichtsminiſterium zu genehmigen , bei Nichtzuſtandekommen
einer Vereinbarung aber durch das Unterrichtsminiſterium zu er⸗
laſſen ſind .

SchàLO . 88 1 —4 . 8 8. §8 9 —15 , 19, 20. § 2. 8§8 22 und 23.

1. Die Beſchränkung der obligatoriſchen Einführung von Schul⸗
ärzten auf größere Gemeinden trägt , abgeſehen von der Koſtenfrage ,
auch dem Umſtand Rechnung , daß in kleineren Gemeinden die Durch⸗
führung der Einrichtung an dem Mangel geeigneter Perſönlichkeiten
ſcheitern würde .

Maßgebend für die Beſtimmung der Volksſchulen nach Abſ. 1 iſt
nicht die Zahl der Lehererſtellen , die nach §S26 SGG . zu errichten iſt , ſon⸗
dern die Zahl der tatſächlich errichteten Lehrerſtellen .

Entſprechend dem rechtlichen Charakter der Volksſchule als einer
Gemeindeanſtalt iſt die Beſtreitung des Aufwands für die
ärztliche Beaufſichtigung , zumal ſich dieſe nicht nur auf die Schüler , ſon⸗
dern auch auf das Schulgebäude und ſeine geſundheitlichen Einrichtungen
erſtreckt , Sache der Gemeinde . Die Vergütung für den Schularzt
gehört daher nicht zum perſönlichen Aufwand für die Volksſchule , der
nach §S 28 StVG . vom Staat übernommen wird . Durch die Beſtimmung
in Satz 2 ſoll die Gewinnung geeigneter Arzte für die Gemeinden er⸗
leichtert werden .

2. Die Tätigkeit des Schularztes hat ſich zu erſtrecken auf die
Schule ( Schulgebäude ) , die Schüler und den Schulbetrieb .



Schulgeſetz .

3. Die Anſtellung der Schulärzte kann eine hauptamtliche oder

eine nebenamtliche ſein ; die erſtere Art iſt im allgemeinen vorzuziehen.

Sind mehrere Schulärzte angeſtellt , ſo können ſie einander gleichge⸗

ſtellt ſein oder es kann ein Verhältnis der Unterordnung beſtehen (Aſſiſtenz⸗

ärzte ) ; der Wirkungskreis der einzelnen kann örtlich (nach einzelnen

Schulhäuſern ) oder fachlich ( beſondere Augenärzte , Zahnärzte ) abge⸗

grenzt ſein . In jedem Fall aber iſt ein einheitliches Zuſammenwirken im

Intereſſe einer nachdrücklichen Vertretung der geſundheitlichen Forde⸗

rungen in der Ortsſchulbehörde geboten . SchBPVO . 8 6.

J. Die Tätigkeit des Bezirksarztes iſt auf die periodiſche Beſichtigung

der Schulgebäude mit gleichzeitigem Klaſſenbeſuch beſchränkt . Als dem

ſtaatlichen Geſundheitsbeamten bleiben dem Bezirksarzt auch die Schulen

mit beſonderen Schulärzten unterſtellt .
5. Ein Bedürfnis zur Aufſtellung beſonderer Dien ſtwe iſungen

iſt nur da gegeben , wo die Zuſtändigkeit oder der Wirkungskreis des

Schularztes abweichend von den Vorſchriften der VO. vom 29. Okt. 1913

oder über dieſe hinaus geregelt werden ſoll.

Ortsſchulbehörde für mehrere Volksſchulen einer Gemeinde und für

Schulverbände .
§ 19 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II § 11 e.

( 10 Wenn in einer Gemeinde mehrere Volksſchulen beſtehen ,

können für die einzelnen Schulen , ſofern ein beſonderes Bedürf⸗
nis hiefür vorliegt , eigene Ortsſchulbehörden nach den Beſtim⸗

mungen des § 14 beſtellt werden .

2 ) Beſteht für mehrere Gemeinden eine gemeinſchaftliche

Volksſchule , ſo iſt in den Satzungen ( § 8) Beſtimmung darüber

zu treffen , ob die Obliegenheiten der Ortsſchulbehörde von einer

der beteiligten Gemeindebehörden —gegebenenfalls unter Hin⸗

zutritt von Mitgliedern der Gemeinderäte der übrigen Gemein⸗

55 8 unter Beachtung der Vorſchriften des § 13 des Geſetzes
oder von einer nach § 14 des Geſetzes eingeſetzten Orts ul⸗

behörde wahrzunehmen ſind .
95 i

5
(3) In abgeſonderten Gemarkungen bildet die Geſamtheit

bR
oder der Verwaltungsrat — wo ein ſolcher be⸗

ellt iſt —, jeweils unter Beizug der in § 13 bezei
ter Beizug de 8 zeichneten Per⸗

ſonen die Ortsſchulbehörde .

f

SchG . § 7 Abſ . 4. SchG . § 7 Abſ . 2 § 8 SchG . 8§ 10.

1. Die räumliche Entfernung mehrerer Schul
i

liche E
en ein und derſelben

Gemeinde kann es wünſchenswert erſcheinen laſſen , für einzelne W für

mehrere derſelben zuſammen beſondere Ortsſchulbehörden nach 8 14 zu

Wieln
hierüber iſt ins Ermeſſen der Gemeinden

geſtellt . D eſtimmung gilt aber nur für ſelbſtändi
nicht für einzelne Abteilungen einer Shubk

felottäneiß
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2. Durch die Vorſchrift in Abſ . 3 iſt nicht ausgeſchloſſen , daß beim

Vorliegen beſonderer Verhältniſſe auch für eine abgeſonderte Gemarkung
eine Schulkommiſſion nach § 14 beſtellt wird .

Umfang der örtlichen Schulaufſicht .

§ 20 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II §S 11f .

( 1 Die örtliche Aufſicht über die Volksſchule umfaßt die

Schulpflege und den Unterrichtsbetrieb . Die Aufſicht über den

letzteren kann von der Ortsſchulbehörde aber nur an Volksſchulen

mit einem Rektor oder mit einem erſten Lehrer und nur durch

dieſen ausgeübt werden .

( 2) An den übrigen Schulen wird die Aufſicht über den

Unterrichtsbetrieb unmittelbar durch das Kreisſchulamt geführt .

SchG . SS 13m, 14, 21 Ziff . 5, 22. SchBVo . §8§ 27 —38 und 44 —52 .

Die Beſtimmung im erſten Satz des Abſ . 1 über den Umfang der

örtlichen Schulaufſicht gilt nur für Gemeinden , die den Unterrichts⸗
betrieb durch Lehrer ihrer Volksſchule beaufſichtigen laſſen können . Für
die übrigen Gemeinden , an deren Schulen dieſe Möglichkeit nicht beſteht ,

beſchränkt ſich der Geſchäftsbereich der Ortsſchulbehörde nicht nur tatſäch⸗

lich, ſondern auch rechtlich auf die Schulpflege , da die Au ſicht über
den Schulbetrieb an ſolchen Schulen vom Kreisſchulamt kraft eige⸗

und nicht im Auftrag der Ortsſchulbehörde ausgeübt
wird .

Durch die Vorſchriften dieſes Paragraphen wird die fachmänniſche
Schulaufſicht gewährleiſtet . Der Ortsſchulbehörde bleibt aber immer⸗

hin die Möglichkeit der mittelbaren Einwirkung auf den Schulbetrieb .
Erſte Lehrer ſind im allgemeinen nur die nach 8 29 Ahf . 1

SchG . von dem UM. hiezu beſonders ernannten Lehrer .

Wirkungskreis der Ortsſchulbehörde . Die Schulpflege .

821

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II § 11f .

Die Schulpflege umfaßt :

1. die Verwaltung des örtlichen Schulbermögens mit den Be⸗

fugniſſen , die hinſichtlich der weltlichen Ortsſtiftungen den

Gemeindebehörden zuſtehen . Dabei bedarf es der Zu⸗

ſtimmung der letzteren zu allen Rechtshandlungen , die

eine dauernde Verminderung des Vermögens oder ſeiner

Erträgniſſe zur Folge haben ;

2. die Verfügung über die für Schulzwecke von der Ge⸗

meinde bereitgeſtellten Mittel innerhalb der Grenzen des

Voranſchlags ;



Schulgeſetz .

3. das Recht der gutächtlichen Außerung in allen Verhältniſſen

der Volksſchule , deren Ordnung zur Zuſtändigkeit des

Gemeinderats gehört , ſowie der ſelbſtändigen Stellung
von Anträgen jeder Art zur Herbeiführung von Ande⸗

rungen und Verbeſſerungen ;

4. die Obſorge für die örtliche Durchführung der auf die

Volksſchule bezüglichen Geſetze , Verordnungen und Anord⸗
nungen der vorgeſetzten Behörden in Bezug auf die äußere

Ordnung des Schulbetriebs ;
5. die Kenntnisnahme von dem Zuſtand der Schule durch

deren zeitweiligen Beſuch vonſeiten der geſamten Orts⸗

ſchulbehörde oder des Vorſitzenden oder mehrerer hiezu

beſonders abgeordneter Mitglieder und — wo die Orts⸗

ſchulbehörde nach § 14 beſtellt iſt — Berichterſtattung hier⸗

über an den Gemeinderat ; Teilnahme an den öffentlichen

Veranſtaltungen der Schule , ſowie den amtlich anberaum⸗

ten Prüfungen ;
die Geltendmachung von Bedenken und beſonderen Wün⸗

ſchen bei der Beſetzung erledigter Hauptlehrerſtellen ( § 50

des Geſetzes ) ; die Einführung neuer Lehrer ; Vermittelung
bei Beſchwerden gegen die Lehrer vonſeiten der Ortsein⸗

wohner ; Vorſtellungen bei etwaigen Zuwiderhandlungen
gegen die Schulordnung , namentlich auch gegen die Vor⸗

ſchriften über die Schulzucht und bei beanſtandetem außer⸗
dienſtlichen Verhalten ;

das Recht der Beſchwerde über dienſtliche und außerdienſt⸗

liche Verfehlungen der Lehrer an die vorgeſetzte Behörde .

Die näheren Vorſchriften über den Wirkungskreis der Orts⸗
ſchulbehörde werden im Wege der Verordnung erlaſſen .

SchBBo . 88 7 —19 .

1. Der Begriff der Schulpflege , wie er im Geſetz zum Ausdruck
kommt , umfaßt nach den hierüber bei den Beratungen des Geſetzent⸗
wurfs von der Kommiſſion der Erſten Kammer getroffenen Feſtſtellungen
„ neben der Verwaltung des Schulvermögens und der Fürſorge für die

Aufrechterhaltung eines geordneten äußeren Schulbetriebs auch das
Recht , durch perſönliches Anwohnen beim Unterricht über die Leiſtungen

der Schule , wie ſie im Kenntnisſtand der Schule zum Ausdruck kommen ,
ſich ein Urteil zu bilden und aufgrund hiervon mit den zur Beaufſich⸗
tigung des Unterrichts beſonders berufenen Organen in einen Meinungs⸗
austauſch einzutreten “ .

Innerhalb des Kreiſes ihrer Zuſtändigkeit iſt die Ortsſchulbehörde
ſelbſtändig und nicht an die Mitwirkung des Gemeinderats gebunden ,
abgeſehen von der Vorſchrift in § 23.

2³ Der Ortsſchulbehörde ſteht nur die Verwaltung des örtlichen
Schulvermögens , nicht aber auch die Verfügung über die Subſtanz des
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Vermögens zu. Die Beſtimmung in Ziff . 1 Satz 2 rechtfertigt ſich aus
der Erwägung , daß nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Auf⸗
bringung des Schulaufwandes jede Minderung der Erträgniſſe des Schul⸗
vermögens eine Mehrbelaſtung der Gemeinde zur Folge hat . Inwieweit
durch die ÜUbernahme des perſönlichen Aufwandes für die Volksſchule ſei⸗
tens des Staates in dieſen Beſtimmungen eine Anderung eintritt , wird
von der endgültigen Regelung der Frage abhängen , ob die vorhandenen
Deckungsmittel den Gemeinden verbleiben oder an den Staat übergehenwerden . Vergl . im übrigen Stift G. §88 12 und 13. StRA . §§ 1, 10,
37, 38, 40. SchG . §S8 78 und 82.

Zur Verwendung von Grundſtocksvermögen zu laufenden Bedürf⸗
niſſen iſt überdies die Genehmigung des UM. erforderlich . StRA . § 17
Ziff . 2 a. E. VVO . z. Stftg . vom 24. November 1921 8 6.

3. Das Recht der gutächtlichen Außerung erſtreckt ſich auf alle
organiſatoriſchen , wirtſchaftlichen und Verwaltungsverhältniſſe . ( SchBVO.
§ 10. ) Für den Gemeinderat ergibt ſich hieraus die Verpflichtung , in
allen ſolchen Fragen die Ortsſchulbehörde zu hören . Eine Beſchränkung
hierin kann nur bei der Beſtimmung des Geſchäftskreiſes der nach § 128
SchG . zu beſtellenden Schulkommiſſionen eintreten .

4. Die Ausübung der im zweiten Halbſatz der Ziff 3, ſowie der nach
Ziff . 4 bezeichneten Rechte hat zur Vorausſetzung , daß die Ortsſchul⸗
behörde über den Stand der Schule im Falle des § 20 SchG . durch den
Rektor oder erſten Lehrer und im Falle des § 22 durch den Gemeinderat
entſprechend verſtändigt wird .

5. Das in Ziff . 5 feſtgelegte , „ aus der rechtlichen Stellung der Volks⸗
ſchule als einer Gemeindeanſtalt ſich von ſelbſt ergebende Recht darf “ —
nach der übereinſtimmenden , beſonders in den Ausſchüſſen nachdrücklich
zum Ausdruck gebrachten Anſchauung der beiden Häuſer des Landtags —
der Gemeinde , wenn anders auf die Erhaltung ihres Intereſſes und
deſſen Beteiligung für die Schule nicht verzichtet werden will , unter keinen
Umſtänden geſchmälert werden . Dabei iſt die Ausübung dieſes Rechts
im Anſchluß an die früher beſtandenen Vorſchriften der Ortsſchulbehörde
als ſolcher oder deren Vorſitzenden beziehungsweiſe einer aus ihren Mit⸗
gliedern beſonders beſtellten Unterkommiſſion vorbehalten . Bei ſolchen
Beſuchen nach Anſicht der Ortsſchulbehörde etwa zutage getretene Män⸗
gel kann dieſelbe der vorgeſetzten Aufſichtsbehörde , das iſt dem Kreis⸗
ſchulamt , zur Kenntnis bringen . ( Begründung zu dem Geſetzentwurf . )

Eine Einmiſchung in den Unterrichtsbetrieb iſt dabei als in das
Gebiet der ſchultechniſchen Aufſicht gehörend , nicht ſtatthaft . ( SchBBo .§ 17.)8 0

6. Die der Ortsſchulbehörde in Ziff . 6 bezüglich der Beſetzung von
Hauptlehrerſtellen eingeräumte Befugnis bezieht ſich auch auf die Be⸗
ſetzung der Stelle des erſten Lehrers , ſofern dieſe Stelle zur Bewerbung
ausgeſchrieben war , und auf die Beſetzung der Rektorſtelle . SchG .
§ 50 Abſ . 4, VO. das Verfahren bei Beſetzung von Hauptlehrerſtellen an
Volksſchulen betr . , vom 23. Dez . 1913 — ABl . Nr . XXXVII —8 17.

Die friedliche Schlichtung etwaiger aus der dienſtlichen Tätigkeit
oder dem außerdienſtlichen Verhalten der Lehrer hergeleiteten Beſchwerdender Ortseinwohner liegt im Intereſſe der Lehrer . Die Ortsſchulbehörde
wird hiebei , wie bei der Hinweiſung der Lehrer auf die Beachtung der

3
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Vorſchriften der Schulordnung bei etwaigen Zuwiderhandlungen hie⸗

gegen den Lehrern gegenüber lediglich die Stellung eines freundlichen

Beraters einnehmen . Irgendwelche dienſtpolizeilichen Befugniſſe gegen

die Lehrer ſtehen ihr nicht zu.

7. Die Beſtimmung unter Ziff . 7 iſt lediglich ein Ausfluß des der

Ortsſchulbehörde allgemein zuſtehenden Aufſichtsrechts über die Schule

und ſteht nicht im Widerſpruch mit den Vorſchriften über die Handhabung

der ſchultechniſchen Aufſicht .

örkliche Schulaufſicht in größeren Gemeinden .

§ 22 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . I1 § 11 h.

In Gemeinden mit mindeſtens 4000 Einwohnern ſteht die

örtliche Schulaufſicht und die Verwaltung des örtlichen Schulver⸗

mögens ( § 13 ) dem Gemeinderat zu , der die Befugniſſe , ſoweit

es ſich um die Schulpflege handelt ( § 21 ) , durch die nach § 14

beſtellte Schulkommiſſion , und ſoweit die ſchultechniſche Aufſicht

in Frage kommt , durch den beſonderen Schulleiter ( §8 30 [ 31J , 50

Abſatz 4) oder , wo ein ſolcher nicht beſtellt iſt , durch den erſten

Lehrer & 29 ) ausüben läßt .

Die Vorſchrift überträgt in Übereinſtimmung mit der in § 118 des

Geſ . für die Städte der Städteordnung getroffenen Beſtimmung die nach

§ 13 der Ortsſchulbehörde zuſtehenden Befugniſſe für die Gemeinden

mit 4000 und mehr Einwohnern dem Gemeinderat mit der Maß⸗

gabe , daß er die örtliche Aufſicht , ſoweit ſie die Schulpflege umfaßt ,

durch die Schulkommiſſion und ſoweit ſie auf die Überweiſung

des Unterrichtsbetriebs ſich erſtreckt , durch die in § 20 bezeich⸗

nete Leh rper ſon ausüben laſſen muß .
Über die für die Einfügung dieſer Beſtimmung in das Geſetz für die

5 beſtimmend geweſenen Erwägungen vergl . die Bmkg . zu

a. E.

Juftändigkeit des Gemeinderats .

§ 23 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II S11 i .

Den Gemeinderat als ſolchem bleibt vorbehalten die Be⸗

ſchlußfaſſung über alle Einrichtungen und Veranſtaltungen , die

eine geldliche Belaſtung der Gemeinde bedingen ( Errichtung von

Lehrerſtellen, Beſchaffung von Schullokalen lund Lehrerwoh⸗

nungen , Einführung beſonders zu vergütenden Unterrichts uſw . ) ,

I Be8 Ernennungs⸗ und Vorſchlagsrechts bei
er Beſtellung von Hauptlehrern , ſoweit dieſes de

ͤ

geſeblich zuſteht. Hauptlehrern , ſoweit dieſes den Gemeinden
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§ 24.Von den Schulbehörden .

( 2) Dem Gemeindevorſtand ſteht , wenn er auch nicht Vor⸗

ſitzender der Ortsſchulbehörde iſt , jederzeit das Recht zu Schul⸗

beſuchen im Sinne der Ziffer 5 des § 21 zu .

SchG . S 21 Ziff . 2. S26 . § 50 Abſ . 3. § 35 Abſ . 4. § 114 .

Die Vorſchrift erſtreckt ſich auf alle unmittelbar oder mittelbar in

das Geldbewilligungsrecht der Gemeinde eingreifenden Beſchlüſſe der

Ortsſchulbehörde ; ſolche ſind daher zunächſt dem Gemeinderat zur Kennt⸗

nis zu bringen . Die Zuweiſung des Vorſchlags - beziehungsweiſe Be⸗

ſetzungsrechts von Lehrerſtellen an den Gemeinderat rechtfertigt

ſich von dem Geſichtspunkt aus , daß es ſich dabei nicht um eine Ver⸗

waltungshandlung , ſondern um die ſtellvertretende Ausübung deran ſich
den ſtaatlichen Behörden zuſtehenden Schulhoheit handelt .

Dienſtliche Stellung der Ortsſchulbehörde .

§ 24 .

Geſ . vom 18. Sept . 1876 Art . II § 16. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II §S 12.

( J Die Ortsſchulbehörde ( §8 13 und 10 iſt verpflichtet , den

der vorgeſetzten Schulaufſichtsbehörden Folge zu

eiſten .
( 2) Auf die nicht dem Gemeinderat angehörenden Mitglieder

der beſonderen Ortsſchulbehörde (§S 15 ) finden die Beſtimmungen
der § § 23 bis 26 und 28 der Gemeindeordnung entſprechende An⸗

wendung .

Gem . Ord . S 74.

1. Die Ortsſchulbehörde iſt als ein Vollzugsorgan im Gebiet
der Volksſchule außer den gemeinderechtlich vorgeſetzten Behörden auch
den Schulaufſichtsbehörden , den Kreisſchulämtern und dem Unterrichts⸗
miniſterium unmittelbar ( nicht durch Vermittelung des Bezirksamts )
unterſtellt .

Die im Entwurf zum SchG . weiter vorgeſehene Beſtimmung , daß
bei etwaigen Dienſtwidrigkeiten der Oberſchulbehörde ein Rügerecht zu⸗
ſtehe , wurde bei der Beratung im Schulausſchuß der II . Kammer ge⸗
ſtrichen mit der Begründung , daß „die beſondere Feſtſtellung eines Rüge⸗
rechtes nicht als nötig erachtet werde , wenn auch andererſeits der Ober⸗

ſchulbehörde nicht das ( ſchon bisher von ihr geübte ) Recht beſtritten wer⸗
den ſollte , der Ortsſchulbehörde oder ihrem Vorſitzenden bei mangelhafter
Geſchäftsführung entſprechenden Vorhalt zu machen . “

2. Die Vorſchrift des Abſ . 2 findet nur auf die nach § 15 des Geſ⸗
aus den Gemeindeeinwohnern in die Schulkommiſſion berufenen Mit⸗

glieder Anwendung , nicht aber auch auf die in § 13 „weiter bezeichneten

Perſonen “ ( § 14 a. E. ) , d. i. die Geiſtlichen , Lehrer und Schul⸗
ärzte . Dieſe unterſtehen nach der einſchränkenden Faſſung , die die

Beſtimmung durch das Geſ . vom 7. Juli 1910 erfahren hat , lediglich der

Dienſtpolizei ihrer vorgeſetzten Behörden und Organiſationen .
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An die Stelle der „§§ 23 —26 u. 28 “ der früheren Gemeindeordnung
iſt § 74 der Gem . Ord . vom 5. Okt. 1921 getreten , der in den hier in Be⸗

tracht kommenden Beſtimmungen lautet :

1. Die Mitglieder des Gemeinderates und der Ausschüsse

haben die Obliegenheiten ihres Amtes gewissenhaft wahrzu -

nehmen und sich durch ihr Verhalten in und außer dem Amt

der Achtung und des Vertrauens , die ihre öffentliche Stellung

erfordern , würdig zu erweisen .
2. Bei Verlefzung der Dienstpflichten findet das Dienst -

strafrecht des badischen Beamtengesetzes sinngemäß An⸗

Wendung . Die Versetzung auf eine andere Amtsstelle als

Strafversetzung ist ausgeschlossen . Gegen ehrenamtlich tätige

Mitglieder des Gemeinderats und der Ausschüsse kann nur auf

Verweis oder Dienstentlassung erkannt werden .

3. Zur Verhängung von Ordnungsstrafen ist die Staats -

aufsichtsbehörde zuständig . Der Bürgermeister ist verpflichtet ,

der Staatsaufsichtsbehörde von Merfehlungen Kenntnis zu geben ,

die nach seinem Ermessen ein Einschreiten veranlassen können .

5. Gegen Erkenntnisse der Staatsaufsichtsbehörde in Dienst -

strafsachen ist die Beschwerde an das Ministerium des Innern

und die Klage bei dem Verwaltungsgerichtshof als Disziplinar -
hof zulässig . Dieser entscheidet in der Besetzung mit Vier

Mitgliedern des Gerichtshofes einschließlich des Vorsitzenden

und drei Mitgliedern oder früheren Mitgliedern von Gemeinde .

räten , die nebst den erforderlichen Stellvertretern jeweils auf

die Pauer von vier Jahren vom NMinisterium des Inuern er-

nannt werden .

6. Auf das Verfahren vor dem Disziplinarhof finden die
Bestimmungen des Beamtengesetzes sinngemäß Anwendung ; an

Stelle der Anklageschrift tritt die Klage , an Stelle des Beamten

der Staatsanwaltschaft der Bevollmächtigte des Ministeriums,
als Vertreter des Staatsinteresses . Das zuständige Ministerium

ist das Ministerium des Innern . Der beteiligten Gemeinde ist

in
152

Verfahren Gelegenheit zu geben , ihre Interessen 2u

wWahren .

„Staatsaufſichtsbehörde “ ( Abſ . 4 u. 5) iſt für die Städte ( vergl . 8 4

Bmkg . 3) nach § 110 Gem . Ord . der Landeskommiſſär gemeinſam mit dem

Beirat , für die übrigen Gemeinden das Bezirksamt gemeinſam mit dem

Bezirksrat .

Die milllere Schulaufſicht . Kreisſchulämter .

§ 25 .

Schulaufſichtsgeſetz vom 29. Juli 1864 . ElG . vom 8. März 1868 § 21.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . II § 13.

( 1) Zur Beaufſichtigung einer größeren Anzahl von Volks⸗

ſchulen werden Kreisſchulämter mit einem Vorſtand und der

nötigen Zahl von zweiten Beamten beſtellt . ( Soweit die letzteren
aus den nicht wiſſenſchaftlich gebildeten Lehrern entnommen wer⸗

16
10Ual55
Wochr

0
0 UnAll00U•



Von den Schulbehörden . §S 25. 43

den , erhalten ſie Gehalt und Wohnungsgeld nach den Feſt⸗
ſetzungen in Abteilung E Ordnungszahl Jd des Gehaltstarifs . ]

( 2) Die Kreisſchulämter haben zugleich den dienſtlichen Ver⸗
kehr der Ortsſchulbehörden und der Lehrer mit der Oberſchul⸗
behörde zu vermitteln .

( 3) Die Oberſchulbehörde iſt berechtigt , auch andere ſachkundige
Männer mit der Prüfung von Volksſchulen aushilfsweiſe zu be⸗
auftragen .

3VO . § 2. SchBO . §§ 53 ff. VO. des vom OSchR . vom 12. Dez .
1905 , die Prüfungen und Schulbeſuche der Kreisſchulräte betr .

1. Der Schwerpunkt für die Durchführung des Schulgeſetzes liegt bei
den Kreisſchulämtern ; ſie ſind die unmittelbar vorgeſetzte Behörde
der Ortsſchulbehörden und der Lehrer und vermitteln deren Verkehr mit
dem Unterrichtsminiſterium . Ihnen obliegt für ihren Dienſtbezirk die
Schulaufſicht ſowohl nach der verwaltungsrechtlichen , als nach der ſchul⸗
techniſchen Seite . Das SchG . hat die bis dahin nur als Einzelbeamtung
beſtandenen „Kreisſchulviſitaturen “ zu Kreisſchulämtern mit der nötigen
Zahl von Hilfsbeamten ausgebaut . Bei Einführung der Einrichtung im
Jahr 1864 wurden elf , im Jahr 1881 dreizehn , im Jahr 1905 achtzehn
Kreisſchulamtsbezirke errichtet . Im Jahre 1924 wurde gleichzeitig mit
der Umwandlung der Volksſchulrektorate der Städte Mannheim , Karls⸗
ruhe , Freiburg , Heidelberg und Pforzheim in Stadtſchulämter
mit den Geſchäftsaufgaben der Kreisſchulämter ( PAVO . vom 17. Mörz
1924 ) die Zahl der letzteren auf 14 herabgeſetzt .

Satz 2 iſt durch Beſ . Geſ . § 30 aufgehoben .

7585
Land iſt dermalen in folgende 14 Kreisſchulamtsbezirke ein⸗

geteilt :
1. Konſtanz mit den Amtsbezirken Konſtanz , Engen und über⸗

lingen , mit einem Flächengehalt von 1077,61 qm , einer Einwohnerzahl
von 131 307, mit 129 Schulen und 328 Lehrern .

2. Stockach mit den Amtsbezirken Stockach , Meßkirch und Pfullen⸗
dorf , mit 795,28 qkm , 48 163 Einwohner , 75 Schulen , 146 Lehrern .

3. Villingen mit den Amtsbezirken Villingen und Donau⸗
eſchingen mit 1085,67 qlem , 89 638 Einw . , 99 Schulen , 258 Lehrern .

4. Waldshut mit den Amtsbezirken Waldshut und Säckingen ,
mit 891,65 qkm , 75 632 Einw . , 138 Schulen und 236 Lehrern .

5. Lörrach mit den Amtsbezirken Lörrach , Müllheim und
Schopfheim , mit 997,91 qlem , 120 836 Einw . , 142 Schulen u. 333 Lehrern .

6. Freiburg mit den Amtsbezirken Freiburg ( ohne die Stadt
Freiburg ) , Neuſtadt und Staufen , mit 1415,51 qkm , 94 842 Einwohnern ,
138 Schulen und 262 Lehrern .

7. Emmendingen mit den Amtsbezirken Emmendingen , Lahr
und Waldkirch , mit 1192,97 qkm , 147 840 Einwohnern , 122 Schulen und
405 Lehrern .

8. Offenburg mit den Amtsbezirken Offenburg , Kehl , Oberkirch
und Wolfach , mit 1387,70 qkm , 152 273 Einwohnern , 136 Schulen und
402 Lehrern .
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Amtsbezirken Bühl und Raſtatt , mit 1043,98

113 Schulen und 489 Lehrern .

10. Karlsruhe mit den Amtsbezirken Karlsruhe (ohne die Stadt

Karlsruhe ) , Ettlingen und Pforzheim lohne die Stadt Pforzheim ) , mit

857,85 qkm , 152 429 Einwohnern , 88 Schulen und 430 Lehrern .

11. Bruchſal mit den Amtsbezirken Bruchſal , Bretten und Wies⸗

loch , mit 767,95 akm , 139 076 Einwohnern , 76 Schulen und 383 Lehrern .

12. Heidelberg mit den Amtsbezirken Heidelberg ( ohne die

Stadt Heidelberg ) , Mannheim ( ohne die Stadt Mannheim ) , Sinsheim

und Weinheim mit 1156,99 qkm , 210 132 Einwohnern , 115 Schulen und

593 Lehrern . — Nach Bekanntmachung des uUM vom 7. April 1925 bleibt

in Mannheim bis auf weiteres eine dem Kreisſchulamt Heidelberg unter⸗

ſtellte Schulinſpektion beſtehen mit dem Wirkungskreis des früheren

Kreisſchulamts Mannheim — umfaſſend die Amtsbezirke Mannheim und

Weinheim , mit 357,51 qkm , 104 537 Einwohnern , 32 Schulen und

295 Lehrern .
13. Mosbach mit den Amtsbezirken Mosbach , Adelsheim und

Buchen , mit 1287,43 akm , 88 818 Einwohnern , 142 Schulen und

290 Lehrern .
14. Tauberbiſchofsheim mit den Amtsbezirken Tauber⸗

biſchofsheim und Wertheim , mit 775,96 akm , 58 605 Einwohnern ,

89 Schulen und 176 Lehrern .
Von den Stadtſchulämtern umfaſſen : Freiburg 63,77 qkm mit

9⁰ 553 Einwohnern und 181 Lehrern , Karlsruhe 45,24 akm mit 144 700

Einwohnern und 379 Lehrern , Pforzheim 39,40 akm mit 78 221 Ein⸗

wohnern und 208 Lehrern , Heidelberg mit 81,15 qkm mit 72 093 Ein⸗

wohnern und 192 Lehrern , Mannheim 106,29 akm mit 242 236 Ein⸗

wohnern und 780 Lehrern .

5
2. Als andere ſachkundige Männer kommen zunächſt die Referenten

für das Volksſchulweſen , ſowie für einzelne Fächer ( Zeichnen , Muſik ,

neuere Sprachen ) im UM. in Betracht . Daneben wurden in früherer
Zeit auch die Direktoren der Lehrerſeminare , um ihre Verbindung mit

dem praktiſchen Schuldienſt aufrecht zu erhalten , mit der Beſichtigung

einzelner Volksſchulen beauftragt .

9. Baden mit den

akm , 182 287 Einwohnern ,

Dritter Titel .

Von der inneren Einrichlung der Volksſchulen .

Erſter Abſchnitt .

Zahl und Art der Lehrer .

Zahl der anzuſtellenden Lehrer .

§ 26 .
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19. Juli 1906 Art . I.

3 An jeder Volksſchule ſind ſoviele Lehrer anzuſtellen , daß
auf einen dauernd nicht mehr als ſiebzig Schulkinder kommen .

Lonnö.



hulen.

Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen .

( 2) Aus ſehr erheblichen Gründen kann durch die Oberſchul⸗
behörde einem Lehrer auf unbeſtimmte Zeit auch eine größere ,
jedoch nie eine hundert überſteigende Zahl von Schülern über⸗
laſſen werden .

SchG . § 39. VVVO. z. SchG . §S 5. SchBVO . § 56. Geſetz über den
Aufwand für die Volksſchule vom 20. März 1925 .

§ 26. 45

1. Die Zahl 70 bildet nur den Maßſtab für die Zahl der an der
Schule zu errichtenden Lehrerſtellen und bezeichnet nicht etwa die
Höchſtgrenze der Schülerzahl , die auf einen Lehrer bei Unterrichtsertei —
lung in verſchiedenen Abteilungen der Schule kommen darf . Eine Vor⸗
ſchrift nach dieſer Richtung enthält das Geſetz überhaupt nicht .

Die Begriffsbeſtimmung des Ausdruckes „ dauernd “ , der auch in
den 88 27, 34 u. 41 SchG . wiederkehrt , wird nicht im Geſetz ſelbſt ge⸗
geben , ſondern von dieſem der Auslegung durch die Vollzugsbehörde , d. i.
nach § 141 Abſ . 2 u. Ziff . IV der Übergangsbeſtimmungen des SchG . dem
UM. , überlaſſen . Dieſes hat in Anlehnung an die zur Auslegung des
Begriffs früher ergangenen Verordnungen des Miniſteriums des Innern ,
den Aufwand für die Volksſchulen betr . , vom 1. Mai 1874 § 4 Ziff . 6,
der VO. des Miniſteriums des Juſtiz des Kultus und Unterrichts gleichen
Betreffs vom 24. Februar 1894 , § 4 Ziff . 6, in §S 5 der VVO . z. SchG .
vom 8. Auguſt 1910 ( Vergl . Abſchnitt III Ziff . 4) beſtimmt :

Als dauernd im Sinne der S§ 26, 34 und 41 des Gesetzes
gilt ein zu Beginn eines Schuljahres vorhandenes Verhältnis
dann , wenn es während der zwei vorausgegangenen Schul -
jahre bestanden hat , oder wenn mit Bestimmtheit anzu -
nehmen ist , daß es während der zwei folgenden Schuljahre
fortbestehen wird .

Die Anwendung dieſer für normale Verhältniſſe erlaſſenen Be⸗
ſtimmung auf die durch den Krieg geſchaffenen Lage hätte ein raſches
Sinken in der Zahl der geſetzlich zu errichtenden Lehrerſtellen zur Folge
gehabt . Um dies zu verhindern , wurde zur Regelung der Verhältniſſe
für die nächſten Jahre durch das Geſetz vom 23. März 1923 Art . 1
beſtimmt :

Die Zahl der an einer Volksschule nach §S 26 Absatz 1
des Schulgesetzes vom 10. Juli 1910 zu errichtenden Lehrer -
stellen ist für die Zeit vom 1. April 1921 bis zu anderweiter
gesetzlicher Festlegung nach der Zahl der Schüler zu be -
rechnen , von denen die Schule im Durchschnitt der Schal -
jahre 1919 , 1920 und 1921 besucht war .

Die Vorſchrift des §S 5 der VVO . v. 8. Auguſt 1910 wurde dadurch
nicht aufgehoben , ſondern nur für die Dauer der Aufrechterhaltung der

Beſtimmung des Geſ . vom 23. März 1923 in ihrer Anwendbarkeit
ſuſpendiert ; ſie trat mit der Aufhebung dieſer Sonderbeſtimmung durch
die PAVO . wieder in Geltung .

Da aber die auf der Grundlage einer normalen Entwickelung des
Schülerbeſtandes aufgebaute Vorſchrift mit ihrem Hinweis auf die Ver⸗
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hältniſſe der zwei vorausgegangenen und der zwei folgenden Schuljahre

auf die durch den Krieg geſchaffene Lage mit ihren ſtark abfallenden

Schülerzahlen nicht anwendbar erſchien , wurde „ zum Vollzug des § 26

SchG . und des Art . III PAVO . “ durch VO. des UM. vom 20 . März

192 4 ( ABl . Nr . 11) in Anlehnung an die Praxis , die ſich bei der An⸗

wendung der Vorſchrift des § 5 der VO. vom 8. Auguſt 1910 herausge⸗

bildet hatte , beſtimmt :

Die Berechnung der Zahl der Schulkinder z2ur Fest -

setzung der an einer Volksschule zu errichtenden Lehrer -

stellen hat nach dem Durchschnitt der Zahl der Schüler zu

erfolgen , von denen die Volksschule zu Besinn der Schul⸗

jahre 1922 und 1923 besucht war und auf den Beginn des

Schuljahres 1924 voraussichtlich besucht sein wird .

Die Verordnung hatte nur den Zweck , im Anſchluß an die Aufhebung

des Art . 1 des Geſ . vom 23. März 1923 die Grundlage feſtzulegen , auf

der für das Schuljahr 1924 die Zahl der geſetzlich zu errichtenden

Lehrerſtellen berechnet werden ſollte . Die VO. vom 8. Auguſt 1910

wurde , wie aus der Faſſung ihrer Bekanntgabe hervorgeht , dadurch nicht

berührt . Um die letztere mit den Vorſchriften der VO. vom 20. März

1924 ſachlich in Einklang zu bringen , wurde durch das UM. durch Vd.

vom 11 . Dezember 1924 — ABl . Nr . 50 —beſtimmt , daß 8 5 der

VO. vom 8. Auguſt 1910 zu lauten habe :

Als dauernd im Sinne der SS 26, 34 und 40 des Gesetzes

gilt für die Regel diejenige Schülerzahl , die sich aus dem

Durchschnitt der Schülerzahlen der drei vorangegangenen
Schuljahre ergibt .

Sachlich unterſcheidet ſich dieſe Anordnung von der VoO. vom
20. März 1924 nur dadurch , daß für die Durchſchnittsberechnung die

Schülerzahlen der drei vorausgegangenen Schuljahre die

Grundlage zu bilden haben . Die Ausſcheidung des neuen Schuljahres
aus der Durchſchnittsberechnung rechtfertigte ſich von dem Geſichtspunkte

aus, daß im Zeitpunkt , in dem die Berechnung aufgeſtellt werden muß,

die Schülerzahlen des neuen Schuljahres in der überwiegenden Zahl der
Fälle überhaupt noch nicht mit Sicherheit feſtſtellbar ſind.

Um den vorhandenen Beſtand an Lehrer über

die Zeit der ſchülerarmen Jahrgänge hinaus aufre 1 0 erhant
erließ das UM. im Anſchluß an das Geſetz vom 20. März 1925 über

Anderung des Geſetzes vom 23. März 1923 über den Aufwand für die

eein der Faſſung der Verordnung des Staatsminiſteriums vom

1 März 1924 , Perſonalabbau betr . , unterm 5. April 1925 , folgende , dem
rt . Jdes Geſetzes vom 23. März 1923 nachgebildete Verordnung:

Die V erordnung des Ministeriums der Justiz , des Kultus
und Unterrichts vom 8. August 1910 , den Vollaug des Schul -

gesetzes betr .in der Fassung der Verördnug des Mini-
steriums des Kultus und Unterrichts vom 11 Dezemb 192⁴4
erhält mit sofortiger Wirkung F01Sende . 3 8
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Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen . § 26. 47

§ 5 .

Als dauernd im Sinne der SS 26, 34 und 41 des Gesetzes
gilt bis auf weiteres diejenige Schülerzahl , die sich aus dem
Durchschnitt der Schülerzaklen der Jahre 1922 , 1923 und
1924 ergibt .

Auch nach der Vo . vom 11. Dezember 1924 waren für die Berech⸗
nung der Stellenzahl im Schuljahr 1925 die Schülerzahlen der Schul⸗
jahre 1922/24 maßgebend . Inſofern ſchafft die VO. vom 5. 4. 1926 erſt
für die Schuljahre 1926 u. folg . neues Recht .

Über ihre Tragweite in ſachlicher Beziehung iſt folgendes zu
ſagen :

Im Schuljahr 1925 hat die Schülerzahl ihren Tiefſtand erreicht .
Dieſes Schuljahr umfaßt 2“ Schüler aus dem Geburtsjahr 1918
und aus dem Geburtsjahr 1919 . Nach dem ſtatiſtiſchen Jahrbuch
für 1925 betrug die Geburtenzahl im Jahre 1918 29938 und im
Jahre 1919 45 994. Wenn auch die Zahl der im Jahre 1925 neu zu⸗
gegangenen Schüler an ſich größer war , als im Jahre 1924 , das neben
/s der im Jahre 1918 Geborenen 2 / Kinder aus dem Jahre 1917 mit
nur 29 373 Geburten umfaßt hat , ſo hat die Geſamtzahl der Schüler
vom Jahre 1924 doch dadurch eine weitere Herabminderung erfahren ,
daß an Oſtern 1925 die Zahl der aus dem oberſten Jahrgang zur Ent⸗
laſſung gekommenen ( in den Jahren 1910 und 1911 geborenen ) Kinder
größer war , als die Zahl der neu zugegangenen .

Berückſichtigt man , daß im Allgemeinen die Zahl der in die Schule
neueintretenden Schüler 82 v. H. der Geburtenjahrgänge , aus denen ſie
ſtammen , ausmacht , während die Zahl der am Ende der achtjährigen
Schulzeit austretenden Schüler nur 50 bis 55 v. H. ihrer Geburtenjahr⸗
gänge beträgt , ſo ergibt ſich bereits für den Jahrgang 1926 , der neben
Js der Geburtenzahl des Jahres 1919 ( 45 994 ) ½ der Geburtenzahl des
Jahres 1920 ( 60 066 ) umfaßt , ein überwiegen des Zugangs über den
Abgang . Dieſe Erſcheinung ſetzt ſich in den folgenden Schuljahren mit

8 den Zugängen aus den Geburtsjahren 1920 , 1921 ( mit 60 602 Geburten ) ,
1922 ( mit 56 150 Geburten ) , 1923 ( mit 53 250 Geburten ) und den Ab⸗ 8gangen aus den Geburtsjahren 1912 ( mit 62 000 Geburten ) , 1913 ( mit
59 700 Geburten ) , 1914 ( mit 59 690 Geburten ) , 1915 ( mit 45 500 Ge⸗
burten ) gleichmäßig fort , ſo daß der Schülerſtand des Schuljahres 1924 2
bereits mit Beginn des Schuljahres 1927/28 und jener des Schuljahres
1923 im Schuljahr 1928 nahezu erreicht , im Schuljahre 1929 aber über⸗
ſchritten ſein wird . Im folgenden Schuljahr 1930 wird auch der Schüler⸗beſtand vom Jahre 1922 erreicht und überſchritten . In den folgenden
3 Schuljahren mit den Abgängen aus den Geburtsjahren 1917 ( mit der
niedrigſten Geburtenzahl von 29 373) , 1918 und 1919 wird ungeachtet
eines etwa eintretenden Geburtenrückganges die Schülerzahl ſtetig und
nicht unerheblich zunehmen .

Zur Aufrechterhaltung des Beſtandes an Lehrerſtellen , wie er ſichaus dem Durchſchnitt der Schülerzahl der Schuljahre 1922 , 1923 und
1924 ( mit 317 6000 Schülern ) ergibt , müßten die Vorſchriften , wie die
Verordnung vom 5. April 1923 ſie aufſtellt , jedenfalls bis zum Beginn &des Schuljahres 1929 , wo ſich als Durchſchnitt der Jahre 1927 , 1928 und 5
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ich eine Schülerzahl von etwas über 300 000 ergeben

chülerzahl zuſammen
n Durch⸗

1929 vorausſichtl
wird , oder aber bis zum Schuljahr 1930 , deſſen S

mit den Zahlen der zwei vorausgegangenen Schuljahre eine

ſchnitt von etwa 320 000 liefern wird , in Geltung bleiben .

In rechtlicher Beziehung gibt die Verordnung vom 5. April

1925 Anlaß zu folgender Beanſtandung :
Die Verordnung gibt nicht eine allgemein giltige Begriffsbeſtimmung

des Wortes „ douernd “ als eines Verhältniſſes , das mit den es bedingenden

Urſachen dem Wechſel Unterworfen iſt ; ſie erklärt vielmehr als „dauernd “

und zwar ohne Zeitbeſchränkung im Gegenſatz zu Sinn und Ahſicht

des Geſetzes einen abgeſchloſſen in der Vergangenheit liegenden Zuſtand

und entzieht damit die Feſtſetzung eines geſetzlichen Verhältniſſes der im

Geſetz als wechſelnd vorgeſehenen Grundlage . Die Vorſchrift über⸗

ſchreitet damit die der Verordnung gezogenen Gren⸗

zen ; eine ſolche , die geſetzlichen Beſtimmungen für unbeſtimmte Zeil

aufhebende Anordnung konnte , wie dies in dem gleichgelegenen Fall im

Jahre 1923 geſchehen iſt , nur auf dem Wege der Geſetzgebung el⸗

laſſen werden . Die Verordnung kann daher weder für die Gemeinden

noch auch für die Staatskaſſe Anſprüche oder Verpflichtungen begründen.

Die Gemeinden mit übergeſetzlichen Stellen , namentlich die großen

Gemeinden , werden keinen Anlaß haben , die Anwendung der Verord⸗

nung zu beanſtanden , da ſie einen höheren , als den der tatſächlichen

Schülerzahl entſprechenden Beſtand an geſetzlichen Stellen gewährleiſtel

und damit die Gemeinden entlaſtet . Dagegen kann es vorkommen , daß

eine Gemeinde eine infolge des Schülerrückganges überflüſſig gewordene

Stelle , obwohl ihr hiefür nach der VO. eine Belaſtung nicht erwachſen

würde , nicht aufrecht erhalten will , weil ſie über den Schulraum odet

die Lehrerwohnung anderweit verfügen will . In einem ſolchen Fall hätte

in letzter Inſtanz der Verwaltungsgerichtshof aufgrund des § 140 Schc.

über die Rechtsgültigkeit der VO. zu entſcheiden . Im übrigen wird es

Sache der die Intereſſen der Staatskaſſe vertretenden Behörde und

des Riitee chtsminiſteriums ſelbſt ſein , in eine ſolche Prüfung

einzutreten . Vergl . auch „ Fünfter Titel “ über den Aufwand für die

1 8 Bmkg . zu §S 28 StVG . II c 1.

bſ . 2 ſtellt ſich als eine Übergangsbeſtimmung zu dem Geſetz vom

9. Juli 1906 dar , durch das die 0 von 400 auf 70 en
wurde ; bei dem dermaligen Überſchuß an Lehrern kommt der Beſtimmung

tatſächlich eine Bedeutung nicht mehr zu. Im übrigen gilt von ihr das

05
was in der Bemerkung Ziff . 1 Abſ . 1 bezüglich der Zahl 70 ge⸗

Verhältnis zwiſchen Haupt⸗ und Anterlehrerſtellen .

a) An Volksſchulen mit der geſetzlichen Zahl von Lehrerſtellen .

1

2I .

EUG . vom 8. März 1863 §S 23. Geſ. vom 13. Mai
8. 1863 8 23. 3. Mai1892 Art . II . Geſ⸗

vom 19. Juli 1906 Art . I. Geſetz vom 0. März 1925
( 1) Die zur Befriedigung eines dauerr

ürfni
jig 8 dauernden Bedürfniſſes er

richteten Lehrerſtellen werden teils
mi i

n w mit 5 3 m
Unterlehrern beſetzt .

Sauptlehrern kef
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Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen . § 28 . 49

2 ) Mit Unterlehrern ſind an Volksſchulen mit 2 bis 6 Lehrer⸗
ſtellen eine , bei 7 bis 13 Lehrerſtellen zwei , bei 14 bis 20 drei , bei
21 bis 27 vier Stellen uff . zu beſetzen .

( 3) Beträgt die Zahl der Schulkinder dauernd mehr als 120
oder 180 , ſo ſind zwei bezw . drei Hauptlehrer anzuſtellen .

0 chG. S§ 45 und 50.

1. Die Vorſchrift in Abſatz 1 iſt in ihrer Anwendung auf die einzelne
Volksſchule beſchränkt . Hat eine Volksſchule nur eine Lehrerſtelle , ſo iſt
dieſe mit einem Hauptlehrer zu beſetzen .

2. Abſ . 2 iſt durch das Geſetz vom 20. März 1925 über die Anderungdes Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910 ABl . Nr . 15 S. 63 —an die Stelle
der ſeitherigen Beſtimmungen getreten , wonach von 5 Lehrerſtellen je eine
mit einem Unterlehrer zu beſetzen war . Sie bezweckt eine Verbeſſerung
in dem Verhältnis zwiſchen planmäßigen und außerplanmäßigen Stellen .
Die Zahl der Unterlehrerſtellen wird am einfachſten in der Weiſe
berechnet , daß die um eins vermehrte Geſamtzahl der Lehrerſtellen
durch ſieben geteilt wird , wobei der ſich eventuell ergebende Bruchals weitere Unterlehrerſtelle gerechnet wird .

3. Denſelben Zweck verfolgt die Vorſchrift in Abſatz 3, die ſachlich
eine Beſtimmung wiederholt , die bis zum Jahre 1906 beſtand , durch
das Geſetz vom 19. Juli 1906 aber aus Anlaß der Herabſetzung der für
Errichtung einer Lehrerſtelle maßgebenden Schülerzahl von 100 auf 70
in Rückſicht auf die dadurch bewirkte Vermehrung der planmäßigen Stellen
für entbehrlich erklärt und aufgehoben worden war . Die Wiederaufnahme
dieſer Beſtimmung in das Geſetz iſt auch von dem Geſichtspunkt aus zu
begrüßen , daß ſie für kleinere Schulen ſtabilere Verhältniſſe ſchafft und
insbeſondere an Schulen mit Schülern und Lehrern verſchiedener Be —
kenntniſſe auch für das Minderheitsbekenntnis die Anſtellung eines
Hauptlehrers an Stelle eines Unterlehrers ermöglicht .

N

b) An Volksſchulen mit mehr Lehrerſtellen als geſetzlich geboten . 6

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 . EuG . vom 8. März 1868 § 24. Geſ . vom E519. Februar 1874 Art . I. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . II . Geſ . vom
20. März 1925 .

Werden an der Volksſchule einer Gemeinde Lehrerſtellen in
größerer als der geſetzlich vorgeſchriebenen Zahl errichtet , ſo
dürfen von dieſen übergeſetzlichen Stellen , wenn deren Zahl 1
bis 5 beträgt , eine , wenn ſie 6 bis 10 beträgt , zwei , wenn ſie 11 bis
15 beträgt , drei Stellen uff . mit Unterlehrern beſetzt werden .

Die Vorſchrift weicht inſofern von den bisherigen Beſtimmungen ab,als ſie nicht wie dieſe die Zahl der zuläſſigen Unterlehrerſtellen auf einen
Bruchteil der Geſamtzahl der Lehrerſtellen ( bisher ½) feſtſetzt , ſondern
für die nach § 26 überzähligen Stellen einen beſonderen Verteilungsmaß⸗ *
ſtab aufſtellt . Eine geldliche Mehrbelaſtung gegenüber dem bisherigen

4
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Zuſtand ergibt ſich hieraus nur für Gemeinden mit Volksſchulen , an

denen auf einen Lehrer weniger als 55 Schüler kommen .

Nach der früheren Faſſung des Geſ . galten mehrere in einer Gemeinde

beſtehende Volksſchulen ( § 7 SchG . ) für die Berechnung der Zahl der

überzähligen Lehrſtellen als eine Einheit . Nach dem jetzigen Wortlaut

gilt dies nur noch für verſchiedene Abteilungen einer Volksſchule , nicht

aber für mehrere in der Gemeinde beſtehende ſelbſtändige Volksſchulen .

Die zuläſſige Zahl der Unterlehrerſtellen wird in der Weiſe berechnet ,

daß die Geſamtzahl der übergeſetzlichen Stellen durch 5 geteilt und für

den ſich etwa ergebenden Bruch eine weitere Stelle angeſetzt wird .

Erſte Lehrer .
829 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . II § 17. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art III .

( J ) Für Volksſchulen mit mehreren Hauptlehrern wird aus

dieſen durch die Oberſchulbehörde ein erſter Lehrer (Oberlehrer )

beſtellt . Die Ernennung kann jederzeit aus dienſtlichen Gründen ,

die dem Betreffenden mitzuteilen ſind , widerrufen werden .

( 2) Wenn eine Volksſchule mehrere örtlich getrennte Abtei⸗

lungen umfaßt , kann beim Vorliegen eines beſonderen Bedürf⸗
niſſes hiezu ein erſter Lehrer nach Abſatz 1 für jede dieſer Ab⸗

teilungen ernannt werden .

6 Wo beziehungsweiſe ſolange der erſte Lehrer nicht in der

in Abſatz 1 bezeichneten Weiſe beſtimmt iſt , ſowie bei Verhinderung

des als ſolcher Ernannten , werden die Befugniſſe und Obliegen⸗
heiten des erſten Lehrers von dem dienſtälteſten Hauptlehrer (von

der erſten Anſtellung als ſolcher an gerechnet ) der betreffenden

Schule , bei gleichem Dienſtalter mehrerer von dem an Lebensalter

vorgehenden wahrgenommen .

SchGG. 88 13, 20 — SchBVo . § 47 —52 .

1. Das Inſtitut der erſten Lehrer wurde durch das Geſ. vom 13. Mai

1892 Ein Antrag , in dem Geſetz 5 5 10 Shul
mit Lehrernverſchiedener Bekenntniſſe der erſte Lehrer aus den Lehrern
des Mehrheitsbekenntniſſes zu nehmen ſei , wurde von der Kommiſſion
der II . Kammer abgelehnt . Dagegen wurde die Beſtimmung in das Ge⸗

ſetz aufgenommen , daß bei der Ernennung „tunlichſt auf das Dienſtalter
Rückſicht zu nehmen ſei . Der Entwurf zum SchG . vom 7. Juli 1910

hatte den Strich dieſer Beſtimmung vorgeſehen mit der Begründung:
enn

das Inſtitut der erſten Lehrer den bei ſeiner Einrichtung gehegten
Erwartungen nicht entſprochen habe , ſo ſei der Grund hierfuͤr weſent⸗
lich darin zu finden, daß die Oberſchulbehörde durch das Geſetz gebunden

geweſen ſei, bei der Beſetzung der Stellen nicht die Tüchtigkeit und ſon⸗

ſtige Vereigenſchaftung, ſondern das Dienſtalter in erſter Reihe zu be⸗

. Die Kommiſſion der II . Kammer trat dieſer Anſchauung

RRDR
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Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen . § 30. 51¹

Die Ernennung zum erſten Lehrer kann , wenn der Ernannte den
Anforderungen des Dienſtes nicht entſpricht , widerrufen werden .

Die Beſtimmung in 8 60 SchG . , wonach an Volksſchulen mit minde⸗
ſtens drei Hauptlehrern der erſte Lehrer eine Dienſtzulage zu beziehen
hat , iſt durch §S 30 BeſG . aufgehoben . Die erſten Lehrer ſolcher Schulen
ſind dafür in Gruppe VIII und IX der Beſoldungsordnung eingereiht .Der Widerruf der Ernennung zum erſten Lehrer hat das Zurücktreten
in die Gruppe , der der Lehrer in der Eigenſchaft als Hauptlehrer ange⸗
hören würde , zur Folge .

2. Durch die Beſtimmung in Abſ . 2 ſoll im Intereſſe einer geordneten
Erledigung der mit dem Amt des erſten Lehrers verbundenen Dienſtauf⸗
gaben die Möglichkeit der Beſtellung eines beſonderen erſten Lehrers
auch für eine nach § 7 letzter Abſ . SchG . nicht als eigene Volksſchule , ſondern
nur als örtlich getrennte Abteilung der Geſamtvolksſchule errichtete Schule
geſchaffen werden . Als örtlich getrennte Abteilungen gelten nicht die
für die einzelnen , zuſammenhängenden Bezirke einer Gemeinde errichte⸗ten Schulhäuſer .

3. Die Beſtellung eines erſten Lehrers nach Abſ . 1 an Volksſchulenmit weniger als 3 Hauptlehrern findet in der Regel nur dann ſtatt , wenn
der dienſtälteſte Hauptlehrer zur Führung des Amtes nicht geeignet iſt .

Schulleiter . Rektoren ) .

§ 30 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III §S 17 b. BeſG . 8 30.

( 1) An Volksſchulen mit 10 und mehr Lehrerſtellen ſind be⸗
ſondere Schulleiter ( Rektoren ) auf Grund der Genehmigung der
Stellenzahl im Staatsvoranſchlag anzuſtellen . Das Amt als
Schulleiter kann mit dem eines Lehrers der Schule verbunden
werden .

(2) Dieſelben erhalten Gehalt und Wohnungsgeld —letzteres von der
Gemeinde — nach Maßgabe der Beſtimmungen in Ordnungszahl 1 4der Abteilung G des Gehaltstarifs .

863) Auf die Entfernung eines Schulleiters von ſeiner Stelle
finden die Beſtimmungen der § § 68 und 69 des Geſetzes ſinnge⸗
mäße Anwendung .

(J) Daneben können auf Antrag der Gemeinden für einzelne Schul⸗häuſer oder Schulabteilungen beſondere erſte Lehrer (§S 209) beſtellt wer⸗
den , ſofern die Gemeinden die nach § 60 zu gewährenden Nebengehalte
bereitſtellen .

SchGG. SS 26, 28, 50 Abſ . 4, 55. SchB8d . §§ 27 —52 . VO. über
die Beſetzung erledigter Hauptlehrerſtellen vom 23. Dezember 1913 8 17
Abſchnitte VI 6 .

1. Das Geſetz ſieht für größere Schulweſen eine Erweiterung der
Stellung des erſten Lehrers zum Amt eines Schulleiters , Rektors vor .
Die Vorſchrift des Abſ . 1 iſt in ihrer Anwendung nicht davon ab⸗
hängig , daß nach § 26 SchG . zehn Lehrerſtellen geſetzlich errichtet



52 Schulgeſetz .

ſind ; ſie iſt vielmehr auch auf Schulen anwendbar , an denen die Zahl

zehn infolge der Errichtung , übergeſe tzlicher Stellen erreicht iſt,

zumal der meiſt erweiterte Unterrichtsbetrieb ſolcher Schulen eine wirk⸗

ſamere techniſche Leitung — als ſie durch einen Oberlehrer mit ſeinen

beſchränkteren Befugniſſen möglich iſt — erfordert . Ddie Errichtung

einer Reltorſtelle hat nach § 4 VVO . z. SchG . nur zu erfolgen , wenn der

Beſtand von zehn Lehrerſtellen für drei aufeinanderfolgende Schuljahre

gewährleiſtet iſt ; dieſe Vorausſetzung iſt erfüllt , wenn für die zwei

folgenden Jahre in der Zahl der geſetzlich errichteten Lehrerſtellen

nach den zu erwartenden Schülerzahlen ein Rückgang nicht eintreten wird

oder wenn bei übergeſetzlichen Lehrerſtellen der erweiterte Schul⸗

betrieb für weitere zwei Jahre ſichergeſtellt erſcheint . Nicht erforderlich

iſt , daß das in Abſ . 1 als Vorausſetzung für ſeine Anwendung be⸗

zeichnete Verhältnis ſchon zwei Jahre lang beſtanden hat .

Aufgehoben ſoll die einmal errichtete Rektorſtelle nach § 4

Abſ . 2 VVO . z. Sch . nur werden , „ wenn die Zahl der ſtändigen Lehrer⸗

ſtellen in drei aufeinanderfolgenden Schuljahren unter zehn herabge⸗

gangen und die Wiedererreichung dieſer Zahl für die drei folgenden

Schuljahre nicht zu erwarten ſteht “. Iſt die Zahl der Lehrerſtellen in⸗

folge einer — für die Dauer beſtimmten — Anderung der Schuleinrich⸗

tung und der damit zuſammenhängenden Aufhebung übergeſetzlicher Stellen

unter zehn herabgegangen , ſo iſt die Rektorſtelle mit dem Ende der

laufenden Staatsvoranſchlagsperiode aufzuheben . VVO . z. SchG . 8 4

Abſ . 2 a. E.
Die Vorſchrift in Abſ . 1 ſchließt die Errichtung einer Rektorſtelle auch

bei weniger als zehn Lehrerſtellen als frei willige Leiſtung der Ge⸗

meinden nicht aus .
Zu den Lehrerſtellen im Sinne des Abſ . 1 gehören nicht die Stellen

für Handarbeitslehrerinnen .
Die Verbindung des Amtes des Schulleiters mit dem eines Lehrers

der Schule wird in der überwiegenden Zahl der Schulen die Regel

bilden . Die Stelle des Schulleiters iſt dann in den 10 Lehrerſtellen
inbegriffen .

2. Abſ . 2 iſt durch § 30 Beſ . G. aufgehoben . Die Rektoren ſind in

der Beſoldungsordnung eingereiht in Gruppe IX , als Rektoren großer
Volksſchulen, d. h. von Volksſchulen mit 20 und mehr Lehrern oder mit

Bürgerſchulen (§S 38 Bmkg . 2 Abſ . 7) in Gruppe X, als Direktoren großer

Gruppe XI . Wegen Beſtreitung des Aufwandes für die
Rektoren vergl . Titel V.

3. Neben den §§ 68 und 69 findet auch §S 51 SchG . Anwendung .

4. Abſ . 4 iſt durch PAVO . Art . 1 Ziff . 3 aufgehoben .

Beſonders beſtellte Rektoren .

881 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III 8S 17 b.

(1) Auf Antrag der Gemeinden können zur Lei Zolk
g der Gemeit U zur Leitung von Volksſchulen

und einzelnen Volksſchulabteilungen (§S 38) ſowie zur Unterrichtsertei⸗

lung an ſolchen auch wiſſenſchaftlich gebildete ſowie für höheren Unter⸗

richt verordnungsgemäß geprüfte Lehrer mit den im Gehaltstarif für
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Volksſchulrektoren und für ſeminariſtiſch und techniſch gebildete Lehrer
vorgeſehenen Bezügen auf Grund der Genehmigung der Stellen im
Staatsvoranſchlag etatmäßig angeſtellt werden .

(2) Soweit dabei Schulen der in § 30 bezeichneten Art in Betracht
kommen , hat die Gemeinde für den als Leiter der Geſamtvolksſchule an⸗—
geſtellten etatmäßigen Lehrer außer dem in §S 72 III bezeichneten Be —
trag auch noch den Betrag zu übernehmen , um den der Gehalt dieſes
Lehrers den Höchſtgehalt eines nach § 30 zu beſtellenden Rektors über —
ſteigt .

(3) Die Errichtung ſolcher Stellen kann nur erfolgen , wenn die Ge⸗
meinde die erforderlichen Beträge an Wohnungsgeld und Gehalt dauernd

zur Verfügung ſtellt und überdies die Beſtimmungen der Artikel 15 bis
17 des Etatgeſetzes in der vom 1. Juli 1908 an gültigen Faſſung für ſich
als bindend anerkennt .

( 4) Zur Unterrichtserteilung an Volksſchulen und zur Leitung ein⸗

zelner Schulabteilungen ( § 38) können Lehrer der in Abſatz 1 bezeichneten
Art auch in nichtetatmäßiger Stellung ſowie nebenamtlich , wenn ſie im
Hauptamt der Unterrichtsverwaltung unterſtehen , verwendet werden .

§ 31 iſt durch §S 30 des Beſoldungsgeſetzes aufgehoben .

Wirkungskreis der Schulleiter und Rektoren .

§ 32 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III S 17 .

Die näheren Beſtimmungen über den Wirkungskreis der in

den § § 29 und 30 bezeichneten Beamten werden im Wege der Ver⸗

ordnung erlaſſen . Denſelben können durch beſondere Dienſt⸗

weiſungen im Einverſtändnis mit den Ortsſchulbehörden einzelne
der nach § 21 den letzteren zukommenden Befugniſſe übertragen
werden .

SchBVo . 88 27 —52 .

Aus dem Wirkungskreis der Ortsſchulbehörde kommen für die Über⸗
tragung an die Oberlehrer und Rektoren weſentlich die mit der Durch —
führung und Aufrechterhaltung des äußeren Schulbetriebes — § 21 Ziff . 4
SchG . — zuſammenhängende Aufgaben in Betracht ( SchO . §8 2. 10, 11,
12, 14, 18 Abf 19, 2 Abf 1, 29, 56) .

Lehrerinnen .

8 83 .

Geſ . vom 1. April 1880 § 45 ff. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . II S 18.

Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III
Bad . Verf . § 11.

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes über die rechtlichen Ver⸗

hältniſſe der Lehrer gelten auch für die Lehrerinnen , ſoweit für
die letzteren nicht beſondere Feſtſetzungen erlaſſen ſind .
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Lehrerinnen dürfen nicht an Volksſchulen mit nur einer Lehrerſtelle

verwendet werden .

Die Stelle des erſten Lehrers kann einer Lehrerin nur an Schulab⸗

teilungen übertragen werden , die ausſchließlich von Mädchen beſucht

werden .

Vergl . die Bmkg . zu § 11 Bad . Verf . in Abſchnitt IILAI .

Die Lehrerin ſteht in bezug auf Verwendung im Schuldienſt dem

Lehrer rechtlich gleich . Sie kann daher auch an Volksſchulen mit

nur einer Lehrerſtelle angeſtellt werden , wenn ſie den mit der Ver⸗

ſehung des Dienſtes verbundenen Aufgaben ( Turnunterricht für die

Knaben , in Pfarrorten auch Organiſtendienſt ) , in gleicher Weiſe wie ein

Lehrer gerecht werden kann , und wenn die beſonderen Verhältniſſe der

Gemeinde oder der Schule nach Anſchauung der Ortsſchulbehörde nicht
eine männliche Lehrkraft erfordern . Dies kann aber nur für unver⸗

heiratete Lehrerinnen gelten . Die Verwendbarkeit verheirate⸗
ter Lehrerinnen wird in Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe und

Pflichten , die für ſie aus der Ehe erwachſen , nur an Schulen mit

mehreren Lehrerſtellen möglich ſein . Iſt an einer Schule mit 2 Lehrer⸗
ſtellen die eine mit einem Unterlehrer zu beſetzen , ſo kann die Haupt⸗
lehrerſtelle einer Lehrerin übertragen werden , ſofern nicht auch hier die
beſonderen örtlichen Verhältniſſe eine männliche Kraft erfordern . Das
Gleiche gilt für die Vekleidung der Stelle des Oberlehrers oder
des Rektors durch eine Lehrerin , vorausgeſetzt , daß ſie die nötige
Vereigenſchaftung für die Stelle beſitzt .

Auch hinſichtlich der Dienſtbezüge ſtehen die Lehrerinnen den Lehrer
gleich ; nur erhalten verheiratete Lehrerinnen den Ortszuſchlag
nur zur Hälfte . Auch werden ihnen die Zuſchläge für gemein⸗
ſame Kinder nur gewährt , wenn der Ehemann bei Berückſichtigung
ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtand iſt , ohne Gefährdung des

Unterhalts der Familie dieſe zu unterhalten . Beſ . G.

81
Für die beſonderen Dienſterleichterungen , die verheirateten

Lehrerinnen im Falle der Niederkunft zu gewähren ſind , gelten die
folgenden , für weibliche Beamte allgemein von dem Reichsminiſterium

n mit den Vertretern der
5 Sregier e und der ze 0 iſatione

aufgeſteten 5
gierungen und der Beamtenorganiſationen

a) Der Verheiratete weibliche Beamte darf 2 Wochen
vor und 4 Wochen nach der Niederkunft dienstlich nicht
beschäftigt werden ; auf sein Verlange ist er bereits
4 Wochen vor der Niederkunf

Pis „ n

e 01 5 Jiederkunft und bis zur Dauer von
6

ochen nach der Niederkunft vom Dienste zu befreien ,

ohne dabb es des Nachweises der Dienstunfähigkeit bedarf .
Auf sein ) . erlangen kann er bereits vor Ablauf von 4 Wochen
nach der Niederkunft wieder beschäftigt werden , sofern er
durch ärztliches Zeugnis seine Dienstfähigkeit nachweist .

Die Verwaltung ist berechtigt , den Weib⸗
lichen Beamten während der Sehyans

Boch

60l.

1
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schaft aus dienstlichen Rücksichten vom
Dienste zu befreien .

b) Während der gewährten Dienstbefreiung aus Anlag
der Niederkunft erhält der weibliche Beamte das volle
Diensteinkommen bis zur Dauer von 10 Wochen ; für
etwaige weitere 7 Wochen ist das halbe Dienstein -
kommen zu gewähren , falls für sein Fernbleiben vom
Dienste wichtige Gründe , z. B. notwendige Fürsorge für das
Kind , allgemeine Schonungsbedürftigkeit des Beamten usw .
Vorhanden sind ; darüber hinaus steht ihm ein Anspruch auf
Diensteinkommen nicht zu .

Wird der weibliche Beamte während der Schwanger -
schaft aus dienstlichen Gründen gegen seinen Willen über
die unter a) Abs . 1 vorgeschriebene Zeit hinaus vom Dienste
befreit , so ist ihm das volle Diensteinkommen
während dieser Zeit fortzugewähren .

Bestimmungen über die Gewährung des Dienstein -
kommens in Krankheitsfällen bleiben unberührt .

Sch Vertretungskosten dürfen dem weiblichen Be —
amten während der aus Anlaß der Niederkunft ihm gewährten
Dienstbefreiung nicht zur Last gelegt werden .

c) Ist der verheiratéte weibliche Beamte aus Anlaß der
Niederkunft 8 Wochen oder weniger vom Dienste befreit

gewesen , so wird die Gewährung des jährlichen Erho -
lungsurlaubs hierdurch nichĩt berührt . Bei längerer
als achtwöchiger Dienstbefreiung kann die Verwaltung die
über 8 Wochen hinausgehende Zeit auf den üblichen Er -

holungsurlaub anrechnen ; ist die längere als achtwöchige
Dienstbefreiung gemäß aà Abs . 2 gegen den Willen des Be -
amten erfolgt , so kindeét eine Anrechnung auf den üblichen
Erholungsurlaub nicht statt .

Beſetzung der Lehrerſtellen nach dem religiöſen Bekenntnis der Schüler .

§ 84 .

Geſ . vom 18. September 1876 Art . III §S 24 a. Geſ . vom 7. Juli 1910
Art . III . Geſ . vom 20. März 1925 Art . I.

( 1) Bei Beſetzung von Lehrerſtellen an Volksſchulen ſoll auf
das religiöſe Bekenntnis der die Schule beſuchenden Kinder tun⸗

lichſt Rückſicht kgenommen werden .
( 2) Insbeſondere wird beſtimmt :
1. An Schulen , die nur Kinder eines Bekenntniſſes zu unter⸗

richten haben , ſollen nur Lehrer des betreffenden Bekennt⸗

niſſes angeſtellt werden .
2. Gehören die Schulkinder verſchiedenen Bekenntniſſen an ,

und iſt nach deren Geſamtzahl nur ein Lehrer erforderlich

( S 26 dieſes Geſetzes ) , ſo wird dieſer dem Bekenntnis der

Mehrheit der Schüler entnommen .
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( 3) Wenn eine Volksſchule mit mehr als einem Lehrer von

Schülern verſchiedener Bekenntniſſe beſucht wird , ſo ſoll , wenn die

Zahl der Schulkinder des Bekenntniſſes der Minderheit dauernd

über 40 beträgt , eine dieſer Lehrerſtellen , und wenn an der Schule

mehrere Hauptlehrerſtellen errichtet ſind , eine Hauptlehrerſtelle

mit einem Lehrer aus dem Bekenntnis der Minderheit beſetzt

werden .

( J ) Wenn an einer von Schülern verſchiedener Bekenntniſſe

beſuchten Volksſchule infolge des Schülerrückganges die einzige
mit einem Lehrer des Bekenntniſſes der Minderheit beſetzte

Lehrerſtelle in Wegfall zu kommen hat und eine Aushilfsleiſtung

in Erteilung des Religionsunterrichts an die Kinder dieſes Be⸗

kenntniſſes durch einen benachbarten Lehrer nicht möglich iſt , ſoll

die Stelle , ſofern der Schülerrückgang nur vorübergehend iſt , einſt⸗
weilen aufrecht erhalten bleiben .

SchG . § 11.

Die Vorſchriften des §S 34 gehören zu den Sicherungen , die das

Geſetz vom 18. September 1876 mit der Aufhebung der Konfeſſionsſchule
in bezug auf die Erteilung des konfeſſionellen Religionsunterrichts durch
den Lehrer feſtgelegt hat .

1 Abſ . 1 ſtellt den allgemeinen Grundſatz auf , daß der Lehrer dem

religiöſen Bekenntnis der Schüler angehören ſoll . Es handelt ſich dabei
aber nicht um eine reine Sollvorſchrift , deren Erfüllung ins Belieben der

Unterrichtsverwaltung geſtellt iſt . Denn das „ſoll “ begründet einen

R ech tsanſpruch der Gemeinde auf die Anwendung der Vor⸗

ſchrift ; dieſe erhält damit einen verbindlichen Charakter . Die

Unterrichtsverwaltung muß ſie „tunlichſt “, d. h. nach Tunlichkeit , ſoweit
als möglich , durchführen . Damit ſind Ausnahmen nur inſoweit für zu⸗
läſſig erklärt , als ſie nach Lage der Verhältniſſe unvermeidlich ſind , z. B.

abgeſehen von dem im Geſetz ſelbſt ( Abſ . 2 Ziff . 2) feſtgelegten
Fall — dann , wenn es an einem Lehrer des betr . Bekenntniſſes über⸗
haupt oder vorübergehend fehlt .

Die Vorſchrift des Abſ . 1 gilt auch für übergeſetzlich errichtete
Lehrerſtellen . Die von einer Gemeinde an die Errichtung einer ſolchen
Stelle geknüpfte Bedingung der Beſetzung der Stelle mit einem Lehrer be⸗
ſtimmten Bekenntniſſes würde mit der geſetzlichen Vorſchrift in Wider⸗
ſpruch ſtehen ; hält die Gemeinde die Bedingung aufrecht , ſo muß die Er⸗
richtung der Stelle abgelehnt werden .

16 5 Berückſichtigung nach Abſ . 1 haben alle ſtaatlich anet⸗
f ionsgemeinſchafte Ver Bink 8

Werf 5d 1 . afen Vergl . Bmkg . zu § 19 Abſ . 2 Bad.

5
2. Abſ. 2 ſtellt für die unter Ziff . 1 und 2 beſonders erwähnten

Fälle die ſich naturgemäß ergebende Regelung geſetzlich feſt. Das Geſetz
vom 18. September 1876 enthielt noch folgende weitere Beſtimmung:

in weiterer Lehrer und zwar aus dem Bekenntnisse
der Minderheit ist in den Gemeinden , in denen bisher kraft
Gesetzes confessionelle Schulen getrennt PEStAA haben ,

RRD
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auf einen binnen fünf Jahren nach Einführung des Gesetzes
erfolgenden Beschluß der Gemeinde anzustellen , wenn die
Zahl der Schulkinder des in der Minderheit befindlichen
Bekenntnisses nach dem Durchschnitt der letzten drei Jahre
wenigstens zwanzig betragen bat .

Dieſe noch im Geſetz vom 13. Mai 1892 enthaltene Beſtimmung
wurde in das Schulgeſetz vom 7. Juli 1892 nicht mehr übernommen mit
der Begründung , daß ſie mit dem Ablauf der darin bezeichneten Friſt
ihre Wirkſamkeit verloren habe . Dies trifft aber nur inſoweit zu, als
Anträge aufgrund dieſer Vorſchrift nicht mehr geſtellt werden können ;
die aufgrund dieſer Geſetzesvorſchrift ſ. It . gefaßten Beſchlüſſe aber über
die Anſtellung eines beſonderen Lehrers für das Bekenntnis der Minder⸗
heit haben auch heute noch rechtliche Wirkung und dieſe wird durch die
Nichtaufführung der Vorſchrift im SchG . nicht berührt . Dieſelbe rechtliche
Wirkung muß auch Beſchlüſſen zukommen , die vor dem Geſetz vom
18. September 1876 zur freiwilligen Einführung der gemiſchten Schule
aufgrund der Ermächtigung des §S 9 EUG . gefaßt worden ſind . Tatſäch⸗
lich beſtehen ſolche Verhältniſſe dermalen noch in manchen Orten des
früher pfälziſchen Gebietes .

3. Das Geſetz vom 18. September 1876 beſchränkte ſich auf dieſe Vor⸗
ſchriften ; weitere Beſtimmungen darüber , in welcher Weiſe und in
welchem Umfang die verſchiedenen Bekenntniſſe einer Volksſchule bei der
Anſtellung der Lehrer zu berückſichtigen ſeien , enthält das Geſetz nicht .Es überließ die Ordnung dieſer Verhältniſſe der Entſcheidung der Schul⸗
verwaltungsbehörde im einzelnen Fall . Daraus ergaben ſich bei der zu⸗
nehmenden konfeſſionellen Miſchung der Bevölkerung vielfach Mißhellig⸗
keiten und Störungen des konfeſſionellen Friedens . Dieſen Mißſtänden
ſollte die durch das SchG . als Abſ . 3 eingefügte Vorſchrift abhelfen . Die
Zahl 40 entſpricht im allgemeinen dem früher im Verwaltungsweg ein⸗
gehaltenen Verfahren und findet ihre rechtliche Begründung in der Vor⸗
ſchrift des § 26 des Geſetzes , inſofern ſie die Hälfte der auf einen Lehrer
entfallenden Schüler überſteigt . Hat hiernach z. B. eine Schule von
130 Schülern 90 Schüler des Bekenntniſſes K und 40 des Bekenntniſſes
B, ſo iſt neben dem Hauptlehrer des Bekenntniſſes & ein Hauptlehrer des
Bekenntniſſes B anzuſtellen und für die mehr als 70 Kinder des Be⸗
kenntniſſes K iſt Aushilfe in Erteilung des Religionsunterrichts nack
§ 41 des Geſetzes einzurichten , oder bei 170 Schülern , wovon 125 dem Be⸗
kenntnis KA, 45 dem Bekenntnis B angehören , ſind 1 Hauptlehrer und
1. Unterlehrer des Bekenntniſſes & und 1 Hauptlehrer des Bekennt⸗
niſſes B anzuſtellen .

Die Vorſchrift des Abſ . 3 beſchränkt ſich darauf , feſtzuſetzen , wann
ein Lehrer für das Minderheitsbekenntnis angewieſen
werden ſoll . Dadurch ſoll aber nicht ausgeſprochen werden , daß eine
ſolche Zuweiſung nicht auch erfolgen darf , wenn die Schülerzahl weniger
als 40 beträgt . Tatſächlich hat ſich in langer Übung unter Beachtung des
allgemeinen Grundſatzes des Abſ . 1 die Praxis feſtgeſtellt , daß ein Lehrer
für das Minderheitsbekenntnis auch bei einer geringeren Schülerzahl —
jedenfalls bei einer Zahl von 15 Schülern — dann angewieſen wird , wenn
die Bekenntnismehrheit dadurch keine Schädigung ihrer Anſprüche
erleidet . Gehören z. B. von den 80 Schülern einer Schule 65 dem Bekennt⸗
nis A und 15 dem Bekenntnis B an , ſo kann neben einem Hauptlehrer des
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Bekenntniſſes & ein Unterlehrer des Bekenntniſſes B angeſtellt werden .

Sind dagegen unter den 110 Schülern einer Schule 80 von dem Bekennt⸗

nis A, ſo kann Bekenntnis B mit 30 Schülern keinen Lehrer erhalten,

weil das Bekenntnis &R Anſpruch auf zwei Lehrer hat , vorausgeſetzt , daß

nicht der Vertreter des Mehrheitsbekenntniſſes in der Ortsſchulbehörde

und damit die Ortsſchulbehörde ſelbſt ſich mit der Anweiſung einver⸗

ſtonden erklären . Es iſt begreiflich , daß die Zuweiſung eines Unterlehrers

bei 15 Schülern und die Abweiſung eines Antrags auf Zuweiſung eines

ſolchen Lehrers bei 30 Schülern , zumal wenn es ſich um benachbarte

Orte mit Minderheiten verſchiedenen Bekenntniſſes handelt , von dem ab⸗

gewieſenen Bekenntnisteil als eine Bevorzugung des anderen Bekennt⸗
nisteils angeſehen wird . Das darf aber nicht dazu verleiten , den im Geſetz

begründeten Weg zu verlaſſen , da jeder andere Weg zu Willkürlichkeiten

führen würde , die mangels einer feſten geſetzlichen Unterlage noch viel⸗

mehr als ſolche empfunden werden müßten .

Wie an einer Schule mit einer Mehrheit von Lehrern verſchiedener
Bekenntniſſe die Stellen unter die einzelnen Bekenntniſſe zu verteilen

ſind , gibt das Geſetz keine Vorſchrift . Hier hat ſich gleichfalls in der Praxis

der Verwaltungsgrundſatz herausgebildet , daß jedes Bekenntnis diejenige

Zahl von Haupt⸗ und Unterlehrerſtellen erhält , auf die es nach der Zahl
ſeiner Schüler bei einer konfeſſionell getrennten Schule Anſpruch hätte

und daß falls die Zahl der ſo errechneten Lehrerſtellen die Geſamtzahl
der für die Schule geſetzlich errichteten Lehrerſtellen überſteigt , im allge⸗

meinen das Minderheitsbekenntnis hinter dem Mehrheitsbekenntnis

zurückſtehen muß , ſofern nicht auf einen Lehrer dieſes Bekenntniſſes eine

größere Zahl von Schülern , als auf einen Lehrer des Mehrheitsbekennt⸗

niſſes kommt , in welchem Fall das Minderheitsbekenntnis vorgeht . Zut
Erläuterung mögen folgende Beiſpiele dienen .

Normale Fälle : a) die Schule wird von 410 Schülern , 345 des Be⸗
kenntniſſes & und 65 des Bekenntniſſes B beſucht . Geſetzlich ſind zu er⸗

richten 5 Hauptlehrerſtellen und 1 Unterlehrerſtelle ; hievon entfallen auf
A 4 Hauptlehrer und 1 Unterlehrer . auf B 1 Hauptlehrer .

b). Von den 410 Schülern gehören zum Bekenntnis & 270 , zum Be⸗

51
B 140. & erhält 3 Hauptlehrer und 1 Unterlehrer , B 2 Haupt⸗

15

Fall des Zurückſtehens des Minderheitsbekenntniſſes hinter dem

Mehrheitsbetenntnis Die 410 Schüler verteilen ſich mit 325 A und

F
15 Schüler wird Aushilfe 1 10 155 Relicionen
§ 41 SchG . eingerichtet .

Fall der Bevorzugung des Minderheitsbekenntniſſes : rden

410 Schülern ſind 300 vom Bekenntnis A, 110 vom Bbehn er⸗

hält 4 Hauptlehrer , B 1 Hauptlehrer und 1 Unterlehrer ; X erhält ſonach

hälte e weniger , als es bei getrennter Schule , zu beanſpruchen
infolge davon erhöht ſich die auf einen Lehrer entfallende

Schülerzahl auf 75; hätte B nur einen Hauptlehrer erhalten , ſo wäre auff

dieſen die weit höhere Zahl von 110 Schülern entfallen .

Ergibt ſich bei getrennter Berechnung der Lehrerzahl für die Schule
eine größere Zahl von Unterlehrern als nach 8 26 zubge il für

felefür1
U090
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Regel dem Mehrheitsbekenntnis ſtatt einer auf dasſelbe entfallenden
Unterlehrerſtelle eine weitere Hauptlehrerſtelle zuzuteilen .

4. Die durch das Geſetz vom 20. März 1925 in den § 34 als Abſ . 4
aufgenommene Vorſchrift verdankt ihre Entſtehung der infolge des
Perſonalabbaues zuſammen mit dem gleichzeitigen Schülerrückgang an
vielen Schulen eingetretenen Verminderung der Lehrerzahl , von der
naturgemäß in erſter Reihe die Lehrer der konfeſſionellen Minderheiten
betroffen wurden . Die im Sinne der Antragſteller anfänglich wohl nur
als vorübergehende Maßnahme gedachte Beſtimmung hat durch die
uneingeſchränkte Aufnahme in das Geſetz dauernde Geltung erhalten .

Vorausſetzung für die Anwendung der Beſtimmung iſt
a) daß an der betr . Volksſchule nur eine Haupt⸗ oder Unterlehrer⸗

ſtelle für einen Lehrer des Bekenntniſſes der Minderheit beſetzt iſt ,
b) daß dieſe Stelle infolge des Schülerrückgangs aufzuheben iſt ,
e) daß eine Aushilfeleiſtung in Erteilung des Religionsunterrichts

durch einen benachbarten Lehrer nicht möglich , und
d) daß der die Aufhebung bedingende Schülerrückgang nur vorüber⸗

gehend iſt .
Die Aufhebung der Stelle braucht ihren Grund nicht ausſchließlichim Rückgang der Schüler des betr . Bekenntniſſes zu haben . Z. B.

an einer Schule mit ſeither 50 Schülern des Bekenntniſſes und
35 Schülern des Bekenntniſſes B haben die erſteren um 20, die letzteren
um 10 abgenommen , ſo daß nur noch ein Lehrer des Bekenntniſſes &
geſetzlich notwendig iſt .

Als nur vorübergehend wird der Rückgang dann zu betrachten
ſein , wenn in den 3 folgenden Schuljahren mit einer Zunahme der
Schüler des betr . Bekenntniſſes in dem Maße zu rechnen iſt , daß damit
die Vorausſetzungen für die geſetzliche Aufrechterhaltung der Stelle ge⸗
geben ſind .

Die Verpflichtung zur Aufrechterhaltun 9 der Lehrſtelle bietet
kein Hindernis , eine beſtehende Hauptlehrerſtelle in eine Unterlehrerſtelle
Umzuwandeln .

Eine ſolche Stelle kann , wie auch eine aufgrund der Übergangs⸗
beſtimmung zum Geſetz vom 18. September 1876 errichtete Stelle —
vergl . oben Ziff . 2 — im Sinne der Vorſchriften über die Aufwands⸗
berechnung ( Geſ . vom 20. März 1925 ) nicht als übergeſetzlich
gelten .

Zweiter Abſchnitt .

Zweck , Unterrichtsgegenſtände und Diſziplinar⸗
mittel der Volksſchule .

Aufgabe der Volksſchule . Anterrichtsgegenſtände .

§ 35 .
EllG . vom 8. März 1868 § 25. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . III . Geſ.

vom 7. Juli 1910 Art . IV .

( i ) Der Unterricht in der Volksſchule ſoll die Kinder zu ver⸗
ſtändigen , religiös⸗ſittlichen Menſchen und dereinſt tüchtigen Mit⸗
gliedern des Gemeinweſens heranbilden .
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( 2) Er hat ſich auf ſolgende Gegenſtände zu erſtrecken :

Religion ,
Leſen und Schreiben ,

Deutſche Sprache ,

Rechnen ,
Geſang ,
Zeichnen ,
das Wichtigſte aus der Geometrie , der Erdkunde , det

Naturgeſchichte und Naturlehre und aus der Ge⸗

ſchichte .

( 3) Dazu kommen :

für Knaben : Leibesübungen ,

für Mädchen : Unterricht in weiblichen Arbeiten .

(4) Kinder , die keiner Religionsgemeinſchaft angehören oder einer

ſolchen , für die Religionsunterricht an der Volksſchule , die ſie beſuchen,

nicht erteilt wird , können gegen den Willen des Vaters oder anderer Er⸗

ziehungsberechtigter zum Beſuch des Religionsunterrichts nicht ange⸗

halten werden .

65] Dürch Gemeindebeſchluß mit Genehmigung der Oberſchul⸗
behörde kann der Unterricht , wo ein Bedürfnis hiezu vorliegt

wahlfrei oder allgemein verbindlich auf fremde Sprachen ausge⸗

dehnt werden .

6ʃ In gleicher Weiſe kann für Knaben Handfertigkeitsunter⸗
richt und für Mädchen Turnen eingeführt werden .

SchG . 88 36, 38, 40, 41, 42.

1. Nach Abſ . 1 hat die Volksſchule neben der Vermittelung des für

das leibliche Forttommen nötigen Wiſſensſchatzes an die Kinder die

weitere Aufgabe ihrer religiös⸗ſittliche n Erziehung , d. h. ihter

ſittlichen Erziehung auf religiöſer Grundlage . Damit iſt gru ndſätz⸗
lich die Verpflichtung ausgeſprochen , einerſeits für den Staat , Unter⸗

richt in Religion in der Volksſchule erteilen zu laſſen , und andererſfeits

für die Schüler , an dieſem Unterricht teilzunehmen . Hiernach muß der
iicß verpflichtendes Lehrfach der

Volksſchule ſein und er iſt dementſprechend auch in Abſ . 2 als

ſolches aufgeführt . Vergl . Bad . Verf . § 19 Abſ. 2 — Abſchnitt II X 1

und Werf . Art. 148 und 149 —Abſchnitt II B 1. Jedes Kind muß den
Religionsunterricht derjenigen Religionsgemeinſchaft beſuchen der es

nach der Anordnung deſſen , der über ſeine religiöſe Er ziehn n9

geſetzlich zu beſtimmen hat , angehört . Die Schule darf nicht geſtatten ,
daß das Kind an einem anderen Religionsunterricht teilnimmt . Dies gilt

auch für die nichtſt aatlichen Schulanſtalten . Vergl . insbeſondere
3 über den Austritt a der ſeitherigen Religionsgemeinſchaft die
Bmkg .2 und 8 zu § 19 Abſ. 3 Bad . Verf . und die Vorſchriften des Ge⸗
ſetzes über die religiöſe Kindererziehung in Abſchnitt II X 1 und B 3.

Durch den auf Antrag der Kommiſſion zur Beratung des Entwurfs
des SchG . vom 7. Juli 1910 dem Geſetz eingefügten Abſ. 4 ſollte gegen

2
· ·I . —
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den Beizug von ſog . Diſſidenten⸗Kindern zur Teilnahme am
Religionsunterricht gegen den Willen ihrer Eltern — wie er in den
meiſten Ländern übung war — Vorſorge getroffen werden . Die Be⸗
ſtimmung entſprach der ſchon ſeither in Baden geübten Praxis . Sie iſt
durch die Vorſchriften in §S 19 Abſ . 3 Bad . Verf . und Art . 149 Abſ . 2
RVerf . , die den Beizug eines Schülers gegen den Willen des Erziehungs⸗
berechtigten allgemein verbieten , gegenſtandslos geworden . Vergl . hiezu
Bikg . zu § 19 Abſ . 3 Bad . Verf . und Art . 149 Abſ . 2 Werf . in Ab⸗
ſchnitt II X 1 und B 1.

Sind für die Zurückziehung vom Religionsunterricht nur Gründe
beſtimmend , die in der Perſon des Religionslehrers bezw . —
wie ſie dies im evangeliſchen Religionsunterricht von Bedeutung ſein kann
—in ſeiner religiöſen Richtung liegen , ſo wird gegebenenfalls die Zu⸗
weiſung zum Unterricht eines anderen Geiſtlichen im Einverſtändnis mit
der kirchlichen Behörde erfolgen können . Die nach 8§ 9 SchG . zuläſſige Zu⸗
weiſung eines Schülers , für den in der Volksſchule ſeines Aufenthalts⸗
ortes Religionsunterricht nicht erteilt wird , zur Teilnahme am Reli⸗
gionsunterricht einer benachbarten Volksſchule kann nur ge⸗
ſchehen , wenn der Erziehungsberechtigte nicht widerſpricht . Bei einer
ſolchen Zuweiſung wird durch entſprechende Legung der Religionsſtunden
an den beiden Schulen darauf zu achten ſein , daß die Unterweiſung der
betr . Schüler in den weltlichen Fächern keine weſentliche Beeinträchtigung
erfährt .

Um die Religionsgemeinſchaften in die Lage zu verſetzen , für die
religiöſe Erziehung von Kindern , für die am Schulort Religions⸗
unterricht ihres Bekenntniſſes nicht erteilt wird ,
von ſich aus Vorſorge zu treffen , ſind die Lehrer durch § 26 der Dienſt⸗
weiſung vom 4. März 1894 — Abſchnitt VI7 — angewieſen , dem für
die Paſtoration ſolcher Schüler , bezw . ſeiner Eltern zuſtändigen Geiſt⸗
lichen jeweils entſprechende Anzeige zu erſtatten

Die ſchulmäßige Verpflichtung zum Beſuch des Religionsunterrichts
erſtreckt ſich nicht auf den Erſtkommunion⸗ und den Konfir⸗
mandenunterricht und auch nicht auf den Beſuch des Gottes⸗
dienſtes . Die Schüler ſollen aber zum Beſuch des letzteren auch von⸗
ſeiten der Schule angehalten werden . § 5 der VO. des UM. , den Reli⸗
gionsunterricht an der Volksſchule betr . vom 28. November 1913 — Ab⸗
ſchnitt V 2 und Art . 149 Abſ . 2 WVerf . — Abſchnitt II B 1. Zur Er⸗
möglichung der Teilnahme am Erſtkommunion⸗ und Konfirmanden⸗
unterricht ſind die Kreis⸗ und Stadtſchulämter angewieſen , durch ent⸗
ſprechende Geſtaltung des Stundenplanes für das Winterhalbjahr und
ſoweit nötig durch teilweiſe Befreiung von minder wichtigen , entſprechend
zu legenden weltlichen Unterrichtsfächern für die in Betracht kommenden
Schüler die erforderlichen Erleichterungen eintreten zu laſſen .

2. Leibesübungen ſind nur für Knaben allgemein verbind⸗
liches Unterrichtsfach , können aber auch für Mädchen wahlfrei oder
allgemein verbindlich auf dem in Abſ . 4 vorgeſchriebenen Wege eingefühet
werden . Ein Bedürfnis hiezu wird im allgemeinen nur an größeren
Schulen , denen auch Turnhallen zur Verfügung ſtehen , anzuerkennen
ſein . Die gewöhnliche Form der Leibesübungen bildet der Turn⸗
Unterricht , in größeren Volksſchulen kommt hiezu ein beſonderer
Spielnachmittag , der mit 2 Stunden in die wöchentliche Pflicht⸗
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ſtundenzahl der Lehrer eingerechnet wird . Wo kein beſonderer Spiel⸗
nachmittag eingerichtet iſt , ſind Spiele und volkstümliche Übungen im

Turnunterricht zu pflegen . Zum Vollzug der geſetzlichen Beſtimmungen

ezüglich des Turnunterr icht ' s nachſtehende Vorſchriften er⸗

gangen .

a) Verordnung des Miniſteriums der Juſtiz , des
Kultus und Unterrichts vom 31. Juli 1906 :

§ 1 .

Der durch §S 20 des Elementarunterrichtsgesetzes “ ) ge—

botene Turnunterricht der Knaben ist in allen Volksschulen

durchzuführen .
Ausnahmen biervon können durch den Kreisschulrat nu

dann zugelassen werden , wenn und solange an einer Volks -

schule eine zur Erteilung des Unterrichts geeignete Lehr -

kraft fehlt .

8§2.

Zur Teilnahme am Turnunterricht sind die Knaben vom

vierten Schuljahre an Verpflichtet .
Uber Befreiungsgesuche , die , sofern sie aus Gesundheits -

rücksichten gestellt werden , mit einem ärztlichen Zeusnisse
zu belegen sind , entscheidet die Ortsschulbehörde .

8 3.

15 größeren Gemeinden , in denen Turnsäle vorhanden
sind , wird die Ausdehnung des Unterrichts auf die mittleren
und oberen Jahrgänge der Mädchen dringend empfohlen .

Der Turnunterricht der Mädchen ist tunlichst von
Lehrerinnen zu erteilen .

&8 4

DerUnterricht erstreckt sich auf das ganze Jahr .

U
Steht ein Turnsaal nicht zur Verfügung , so wird der

nterricht auf das Sommerhalbjahr beschränkt .

§ 5.

Die einzelne Turnkle
umfassen .

)i ＋ 3 5 5— — — 2Die Vereinigung einer größgeren Anzahl von Schülern

einer Klasse ist nur mit Zustimmung des Kreisschulrats
zulässig .

ö

se soll nicht mehr als 40 Schüler

86

Der Unterricht, kür den wöchentlich zwei ganze oder
vier halbe Stunden anzusetzen sind , ist tunlichst im An-
schlusse an den sonstigen Unterricht zu erteilen

Fetzt § 35 SchG .

56
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E 8587
Die Gemeinden sind verpflichtet , die für den Turnuntèer -

richt erforderlichen Turnplätze und Geräte zu beschaffen
Gergleiche §SS 86 bis 91 des Elementarunterrichtsgesetzes ) . “ )

Den größeren Gemeinden wird die Erstellung von Turns
sälen empfohlen , damit der Turnunterricht während des
ganzen Jahres und bei jeder Witterung erteilt werden kann .

§ 8.
Bei der Beschaffung der Turnplätze ist darauf zu achten :
1. daß sie mindestens die Gröhe von 300 qm haben :
2. daß sie der Schule möglichst nahe gelegen , eben und

trocken sind ;
3. daß der Boden von hohem Grase , tiéèfem Sande und

grobem Kiese frei und an den Stellen , wo niedergesprungen
wird . weich ist .

§ 9.
Die Turnsäle sollen eine Bodenfläche von nicht unter

300 am haben . Die Länge soll sich zur Breite im allgemeinen
wie zwei zu eins verhalten .

§ 10.
Für das Knabenturnen auf Turnplätzen sind folgende

Geräte anzuschaffen :
1. In Schulen mit nur einer Turnklasse :
Ein langes Schwingseil , eine der Größe der Turnklasse

entsprechende Anzahl eiserner Stäbe und mindestens ein
Barren .

2. In Schulen mit zwei Turnklassen :
Ein Schwingseil , eiserne Stäbe und mindestens ein

Barren ; ferner ein Springgestell mit Springschnur .
3. In Schulen mit drei und mehr Turnklassen :
Ein Schwingseil , eiserne Stäbe , ein Springgestell mit

Springschnur und zwei Barren ; ferner mindestens ein Reck .

§ 11.
Für das Knabenturnen in Turnsälen müssen außer den

in §S 10 genannten Geräten zur Verfügung stehen :
Mindestens acht Kletterstangen , vier Klettertaue und

Zwei etwa 30 em hohe Sprunskasten .

812
Für das Mädchenturnen müssen jedenfalls folgende Ge -

räte vorhanden sein :
Ein langes Schwingseil , ein Rundlauf , eine der Größe

der Turnklasse entspréchende Anzahl hölzerner Stäbe und
Schwingrohre ; ferner mindestens zwei wagrechte Leitern
und zwei Schwebestangen .
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§ 13.

Den größeren Stadtgemeinden wWird die Bereitstellung

geräumiger Sc hulhöfe und Spielplätze ange egentlich

empfohlen , damit die Schuljugen d sich außerhalb der Unter⸗

richtsstunden naturgemäß bewegen kann .

§S 14.

Etwa weiter erforderliche Vollzugsvorschriften werden

von der Oberschulbehörde erlassen .

b) Verordnung des Oberſchulrats vom 22. Nov . 100b:

Zum Vollzuge des S 4 Abs . 2 der Ministerialverorduuns

Vom 31. Juli d. J. , den Turnunterricht an den Volksschulen

beètreffend , wird verordnet wie folgt :

1. Das Sommerhalbiahr , auf dessen Dauer sich der Unter⸗

richt beim Mangel eines Turnsaales zu beschränken hat , be⸗

ginnt jeweils mit dem ersten Unterrichtstag des neuen Schul⸗
jahres und endigt genau sechs Monate später .

Es wird erwartet , daß die Turnlehrer diese Zeitgrenzen ,
nach denen sich auch die Berechnung der Vergütung richtet

genau einhalten .

Wenn infolge von ungünstiger Witterung nicht ge⸗
turnt werden kann , s0 hat dafür sonstiger Unterricht in

immer der Schüler einzutreten .
Ist der Turnlehrer zugleich Klassenlehrer der betreffen

den Schüler , 80 bleibt iuhm überlassen , den Lehrgegenstand 1

bestimmen , Worin er in diesem Fall unterrichten will .

Ist Er
nicht zugleich Klassenlehrer , so hat er auf besoh⸗

deren Blättern , die bereit zu halten sind , einen Aufsatz oder

ein orthographisches Diktat fertigen zu lassen , zu zensierel
und dem Klassenlehrer zur Aufbewahrung und Vorlage bei

der nächsten Prüfung zu übergeben .
Der in diesem Unterricht behandelte Gegenstand ist Wie

der Turnlehrstoff im Wochenbuch zu vermerken .

In Rückſicht auf die beſonderen Schwierigkeiten , die in einzelnen

Gegenden des Landes der Surchtührung
des Turnunterrichts entgegen⸗

ſtehen , ſind die Kreisſchulämter durch den Oberſchulrat angewieſen , „aulf
begründeten Antrag diej jenigen Wuben, die ſehr weit vom Schulhaus
entfernt wohnen , von der Teilnahme am Tuurnunterricht zu entbinden

und ferner „ von der Durchführung des Tiurnünter in ſolchen
Schulen , in denen nur einige wenige Turnſchüler vorhanden ſind, über⸗
haupt abzuſehen “ . ( Erl . vom 12. Juni 1907. )

Nach Bekanntmachung des UM. vom 4. Juni 1923 ſind die Schul⸗
Aer ermächtigt , wo die örtlichen Eim n

5 geſtatten , 1urnſtunde zur Erteilung von Schwimmunt erricht durch d
Turnlehrer zur Verfügung zu ſtellen .

We 15 9 üdimein ſol, , ſoweit ei me

Hübt 50 e 05ſte hen , durch dieſe erteilt werden . ( Bktm des
5.) Die Kleidung , die während des Turnens ge—
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tragen wird , ſoll nach einer Anordnung des vorm . OSchR . vom 16. Jan .
1908 — SchVoOBl . S. 19 — „ den Anforderungen der Geſundheit und
des Anſtandes entſprechen “ .

3. Durch das SchG . wurde die bis dahin beſtandene Unterſcheidung
zwiſchen einfacher Volksſchule und erweiterter Volksſchuled. i. einer in ihren lehrplanmäßigen Forderungen über die Ziele der ein⸗
fachen Volksſchule hinausgehenden befonderen Veranſtaltung , aufgehoben .Es gibt nur noch eine einheitliche Volksſchule und für dieſe
nur ein einheitlicher Unterrichtsplan , deſſen Zielſetzungen allerdings je
nach der zur Verfügung ſtehenden Unterrichtszeit ſtofflich verſchieden
ausgebaut werden können . Durch die Ausdehnung des Unterrichts aufweitere als die im Geſetz als Pflichtfächer vorgeſchriebene Lehrgegen⸗
ſtände wird dieſer Charakter der Vollsſchule an ſich nicht berührt . Ob,
nach welcher Richtung und in welchem Umfang für eine Gemeinde ein
Bedürfnis nach einer ſolchen Ausdehnung innerhalb des vom Geſetz auf⸗
geſtellten Rahmens vorliegt , unterſteht der autonomen Regelung
durch die Gemeinde .

Wenn eine Gemeinde den Unterricht auf nicht verbindliche Fächer
ausdehnen will , muß von ihr aber verlangt werden , daß ſie ſich auch aufdem Gebiet der Schule , das für ſie nach dem Geſetz die Hamptaufgabe
bildet , nicht auf das beſchränkt , was unbedingt geleiſtet werden muß , daß
ſie vielmehr auch hier eine beſondere Förderung durch erweiterte
Unterrichtszeit eintreten läßt . Dies wird die Vorausſetzung für die Er⸗
teilung der ſtaatlichen Genehmigung bilden müſſen . Die in § 4 des
Unterrichtsplanes — Abſchnitt V —aufgeſtellte Forderung , daß fremd⸗
ſprachlicher Unterricht nur an Volksſchulen erteilt werden darf ,„ deren geſamte AUnterrichtszeit — einſchließlich des fremdſprachlichen
Unterrichts — bis zu der oberen Grenze geht “, d. i. für die hier allein in
Betracht kommenden vier oberen Schuljahre bis zu wöchentlich 32 Stun⸗
den , iſt weder im Geſetz , noch auch ſachlich begründet . Die Beachtung der
Vorſchrift müßte zur Folge haben , daß in Bürgerſchulen ( § 38 Abſ . 2)
der Unterricht . in allen Klaſſen bis zu 32 Stunden — d. i. über die
Höchſtgrenze der entſprechenden Klaſſen der Realſchule mit 28 bezw .30 Stunden — auszudehnen wäre .

Als „ fremde Sprachen “ werden für die Regel „franzöſiſchoder engliſch “ in Frage kommen ; es ſteht aber nichts entgegen , wenn ein
Bedürfnis dafür vorliegt , auch eine andere Fremdſprache einzubeziehen .
Der Unterricht kann entweder in beſonderen Kurſen außerhalb der ge⸗wöhnlichen Unterrichtszeit fün freiwillige Teilnehmer , oder aber
als Beſtandteil des Geſamtunterrichts als für alle Schüler verpflich⸗tend eingerichtet werden . Weder im einen , noch im anderen Fall iſt die
Erhebung eines beſonderen Schulgeldes — abgeſehen von dem
zu § 38 beſonders erwähnten Fall — zuläſſig . Bad . Verf . § 19 Abſ . 7
Abſchnitt II A 1. Auch darf die in §. 36 feſtgeſetzte Höchſtgrenze der
wöchentlichen Unterrichtsſtunden nicht überſchritten werden

Das gleiche — Abſ . 1 —gilt von der Einführung von Mädchen⸗turnen und von Handfertigkeitsunterricht für Knaben .
( Vergl . bezügl . des letzteren Art . 148 Abſ . 3 RMVerf. ) Die Zulaſſung auchvon Mädchen zum Handfertigkeitsunterricht wird nach der Entwicklung ,die die Zeitverhältniſſe genommen haben , wohl nicht zu beanſtanden ſein ,

5
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zumal die Gemeinde jederzeit in der Lage ſein wird , aufgrund des § 134

Abſ . 1 SchG . von ſich aus beſondere derartige Einrichtungen für Mäd⸗

chen zu treffen .
Wenn auch die entſprechenden Entſchließungen der Gemeinden ſich

als ein Ausfluß der ihnen auf dem Gebiet der Volksſchule zuſtehenden

Autonomie darſtellen , ſo wird es hiezu doch nicht einer förmlichen

Gemeindeſatzung nach § 6 Ziff . 2 Gem Ord . bedürfen , ſondern es wird

im Hinblick auf den Wortlaut des Geſetzes ein Gemeindebeſchluß (§ 65

Ziff . 4 Gem. Ord . ) genügen .

Stundenzahl . Anterrichtsplan .

EUG . vom 8. März 1867 § 26. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IV 8 21

( Die Zahl der wöchentlichen Unterrichtsſtunden an der

Volksſchule ſoll mindeſtens 16, vom vierten Schuljahr an minde⸗

ſtens 20 und höchſtens 32 für die einzelnen Klaſſen betragen . Im

übrigen wird das Mindeſt⸗ und Höchſtmaß der Unterrichtszeit füt

die einzelnen Klaſſen , ſowie der in ihnen zu verarbeitende Lehr⸗

ſtoff im Verordnungsweg durch den Unterrichtsplan beſtimmt .

Innerhalb der im Unterrichtsplan beſtimmten Grenzen

wird die Unterrichtszeit für die einzelnen Klaſſen durch die Orts⸗

ſchulbehörde mit Genehmigung des Kreisſchulamts feſtgeſetzt .

6 ) Die Unterrichtszeit kann für einzelne Abteilungen ein und

derſelben Volksſchule verſchieden beſtimmt werden .

SchBVo . 8 55 Schd . 8 43.

1. Bis zur Erlaſſung des SchG . war die Ord
i

3 zur 9 nung der Unterrichts⸗

301 ausſchließlich Sache des Unterrichtsplanes . Die Regelung im G0
05

den Zweck , den Rahmen für die Bewegungsfreiheit der

i der a uton omen Ausgeſtaltung ihrer Volksſchule feſt⸗
Die Zahl von wöchentlich 32 Unterrichtsſtunden bildet die

ſolu 80 Höchſtgrenze, die in keinem Fall — auch nicht bei Einrichtung
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§ 878

Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IV .

) Zur Durchführung des Unterrichtsplanes (§S 36) können die
Lehrer durch die Oberſchulbehörde nach Maßgabe des § 55 des Geſetzesbis zu 36 Wochenſtunden herangezogen werden .

(2) Die ihnen hiefür zukommende beſondere Vergütung ( §8 55 und
65) hat die Gemeinde vorbehaltlich der Überwälzung auf die StaatskaſſeG 76, 4, §S 65 und 8 95, 2 des Geſetzes ) zu leiſten .

§ 37 iſt durch Art . 1 Ziff . 3 der Perſonalabbauverordnung vom
17. März 1924 aufgehoben .

1. Die Vorſchrift wurde durch das Geſetz vom 7. Juli 1906 einge⸗
fügt , um die Durchführung der bei Erlaſſung des Geſetzes bereits vor⸗
geſehenen und ſodann durch die Vollzugsverordnung vom 18. Auguſt 1906
über den Unterrichtsplan vorgeſchriebenen Erhöhung der Stundenzahlvom vierten Schuljahr an auf 20 Stunden ſicherzuſtellen . Dies war an
zweiklaſſigen Schulen mit nur einem Lehrer in Rückſicht auf die Vor⸗
ſchrift in § 55 SchG . , wonach ein Lehrer wöchentlich bis zu 32 Unter⸗
richtsftunden zu übernehmen hatte , nur in der Weiſe möglich , daß ent⸗weder die Schüler der Oberklaſſe (4. bis 8. Schuljahr ) , die nachmittags
zur Schule kommen , an zwei Vormittagen ( Mittwoch und Samstag ) mitden Schülern der Unterklaſſe ( 1. —3. Schuljahr ) je 2 Stunden gemein⸗ſchaftlich unterrichtet wurden , oder aber , daß , wo die Vereinigungaller Schüler zu gemeinſamem Unterricht an deren Zahl oder an der un⸗
genügenden Größe des vorhandenen Schulraumes ſcheiterte , für die
Schüler der Oberklaſſe durch den Lehrer 4 weitere Stunden über das
Pflichtſtundenmaß hinaus erteilt wurden . Dieſe vier weiteren Stundenwurden regelmäßig beſonders vergütet .

2 . Durch die PAV . wurde die Einrichtung der beſonders vergüteten
Überſtunden beſeitigt und dementſprechend auch 8 37 aufgehoben . ( PAO .Art. 1J Ziff . 4 und 5. ) Dadurch wurde der zur Sicherung der 20 Wochen⸗ſtunden der Oberklaſſe ſeither eingeſchlagene zweite Weg für die Zukunftnicht mehr gangbar und es mußte eine andere Löſung zur Unterbringung
der für die Unter⸗ und Oberklaſſe zuſammen erforderlichen ( 16 ＋ 20 —9036 Wochenſtunden gefunden werden . Die Grundlage hiefür bot einer⸗
ſeits die Tatſache , daß unter den 36 Wochenſtunden zwei Religions⸗ſtunden ſind , die faſt durchweg vom Geiſtlichen erteilt werden , ſo daßfür den Lehrer nur 34 Stunden verbleiben . Andererſeits ſchien es unbe⸗
denklich , die Stundenzahl der unteren Klaſſe von 16 auf 14 zu ermäßigenoder aber , wo die Verhältniſſe in der Oberklaſſe — nach Begabung und
geringer Zahl der Schüler — beſonders günſtig gelagert ſind , eine ſolcheErmäßigung in der Oberklaſſe eintreten zu laſſen . Dabei ſoll jedenfallsder Turnunterricht um eine Stunde gekürzt werden . Dagegen darf der
Religionsunterricht keine Beſchränkung erleiden . Vergl . § 40 Bmkg . 1.
Die Entſcheidung darüber , bei welcher Klaſſe die Ermäßigung am leichte⸗ſten durchzuführen und deshalb zu verwirklichen iſt , ſoll dem mit den
örtlichen Verhältniſſen vertrauten Kreisſchulamt überlaſſen bleiben . An
Schulen , an denen kein Turnunterricht erteilt wird , weil der Lehrer hiezu
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nicht geeignet iſt , oder weil der Unterricht aus einem anderen Grunde
ausfällt ( Omkg . 2 Abſ . 2 zu § 35) , wird es einer beſonderen Ermäßigung
der Stundenzahl der einen oder der anderen Klaſſe überhaupt nicht be⸗

dürfen .

Bürgerſchulen .
§ 38 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . I § 21b

( J ) Wenn an einer Volksſchule Unterricht in fremden

Sprachen eingerichtet werden ſoll , ſo ſind im Wege der Verein⸗

barung zwiſchen der Gemeinde und der Oberſchulbehörde feſtzu⸗

ſtellen :
1. der Unterrichtsplan und die Zahl der auf die einzelnen

Fächer entfallenden Wochenſtunden ;

2. die Zahl und Art der an der Volksſchule weiter zu er⸗

richtenden Lehrerſtellen ;

3. das für die Teilnahme an der Einrichtung beſonders zu

entrichtende Schulgeld .

( 2) Wird eine beſondere Schulabteilung mit fremdſprach⸗
lichem Unterricht errichtet , ſo kann ſie über das ſchulpflichtige
Alter hinaus erſtreckt und es kann ihr die Benennung „ Bürger⸗

7 ſchule “ ( für Knaben und Mädchen ) beigelegt werden . Die Feſt⸗

ſetzungen hierüber wie etwaige beſondere Beſtimmungen über die

Leitung und Beaufſichtigung der Schulabteilung werden auf dem

in Abſatz 1 bezeichneten Wege erlaſſen .

die Gemeinde iſt für die Dauer des Beſtehens der Ver⸗

einbarung an die darin übernommenen Verpflichtungen gebunden .

Beſchließt ſie die Auflöſung der Schule , ſo hat ſie für die über⸗

nommenen finanziellen Leiſtungen inſolange aufzukommen , bis

der ſtaatlichen Schulverwaltung die entſprechende anderweitige

Unterbringung der frei gewordenen Lehrkräfte möglich geworden
iſt , längſtens aber für einen der Dauer des Lehrkurſes entſprechen⸗
den Zeitraum . 9

SchG . 88 35, 36. 1
Remein

1. Die Einführung fremdſprachlichen Unterrichts an einer Volksſchule
macht eine beſondere Regelung bezüglich der in Abſ . 1 aufgeführten

en Fall li e da bei der Vielgeſtaltigkeit der Ver⸗

ältn e allgemein gültige Ordnung
im Verordnungs i

15 8
9 ng im Verordnungswege nicht aus

Die Vereinbarung mit der Gemei i
ung gemeinde kann in der Form zu0

0 Satzungen oder im Wege beiderſeits ſchriftlich abzugebendet 900

5
erfolgen . Der erſtere Weg empfiehlt ſich für die Fälle den in g

00 5 für die Einführung von fremdſprachlichem Unterricht Wn
erbindliches oder wahlfreies Unterrichtsfach in den geordneten Unter⸗ ihtke

RRRPCSRRNREN
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richtsbetrieb der Volksſchule es einer ſolchen Form im allgemeinen nicht
bedürfen wird . In jedem Fall aber wird ſich die Vereinbarung außer auf
die in Abſ . 1 bezeichneten Punkte noch darauf zu erſtrecken haben , von
welcher Klaſſe an der Unterricht allgemein verbindlich eingeführt bezw . —
im Falle der wahlfreien Einführung — den Schülern zugänglich ſein ſoll .

Die Vereinbarung zu Ziff . 2 wird zweckmäßigerweiſe ſich nicht auf
das z. Zt . des Abſchluſſes vorliegende Bedürfnis beſchränken , ſondern
vielmehr in Anlehnung an § 26 des Geſetzes Grundſätze aufzuſtellen
haben über die Bemeſſung der Lehrerſtellen nach der jeweils wechſelnden
Schüler⸗ oder Klaſſenzahl , etwa in der Weiſe , daß für jede Klaſſe mit 35
bis 40 Schülern oder aber überhaupt für je 40 Schüler eine Lehrerſtelle
zu errichten iſt .

Die Erhebung von Schulgeld iſt — auch wenn der Unterricht
wahlfrei erteilt wird , nach Bad . Verf . § 19 Abſ . 7 nicht zuläſſig .
Dies gilt auch für Veranſtaltungen nach Abſ . 2 mit der unten vermerkten
Ausnahme . Vergl . hierüber die Bmkg . 3 Abſ . 3 zu § 35 und Bad . Verf .
§ 19 Abſ . 7 in Abſchnitt II A 1.

2. Die nach Abſ . 2 errichtete beſondere Schulabteilung
bildet einen Beſtandteil der Geſamtvolksſchule . Die ſie beſuchenden
Schüler ſind in die für Beſtimmung der geſetzlich zu errichtenden Lehr⸗
ſtellen maßgebende Geſamtſchülerzahl einzurechnen . Dabei hat die Be⸗
rechnung der geſetzlichen Lehrerſtellen nach Maßgabe der Beſtimmungen
des Geſetzes vom 20. März 1925 über Anderung des Geſetzes vom
23. März 1923 , ſonach auf der Grundlage von 55 Schülern für eine
Stelle , zu erfolgen .

Nach §S 8 VVVO. z. SchG . ſoll die Ausdehnung ſolcher Schulabtei⸗
lungen über das ſchulpflichtige Alter hinaus in der Regel nicht mehr als
zwei Jahre betragen .

Neben den im Abf . 1 bezeichneten Punkten wird die abzuſchließende
Vereinbaru ng noch die Vorausſetzungen für die Aufnahme in die
Schulabteilung zu beſtimmen haben : aus welcher Klaſſe der Volksſchule
der Übertritt erfolgen darf , ob der Übertritt etwa noch von beſonders
guten Leiſtungen in dieſer Klaſſe abhängig gemacht wird und ob bei
mangelhaften Leiſtungen innerhalb einer feſtzuſetzenden Probezeit eine
Rückverweiſung in die allgemeine Volksſchule ſtattfinden kann .

Die für ſolche Schulabteilungen vorgeſehene Benennung „ Bürger⸗
ſchule “ bezweckt die Aufrechterhaltung einer in dieſer Beziehung vor
Erlaſſung des SchG . für erweiterte Volksſchulen beſtandenen und bei den
Gemeinden eingebürgerten Übung .

Hinſichtlich der Beaufſichtigung wird im weſentlichen nur
vorzuſehen ſein , daß die Schulabteilung durch ihren Leiter in der Orts⸗
ſchulbehörde bezw . in der befonderen Schulkommiſſion vertreten iſt .

Eine Reihe früher beſtandener Bürgerſchulen wurde
nach dem Krieg aufgehoben , weil man der Anſchauung war , ihr Fort⸗
beſtand ſtehe im Widerſpruch mit der Bad . Verfaſſung , die in § 19 Abſ . 5
den Grundſatz aufſtelle , daß alle Kinder , ſofern ſie nicht auf eine Höhere
Lehranſtalt übergehen , nur die für alle zugängliche , einheitlich einge⸗
richtete Volksſchule zu beſuchen hätten . Dieſe Auffaſſung trifft nicht zu.
Allgemein verbindlich iſt der Beſuch der Volksſchule nur für die vier
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unteren Jahrgänge , die Grundſchule , vorgeſchrieben — vergl . die

Bmkg . 4 zu Bad . Verf . § 19 Abſ . 5, Werf . § 146 und GSchG . in Ab⸗

ſchnitt II X1 u. B 1 u. 2 .—Im übrigen ſteht auch der Beſuch der Bürger⸗

ſchulen , bei der Unentgeltlichkeit des Unterrichts allen Kindern ohne

Rückſicht auf „die wirtſchaftliche und geſellſchaftliche Stellung oder das

Religionsbekennntis ſeiner Eltern “ ( RVerf . Art 146 ) frei . Die Beſchränkung
der Zulaſſung nach der Befähigung aber ſteht im Einklang mit

§ 146 WVerf . , der für die Aufnahme wie in die höheren , ſo auch in die

mittleren Schulen „ Anlage und Neigung “ des Kindes als „ maßgebend “
erklärt . Es wäre zu wünſchen , daß die Einrichtung von Bürgerſchulen ,
mit einer Fremdſprache , als Anſtalten zur Vorbereitung für einen

bürgerlichen Beruf , in weiterem Umfang wieder in Angriff genommen
würde , zumal in den größeren Städten , wo ſie für die Höheren Lehr⸗

anſtalten — beſonders die Realſchulen und die Höheren Mädchenſchulen
—eine weſentliche Entlaſtung , namentlich der unteren und mittleren

Klaſſen , herbeiführen könnten .

Sofern eine Bürgerſchule —wie dies in einer Reihe von Ge⸗
meinden der Fall iſt — gewiſſermaßen als Erſatz für eine Höhere Lehr⸗
anſtalt 25Realſchule oder Höhere Mädchenſchule — mit dem Lehr⸗
plan e iner Höheren Lehranſtalt eingerichtet iſt , gelten füt
ſie nach PAVO . Art . III Abſ . 3 i. V. mit §S 28 StVG . folgende beſon⸗
dere Beſtimmungen .

a)
1010

eine ſolche 69 beſuchenden Schüler kommen für die Be⸗
rechnung der an der Volksſchule geſetzlich zu errichtenden Lehrer —
ſtellen niſcht in Betracht ,

5 5

b) der für die Lehrer der Schule entſtehende Aufwand iſt zwiſchen
Staat und Gemeinde hälftig zu teilen ,

0) für die Teilnahme am Unterricht kann ein zwiſchen Staat und

Gemeinde zu vereinbarendes Schulgeld für die Gemeinde⸗
kaſſe erhoben werden .

An der Schule können wiſſenſchaftli i i i
5

5 ſenſchaftlich gebildete Lehrer in nichtplan⸗

beer Stellung verwendet werden . Die Leitung der Schulabteilung

1 de Leiter der Geſamtvolksſchule , ſofern nicht aus der
ihr tätigen — wiſſenſchaftlich gebildeten — L f

ſonderer Leiter beſtellt wird .
ie Sehref

3. Wenn in Abſ. 3,das Rech Kündi
in Abſ . 3 , ht der Kündigung der abgeſchloſſenen Ver⸗

* ausdrücklich nur den Gemeinden und nicht much der
45 7 Aheden iſt , ſo war hiefür die Erwägung maßgebend , daß

5 der getroffenen Vereinbarung im Ver⸗
g6 „ angehalten werden können und daß es Sache der Ober⸗

ſchulbehörde iſt , beim Abſchluß der Vereinbarung die ihre Purchfuhn
ichernden Beſtin n aufzur 15

1 Jull 1610 imungen aufzunehmen . Begründung zum SchG . vom

Kunte übrigen wird das Unterrichtsminiſterium , wenn in den Voraus⸗

hungenfür die von ihm ſ. Jt aufgrund des § 35 Abſ . 4 erteilte Ge⸗

dunch Zuruckgeh iſt , jederzeit in der Lage ſein ,
rch Zurückziehung dieſer Genehmigung die Aufhe 2

beizuführen .
hmigung die Aufhebung der Schule her⸗

fhule

ſile
tiletz
Wed
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Hilfsſchulen .

§ 39 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IV S 21 c0.
( ) Für Kinder , die nach ärztlichem Gutachten infolge ihrer

geringen Begabung eine beſondere Fürſorge erfordern , können
durch die Gemeinde beſondere , dem Bildungsbedürfnis der Kinder
entſprechende Einrichtungen mit verminderter Unterrichtszeit und
ermäßigten Unterrichtszielen getroffen werden ( Hilfsklaſſen , Hilfs⸗
ſchulen ) . Wenn die Zahl ſolcher Kinder in einer Gemeinde minde⸗
ſtens 20 beträgt , iſt die Gemeinde zur Errichtung von Hilfsklaſſen
verpflichtet .

2 ) In gleicher Weiſe können für Kinder , die nach ärztlichem
Gutachten infolge körperlicher Leiden am Unterricht nicht in
vollem Umfang teilnehmen können , oder die auf Grund des § 3
des Geſetzes zum Beſuch der Volksſchule nicht angehalten werden
können oder davon befreit beziehungsweiſe ausgeſchloſſen ſind ,
beſondere Einrichtungen getroffen werden .

68)., Die Feſtſetzung der Unterrichtszeit und der Unterrichts⸗
ziele ( Abſatz 1 und 2) bedarf der Genehmigung der Oberſchul⸗
behörde .

SchG . 8§ 3, 55. Schd . 8§s 37 und 38.

1. Abſ . 1 trifft beſondere Vorſorge für die Unterrichtung ſolcher ſchul⸗
pflichtiger Kinder , die zwar unterrichtsfähig , alſo nicht ſchwachſinnig ,
aber doch ſo gering veranlagt ſind , daß die Erreichung der für
normal begabte Kinder allgemein vorgeſchriebenen Unterrichtsziele für
ſie nicht möglich iſt . Die Zuſammenfaſſung dieſer Kinder zur gemein⸗
ſamen Unterrichtung in beſonderen Hilfsklaſſen liegt in ihrem
eigenen Intereſſe und iſt überdies auch zur Vermeidung von Hemmungen
im geordneten Fortgang des Unterrichts für die normal begabten
Kinder geboten . Die Einrichtung von Hilfsſchulen iſt grundſätzlich
der auton omen Verfügung der Gemeinde überlaſſen . Nur
wenn ſolche Kinder an der Volksſchule einer Gemeinde eine Zahl er⸗
reichen , daß eine beſondere Klaſſe mit einem eigenen Lehrer errichtet
werden kann , tritt an die Stelle der freien Entſchließung die geſetzliche
Verpflichtung . Das Geſetz beſtimmt hiefür die Zahl 20, die er⸗
fahrungsgemäß das Höchſtmaß der gleichzeitig unterrichtbaren der⸗
artigen Kinder bildet . Zur Zeit ſind Hilfsſchulen eingerichtet in 12 Städten
und 18 Landgemeinden .

Die Feſtſetzung der Zahl 20 bedeutet eine A u snahme von der
Vorſchrift des § 26 des Geſ . Sind an einer Volksſchule Hilfs⸗
ſchüler in größerer Zahl vorhanden , ſo ſind für ſie geſetzlich ſo viele
Lehrerſtellen zu errichten , daß auf einen Lehrer nicht mehr als 20 Hilfs⸗
ſchüler kommen —vergl . Scho . § 37 Abſ . 3 —, ſonach bei 21 —40
Schülern zwei uſw . Für die Berechnung der nach § 26 weiter zu er⸗
richtenden Lehrerſtellen iſt die nach Abzug der Hilfsſchüler ſich
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ergebende Zahl zugrunde zu legen . Für die Feſtſtellung der Verhältnis⸗

zahl zwiſchen Haupt⸗ und Unterlehrerſtellen nach § 27 des Geſ. aber

ſind die Stellen für Hilfsſchullehrer nicht geſondert zu behandeln , ſondern

in die Geſamtzahl der Lehrerſtellen einzubeziehen .

Zur Errichtung einer Hilfsſchulklaſſe bedarf es in je dem Fall in Rück⸗

ſicht auf die der Staatskaſſe hieraus erwachſende Belaſtung der Ge⸗

nehmigung des Unterrichtsminiſteriums . Über die Vor⸗

ausfetzungen für die Einweiſung von Schülern in eine Hilfsklaſſe vergl.

SchO. § 3 Abſchnitt MZiff . 1.

Ausgeſchloſſen von der Aufnahme in eine Hilfsklaſſe ſind

Kinder , die nur infolge häuslicher Vernachläſſigung oder längerer , durch

Krankheit verurſachter Schulverſäumnis und anderer dergleichen hemmen⸗
der Einflüſſe in ihren Kenntniſſen zurückgeblieben ſind .

Im Hinblick auf die Bedeutung , die das Verhalten und die Beurtei⸗

lung von Hilfsſchülern durch die Lehrer und den Schularzt bei etwaigen

ſpäteren S trafverfahren für die Entſcheidung über die Zurech⸗

nungsfähigkeit und die Einſicht in die Strafbarkeit einer Handlung haben
können , ſind die Staatsanwaltſchaften durch Erlaß des Miniſteriums des

Kultus und Unterrichts vom 13. Januar 1911 ( SchBOBl . Nr . III S. 10)

angewieſen, vorkommendenfalls die über ſolche Schüler an Schulen , füt
die ein Schularzt beſtellt iſt , geführten Perſonalbogen ( SchAVO . § 18) zu
erheben .

5

8 Für die Aus⸗ und Weiterbildung von Hilfsſchullehrern wei⸗
den ſeit dem Jahre 1922 in Heidelberg unter Beizug von Hochſchullehrern

Alle 2 —3 Jahre wiederkehrende Kurſe von je 14tägiger Dauer abgehalten .
Der Schwierigkeit ihrer Aufgabe entſprechend ſind die Hilfsſchullehrer in
Gruppe VIIIL und IX der Beſoldungsordnung eingereiht . Vergl . auch § 55.

1 2. Abſ . 2 gibt den Gemeinden die Berechtigung , im Rahmen der

Volksſchule „Veranſtaltungen “ der in §S 3 Abſ . 3 des Geſ . —vergl . die

⸗ zu dieſem Paragraphen —bezeichneten Art zu treffen , indem er
en Kreis ſolcher Veranſtaltungen gleichzeitig über die in §S 3 gezogenen

Grenzen hinaus noch auf alle Kinder ausdehnt , die infolge fehzn

körperlicher Leiden im Beſuch der Volksſchule oder in der ' vollen Aus⸗ viekte
nützung des im Unterricht gebotenen Lernſtoffes beſchränkt ſind , wie fuein !
hochgradig Nervenſchwache , Sprachgebrechliche , Schwei⸗ umäß

5 Schwa chſichtige . Das Geſetz will durch ſeine weile geuet.
ng die Möglichkeit bieten , daß auch etwa künftig neu hervortreten⸗ ils

den Bedürfniſſen Rechnung getragen werden kann . Wf

S mibliche

ei Schwerhörigkeit und völlige Ertaubung ſind öfters die Folge
fhe

ner ſyphilitiſchen Erkrankung des Gehörnervenapparates und D81

Iuon feſtge Erkrankung rechtzeitig durch ſachverſtändige Unter⸗ 515
9015

g fe 5 wird, bei entſprechender ärztlicher Behandlung zür . t

Heilung gebracht werden . Die Mehrzahl der auf ererbter Syphilis be⸗ ün
ruhenden Ohrenerkrankungen tritt im KindeKindesalter , meiſt um das ſechſte

r beginnenden Schulpflicht . In Rück⸗
9 Erl . des UM. vom 30. Dezember 101k

werhörigkeit genau zu beachten und die
beſuchen darauf aufmerkſam zu machen ,
ſche Unterſuchung herbeigeführt wird .

4 Lebensalter ein , alſo im Alter de
ſicht hierauf ſind die Lehrer dure
angewieſen , alle Fälle von Sch
Schulärzte bei ihren Kla
damit rechtzeitig eine fachmä
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Macht eine Gemeinde von der ihr durch das Geſetz gebotenen Mög⸗
lichkeit Gebrauch , ſo iſt der Beſuch der Veranſtaltung für die in Betracht
kommenden Kinder im Sinne des §S 1 SchG . verpflichtend .

Sofern es ſich um Kinder handelt , für die nach dem Geſ . vom
11. Auguſt 1902 über die Erziehung und den Unterricht nichtvollſinniger
Kinder die Unterbringung in beſonderen Anſtalten vorgeſehen iſt ,
wird die Errichtung entſprechender Veranſtaltungen für die Gemeinde
im allgemeinen nur dann in Betracht kommen , wenn nach der Zahl der
Kinder die Unterbringung in einer ſolchen Anſtalt mit größeren Koſten
verbunden iſt als die Unterweiſung in beſonderen Klaſſen .

Wegen der von den Lehrern für nichtvollſinnige Kinder nachzu⸗
weiſenden Befähigung vergl . S 15 der VVO . z. Geſ . vom 11. Auguſt 1902 ,
die Erziehung und den Unterricht nichtvollſinniger Kinder betr . — Ab⸗
ſchnitt VIII 3.

3. Unterrichtszeit und Unterrichtsziele müſſen der
körperlichen und geiſtigen Leiſtungsfähigkeit der Schüler angepaßt wer⸗
den . Dabei kann nach Abſ . 1 unter die für normale Schüler geltenden
Anforderungen heruntergegangen werden . Die Vorſchrift in Abſ . 1 darf
aber nicht ſo aufgefaßt werden , daß nach beiden Richtungen hin ein
Zurückbleiben eintreten muß ; ſie gibt vielmehr nur die Ermächti⸗
gung hiezu , ſofern die Rückſicht auf die Eigenart der Schüler eine ſolche
Maßnahme erforderlich macht .

Für Veranſtaltungen nach Abſ . 2 werden im allgemeinen die An⸗
forderungen des Unterrichtsplanes (§S 36 Abſ . 2) auch bei verminderter
Unterrichtszeit aufrecht zu erhalten ſein . An Hilfsſchulen wäre an
ſich in Rückſicht auf die geringe Faſſungsgabe der Schüler , ſoweit deren
Zuſtand es geſtattet , eine möglichſt ausgedehnte unterrichtliche und er⸗
zieheriſche Einwirkung durch den Lehrer von Vorteil . Tatſächlich aber
bleibt die Unterrichtszeit in den Städten im allgemeinen hinter der
Stundenzahl der normalen Schule zurück , während ſie in den Land⸗
gemeinden der geringeren Stundenzahl der Schulen dieſer Gemeinden
gleichkommt . Das Unterrichtsziel geht meiſt nicht über das des
vierten Schuljahres hinaus . Die Unterrichtsfächer ſind die gleichen ,
wie in der normalen Volksſchule , nur werden ſie vielfach ohne ſtunden⸗
planmäßige Trennung in der Form des Geſamtunterrichts be⸗
handelt . Die zumteil in erſtaunlicher Weiſe hervortretende Begabung
der Hilfsſchüler für praktiſche Betätigung führt dazu , daß bei den Knaben
der Handfertigkeitsunterricht und bei den Mädchen der Unterricht in
weiblichen Handarbeiten eine beſondere Pflege erfährt .

Da das amtlich eingeführte Leſebuch den beſonderen Verhältniſſen
der Hilfsſchulen naturgemäß nur wenig Rechnung tragen kann , hat das
UM. mit Erlaß vom 14. Februar 1921 geſtattet , daß an dieſen Schulen .
wo ein Bedürfnis dafür beſteht , der „ Kinderfreund “ , Leſebuch von
Murtfeld und Seebaum , Südweſtdeutſche Ausgabe , bearbeitet von Wil⸗
helm Günzel , Verlag von Moritz Diefterweg , Frankfurt a. M. , durch
die Kreis⸗ und Stadtſchulämter nach Anhörung der Ortsſchulbehörde für
die Hilfsſchulen verbindlich eingeführt werden kann . 390 . 92 Ziff

Bezüglich der den Hilfsſchülern auszuſtellenden Zeugniſſe vergl . die
Bmkg . zu § 48 und § 50 Schö .
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Religionsunterricht .
§ 40 .

EUG . vom 8. März 1868 8 27. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . III .

( 1) Für den Religionsunterricht werden für jede getrennt unter⸗

richtete Abteilung der Schüler in den Lehrplan der Volksſchule

wöchentlich 3 Stunden aufgenommen .

( 2) Der Religionsunterricht wird durch die betreffenden

Kirchen⸗ und Religionsgemeinſchaften beſorgt und überwacht . Sie

werden bei Erteilung desſelben durch den gemäß § 44 Abſatz 8 als

befähigt erklärten Lehrer unterſtützt . Zu dieſem Zwecke ſollen auz

dem wöchentlichen Stundendeputat eines Lehrers , ſoweit erforder⸗

lich , je ſechs Stunden verwendet werden . Im übrigen geſchieht

die Verteilung der Religionsſtunden zwiſchen dem Geiſtlichen und

dem Lehrer im Einverſtändnis der beiderſeitigen Behörden .

( 3) Der geſamte Lehrplan für den Religionsunterricht in den

einzelnen Stufen und Klaſſen der Volksſchule wird von der oberen

geiſtlichen Behörde aufgeſtellt , welche die Ausführung desſelben

durch ihre Beamten überwachen und Prüfungen über den Reli⸗

gionsunterricht vornehmen laſſen kann .

( 4) Die Kirchen⸗ und Religionsgemeinſchaften haben bei ihren

Verfügungen in Betreff des Religionsunterrichts in den Volis⸗

ſchulen die beſtehende Schulordnung zu achten . Dieſe Verfügungen
verkünden auf Mitteilung der geiſtlichen Behörden die oberen

Schulbehörden an die Lehrer zur Nachachtung .

69 Die Verkündung kann nicht verſagt werden , wenn die Ver⸗

fügungen nichts mit den allgemeinen Schulordnungen Unverein⸗

bares enthalten .
5

66 ) Die Geiſtlichen ſind als Religionslehrer in den Volks⸗

ſchulen an die Schulordnung gebunden .
( 0 Den ſtaatlichen ſowohl als den geiſtlichen Behörden bleibt

vorbehalten , die Erteilung des Religionsunterrichts durch den

Lehrer abzuſtellen

SchG . § 35. Schd . S§ 34, 44, 45, 48. 3O . S 2 Ziff . 3.

Der Religionsunterricht iſt das einzige Fa deſſen

wöchentlicheStundenzahl durch das Geſ 95 feſtgelegt'iſt. Seonel 5
übrigen Unterrichtsfächer iſt dieſe Feſtſetzung dem Unterrichtsplan über⸗

laſſen . Daraus ergibt ſich, daß wenn an einer Volksſchule Religions⸗
unterricht für die Angehörigen einer ſtaatlich anerkannten Religions⸗
gemeinſchaft eingerichtet wird , für jede Klaſſe wöchentlich 3 Stunden an⸗

geſetzt werden müſſen , falls die Religionsgemeinſchaft ſich nicht mit

W3105 begnügt . Es folgt daraus weiter , daß wenn eine Verringerung

der Geſamtſtundenzahl notwendig erſcheint , um eine Belaſtung des

Lehrers über 32 Stunden hinaus zu vermeiden , der Religionsunterri

10 nicht beeinträchtigt werden darf ( vergl . Bmkg . 2 zu § 37 des

Ultettichtt
Vidung
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Zum Beſuch einer nur kirchlicherſeits eingerichteten weiteren (vierten )
Religionsſtunde beſteht keine Verpflichtung für die Schüler . Wohl aher
kann bei erweiterter Unterrichtszeit , wie für die übrigen
Unterrichtsfächer , ſo auch für den Religionsunterricht eine weitere
wöchentliche Unterrichtsſtunde als allgemein verbindlich vorgeſehen werden .

Die Abteilungen für den Religionsunterricht werden an kon⸗
feſſionell ungemiſchten Schulen in der Regel mit den für den übrigen
Unterricht eingerichteten Klaſſen zuſammenfallen . Nur an gemiſchten
Schulen wird ein Bedürfnis nach Vereinigung der Schüler verſchiedener
Klaſſen zu beſonderen Abteilungen hervortreten . Für die Höchſtſtärke
ſolcher Abteilungen ſind die für den weltlichen Unterricht geltenden Be⸗
ſtimmungen maßgebend . Vergl . §S 1 der VO. des UM. , den Religions⸗
unterricht an den Volksſchulen betr . — Abſchnitt V 2. Die willkürliche
Bildung größerer Abteilungen iſt nicht zuläſſig , und auch dem Geiſtlichennicht geſtattet .

2. Die Vorſchriften des Abſ . 2 und der folgenden Abſätze enthaltendie Anwendung und den weiteren Ausbau des in § 12 des Geſetzes vom9. Oktober 1860 , über die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichenVereine im Staat ( Kirchengeſetz vom 19. Juli 1918 ) aufgeſtellten Grund⸗
ſatzes : „ Den Religionsunterricht überwachen und beſorgen die Kirchenfür ihre Angehörigen , jedoch unbeſchadet der einheitlichen Leitung der
Unterrichts⸗ und Erziehungsanſtalten “ , womit ſachlich die Vorſchrift des
§ 19 Abſ . 2 der Bad . Verf . übereinſtimmt . Vergl . die Bmkg . zu letzterer
Vorſchrift und zu Art . 149 RVerf . — Abſchnitt II X 1 und B 1. — Der
Religionsunterricht wird nicht — wie in den meiſten übrigen deutſchenLändern — im Auftrag des Staates , ſondern kraft eigenen
Rechtes durch die ſtaatlich anerkannte Religions gemein⸗
ſchaft erteilt . Den von ihr mit der Erteilung des Unterrichts beauf⸗
tragten Organen ſteht daher auch keinerlei Anſpruch auf eine
Vergütung für ihre Mühewaltung an den Staat oder die Gemeinde
zu. Dies gilt auch für die Erteilung des Unterrichts an einer als beſon⸗dere Abteilung der Volksſchule errichteten Bürgerſchule . Eine Aus⸗
nahme hievon bilden nur die nach § 38 SchGeſ , eigens nach dem Lehr⸗plan der höheren Schulen eingerichteten Bürgerſchulen , ſofern der für
ſolche eingeführte Stundenplan es nicht ermöglicht , die Schüler der
Bürgerſchule mit den übrigen Schülern der Volksſchule zuſammen zu
Unterrichten . Für ſolche Fälle iſt ein Anſpruch des Geiſtlichen auf be⸗
ſondere Vergütung für die Erteilung des Religionsunterrichts ſtets aner⸗kannt worden . Vergl . § 38 Bmkg . 2 Abſ . 7.

Der Staat ſtellt den zur Erteilung des Religionsunterrichts be⸗
rufenen Religionsgemeinſchaften in Rückſicht auf das hoheIntereſſe , das auch er an der religiös⸗ſittlichen Erziehung ſeiner Bürgerhat, die von ihnen zu Erteilung des Religionsunterrichts für befähigt er⸗
klärten , an den einzelnen Schulen von ihm angeſtellten Lehrer in be⸗
ſtimmtem Umfang zur Verfügung . Dieſe erteilen den Unterricht dann
zwar im Auftrag des Staates , aber im Namen ihrer Religions⸗
gemeinſchaft . Für die Beme ſſung dieſer Dienſtleiſtung bildetdie an der zweiklaſſigen Schule mit einem Lehrer zu erteilende Zahl von2 ZuUnterrichtsſtunden den Maßfſtab .

Die Zahl von ſechs Wochenſtunden bildet für die Regel die höchſt
zuläſſige Belaſtung des Lehrers ; ſie kann aber da, wo ein beſonderes Be⸗

18
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dürfnis dafür vorliegt ; ( vergl . §8 41 des Geſ . und die Bmkgn . zu 8 10

Abſ . 3 Bad . Verf . ) , auch überſchritten werden .

Geiſtliche und weltliche Lehrer ſollen die Erteilung des Religions⸗

unterrichts als eine ihnen gemeinſame Aufgabe betrachten . Von

dieſem Geſichtspunkt aus hat der vorm . OSchB . mit Runderlaß vom

14. Dezember 1897 die Lehrer durch die Kreisſchulämter anweiſen laſſen,

von etwaigen Verſäumniſſen des Religionsunterrichts durch die

Schüler , falls nach deren Veranlaſſung oder nach der Häufigkeit ihrer

Wiederkehr oder etwaigen anderen begleitenden Umſtänden darauf zu

ſchließen iſt , daß ein Schüler ſich grundſätzlich oder leichtfertig der reli⸗

giöſen Unterweiſung zu entziehen ſucht , den Geiſtlichen entſprechend zu

verſtändigen .
Die Verteilung der Religionsſtunden zwiſchen dem Geiſtlichen

und dem Lehrer erfolgt im Einverſtändnis mit der kirchlichen Behörde ,

d. i. dem Ortspfarrer oder dem kirchlichen Aufſichtsbeamten , unter

Berückſichtigung der von den oberen kirchlichen Behörden hiefür allge⸗

mein aufgeſtellten Grundſätze , durch das Kreisſchulamt ( 3O . 92
Ziff . 3) in der Regel bei Genehmigung des Stundenplanes .

Für den katholiſchen Religionsunterricht beſtimmt Ziff . 12 des

Lehrplans , daß der Unterricht im Katechismus durch den Geiſtlichen ,

jener in der bibliſchen Geſchichte aber durch den Lehrer zu er⸗

teilen iſt .
UÜdber die Beteiligung der Geiſtlichen am evangeliſchen Rel⸗

gicnsunterricht hat der Evangeliſche Oberkirchenrat unterm 3. Mai 1915
nachſtehende eingehende Vorſchriften erlaſſen :

Den evangelischen Religionsunterricht in den Volksschulen ,

hier die Abänderung des 8S 14 Absatz 2 der Verordnung vom

19. Febrnar 1905 betreffend .

Auf Grund der Beschlüsse der Generalsynode 1914 erhälk

§ 14 Absatz 2 der Verordnung vom 19. Februar 1905, den

evangelischen Religionsunterricht in den Volksschulen be⸗

( K. G. und V. Bl. S. 23 ff . ), folgende Veränderte
Hassung :

„Jeder Geistliche ( der Pfarrer , Pfarrverwalter , Pasto⸗

rationsge stliche, Stadt - und Dienstvikar , nicht aber ein

Bersonalvikar. Weil dieser nur vorübergehend einen

Geistlichen zur ganzen oder teilweisen Besorgung von

dessen Dienst beigegeben ist ) hat von dem lehrplau -

mäbigen Religionsunterricht wöchentlich im allgemeinen
sechs KReligionsstunden in der Volksschule au erteilen

und zwar in der Hauptsache in den oberen Klassen
Gehören mehrere Schulen zum Kirchspiel , 80 ist ein

angemessener Teil der Stunden der oder den Filial -
schulen zuzuwenden “ ' .

Hierzu wird bemerkt :

1 . Io großstädtischen Gemeinden , in denen die Pfarter

bei der Besorgung eines umfangreichen
eligionsunterrichts in den höheren Lehranstalten mitwirken

und sechs oder mehr Stunden Konfirmandenunterricht 4u
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erteilen haben , ermäßigt sich ihr Anteil am Religionsunter -
richt in der Volksschule auf drei Stunden wöchentlich . Der
Oberkirchenrat behält sich vor , in den in Betracht kommen -
den Fällen das Erforderliche anzuordnen und wo nötig den
Stadtvikaren eine größere Anzahl von Stunden zuzuweisen .

2. Die Generalsynode wie auch das Großherzogliche
Ministerium des Kultus und Unterrichts haben ausdrücklich
Wert darauf gelegt , daß durch diese im allgemeinen ange -
ordnete vermehrte Beteiligung der Geistlichen am Religions -
unterricht in der Volksschule doch nirgends ein Lehrer ganz
von diesem Unterricht ausgeschaltet werde . Dieser Vorbe -
halt kommt in zweiklassigen Volksschulen zur Geltung , in
denen überhaupt nur sechs Religionsstunden wöchentlich
erteilt werden . Von diesen sollen auch künftig jedenfalls
zwei dem Lehrer zufallen .

3. In Kirchspielen mit mehreren Volksschulen erteilt
der Geistliche seinen Religionsunterricht in der Regel so ,
daß er die eine Hälfte der Stunden in der Volksschule des
Mutterorts , die andere in der oder den Außenschulen erteilt .
Wird eine andere Verteilung gewünscht oder ergeben sich
in dieser Frage überhaupt Schwierigkeiten , s0 trifft das
Dekanat , erforderlichenfalls nach Benehmen mit dem Kreis -
schulamt , die Entscheidung . Hiervon ist der Oberkirchen -
rat in Kenntnis zu setzen .

4. Muß eine Pfarrei vorübergehend für längere oder
kürzere Zeit nachbarlich versehen werden , so wird sie in
Ansehung des vom Geistlichen zu erteilenden Religionsunter -
richts wie ein Filial behandelt . Liegen genügende Gründe
Vor , so kann in solchen Fällen die Zahl der vom Geistlichen
in der Volksschule seines Wohnsitzes zu erteilenden Stun -
den ermäßigt werden . Die Entscheidung behält sich der
Oberkirchenrat vor , an den rechtzeitig Antrag zu stellen ist .

Der Begriff „ Geiſtlicher “ im Sinne des Schulgeſetzes hat unter
der Einwirkung der neueren verfaſſungsrechtlichen Beſtimmungen eine
weſentlich veränderte Bedeutung erhalten . Bei ſeiner Auf⸗
nahme in das Geſetz im Jahre 1868 und in den folgenden 50 Jahren bis
zum Jahre 1918 war das Recht zur Erteilung von Religionsunterricht
an der Schule beſchränkt auf die römiſch⸗katholiſche und die
evangeliſch⸗proteſtantiſche Kirche , die allein die Eigenſchaft
öffentlich⸗rechtlicher Korporationen mit dem Recht der öffentlichen Gottes⸗
verehrung hatten . (§S 1 des Geſ . vom 9. Okt. 1860 ) . Dazu kam noch auf
Grund des Edikts vom 13. Januar 1809 die iſraelitiſche Religions⸗
gemeinſchaft . Für die beiden chriſtlichen Kirchen waren die Voraus⸗
ſetzungen „für die Zulaſſung zu einem Kirchenamt oder zur
öffentlichen Ausübung kirchlicher Funktionen “ , wozu
auch die Erteilung des Religionsunterrichts an öffent⸗
lichen Schulen gehörte , geſetzlich geregelt ( § 9 Abſ . 2 des Geſetzes
vom 9. Okt. 1860 in der Faſſung des Kirchengeſetzes vom 4. Juli 1918 )
und es mußte die „ Zulaſſung “ in jedem einzelnen Fall vom Kultus⸗
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miniſterium ausgeſprochen ſein , bevor der betreffende Geiſtliche kirchlicher⸗

ſeits zur Erteilung von Religionsunterricht verwendet werden durfte . In

beiden Beziehungen ſind weſentliche Anderungen eingetreten .

Zunöächſt hat ſich auf grund des § 18 Abſ . 4 der Bad . Verf . der Kreis

der ſtaatlich als Körperſchaften des öffentlichen Rechts anerkannten

Religionsgemei nſchaften bedeutend erweitert und weiterhin

iſt in § 18 Abſ . 3 dieſen Körperſchaften das Recht der freien und

elbſtändigen Ordnung ihrer Angelegenheiten zuerkannt . Das⸗

ſelbe Recht iſt ihnen durch Art . 137 Abſ 3 PVerf . gewährleiſtet . D amit

ſind alle Beſchränkungen , denen die Kirchen bis dahin

in Bezug auf die Ausbildung ihrer , zur Vornahme

öffentlicher Verrichtungen beſtimmten Diener unter⸗

legen waren , in Wegfall gekommen . Sie können dieſe

Ausbildung jetzt ganz nach ihren Bedürfniſſen und je nach den Ver⸗

wendungszwecken der Religionsdiener auch verſchieden ge⸗

ſtalten . Die Kirchen ſind nicht gebunden , zur Erteilung von Religions⸗

unterricht nur Seelſorgegeiſtliche zu verwenden : es iſt ihnen unbenom⸗

men , hiefür beſondere Lehrper ſonen auszubilden und Att

und Umfang der von ſolchen nachzuweiſenden Befähigung von ſich aus

zu beſtimmen . Der Staat muß die ſo von den Kirchen ausgebildeten

Religionslehrer zur Erteilung des Religionsunterrichts zulaſſen und kam

nicht etwa die Zulaſſung von dem Nachweis der Vorbildung zum Lehr⸗

fach abhängig machen . Dies würde einen verfaffungsmäßig nicht zu⸗

läſſigen Eingriff in die Selbſtändigkeit der Kirchen bedeuten und ließe

ſich auch gegenüber einem Teil der ſtaatlich anerkannten Religions

gemeinſchaften in Rückſicht auf deren innere Organiſation nicht durch⸗

führen . Eine unterſchiedliche Behandlung würde aber dem in § 18 Abſ .

aufgeſtellten Grundſatz widerſprechen , wonach „alle ſtaatlich anerkannien

kirchlichen und religiöſen Gemeinſchaften re cht lich gleichgeſtellt
ſind “. Tatſächlich ſind von der iſraelitiſchen Reli ionsgeſellſchaft , die in

der Ausbildung il eiſtlichen ni ene e

e g ihrer Geiſtlichen nicht geſetzlich beſchränkt war , ſtets ſog
Cantoren , auch wenn dieſe keine Lehrer waren , zur Erteilun desiſraelitt

verwendet worden .

Hiernach iſt „Geiſtlicher “ im Sinne des 8 1

Rechtslage jede vo 1 ei 1 er ſt a 811 5 1 51 b4
gionsgemeinſchaft 5u * Vermittelung ihrer Lehren
an Schüler für befähigt ertlärte und als damit be

auftragt der ſtaatlichen Schulverwalt bezeich⸗8 W 5

egen des Rechts des L „ 1010n15

unterrichts ehelen vergl . Biikg1 810 0 6485
Ausführungen hiezu in der Bktm . des uR vo 120 J 80 1910 4

ſowie Art . 140 Abf. 2 WVerf . in Abſchnitt II Pn
3. An Lehrplänen für di 3

ſind
n üi e Religionsunterricht

93 Le 655 5

10 katholiſchen Religionsunterricht von

ditech d Erzb. Anzeigeblatt Nr . 12 Seite 203 — ver

6 85 385 UM. mit Bem . vom 24. Mai 1919 , Schödll

b) Der Lehrplan für den evangeliſch igi i
geliſchen Religionsunterricht in den

Volksſchulen Badens vom 28. Februar 1922 Kirchl. 7 VOBl.
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Nr. 5 Seite 33, verkündet durch das UM. mit Bktm . vom 11. März
1922 , ABl. Nr . 13 S. 107. Neben dieſem Lehrplan bleiben in
Geltung die Vorſchriften des § 13ff — ( § 14 Abſ . 2 in der
Faſſung der VO. vom 3. Mai 1915 , Sch8OBl . Nr . 17) , des Lehr⸗
plans vom 19. Februar 1905 — verkündet von dem vorm . OSchR .mit Bktm . vom 14. April 1905 .

e) Der Lehrplan für den iſraelitiſchen Religionsunterricht vom
18. Februar 1881 , verkündet durch den vorm . OSchR . mit Be⸗
kanntmachung vom 12. März 1881 — SchVOBl . Nr . 21.

d) Der Lehrplan für den altkatholiſchen Religionsunterricht vom
9. September 1882 , der von dem vorm . OSchR . zwar nicht amt⸗
lich verkündet , aber laut Bktm . vom 24. Oktober 1883 den Kreis⸗
ſchulviſitaturen zur „ Verteilung an diejenigen Schulen ihrer
Dienſtbezirke , an welchen beſonderer Religionsunterricht für alt⸗
katholiſche Schüler erteilt wird “ , mitgeteilt wurde .

e) Der aufgrund eines Beſchluſſes des 30. Verbandstages ſüdweſt⸗
deutſcher freireligiöſer Gemeinden vom 17. Mai 1913 von dem
Prediger der freireligiöſen Gemeinde in Mannheim , Dr . Weiß ,
aufgeſtellte „ Lehrplan für den Religions⸗ und Sittenunterrichtder Freireligiöſen Gemeinden “ . Eine amtliche Bekanntgabe dieſes
Lehrplanes hat bis jetzt nicht ſtattgefunden .

Für die Erteilung des Religionsunterrichts der übrigen ſtaatlichanerkannten Religionsgemeinſchaften beſtehen allgemein bekannt ge⸗gebene Lehrpläne nicht .
Die Beaufſichtigung des Religionsunterrichts ge⸗ſchieht katholiſcherſeits durch die hiefür von dem ErzbiſchöflichenOrdinariat für einzelne Bezirke als Aufſichtsbeamte beſonders beſtelltenGeiſtlichen ( die „ Erzbiſchöflichen Schulinſpektoren “ ) ; auf

evangeliſcher Seite gehört die Beaufſichtigung zum amtlichen
Wirkungskreis der Dekane . Für den altkatholiſchen Bekennt⸗
nisteil iſt das Land in zwei Inſpektionsbezirke eingeteilt . Bei den
Iſraeliten iſt die Aufſichtsführung Aufgabe der Bezirks⸗
rabbiner . Für die übrigen Religionsgemeinſchaften beſtehen keine
entſprechenden Anordnungen .

Die von den einzelnen Kirchenbehörden beſtellten Aufſichtsbeamten
und die ihnen zugewieſenen Bezirke werden von dem UM. den Schul⸗behörden und Lehrern bekanntgegeben .

Für den katholiſchen Religionsunterricht iſt durch VO. des
Erzb . Ordinariats vom 24. November 1921 — Bktm . des UM. vom13. Februar 1922 — ABl . Nr . 10 —die bis dahin beſtandene Prüfung
der Volksſchulen durch den Ortspfarrer aufgehoben worden . Die
Prüfungen werden nur noch durch den Erzb . Schulinſpektor , und zwaralljährlich am Schulort ſelbſt abgehalten . An Stelle der ordent⸗
lichen Prüfung kann eine außerordentliche Prüfung durch ein Mitgliedder oberen Kirchenbehörde treten .
Auf evangeliſcher Seite ſind die durch 88 20, 21 der Verordnungüber den Lehrplan vom 19. Februar 1905 vorgeſchriebenen pfarr⸗
amtlichen Prüfungen aufgehoben .

Die von dem Ev. OKR . unterm 18. Dez. 1919 erlaſſene VoO. lautet :
Die Verordnung vom 19. Febr . 1905 ( VBl . S. 23 ff ) , den

evang . Religionsunterricht in den Volksschulen betr . wird da -

Von der inneren Einrichtung der Volksſchulen . § 40 . 79
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t, daß S 20 Abs . 1 und 2 und S 21 aufseboben

sind . Es werden demnach die Prüfungen durch den Orts -

geistlichen künftig in Wegfall kommen und nur noch alle

2 Jahre Prüfungen für die Dekane Vorzunehmen sein . Für

diese letzteren ermächtigen wir die Dekane ausdrücklich ,

nicht nur die Stellvertreter , sondern beide geistliche Mit⸗

glieder sowie den Ersatzmann in dem Maß zur Mitwirkung

Deizuziehen , als der Umfang des Geschäfts dies nötig macht,

Von den bei den Prüfungen gemachten Wahrnehmungen und

etwaigen daran ſich anſchließenden Wünſchen iſt den Kirchenbehörden

Gelegenheit geboten , dem UM. anlößlich der periodiſch ſtattfindenden

Beratungen des Miniſteriums mit den Schulaufſichtsbeamten Kenntnis

zu geben . Vergl . auch Abſchnitt III Ziff . 2 8 5

Bezüglich der Teilnahme an dieſen Konferenzen , ſowie der Bekannt⸗

gabe der kirchlicherſeits beſtellten Aufſichtsbeamten , der Anordnung det

Prüfungen und deren Verbeſcheidung durch dieſe — vergl . 88 10, 8 und g

der VO. des UM. über den Religionsunterricht an den Volksſchulen von

28. November 1913 — Abſchnitt V 2.

Ob und in welchem Umfang aus Anlaß der Religionsprüfung an einel

Schule der übrige Unterricht freizugeben iſt , unterliegt der Entſchließung

des Kreisſchulamts nach Lage der beſonderen Verhältniſſe derein⸗

zelnen Schule .
4. Die Relig ionsgemeinſchaften haben bei ihren Anotd⸗

nungen bezüglich des Religionsunterrichts , insbeſondere bei Erlaſſung

der Lehrpläne ,auf die nach dem SchG . ihrer Zuſtändigkeit unterliegen⸗

den Verhältniſſe ſich zu beſchränken und jede Einwirkung auf die an

dem SchG . der Regelung durch die Schulbehörde vorbehaltenen Gegen⸗

ſtände zu vermeiden . Hält ſich die Anordnung innerhalb dieſer Grenzel,

ſo iſt die Unterrichtsverwaltung zu ihrer Verkündung geſetzlich verpflichtel

13
Da den kirchlichen Behörden keinerlei Dienſtgewalt über die Lehtet

3
5 5 können ihre Verfügungen erſt durch dieſe Verkündung mit del

Weiſung zur Nachachtung für die Lehrer verbindlich werden .

5. Die Geiſtlichen haben die auf den Schulbetri üglichel

Anordnungen der Schulordnung wie die übrigen Ghule
güle 5 beſonders hinſichtlich der Handhabung der Sch ulzucht m

er Ein h. a lt ung des Stundenplan 6. Der Geiſtliche kann D0⸗

her. 0 die im Stundenplan feſtgelegte Verteilung der Religionsſtundel

506 ihm und dem Lehrer nicht von ſich a usändern . It de

5 vorausſichtlich für längere Zeit an der Erteilung D65

te n hts verhindert, ſo hat er für entſprechenden Erſatz zu ſorgen .

ſpfern 5 06 110 bergehenden Verhinderung hat das Kreisſchulamt
U er Geiſtliche nicht ſelbſt für Vertretung ſorgt , den Lehrer bis zu

Dutht 0
6 Wochenſtunden mit der Werfeh des Relihole

errichts zu beauftragen ( S 2 der VO. des UM den Rel⸗ el

de. i V
5 Iſt der Gentche niun 15

der Erteilung des Unterrichts zur hiefür beſtimm

e be wird er dem Klaſbenlehre Mitteilung

für 3 Mitoe Geiſtliche nicht ſelbſt einen Erſatz beſtelt hul

die Bktmg . des uM br Sorge tragen wird . Vergl . hiehi 10
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von Schülern am Gottesdienſ
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Der Geiſtliche unterſteht auch als Religionslehrer a usſchließ⸗
lich der Dienſtgewalt der Kir ch e, bezw . der Religionsgemein⸗
ſchaft , in deren Auftrag er tätig iſt . Dies gilt auch für etwaige Zu⸗
widerhandlungen gegen die Schulordnung . Den Schul⸗
behörden ſteht weder ein Aufſichtsrecht über ſeine Dienſtführung , noch
auch das Recht zu, bei Zuwiderhandlungen gegen die Schulordnung ihm
dienſtlich Vorhalt zu machen , eine Mahnung zu erteilen , eine Unter⸗
ſuchung einzuleiten oder auch nur Erhebungen , die einen ſolchen Charak⸗ter tragen — wie die Einvernahme von Zeugen — vorzunehmen . Der
Schulbehörde kommt nur das Recht zu, Verſtöße , die der Geiſtliche gegendie Schulgeſetze ſich zuſchulden kommen läßt , ſei es, daß ſie ihr auf dem
Beſchwerdeweg oder ſonſt bekannt geworden ſind , auf dem für ſie geord⸗
neten Dienſtweg an das UM. zur Weiterleitung an die zuſtändige obere
Kirchenbehörde vorzulegen . Dabei bleibt es der ſtaatlichen Aufſichts⸗
behörde überlaſſen , vor der Weiterleitung die zur Beurteilung des S
verh alts unumgänglich notwendigen Erkundigungen in ſachgemäßerWeiſe innerhalb des Rahmens ihrer Zuſtändigkeit einzuziehen . Unter
Umſtänden wird auch durch eine Mitteilung des Kreisſchulamts an den
kirchlichen Prüfungsbeamten Abhilfe zu erreichen ſein . Das Recht der
Staatsanwaltſchaft zu ſtrafgerichtlichem Einſchreiten beim Vor⸗
liegen des Tatbeſtandes einer ſtrafrechtlich verfolgbaren Handlung —
3. B. wegen Körperverletzung —erleidet dadurch keine Einſchränkung .

Von der aus dem allgemeinen Aufſichtsrecht des Staates über die
Schule ſtaatlicherſeits abgeleiteten Befugnis , einen Religionslehrer bei
beſonders ſchweren und beharrlichen Zuwiderhandlungen gegen die
Schulordnung von der Schule auszuſchließen , iſt tatſächlich in den letzten
Jahrzehnten nicht Gebrauch gemacht worden .

Der Geiſtliche als Religionslehrer iſt nicht Beamter im
Sinne des §S 359 RStGB . Dementſprechend ſteht auch das Recht der An⸗
tragſtellung auf gerichtliche Beſtrafung wegen Beleidigung eines
Geiſtlichen bei Ausübung ſeines Berufs als Religionslehrer oder in
bezug auf dieſen Beruf nicht dem Unterrichtsminiſterium , ſondern aus⸗
ſchließlich ſeiner vorgeſetzten kirchlichen Behörde zu .

7. Für die ſtaatliche B ehörde wird ein Anlaß , die Erteilungdes Religionsunterrichts durch den Lehrer abzuſtellen , nur dann
gegeben ſein , wenn der Lehrer durch die Art ſeines Unterrichts bedeut⸗
ſame ſtaatliche Intereſſen ſchädigt . Veranlaſſungen zu einem ſolchen Vor⸗
gehen des Staates werden ſich wohl ſelten ergeben .

Ob für die kirchliche Behörde , bezw . eine Religionsgemein⸗ſchaft , Gründe vorliegen , die Erteilung des Religionsunterrichts durch den
Lehrer abzubeſtellen , iſt ausſchließlich Sache der Würdigung und
Entſcheidung dieſer Behörde . Im allgemeinen wird ſie von dieſer ihr
uneingeſchränkt zuſtehenden Befugnis nur dann Gebrauch machen , wenn
der Lehrer durch Lehre oder Wandel ſich mit ihren Grundſätzenoder Einrichtungen in Widerſpruch ſetzt . Die äußere Form für die
Maßregel iſt in der Regel die Entziehung der dem Lehrer erteilten Be⸗
fähigung zur Erteilung des Religionsunterrichts .

Der ſtaatlichen Unterrichtsverwaltung ſteht kein Recht zu, in
dieſe Freiheit der Entſcheidung einzugreifen . Andererſeits hat ſie aberfür ſich ſtets das Recht in Anſpruch genommen , in eine Prüfung darüber
einzutreten , ob nach Lage der örtlichen Verhältniſſe , insbeſondere nach

6
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der Zahl der dem gleichen Bekenntnis angehörigen Lehrer derſelben
Schule , der betr . Lehrer auf ſeiner Stelle zu belaſſen oder an eine Schule

zu verſetzen iſt , wo er keinen Religionsunterricht zu erteilen hat .

Aushilfeleiſtung in Erteilung des Religionsunterrichts .

§ 41 .

Geſ . vom 18. September 1876 Art . IV S 27 c. Geſ . vom 13. Mai 1892

Art . III .

( 1) Für Schulen , welche Schüler verſchiedener Bekenntniſſe

zu unterrichten haben , aber nicht mit Lehrern aus jedem der be⸗
treffenden Bekenntniſſe beſetzt ſind , kann die Oberſchulbehörde

anordnen , daß die Unterſtützung für den Religionsunterricht (8.410
Abſatz 2) des eines eigenen Lehrers entbehrenden Bekenntniſſes
—ſofern die Zahl der dieſem Bekenntniſſe angehörenden Schul⸗

kinder dauernd mindeſtens fünfzehn beträgt — durch einen be⸗

nachbarten Lehrer geleiſtet werde .

( 2) In gleicher Weiſe , oder durch Auferlegung beſonders zu

vergütender Unterrichtsſtunden (§S 55 ) an einen bekenntnisange⸗

hörigen Lehrer der betreffenden Schule , kann Aushilfe im Reli⸗

gionsunterricht für Volksſchulen angeordnet werden , an welchen
zwar Lehrer des betreffenden Bekenntniſſes angeſtellt ſind , jedoch
in geringerer Zahl , als nach §S 26 und § 34 Abſatz 2, 1 anzuſtellen

wären , wenn die betreffende Schule von Kindern noch anderer Be⸗

kenntniſſe nicht beſucht würde .

( 3) Die durch Verordnung zu regelnde Vergütung für dieſe
Aushilfe ( Abſatz 1 und 2) hat [ die Gemeinde vorbehaltlich det

Überwälzung auf ] die Staatskaſſe [ S 76 , 4, §S§ 94ff . ] zu leiſten .

( J ) Auch wo eine Anordnung nach Abſatz 1 dieſes Para⸗

graphen nicht getroffen iſt , muß für den vorgeſchriebenen Reli⸗

gionsunterricht des eines eigenen Lehrers entbehrenden Bekennt⸗
niſſes jedenfalls das vorhandene Schullokal und Heizung darge⸗

boten werden , ſoweit dadurch der übrige Unterricht nicht beein⸗
trächtigt wird .

SchG . § 26, 34, 40.

1 . Das Geſetz ſtellt in § 40 eine Verpflichtung der Schule zur Mik⸗

wirkung an der Erteilung des Religionsunterrichts nur für den Fall auf,
daß an derSchule ein Lehrer des betr . Bekenntniſſes angeſtellt iſt . 8 41

enthält eine Erweiterung der Beſtimmung , indem er für den Fall , daf

an einer Schule Lehrer eines Bekenntniſſes überhaupt nicht oder

1e 3 a hl angeſtellt ſind, eine Aushilfe⸗

Kirche mcemeinſchft Sendeſchniee von der

Schule uet
9 zu erteilenden Unterrichts durch di
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Die Aushilfe ſoll im Fall des Abſ . 1 nur eintreten , wenn es ſich umdauernd ( vergl . § 5 der VVO . 3z. SchG . vom 8. Auguſt 1910 — Ab⸗
ſchnitt III 4 —und die Bmkg . hierüber zu § 26 1. Geſ . ) fünfzehn
Schüler handelt .

Die Vorſchrift in Abſ . 1 ſoll nach den ſ. Zt . im Verfaſſungsausſchuß
zu § 19 Abſ . 3 der Bad . Verf . gepflogenen Verhandlungen ſinngemäßauch dann zur Anwendung kommen , wenn an der Schule zwar ein
Lehrer des betreffenden Bekenntniſſes angeſtellt iſt , dieſer aber die Er⸗
teilung von Religionsunterricht ablehnt .Statt eines benachbarten Lehrers kann auch ein am S chul⸗ort wohnender zuruhegeſetzter Lehrer oder Schulkandidat des betr .
Bekenntniſſes zur Aushilfeleiſtung verwendet werden . Für iſraeli⸗
tiſche Schüler werden übungsgemäß auch die am Ort wohnendeniſraelitiſchen Religionslehrer ( Cantoren ) beigezogen , auch wenn ſie nicht
geprüfte Lehrer ſind . Hinſichtlich des Umfa ngs der Aushilfe vergl .§ 3 Abſ . 1 des VO. des UM. den Religionsunterricht an der Volksſchulebetr . vom 28. November 1913 Abſchnitt V2 .

2. Abſ . 2 enthält nur die Anwendung des Abſ . 1 auf den Fall , daßin Rückſicht auf ein oder mehrere konkurrierende Bekenntniſſe nicht ſo⸗viel Lehrer eines Bekenntniſſes angeſtellt ſind , als nach § 26 i. V.mit § 34 des Geſ . anzuſtellen wären , z. B. die Schule zählt205 Schüler , davon Bekenntnis K 160, B 45. Anzuſtellen ſind im ganzen3 Lehrer , davon 2 Bekt . X und 1 Bekt . P. Auf die beiden Lehrer vonkommen 20 Schiler über das geſetzliche Höchſtmaß hinaus . Für dieſeSchüler iſt Aushilſe nach Abſ . 2 einzurichten .
Die Anwendung des Abf . 2 iſt nicht dadurch bedingt , daß die Zahlder überſchießenden Schüler dauernd 15 beträgt . Erforderlich iſt nur ,daß die Zahl der auf einen Lehrer entfallenden Schüler die 3ahl 70

überſteigt .
3. Eine beſondere Vergütung für die Aushilfeleiſtung ( Abſ . 1und 2) hat der Lehrer nach § 55 Satz 2 des Geſ . und Art . 13 RPAV . nurdann zu beanſpruchen , wenn durch die Aushilfeleiſtung ſein Stunden⸗

deputat dauernd auf über 32 Wo chenſtunden anwächſt .Im Falle des Abſ .1 ſteht dem Lehrer aber ſtets Reiſekoſtenent⸗
ſchädigung nach den hierüber für die Beamten allgemein geltenden Vor⸗
ſchriften zu. Für die Bemeſſung der Überſtundenvergütung ſind die Vor⸗
ſchriften der Verordnung des StM . vom 26. Juli 1922 ( ABl . Nr . 34 maß⸗gebend . Vergl . Bmkg . zu § 56 des Geſ. ) . Die Koſten fallen , da es ſichum eine geſetzlich vorgeſchriebene Leiſtung handelt , nach §S 28 StVG . der
Staatskaſſe zur Laſt .

4. Die Vorſchrift iſt nicht nur auf den von einer Religionsgemein⸗ſchaft angeordneten und in ihrem Auftrag erteilten Religionsunterricht ,ſondern auch auf den Fall anwendbar , daß die Bekenntnisangehörigen
auf ihre Koſten durch einen von ihnen hierfür beſtellten Lehrer Religions⸗
unterricht erteilen laſſen . Wird dieſer Unterricht in den Räumen der
Volksſchule zu feſtbeſtimmten , der Ortsſchulbehörde namhaft gemachtenStunden erteilt , ſo gilt er wie der von der Behörde ſelbſt angeordneteals ein Teil des durch § 4 des Geſetzes geſchützten Unterrichts . Die Vor⸗
ſchrift findet ferner Anwendung auf den Fall , daß die Kinder einer be⸗
nachbarten Schule für den Religionsunterricht ( nach § 9 des Geſ . ) der
Schule zugewieſen ſind , ſelbſt wenn der Unterricht für ſie getrennt von
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dem Unterricht der ortsangehörigen Kinder und zu einer für dieſe ſchul⸗

freien Zeit erteilt wird . Weigert ſich die Gemeinde , ihrer Verpflichtung
nachzukommen , ſo kann ſie aufgrund der § 140 Ziff. 2 des Geſ . i. V. mit

8 5 Ziff . 2 a 330 . durch den Bezirksrat dazu angehalten werden .

Weibliche Handarbeiten .
§ 42 .

EuG . vom 8. März 1868 § 28. Geſ . vom 18. September 1876 Art . V.

Geſ. vom 13. Mai 1892 Art . III .

in weiblichen Arbeiten

verpflichtet .
( J ) Zur Teilnahme an dem Unter
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Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . §S44. 85

im Wege der Nachſichtserteilung eine Ausnahme bewilligt wird . Eine
ſolche Ausnahme wird auch für den regelmäßigen Fall des Abſ . 2 dann
bewilligt werden können , wenn die Zahl der zum Beſuch des Unterrichts
verpflichteten Mädchen nur eine kleine iſt .

Sind mehrere Gemeinden an einer Schule beteiligt , ſo kann
eine Beſchränkung des Unterrichts auf das Winterhalbjahr nur auf über⸗
einſtimmenden Beſchluß aller Gemeinden eintreten .

Höhere Behörde iſt das UM. 380 . 8 2 Ziff . 4.
Die für den Handarbeitsunterricht zu bildenden Klaſſen ſollen

nicht mehr als 40 Schülerinnen umfaſſen und die Unterrichtszeitſoll im Falle des Abſ . 1 nicht unter drei , im Falle des Abſ . 2 nicht
unter vier Wochenſtunden zurückgehen . Vergl . im übrigen die VO. des
vorm . OSchR . , die Erteilung des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten
an Volksſchulen vom 3. März 1894 — SchVOBl . S. 76. Zu dem der
Vo beigegebenen Lehrplan iſt zu bemerken , daß ein den neueren An⸗
forderungen entſprechender Lehrplan dermalen Gegenſtand der Er⸗
probung in einer größeren Anzahl von Schulen iſt .

3. Anträge auf Befreiung ſind durch Vermittelung der
Ortsſchulbehörde beim Kreisſchulamt einzureichen .

4. Die Zuſammenfaſſung zu gemeinſamem Unterricht wird unter
Umſtänden den Vorteil bieten , daß ſie die ! ? ildung mehrerer Klaſſen und
damit eine Trennung der Schülerinnen nach einzelnen Schuljahren er⸗
möglicht .

Zuläſſige Strafen .
843 .8 0

EllG . vom 8. März 1868 § 209.
Die in der Volksſchule zuläſſigen Strafen werden durch Ver⸗

ordnung der Oberſchulbehörde unter Genehmigung des Unter⸗
richtsminiſteriums beſtimmt

Die hier vorgeſehenen Verord
Schulordnung — Abſchnitt
erlaſſen .

ungen ſind in den §88 64 —69 der
1 — unmittelbar durch das UMM.

Vierter Titel .

Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen .

Erſter Abſchnitt .

Von der Vorbereitung der Volksſchullehrer .

Volksſchulkandidaten .

§8 44.
EllG . vom 8. März 1868 § 30. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IV .

( 1) Die Aufnahme unter die Volksſchulkandidaten , durch
welche die Befähigung für den Dienſt eines Schulgehilfen erlangt
wird , geſchieht durch die Oberſchulbehörde in der Regel aufgrund
einer vorher beſtandenen Prüfung .
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( 2) Bei dieſer Prüfung ſind die betreffenden Kirchen⸗ und
Religionsgemeinſchaften durch Beauftragte vertreten , welche die
Kandidaten hinſichtlich ihrer Befähigung zur Erteilung des Reli⸗

gionsunterrichts prüfen .

( 3) Die Entſcheidung über die Befähigung zur Erteilung des
Religionsunterrichts ſteht den betreffenden Kirchen⸗ und Reli⸗

gionsgemeinſchaften zu und wird den Kandidaten durch Vermitte⸗

lung der Oberſchulbehörde eröffnet .

( J ) Zur Erleichterung der Ausbildung von Volksſchullehrern

werden Lehrerſeminare gehalten , in welchen der Unterricht unent⸗

geltlich erteilt wird , und in welchen Einrichtungen für gemeinſame

Verpflegung von Zöglingen getroffen ſind .

Der vierte Titel von den Lehrern und Lehrerinnen an den
Volksſchulen erfährt durch die Aufnahme der Volksſchullehrer in die Be⸗

ſoldungsordnung eine durchgreifende Anderung . Dabei wird künftig die

Trennung in zwei beſondere Abſchnitte in Wegfall kommen können.
Der erſte Abſchnitt gibt nicht beſtimmte Vorſchriften über die

Art der Vorbereitung zum Lehrerberuf . Er beſchränkt ſich viel⸗

mehr auf die zwei Beſtimmungen :

a) daß die Befähigung für den Dienſt eines Volksſchullehrers durch
eine Prüfung zu erbringen iſt , für die in den Lehrerſeminaren
Gelegenheit zur Vorbereitung geboten wird , und

b) daß die planmäßige Anſtellung als Lehrer von der Ablegung
einer zweiten Prüfung abhängig iſt .

1. §S 44 Abſ . 1 beſtimmt ,
a) daß der Eintritt in den Volksſchuldienſt bedingt iſt durch das Be⸗

ſtehen einer von der Oberſchulbehörde angeordneten Prüfung ,

b) daß die in der Prüfung Beſtandenen von der Oberſchulbehörde
unter die Volksſchulkandidaten aufgenonmen werden und

o) daß dieſe Aufnahme die Befähigung verleiht zur Bekleidung der

Stelle eines Schulgehilfen , d. h. zur Verwendung im Schuldienſt
in nichtplanmäßiger Stellung .

Von der durch die Worte „in der Regel “ der Oberſchulbehörde ek⸗

teilten Ermächtigung zur Nachſichtserteilung von der Ablegung der

Prüfung wird nur inſofern Gebrauch gemacht , als die in einem

anderen Lande abgelegte Prüfung , ſofern ſie den Anforderungen der
badiſchen Prüfung entſpricht , als Erſatz für dieſe angeſehen wird . Bis

Jur Erlaſſung der für Lehrer und Lehrerinnen gleichmäßig geltenden

Prüfungsordnung vom 10. Juli 1918 — Abſchnitt VI 2 —beſtanden he⸗

e nur für Lehrerinnen Die Prüfungen füt
5

er wurden nach den für die Abgangsprüfungen der Lehrer⸗
ſeminare geltenden Vorſchriften abgenommen .

die Aufnahme unter die Volksſchulkandidaten gibt

keinen Rechtsanſpruch auf Verwendung im Schuldienſt . Für
die Übernahme in dieſen iſt nur das vorhandene Bedürfnis ent⸗
ſcheidend . Die Zahl der hieraus imaußerplanmäßigen dienſt⸗
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verhältnis einzuſtellenden Anwärter iſt alljährlich von dem „zu⸗
ſtändigen Miniſterium “ , d. i. dem UM. , im Benehmen mit dem Finan 3³
miniſterium feſtzuſetzen . §S 3 Abſ . 2 Beſ . Geſ . In Übereinſtimmung
hiermit ſteht die Beſtimmung in Art . 7 RPAVO . , ) wonach es zur Ein⸗
ſtellung von Beamtenanwärtern in den Dienſt der Zuſtimmung des
Miniſters der Finanzen bedarf . Dieſer Vorſchrift wird durch die Feſt⸗
ſetzung des Jahresbedarfs nach §S 3 Beſ . ⸗G. genügt . Der Einholung der
Zuſtimmung des Finanzminiſteriums im Einzelfall bedarf es nicht . So⸗
weit ſich im Laufe eines Jahres ein Bedarf nach Verwendung weiterer
Lehrkräfte ergibt , können ſolche nur im vertragsmä ßigen Dienſt⸗
verhältnis eingeſtellt werden .

In Rückſicht auf die für die Anwärter der mittleren Beamtenlauf⸗
bahn allgemein übliche Benennung dürfte die Bezeichnung „Volks⸗
ſchulkandidat “ wenigſtens für die in den Schuldienſt übernommenen
Volksſchulkandidaten durch die Amtsbezeichnung „ V olksſchul⸗
praktikant “ zu erſetzen ſein .

Nach Bktm . des UM. vom 3. Februar 1925 — ABl . Nr . 3 — können
Volksſchulkandidaten und Kandidatinnen , die nach Umfluß von 6 Monaten
nach ihrer Aufnahme unter die Schulkandidaten im öffentlichen Schul⸗
dienſt nicht verwendet ſind , zur unent geltlichen Beſchäfti⸗
gung an badiſchen Volksſchulen zugelaſſen werden . Die Beſchäftigung ,
die mindeſtens 12 Wochenſtunden umfaßt , iſt in ihrem Verlauf nicht
dauernd an die gleiche Schule gebunden . Anträge um Zuweiſung an
eine Schule ſind bei dem Kreisſchulamt ( Stadtſchulamt ) einzureichen , das
zur näheren Anordnung über die Art der Beſchäftigung zuſtändig iſt .
Nach weiterer Bktm . des UM. vom 8. Juli 1925 ( ABl . Nr . 32) können
„ etwa 160 “ ſolcher Kandidaten und Kandidatinnen aus den Aufnahms⸗
jahren 1921 , 1922 und 1923 , aus den im II . Nachtrag zum Staatsvor⸗
anſchlag der Jahre 1924/25 vorgeſehenen Mitteln von 145 900 RM .
Unterhaltszuſchüſſe in Höhe von monatlich 60 —100 / er⸗
halten . Ob und inwieweit dieſe Maßnahme , die ihren Grund in der
durch außergewöhnliche Verhältniſſe verurſachten langen Wartezeit der
Schulamtsbewerber hat , auch für die folgenden Rezeptionsjahre aufrecht
erhalten werden kann , wird davon abhängen , ob im Staatsvoranſchlagder kommenden Jahre die Mittel hiefür zur Verfügung geſtellt werden .

Als Anfang des Vergütungsdienſtalters gilt bei den in
den ſtaatlichen Dienſt übernommenen Volksſchulkandidaten nach § 11 der
VD. des StM . zum Vollzug des Beſ . ⸗Geſ. für die außerplanmäßigen Be⸗
amten vom 26. Juli 1921 „unter der Vorausſetzung voller Be⸗
ſchäftigung “ der Tag des Eintritts in den öffentlichen Schuldienſt ,
ſomit der Tag , an dem der Einzelne die ihm übertragene Stelle der in
§ 45 SchG . bezeichneten Art angetreten hat . Dieſer Zeitpunkt iſt auch
maßgebend für die Berechnung der außerplanmäßigen Dienſtzeit im
Sinne des §S 4 Abſ . 2 Beſ . G.

Wegen etwaiger Kürzung des Vergütungsdienſtalters aus Anlaß
verſpäteter Ablegung der Dienſtprüfung vergl . die Bmkg . zu § 46.

Die Zeit der freiwilligen Beſchäftigung an einer Volks⸗
ſchule — mit wöchentlich 12 Stunden — kann nicht in das Ver⸗
gütungsdienſtalter eingerechnet werden . Wohl aber wird ſie fürdie Berechnung der ruhegehaltsfähigen Dienſtzeit auf⸗

9 Bad. PAPV. in der Faſſung des Geſ . vom 29. Febr . 1926 Art . 4.
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grund des § 40 Ziffer 4 BG . unter dem Geſichtspunkt in Betracht

kommen können , daß die Beſchäftigung von „ beſonderem Nutzen für den

ſtaatlichen Dienſt “ war , indem ſie durch die Förderung der praktiſchen

Ausbildung des angehenden Lehrers dieſen in Stand ſetzte , gleich mit dem

Eintritt in den Dienſt ſeine Berufsarbeit erfolgreicher und nutzbringender

zu geſtalten , als ihm dies ſonſt möglich geweſen wäre .

2. Die Feſtſtellung , ob und inwieweit der Prüfling den Anforde⸗

rungen in der Religionsle hre genügt , ſteht dem Beauftragten

der betr . Religionsgemeinſchaft zu. ( 8 13 Abf . 1 der Prüfungsordnung

vom 10. Juli 1918. )

3. Die Entſcheidung aber darüber , ob dem Geprüften die Befähi⸗

gung zur Erteilung von Religionsunterricht zuer

kannt wird , iſt ausſchließlich Sache der oberen Kirchenbehörde bezw. der

Zentralleitung der betr . Religionsgemeinſchaft . Die Nicht⸗Erteilung dieſet

Befähigung verhindert nicht die Aufnahme unter die V lksſchulkandidaten,
wohl aber kann ſie von Einfluß ſein auf die Verwendbarkeit im Schil⸗

dienſt .
Das Geſetz ſtellt es dem Einzelnen frei , wie er ſich die Aus⸗

bildung zum Lehrerberuf erwerben will . Dieſer ſchon bei det

Beratung des EUG . in der II . Kammer feſtgelegte Grundſatz wurde auch

bei den landſtändiſchen Verhandlungen zum SchG . vom 7. Juli 1910 auts

drücklich betont . Dementſprechend beſtimmt auch § 4 der Prüfungsord⸗
nung vom 10. Juli 1918 , daß zur Ablegung der Prüfung auch ſolche zuge⸗

laſſen werden , die eine ſtaatliche Lehrerbildungsanſtalt nicht beſucht

haben. Die Errichtung von Lehrerſeminaren erfolgt nach du

Geſetz nur „zur Erleichterung der Ausbildung “ . Die Grundlage für die

Einrichtung von Lehrerſeminaren bildet dermalen die Ldsh . VoO. voll

27. Februar 1904 , die Organiſation der Lehrerbildungsanſtalten bett . und
die zu deren Vollzug erlaſſene Verordnung des Miniſteriums der Juſtiz,

des Kultus und Unterrichts über den Lehrplan und die Schulordnung für
die Lehrerbildungsanſtalten vom 1. März 1904.

Die Anforderungen für die religiöfe Ausbildung ſind niederge⸗
legt bezüglich

3

a) en Zöglinge in der Vo . des Erzbiſchöflichen

Lht bidur 3 Ttal Unterweiſung der Zöglinge an den

dürch d0 Ait 19. September 1907 , verkündel
Aitein 100 unber 3 Kultus und Unterrichts

ſche Le hre in K 5 S e a6

20 l
ine

n 1 75 BO. des Erzbiſchöfl. Ordinarict
4 Gpiehuer 15 85

ündet durch den Oberſchulrat unterm
btember ! SchVOBl . S. 105,

b) der evangeliſchen göglinge in der VO. des Evang , Hhek⸗
kirchenrats , den evangeliſchen Religionsunterricht in den Lehrer

bildungsanſtalten betr . , vom 19. Dezember 1904 — verkiädel

810 den Oberſchulrat unterm 30. Dezember 1904 — Schedeble
12

41 0 raelitiſchen Zöglinge in der Verordnung des Obet⸗
rats

der Ifraeliten , die Prüfung der iſraelitiſchen Religionslehret
und Lehrerinnen betr . , vom 31. Oktober 1890, verkündet durh
den Oberſchulrat unterm 4. Dezember 1890 .

—

„‚
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Da die Erteilung von Religionsunterricht grundſätzlich einen weſent⸗lichen Teil der Aufgabe des Lehrers bildet , werden junge Leute , die keinerder anerkannten Religior »gemeinſchaften angehören , von der Aufnahmein ein Lehrerſeminar ausz ſchließen ſein .
Nachdem in den letzten Jahren die Vorſeminare Gengenbach , Lahr ,Tauberbiſchofsheim und Villingen , ſowie die Lehrerſeminare Meersbur

und Karlsruhe II und das Lehrerinnenſeminar Prinzeſſin Wilhelm⸗aufgehoben worden ſind , beſtehen dermalen noch für die män nlicheJugend die Lehrerſeminare Ettlin gen ( eatholiſch ) , Freiburg( konfeſſionell gemiſchtj “, Heidelber g ( konfeſſionell gemiſcht ) und
Karlsruhe l ( evangeliſch ) , und für die weibli che Jugend die den
Höheren Mädchenſchulen angegliederten Seminarkurfe in Freibur g.Karlsruhe , Konſtan z3 und Mannheim , ſämtlich konfeſſionell
gemiſcht .

Der Zugang zu all dieſen Anſtalten iſt ſeit dem Jahr 1923 geſperrt ,ſo daß die letzten Zöglinge im Jahr 1926 zur Entlaſſung kommen .
Über die Beſtimmungen der Reichsverfaſſung zur Frage der Lehrer⸗bildung vergl . Bmkg . zu Art . 143 RVerf . — Abſchnitt II B 1.
5. Um den Lehrern den Übergang zur Ho chſchule zu erleichtern ,können ſie zu einer beſonderen Reifeprüfung zugelaſſen werden . Die Ver⸗

ordnung des UM. vom 14. Februar 1920 — Al Ri7 beſtimmt hier⸗über folgendes :

Lehrer und Lehrerinnen , die mindeéstens 1 Jahr im Schul -
dienste gestanden haben , werden auf ihren Antrag zu einer
als Reiseprüfung geltenden Ergänzungsprüfung zugelassen .
Die Prüfung wird an einer vom Ministerium zu bestimmen -
den höheren Lehranstalt abgenomnien und erstreckt sich
unter Zugrundelegung d Anforderungen der regelmäßigen
Reifeprüfung :

für das Gymnasium auf Latein und Griechisch ,
für das Realgymnasium auf Latein , diejenige Fremd -

sprache , in der der Bewerber beéi der Seminarentlassungnicht geprüft ist , und Mathematik, .
für die Oberrealschule auf eine neuere Fremdsprache

( wie für das Realgymnasium ) , Mathematik und Natur -
Wissenschaften .

Vor Ablegung der Ergänzungsprüfung können Lehrer
und Lehrerinnen , die mindestens ein Jahr im Schuldienste
gestanden haben , zum Studium an der Universität und der
technischen Hochschule nur mit besonderer Genehmigung des
Ministeriums zugelassen werden . Die Genehmigung wird
nur erteilt , wenn neben hervorragender Tüchtigkeit des Be -
werbers besondere Gründe sie rechtfertigen . Die Ergänzungs -
prüfung muß in diesen Fällen spätestens am Schlusse des
ersten Studienjahres abgelegt werden .

Nach Ziff . 4 der VO. des UM. vom 3. Februar 1925 — ABl . Nr. 3— gilt die unentgeltliche Beſchäftigung an einer Volksſchule ,wenn ſie „ mindeſtens auf die Dauer eines Jahres ſich erſtreckt “, als Er⸗

3*
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ſatz für die in der VO. vom 14. Februar 1920 geforderte einjährige prak⸗

tiſche Tätigkeit im Schuldienſt .

Wegen Neuregelung der Lehrerbildung durch das

Geſetz vom 30. März 1926 vergl . Abſchnitt VI 1.

Schulgehilfen .
§ 45 .

EuG . vom 8. März 1868 § 31. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IV.

( 1) Die Schulgehilfen können nach Anordnung der Oberſchul⸗
behörde verwendet werden :

als Unterlehrer , auf einer ſtändigen , aber nicht für einen
Hauptlehrer beſtimmten Schulſtelle , oder

als Schulverwalter , auf einer zeitweilig erledigten Haupt⸗

lehrerſtelle , oder

als Hilfslehrer zur Unterſtützung oder Vertretung eines
Lehrers auf deſſen Schulſtelle .

( 2) Alle dieſe Dienſte ſind widerruflich .

Abſ . 1 gibt die verſchiedenen Verwendungsmöglichkeiten der un⸗

ſtändigen Lehrer an. Rechtlich hat die Unterſcheidung , nachdem die
Vorſchriften des §S 64 des Geſ . über die den Unterlehrern und Schulberk

waltern im Eegenſatz zu den Hilfslehrern zuſtehenden Wohnungsrechte
in Wegfall gekommen ſind , keine Bedeutung mehr .

2 Für die Entlaſſung aus dem Schuldienſt iſt , ſofern dieſelbe

nicht durch eine Pflichtverletzung verurſacht iſt , die vierwöchige Kündi⸗

gungsfriſt des § 8 Abſ . 2 der VVO . z. BG . einzuhalten .

Dienſtprüfung .
§ 46 .

EllG . vom 8. März 1868 §S 32. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IV.

( 1) Umdie Befähigung zur etatmäßigen Anſtellung zu er⸗
0 te FolkSſd ö f 5 1 1

langen , müſſen die Volksſchulkandidaten eine zweite , vorzugk⸗
für den Nachweis der praktiſchen Ausbildung beſtimmte

Prüfung — die „ Dienſtprüfung “ — beſtehen .

( 2) Das Nähere über dieſ ir
5 Das Näh ber dieſelbe wird durch Verordnung be⸗

ſtimmt .

8 Die Vollaugsbeſtimmungen ſind erlaſſen in der VO. des UM. vom

Abfe 55
1

50 ſt per üfung der Volksſchulkandidaten betr . —

Abſchni 3. Für die Prüfung in der Religi ind

Masg
9 der Religionslehre f‚

a) für den katholiſchen Religionsunterricht die VO. des Erzb.
Ordinariats vom 12. Juni 1913 — verkündet durch das UM.
unterm 23. Juni 1913 — SchVOBl . S. 170,

Wenn.9
w. d

lehltet!
Müſſen,

J0
lirdet⸗



RDRrrr —

Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . §S 6. 91

b) für den evangeliſchen Religionsunterricht die VO. des Ev.
Oberkirchenrats vom 17. April 1914 , verkündet durch das UM.
unterm 7. Mai 1914 — SchVOBl . S 112 ,

e) für den iſraelitiſchen Religionsunterricht die VO. des Ober⸗
rats der Iſraeliten vom 1. Oktober 1897 , verkündet durch den
Oberſchulrat unterm 22. Januar 1898 .

§ 1 der VO. vom 30. Juli 1912 beſtimmt , daß die Dienſtprüfung
früheſtens 3 Jahre nach der Aufnahme unter die Volksſchulkan⸗didaten , d. h. nach einer dreijährigen praktiſchen Schultätigkeit , und
ſpäteſtens nach ſechs Jahren ſeit dem bezeichneten Zeitpunkt abgelegt ſeinmuß und daß von der dreijährigen Vorbereitungszeit mindeſtens zweiJahre an einer öffentlichen Schule des Landes verbracht ſein
müſſen .

Wenn ein Kandidat nach der VO. des UM. vom 3. Februar 1925 über
„die Beſchäftigung der Volksſchulkandidaten in der Schule “ zur unentgelt⸗lichen Beſchäftigung an einer Volksſchule zugelaſſen worden iſt , ſo kann nachZiff . 1 der VO. dieſe Beſchäftigung „bis zur Dauer eines Jahres auf die
für Ablegung der Dienſtprüfung vorgeſchriebene Zeit der prakti⸗
ſchen Ausbildun g. für den Lehrerberuf angerechnet werden “ . Die
gleiche Vergünſtigung wird nach Ziff . 3 auch für die Tätigkeit an einer
„ Privatſchule “ zugeſtanden , wenn es ſich dabei um eine ſelbſt⸗
ſtändige Unterrichtserteilung in wöchentlich 15 Wochenſtunden handelt .Unter der „Zeit der praktiſchen Ausbildung “ im Sinne der VO. über die
Dienſtprüfung iſt an ſich die Geſamtdauer der Vorbereitung von3 Jahren zu verſtehen . Ein Jahr hievon kann aber ſchon nach § 1
Abſ . 3 dieſer VO. außerhalb des öffentlichen Schulunterrichts zugebrachtſein , d. h. in einer dem Betreffenden nicht ſtaatlicherſeits übertragenenStellung an irgend einer Schule . In dieſes Jahr könnte ſonach auch ,ohne daß es hierwegen einer beſonderen Beſtimmung bedürfte , die in
Ziff . 1 und 3 der Vo . vom 3. Februar 1925 bezeichnete Zeit der unent⸗

geltlichen Beſchäftigung an einer Volksſchule oder der Tätigkeit an einer
Privatſchule eingerechnet werden . Die Vorſchrift wird daher den von ihrbeabſichtigten Zweck , die für die Schulamtsanwärter durch die unver⸗

ſchuldet lange Wartezeit und die dadurch bedingte ſpätere Zulaſſung zurDienſtprüfung erwachſenden Nachteile abzuſchwächen , nur dann erreichen ,wenn die Zeit der unentgeltlichen Beſchäftigung an einer Volksſchulebezw . die Tätigkeit an einer Privatſchule auf die zwei Jahre ange⸗rechnet wird , die im 6ffentlichen Schuldi enſt zugebracht werden
müſſen . Nur bei dieſer Auslegung rechtfertigt ſich auch die Beſtimmungder VO. , daß die betreffende Tätigkeit , um angerechnet zu werden ,
mindeſtens den Zeitraum von einem Jahr umfaßt haben muß ; war ſievon kürzerer Dauer , ſo kann ſie zwar nicht auf die Vorbereitungszeit im
Schuldienſt , wohl aber auf die 3jährige Geſamtvorbereitungszeit in An⸗
rechnung gebracht werden .

Wird die Dienſtprüfung infolge eigenen Verſchuldens verſpätet
abgelegt , ſo wird nach §S 12 der V§ . des StM . über den Vollzug des Be⸗
ſoldungsgeſetzes für die außerplanmäßigen Beamten vom 26. April 1921die Zeit der Verſpätung , d. i. der Zeitraum vom Schluß der Prüfung , zuwelcher der Anwärter nach den Ausbildungsvorſchriften erſtmals hätte
zugelaſſen werden können , bis zum Schluß der Prüfung , in der er be⸗
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ſtanden hat , auf das Vergütungsdienſtalter nicht ange⸗

rechnet . Die Verſpätung gilt nur dann als nicht verſchuldet , wenn ſie

durch ein Ereignis verurſacht iſt , das von dem Willen des Prüfungs⸗

pflichtigen unabhängig , nach allgemeiner Anſchauung als ein zureichender

Hinderungsgrund anzuſehen und als ſolcher von dem UM. anerkannt iſt.

E

8 47 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IV 8S 29.

Die Beſtimmungen der erſten drei Abſätze von § 44, ſowie jene der

88 45 und 46 gelten auch hinſichtlich der Verwendung von Lehrerimen

als Schulgehilfinnen und der Anſtellung von ſolchen in Hauptlehrerſtellen .

8 47 iſt durch die Vorſchrift des § 33,

Geſetzes über die rechtlichen Verhältniſſe der Le

gelten , gegenſtandslos geworden .

wonach die Beſtimmungen des
hrer auch für Lehrerinnen

Zweiter Abſchnitt

Anwendung der Beamten geſetze auf die Lehret

an Volksſchulen .

Die Beſtimmungen dieſes Abſchnittes über die Anwendung von Vot⸗

ſchriften des Beamtengeſetzes auf die Lehrer ſind infolge der Auf—

nahme der Lehrer in die Beſoldungsordnung , und del

damit verbundenen Einreihung unter die ſtaatlichen Beamten (Beſ. Geſ.

8 20), ſoweit ſie nicht durch § 30 des Beſ . Geſ . — wie die 8§S 58 —64 ,
0

und 67 — ausdrücklich aufgehoben wurden , gegenſtandslos geworden

( 88 48, 49, 54, 70 und 701). Sie werden gleichwohl , um das Geſamtbild

des Geſetzes aufrecht zu erhalten , im folgenden noch aufgeführt .

Der Abſchnitt hat ſich hiernach nur noch mit den aus der Eigel⸗

art des Lehrerberufs und dem Verhältnis zu den Gemeinden ſich ergeben

den Beſonderheiten der beamtenrechtlichen Stellung
der Lehrer zu befaſſen .

Beamtenrechtliche Stellung der Lehrer .

§ 48 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 .

8 Hinſichtlich der Anſtellung , der Pflichten , des Dienſteinkommens, der

Verſetzung in den Ruheſtand , der Hinterbliebenenverſorgung und du
finden für die Lehrer in Volksſchulen die Beſtimmungen

det

Abſchnitte IVII und des 8 121 des Beamtengeſetzes , ferner die o⸗

ſchriften der Gehaltsordnung und des Abſchnitts III des Etatgeſetzes in

der vom 1. Juli 1908 an gültigen Faſſung dieſer Geſetze ſowie das eſe

1005
Koſten der Dienſtreiſen und Umzuͤge der Beamten vom 5. Oktobet

Anwendung , ſoweit nicht die nachfolgenden Feſtſetzungen beſondete

Be immungen hierüber enthalten . Dabei gelten die Lehrer im Sin

der Gehaltsordnung als mittlere Beamte .
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§ 49 .

Geſ . vom 13. Mai . 1892 Art . V. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Endgültig angeſtellte Hauptlehrer und Hauptlehrerinnen erhalten die
Eigenſchaft etatmäßiger Beamter .

Jedoch können nur die im Gehaltsetat ( § 77 Abſatz 1) genehmigten
Stellen in dieſer Weiſe übertragen werden .

Im übrigen ſind , ſofern nicht die Stelle dauernd im Vertragsverhält⸗nis zu verſehen iſt , die Vorſchriften für nicht etatmäßige Beamte an⸗
wendbar .

Beſetzung von Hauptlehrerſtellen .

§ 50 .

EuG . vom 8. März 1868 § 34. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V.
Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

( ) Erledigte Hauptlehrerſtellen werden zur Bewerbung aus⸗
geſchrieben . Jedoch kann mit Zuſtimmung der betreffenden Orts⸗
ſchulbehörde auch eine Beſetzung ohne Ausſchreiben ſtattfinden .

O) Vor der etatmäßigen Beſetzung jeder Hauptlehrerſtelle iſt
der Ortsſchulbehörde Gelegenheit zu geben , ihre etwaigen Be⸗
denken oder beſonderen Wünſche zu äußern . Zu dieſem Zwecke
wird der Ortsſchulbehörde ein nach dem Dienſtalter geordnetes
Verzeichnis der als Bewerber aufgetretenen oder ſonſt in Betracht
kommenden Lehrer mitgeteilt .

6 ) Wenn an einer Volksſchule mehr Hauptlehrerſtellen er⸗
richtet ſind , als bei Anwendung des § 26 dieſes Geſetzes zu er⸗
richten wären , ſo ſteht der Gemeinde für die über die geſetzliche
Zahl hinaus errichteten Stellen das Recht des Vorſchlags zu .

( J Die Vorſchriften in Abſatz 1 und 2
finden auch auf die Be⸗

ſetzung der in [ den §18§ 30 , [ 31 ] aufgeführten Stellen Anwendung .
Dabei iſt auf die von den Gemeinden geäußerten Wünſche tun⸗
lichſt Rückſicht zu nehmen .

( 6) Wenn die Oberſchulbehörde eine erſte Lehrerſtelle zur Be⸗
werbung ausſchreibt , ſo richtet ſich das Verfahren bezüglich ihrer
Beſetzung gleichfalls nach den Vorſchriften in Abſatz 1 und 2.

1. Der Entwurf zum Geſetz vom 13. Mai 1892 hatte als Regel die
Beſetzung ohne Ausf chreiben aufgrund einer vom OSchR . aufzu⸗
ſtellenden Vorſchlagsliſte , ein Ausſchreiben aber nur auf beſonderes Ver⸗
langen der Ortsſchulbehörde vorgeſehen . Der Schul⸗Ausſchuß des Land⸗
tags aber vertrat die Anſchauung , daß grundſätzlich ein Ausſchreiben ſtatt⸗
finden ſolle .
Die Hauptlehrer ſind in Gruppe VII , VIII und IX Beſ . Ord .

eingereiht . Die Stellen in Gruppe VIII ſind Aufrückungsſtellen , jene in
Gruppe IX Beförderungsſtellen für „ Hauptlehrer auf wichtigen Stellen “ .
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In Gruppe IX können bis zu einem Sechſtel aller Stellen eingereiht

werden . Die Verteilung der Stellen zwiſchen Gruppe VII und VIII er⸗

folgt dermalen im Verhältnis von 3 25

Beförderungsſtellen , Funktionärſtellen , ſind Stellen , die aus ſach⸗

lichem Bedürfnis gehoben worden ſind . Ein Einrücken in dieſe lediglich

nach dem Dienſtalter iſt ausgeſchloſſen . Schon bei der Beratung des

Geſetzentwurfs wurde von dem Vertreter der Unterrichtsverwaltung
darauf hingewieſen , daß bei der im allgemeinen gleichmäßigen Tätigkeit

der Lehrer — abgeſehen von den an ſich ſchon höher eingeſtuften Ober⸗

lehrern und Rektoren — Funktionärſtellen ſich als ein in unſeren Schul⸗

organismus nicht paſſendes und ihm fremdes Gebilde darſtellen würden,

daß man deshalb von ihrer Schaffung abſehen und die Einreihung nach

Gruppe IX nach Dienſtalter und Leiſtungen vornehmen ſolle. Ju

Rückſicht auf die Vorgänge in den übrigen Ländern wurde aber auf der

Errichtung beſonderer Funktionärſtellen beſtanden . Tatſächlich erfolgt die

Einreihung im weſentlichen nach den angegebenen Geſichtspunken : Dienſt⸗
alter und Leiſtungen .

Die Beſtimmung in §S 4 Beſ . Geſ . , wonach das Einrücken in die pfan⸗
mäßige Stellung nach einer außerplanmäßigen Dienſtzeit von
5 Jahren ohne weiteres zu erfolgen hat , iſt durch Art . Vder Bad . PAV0.
vom 5. Dezember 1923 aufgehoben worden .

2. Die Beſetzung der Stellen erfolgt nach §8 4 der Ldsh . Bo über
die Anwendung der Beamtengeſetzgebung auf die Lehrer an Volksſchulen
vom 8. Auguſt 1910 durch die Oberſchulbehörde , d. i. das UM. Someit
Stellen in Gruppe IX in Frage ſtehen , iſt für die Beſetzung das Slll⸗

zuſtändig .
1

Für eine gedeihliche Wirkſamkeit iſt bei dem Lehrer weit mehr als
bei einem anderen Beamten notwendig , daß er das Vertrauen der Eltern
der ihm zur Unterrichtung anvertrauten Kinder beſitzt . Das Geſetz ſchreibt

8 vor, daß der Ortsſchulbehörde Gelegenheit zur Außerung etwaiger
edenken und Wünſche bezüglich der aufgetretenen Bewerber ge⸗

geben werden muß . Nach § 19 SchBVO . — vergl . Abſchnitt III 5 —

hat die Ortsſchulbehörde ihre Anträge ſachlich zu begründen . Aber auch

ohne eine ſolche Begründung werden geltend gemachte Bedenken damn zu

en ſein, wenn ſie nach Kenntnis des Miniſteriums von der

Perſon des betr . Lehrers tatſächlich begründet ſind .

7 Uber das bei der Beſetzung einzuhaltende Verfahren vergl—die
VO. vom 23. Dezember 1918 — Abſchnitt VI 6.

Die Übernahme des perſönlichen Schulaufwandes durch den Staat
ſollte keinen Anlaß bieten , das Mitwirkungsrecht der Gemeinden bei We⸗

ſetzung von Hauptlehrerſtellen allgemein zuͤ beſeitigen . Eine ſolche Maß⸗

Band zwiſchen Lehrerſchaft und Gemeinde lockern, zun

5 eil des Staates und der Schule . Vergl . Bmkg . 3 a. E. zu Art. 143

R. Verf . Abſchnitt II B 1.

6 515 05 1 5 vorhandenen Hauplehnee
zwiſchen Um . und Gemeinde .

getten , iſt Säche ettt

83 1 0 10 89 20
der „ Gemeinde “ kommt nach § 23 des Geſ. dem

zu, der aber nach § 21 Ziff. 3 des Geſ . vor ſeinerBe⸗
ſchlußfaſſung die Ortsſchulbehörde zu hören hat .

fthungvon

3232



RRRR — —

Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . §S51. 95

4. Iſt die Stelle eines Rektors freiwillig von der Gemeindeerrichtet , ſo iſt auf die Beſetzung dieſer Stelle die Vorſchrift des Abſ . 3ſinngemäß anzuwenden . Zu Abſ . 4 Satz 2 vergl . die Vorſchrift in §S 17Abſ. 2 der VO. über die Beſetzung von Hauptlehrerſtellen vom 23. De⸗zember 1913 . Das dort vorgeſchriebene wiederholte An hörender Ortsſchulbehörde iſt auf einen bei Beratung des SchG . in derI. Kammer beſonders geäußerten Wunſch in die VO. aufgenommenworden .
5. Die Oberſchulbehörde kann , im Falle der Erledigung einer Haupt⸗lehrerſtelle , wenn von den an der Schule bereits angeſtellten Lehrern ſichfür die Stelle des erſten Lehrers keiner eignet , ein Intereſſe daran haben ,unmittelbar die Stelle des erſten Lehrers zur Bewerbung auszuſchreiben .Dadurch ſoll das Recht der Gemeinde zur Mitwirkung bei der Beſetzungder Stelle eine Beeinträchtigung nicht erfahren .

Verſetzung von Hauptlehrern gegen ihren Willen .

§ 51 .

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 § 49. EllG . vom 8. März 1868 § 36.
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V § 33.

Außer dem Falle der Strafverſetzung kann die Verſetzungeines Hauptlehrers ohne deſſen Zuſtimmung ( Beamtengeſetz § 5)nur ſtattfinden , nachdem auch die Ortsſchulbehörde der Stelle , von
welcher der Lehrer entfernt werden ſoll , darüber vernommen wor⸗den iſt .

Die Oberſchulbehörde hat nicht das Recht , einen Lehrer frei zu ver⸗ſetzen . Die Verſetzung eines Lehrers o hne ſeinen Willen kannnur in der Weiſe geſchehen , daß derſelbe auf Anordnung des UM. unterdie Bewerber um eine erledigte Hauptlehrerſtelle eingereiht wird . Ge⸗lingt ſeine Entfernung auf dieſe Weiſe nicht , ſo iſt ſie nur unter An⸗
wendung des 8 68 des Geſ . zu bewirken . Dies gilt auch für den Vollzugder Strafverſetzun g. Über das Verfahren bei der Strafverſetzungvergl . VVO . z. BG . § 96 und 97. Das vorherige Anhören der Gemeindedes bisherigen Anſtellungsortes iſt nicht nötig , wenn die Entfernung aufdem Wege des 8 68 des Geſ . geſchieht .

Dauernde Anfähigkeit zur Bekleidung von Lehrerſtellen .

8 52 .
EllG . vom 8. März 1868 § 38. Geſ . vom 13 . Mai 1892 Art . V.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Lehrer , gegen welche wegen unzüchtiger Handlungen mit
Schulkindern , oder nach erlittener gerichtlicher Verurteilung wegeneines Vergehens , infolgedeſſen ſie die öffentliche Achtung nicht
mehr beſitzen , Dienſtentlaſſung ( Beamtengeſetz §88 79,3 und 8 )
ausgeſprochen worden iſt , dürfen im Schuldienſte nicht wieder
verwendet werden .



Schulgeſetz .

1. Der Dienſtentlaſſung mit der Wirkung der Unfähigkeit zur

ferneren Bekleidung eines Schulamts braucht , wenn es

ſich um unzüchtige Handlungen mit Schulkindern handelt , eine

gerichtliche Verurteilung nicht vorausgegangen zu ſein . Tatſächlich wird

dies aber im Hinblick auf den ſtrafrechtlichen Ghare ſolcher Hand⸗

lungen — RStGB . §S 174 — immer der Fall ſein . Dabei ſind die tak⸗

ſächlichen Feſtſtellungen ddes Falles und ihre rechtliche Würdigung durch
Urteil des Strafrichters für die Diſziplinarbehörde
bindend . Erfolgt gerichtlich eine Freiſprechun ger weil das Gericht

den Beweis für die Vornahme der dem Lehrer zur Laſt gelegten 9d
lungen nicht für erbracht anſieht , ſo bleibt dieſe Feſtſtellung für die

Diſziplinarbehörde ſelbſt dann k idend , wenn die vor Gericht als Zeugen

vernommenen Schüler ihre hiebei zugunſten des Lehrers gemachten Aus

ſagen ſpäter widerrufen und für den Lehr belaſtend geſtalten . Erfolgt

die weil das Gericht da einer wollüſtigen W⸗

ſicht d ehrers bei V yhme der
obj 1Handlungen ver⸗

M210 5 if auch dieſe tellung behörde bindend.

(§S 86 BG. ) . Einem nwaltſchaftlich 8 gerichtlichen Einſtel⸗

lungsbeſchluß kommt die gleiche liche Beddeutung nicht zu.

2. Ob die Verurteilung einer ſtrafbaren Handlung die Folge

hat , daß der verurteilte Lehrer die öffentliche Achtung nicht

mehr beſitzt , iſt Gegenſtand der ng im einzelnen Fall . Duth

die jetzige , von der Kommiſſion der II . Kammer bei Beratung des Ent⸗

wurfs zum Geſ . vom 13. Mai 1892 beſchloſſene Faſſung ſollte verhütet
werden , daß, wie d bis dahin Übung war , eine beſtimmte Kategork⸗
von Straftaten (di tumsvergehen ) unt iedslos „als die öffenk

liche Achtung entziehe 8 * betrac werden .

3. Die Dien aſſung braucht nicht , wie aus der Vel⸗

weiſun ng auf könnte , im Wege des dienſt
polizeilichen Verfahrens ausgeſproch ſie kann auch als eine Folge

bei 55 30 gerichtlichen lẽunn 9 von ſ ſelbſt eintreten , f

lichen 855 zum Verluſt der bürger⸗

73 ähigkeit zurBelleidum
öffentlic ſolche 9
nügt die &

olchen Falle

ſeines A re . 3 durch die Verurteilunt

Ieftsrei 5 und damit zug eich die Fähigkeit z
1 uldienſt verloren habe .

5. D Fähigkeit zur Belleid lamtes
bedeutet

au⸗ idung eines Schuka⸗

rſchrif t zugr der Schüler der öffen⸗
im Wege der Begnadigung nicht aufſe

8

E

lichen S
hoben werde

Verwendung techniſcher Lehrerinnen im Berkragsverhältnis .

E 3
en Geſ. 8. September 1876, Att

* Geſ Mai 1892 Art . W§ 35

d 9 0 ausſchließlich für Unterricht in weih⸗

5 Rearpei 0 Haushaltunc skundel beſtimmt ſi ſind
verden durch die Behörde , der die örtliche Aufſicht über die Volks⸗
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ſchule zuſteht ( S§ 13, 14 , 22 , 118 ) , vorbehaltlich der Genehmigung
des Kreisſchulamts im vertragsmäßigen Dienſtverhältnis ange⸗
ſtellt und entlaſſen . Die Art des von dieſen Lehrerinnen zu er⸗
bringenden Befähigungsnachweiſes wird durch Verordnung be⸗

ſtimmt .

( 2) Die nach Maßgabe des vorhergehenden Abſatzes ange⸗
ſtellten Lehrerinnen ſind auf Verlangen des Kreisſchulamts vom
Dienſt zu entfernen , wenn deren Leiſtungen den zu den ſtellenden
Anforderungen nicht entſprechen , oder wenn deren ſittliches Ver⸗
halten Grund zur Beanſtandung bietet .

1. Lehrerinnen für Haushaltungskunde Gaushaltungslehre⸗
rinnen ) kommen für die Volksſchule nicht mehr in Betracht , nachdem
der Haushaltungsunterricht nur noch Unterrichtsgegenſtand der Fort⸗
bildungsſchule iſt und die Rechtsverhältniſſe der hiefür in Betracht kom⸗
menden Lehrerinnen im Geſetz über die allgemeine Fortbildungsſchule
vom 19. Juli 1918 geregelt ſind .

Die dienſtliche Stellung einer Handarbeitslehrerin
iſt im SchG . je nach der Art ihrer Vorbildung und dem Umfang ihrer
dienſtlichen Verwendung verſchieden geregelt . Iſt die Lehrerin in
„ vollem Umfang befähigt “ , d. h. hat ſie in der von ihr abge⸗
legten Prüfung die Befähigung zur Erteilung des Handarbeitsunterrichts
an „ Höheren Mädchenſchulen “ nachgewieſen ( §S9 der Ldsh . VO. vom
17. Juli 1892 über die Anwendung des Beamtengeſetzes auf die Lehrer
an Volksſchulen ) und iſt ſie vollbeſchäftigt , ſo ſollte ſie nach § 54
Abſ . 1 des Geſ . ſpäteſtens nach 3 Jahren die Eigenſchaft eines nichtetat⸗
mäßigen Beamten erhalten und konnte nach § 56 Abſ . 2 in etatmäßiger
Eigenſchaft angeſtellt werden . Beides hatte die Bereitſtellung der hiefür
erforderlichen Mittel durch die Gemeinde , an deren Schule ſie tätig war ,
zur Vorausſetzung . War ſie nicht vollbeſchäftigt , ſo konnte ſie
ohne Rückſicht auf die Art ihrer Vorbildung nur „ pertragsmäßig “
verwendet werden . In jedem Fall aber erfolgte die erſte Einſtel⸗
lung in den Dienſt ohne Rückſicht auf die Art der Vorbildung und den
Umfang der Beſchäftigung im vertragsmäßigen Dienſtverhältnis .
Die Verleihung der Eigenſchaft eines nicht etatmäßigen Beamten und die
etatmäßige Anſtellung geſchah durch die Oberſchulbehörde , die vertrags⸗
mäßige Einſtellung nach Maßgabe des § 53 durch die Ortsſchulbehörde
mit Genehmigung des Kreisſchuͤlamtes . Hierin ſind durch die Neuordnung
der Beſoldungsverhältniſſe folgende Anderungen eingetreten .

Die Handarbeitslehrerinnen ſind in die Beſoldungsordnung einge⸗
reiht und zwar als Handarbeitslehrerinnen mit einfacher
Vor⸗ und Ausbildung in Gruppe VI und als ſolche mit er⸗
weiterter Vor⸗ und Ausbildung in Gruppe VII . Sie ſind
damit zu ſtaatlichen Beamten erklärt , deren rechtliche Stellung
ſich nach den Vorſchriften des BG . und der Beſoldungsordnung und den
zu dieſen Geſetzen erlaſſenen Vollzugsbeſtimmungen regelt .

Bezüglich der vollbeſchäftigten Handarbeitslehrerinnen be⸗
ſtimmt §8 13 der VO. des StM über den Vollzug des Beſ . Geſ . für die
außerplanmäßigen Beamten , daß ſie eine Probezeit zurückzulegen

7



Schulgeſetz .

haben , die bei einfacher Vor⸗ und Ausbildung drei Jahre , bei er⸗

weiterter Vor⸗ und Ausbildung ein Jahr beträgt . Die Aufnahme

der vollbeſchäftigten Lehrerinnen in den Dienſt der Volksſchule , wie

die ſpätere Aufnahme in das außerplanmäßige Dienſtverhältnis und die

planmäßige Anſtellung hat , zumal da auch der Aufwand für ſie von der

Staatskaſſe getragen wird , wie bei den übrigen Lehrern ſchon jetzt durch

den Staat zu erfolgen .
Bezüglich der Verwendung der nicht vollbeſchä ftigten Hand⸗

arbeitslehrerinnen hat ſich jeweils im Einverſtändnis mit den einzelnen

Gemeinden die Übung herausgebildet , daß ihre Anſtellung durch das

Kreisſchulamt erfolgt nach Anhörung der Ortsſchulbehörde und nach zu⸗

vor eingeholter Zuſtimmung des UM.

Die Anſtellung der Handarbeitslehrerinnen erfolgt hiernach

dermalen ſchon ohne Rückſicht auf den Umfang ihrer Verwendung durch

den Staat .
Bei einer etwaigen Anderung des SchG . wird es ſich empfehlen , die

Vorſchriften über die Ausbildung und die Anſtellung der Handarbeits⸗

lehrerinnen im nichtplanmäßigen Dienſtverhältnis in einem beſonderen

Paragraphen ( etwa dem jetzigen § 47) zuſammenzufaſſen und in § 50

Abſ . 4 eine weitere Beſtimmung über die Anſtellung der planmäßigen

Handarbeitslehrerinnen einzufügen .
Die Ausbildung der Handarbeitslehrerinnen iſt neu geregel

durch die VO. des StM . vom 18. April 1925 und die zu deren Vollzug

vom UM. erlaſſenen Schulordnung für das Handarbeitslehrerinnen⸗

ſeminar vom 7. April 1925. ( Das im Vergleich zur VO. des StM . frühere

Datum der letzteren VO. rührt wohl daher , daß die SchO . vor dem Er⸗

ſcheinen der Vo . des StM . bereits ausgearbeitet war und die Anpaſſung

des Datums an die StM . VO. bei der Bekanntgabe der beiden 208.

überſehen wurde . ) Abſchnitt VI 5.

Da für den Handarbeitsunterricht an kleineren Schulen jeweils nut

eine verhältnismäßig geringe Zahl von Wochenſtunden in Frage kommt,

wird es ſich empfehlen , für ſeine Erteilung künftighin beſondere Ver⸗

bände in der Art, wie ſolche für die Fortbildungsſchule beſtehen , zu er⸗

richten. Die Durchführung dieſer Einrichtung wird einerſeits durch eine

Ausdehnung des Unterrichts auf die unteren Klaſſen der Volksſchulen

G 42) erleichtert werden , andererſeits aber wird ihr vielfach der Mangel

an.Schullokalen an den einzelnen Wochentagen hindernd entgegenſtehen .

Für kleinere , zumal abgelegene Schulen , wird daher die bisherige Ein

ae 9 5 1 vollbeſchäftigter Lehrerinnnen in vertrags⸗

ger S „ wie ſie
8
52 rſie 80

öe
15den ei

Sehke

ie vertragsmäßig verwendete ebei ‚ er⸗

halten nach § 30 Abſ . 2 Veſdef . eine Be. 5Tun 10
des StM . beſtimmt wird .

.„eine Vergütung “ , diedä
Dieſe Vergütung iſt feſtgeſetzt für die äfti

innen durh 80. des 55
0 5 4 4 15 5

Nr . 30) und für die ni „vom 17 . September 1921 ( Asl.

22. S
ie nichtvollbeſchäftigten durch Vo. vom

22. September 1922 ( ABl . Nr. 47) .
N * f

0 Lehrerinnen erhalten hiernach :

jeweils vom Finnamimeſtern Probedienſtzei . Bereſe nach den
0 15 ſterium erlaſſenen Grundſätzen über die



Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . §S53. 99

Gewährung von Vergütungen an Beamtenanwärter währendder Probezeit ,

b) nach Beendigung der Probezeit Vergütung nach Maßgabe der
Vergütungsverordnung ( Anl . 2 zum Beſ . Geſ . ) .

Die Vergütung für nichtvollbe ſchäftigte iſt feſtgeſetzt auf85 v. H. des Betrags , der ſich ergibt , wenn der Anfangsgehalt einer plan⸗
mäßig angeſtellten Lehrerin der Gruppe VI zuzüglich dem Durchſchnittdes Ortszuſchlags der Ortsklaſſen E und D durch die Zahl 30 geteilt
wird , auf⸗ oder abgerundet auf die nächſte durch 40 teilbare Zahl . Wird
der Unterricht während des Sommerhalbjahres ausgeſetzt , ſo wird die
Wochenſtundenvergütung auf ? ' des Betrags feſtgeſetzt und ebenfalls aufdie nächſte durch 40 teilbare Zahl auf⸗ oder abgerundet .

Nach den vom UM. unterm 24. Januar 1924 hiezu erlaſſenen Aus⸗
führungsvorſchriften ( BBl . Nr . 3) wird die nach der VO. des
StM . auf eine wöchentliche Unterrichtsſtunde entfallende Jahresver⸗
gütung nach Monatsbetreffni ſſen in der Weiſe berechnet und
ausbezahlt , daß die Jahresvergütung durch zwölf geteilt und der ſich hier⸗aus ergebende Betrag mit der wöchentlich lehrplanmäßig zu
erteilenden ( nicht mit der tatſächlich erteilten ) Zahl von Unter⸗
richtsſtunden vervielfacht wird . Ein Abzug für die Ferien findet nicht
ſtatt .

Bei Beſchränkung des Unterrichts auf das Winterhalbjahr iſt die
Monatsvergütung vom Tag an , an dem der Unterricht ſtundenplan⸗
mäßig erſtmals zu erteilen war , bis einſchließlich des Tages , an dem er
letztmals zu erteilen war ( nicht erteilt wurde ) , unter Einrechnung der
in die Unterrichtszeit fallenden oder an deren Ende ſich anſchließenden
Ferien zu leiſten .

Die Auszahlung der Vergütung erfolgt auf Anweiſung des
Kreisſchulamts vorbehaltlich des Erſatzes aus der Staatskaſſe durch die
Gemeindekaſſe . Den Gemeinden wird zur Beſtreitung der Ausgaben je⸗weils zu Beginn des Rechnungsjahres ein Vorſchuß angewieſen , der
dann am Schluſſe des Rechnungsjahres durch Aufrechnung auf den Aus⸗
gabebetrag des Monats März ausgeglichen wird .

Die vertragsmäßig verwendeten nicht vollbe⸗
ſchäftigten Handarbeitslehrerinnen unterliegen , ſofern ſie beim Ein⸗
tritt in das Dienſtverhältnis das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet haben( die einmal begründete Verſicherungspflicht geht bis zum vollendeten
65. Lebensjahr weiter ) , und wöchentlich mehr als ſieben Wochen⸗ſtunden zu erteilen haben , der Angeſtelltenverſicherung .
Beträgt die Tätigkeit nur ſieben oder weniger Wochenſtunden , ſo bleibtdie Lehrerin , weil es ſich bei ihr nur um eine „ vorübergehende Dienſt⸗
leiſtung “ im Sinne des § 10 RVG . i. V. mit der Vo . des Reichsarbeits⸗
miniſters vom 9. Februar 1923 handelt , — nach im Einzelfall wiederholt
kundgegebener Anſchauung des Direktoriums der Reichsverſicherungsanſtaltfür Angeſtellte in Berlin — ver ſicherungsfrei . Eine Verpflich⸗
tung zur Krankenver ſicherung beſteht nur , wenn die Be⸗
ſchäftigung „ den Hauptberuf und die Hauptquelle der Einnahmen bildet “,was nur in wenigen Fällen zutreffen wird .

Da alle Lehrperſonen grundſätzlich der Angeſtelltenverſicherung unter⸗
liegen und durch das RG . vom 10. November 1922 mit Wirkung vom
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1. November 1922 alle dieſer Verſicherung unterliegenden Perſonen aus

der Invalidenverſicherung herausgenommen wurden , beſteht für die Hand⸗

arbeitslehrerinnen als ſolche weder d ie Pflicht , noch au ch die

Möglichkeit zur Invalidenverſicherung . Eine zuvor be⸗

ſtandene Invalidenverſicherung kann aber ebenſo wie eine Krankenver⸗

ſicherung oder eine Angeſtelltenverſicherung freiwillig fortgeſetzt

werden . Eine Beitragsleiſtung des Staates findet für dieſen Fall aber

nicht ſtatt .
Von den für die verſicherungspflichtigen Lehrerinnen zu ent⸗

richtenden Verſicherungs beiträgen hat die Staatskaſſe zu

übernehmen : bei der Krankenverſicherung ein Drittel , bei der Angeſtellten⸗

verſicherung in der Gehaltsklaſſe X ( bei einem Monatsverdienſt bis zu

50 FN ) den ganzen , in den übrigen Gehaltsklaſſen den hälftigen Beitrag .

§ 54 .d

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VS 36. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . 5

Wenn eine Lehrerin der in § 53 bezeichneten Art , die zur Erteilung

des Unterrichts in weiblichen Handarbeiten oder in Haushaltungskunde

aufgrund beſtandener Prüfung in vollem Umfang für befähigt erklärt iſ ,

ihre ganze Zeit und Kraft dem Dienſt als Lehrerin widmet , ſo ſoll iht

ſpäteſtens nach 3 Jahren bei befriedigender Dienſtleiſtung und tadelfreiem

Verhalten die Eigenſchaft eines nichtetatmäßigen Beamten verliehen
werden .

In etatmäßiger Eigenſchaft kann eine ſolche Lehrerin mit Zuſtim⸗

mung der Gemeinde und nach Anhören der Ortsſchulbehörde auf einer

Hauptlebrerſtelle angeſtellt werden , welche über die geſetzlich gebotene

Zahl hinaus ( § 28) errichtet iſt , und für welche von der Gemeinde die den

Beſtimmungen der Gehaltsordnung entſprechenden Dienſtbezüge dauernd
zur Verfügung geſtellt ſind .

§ 55 .

SuG. vom 8 . März 1868 . Geſ . vom 19. Februar 1874 Art . I. Geſ . vom

13. Mai 1892 Art . V. Geſ . vom 7 . Juli 1910 Art . V. PAVO . vom 17. März

1924 Art . I Ziff . 5.

Die Lehrer der Volksſchule haben für die Regel 32 Unter⸗

richtsſtunden in der Woche zu erteilen . Bei geringerer wöchent⸗
licher Stundenzahl können ſie nebenamtlich noch zu anderweiter
Unterrichtserteilung beigezogen werden .

0 5 durch die PA89. herbeigeführte Neufaſſung des §S 55 bezweck,

9 5 vorübergehendauch zu einer Unterrichtsleiſtung von über

32 Wochenſtunden ohne beſondere Vergütung beiziehen zu können.

Andererſeits wahrt ſie der Schulverwaltung die in der früheren Faſſung

11551
hervorgehobene Befugnis , in beſonderen Fällen ( bei Schul⸗

WVi en e oder beſonders anſtrengendem

u. ögl 9 f aſſen, Klaſſen für Sprachgebrechliche , Schwerhörige
nterricht ), auch eine verminderte Stundenzahl zu geſtatten .

F 8 ſie Möglichkeit ſchaffen, eine an der Volksſchule nicht vollbe⸗
ſchäftigte Lehrkraft zur Erteilung von Unterricht an der allgemeinen odet

Hibetfel
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der gewerblichen Fortbildungsſchule oder einer anderen öffentlichen Schule
6. B. eine Handarbeitslehrerin zur Erteilung des Handarbeitsunterrichts
an die Schülerinnen einer Realſchule ) beizuziehen . Andererſeits beſeitigt
die Neufaſſung die ſeither beſtandene Verpflichtung des Lehrers , auf Ver⸗
langen der Gemeinde oder Anordnung der Oberſchulbehörde noch bis zu
vier weiteren Stunden wöchentlich Unterricht an der Schule des An⸗
ſtellungsortes oder eines Nachbarortes gegen „beſondere Vergütung “ als
dauernde Belaſtung zu übernehmen . Vergl . auch §S 9 der VoOO. z.
SchG . vom 8. Auguſt 1910 . —

Mitverſehung .
§ 56 .

EuG . vom 8. März 1868 § 42. Geſ . vom 13. März 1892 Art . V8 37 .
Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

PAVO . Art . 1 Ziff . 6.

Ferner hat jeder Volksſchullehrer die Verpflichtung , den Unter⸗
richt anderer Lehrer in Volksſchulen desſelben oder eines benach⸗
barten Ortes in Fällen von Erkrankung oder ſonſtiger Dienſtbe⸗
hinderung , Beurlaubung oder Dienſterledigung , bis in anderer
Weiſe geſorgt iſt , nach Kräften mitzuverſehen .

SchBVO . §S 57.

Durch Art . 1 Ziff . 6 PAVO . wurde der ſeitherige zweite Satz des
Paragraphen , wonach dem aushelfenden Lehrer bei einer auswärtigen
Dienſtaushilfe ſtets und bei einer Aushilfe am Anſtellungsort nach
Umfluß von zwei Wochen auch bei gleichbleibender Wochenſtundenzahl
eine beſondere Vergütung zu leiſten war , geſtrichen . Dem Lehrer ſteht
hiernach , auch wenn die Aushilfe eine Mehrbelaſtung an Unterrichts⸗
ſtunden zur Folge hat , ein Anſpruch auf Vergütung nicht zu. Vergl . § 55.
Bei Mitverſehung in einem Nachbarort erhält der Lehrer die geordnete
Reiſekoſtenvergütung .

Die Verpflichtung zur Mitverſehung erſtreckt ſich auch auf die vom
Geiſtlichen erteilten Religionsſtunden , ſoweit dadurch der vom Lehrer zu
erteilende Religionsunterricht die Zahl von 6 Wochenſtunden nicht über⸗
ſchreitet . Rel VO. § 2 Abſchnitt V2 .

Über die für Lhraushilfe zu gewährende Entſchädigung hat
das UM. unterm 19. Juni 1925 — ABl . Nr . 32 S. 141 —folgende VO.
erlaſſen :

Die Lehraushilfe an Volksschulen .

Zum Vollzug der SS 55, 56 und 41 des Schulgesetzes )
vom 7. Juli 1919 in der Fassung der Verordnung des Staats -
ministeriums vom 17. März 1924 ( Gesetz - und Verordnungs -
blatt Seite 47) wird unter Aufhebung der Verordnung vom
8. Dezember 1922 ( Gesetz - und Verordnungsblatt Seite 882 )
mit Wirkung vom 1. Juli 1925 verordnet :

8
Für die durch Mitversehung einer Lehrerstelle sowie

durch Unterstützung im Religionsuntèrricht nach §S 41 des -
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Schulgesetzes veranlaßten auswärtigen Dienstgeschäfte
erhalten die Lehrer Aufwandsentschädigung und außerdem
Ersatz der Reisekosten nach der Verordnung über die Dienst⸗
reisekosten . 60800

§ 2 .

Im Falle eines dauernden Auftrags zur Unterstützung
im Religionsunterricht nach 8S 41 des Schulgesetzes erhält
der Lehrer überdies , insofern und insoweit er mehr als die
regelmäßige Zahl von Unterrichtsstunden (§S 55 des Schul⸗
gesetzes ) erteilt , die geordnete Uberstundenvergütung .

8 3

Die Lehrer haben die nach SS 1 und 2 entstehenden
Kosten jeweils nach Monatsablauf anzufordern . Das Kosten -
verzeichnis ist der vorgesetzten Dienstbehörde einzureichen ,
welche es prüft und mit Bestätigungsvermerk versehen dem
Unterrichtsministerium vorlegt .

1. Wegen der Dienſtreiſekoſten ſiehe die Vo . des StM . vom
12. Juli 1924 — ABl . Nr. 35 S. 105 — und die Bktm . des Finanz⸗
miniſteriums vom 12. Juli 1924 — ABl . Nr . 35 S. 107.

2.,
In der zur allgemeinen Regelung der Überſtunden erlaſſenen Bo.

des StM . vom 26. Juli 1922 — ABl . Nr . 34 — wird die Vergütung für
eine Überſtunde auf 60 Hundertteile des Betrags feſtgeſetzt , der ſich er⸗
gibt , wenn der Anfangsgehalt der Eingangsgruppe VII zuzüglich dem
Durchſchnitt der Ortszuſchläge der Klaſſen A—13 durch die Zahl 30 ge⸗ 4

teilt wird , unter Auf⸗ bezw . Abrundung des ſo gefundenen Betrags auf
die nächſte durch teilbare Zahl .

Organiſten· und Vorſängerdienſt .
851

ElG . vom 8. März 1868 8 43. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V.

Geſ . vom 17. Juli 1902 Art . I.
5

( ) Den Lehrern iſt geſtattet , den Organiſten⸗ beziehungs⸗
weiſe Vorſängerdienſt nach Maßgabe der für Beſorgung von
Nebenbeſchäftigungen durch Beankte allgemein geltenden Vor⸗
ſchriften zu übernehmen .

2) Die Genehmigung der Oberſchulbehörde darf nur aus
dienſtlichen Gründen verſagt werden und iſt aus denſelben

Gründen jederzeit widerruflich .
( 3) Hilfslehrer und Schulverwal

lehrer, deſſen Stelle ſie vertreten
zur einſtweiligen Weiterführun
den ſeitherigen Inhaber feſtgeſet
ſchulbehörde angehalten werden .

ter können , ſofern der Haupt⸗
den Organiſtendienſt beſorgte ,

g dieſes Dienſtes unter den für
zten Bedingungen durch die Ober⸗
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( J ) Andere niedere kirchliche Dienſte dürfen die Lehrer nicht
übernehmen .

SchBVo . 8 58.

1. Durch das Geſetz vom 17. Juli 1902 wurde die bis dahin der Ober —
ſchulbehörde zugeſtandene Befugnis , den Lehrer zwangsweiſe zur Be —
ſorgung des Organiſtendienſtes anzuhalten , beſeitigt . Die Üübernahme des
Organiſtendienſtes iſt ſonach lediglich Sache der freien Vereinbarung
zwiſchen dem Lehrer und der zuſtändigen kirchlichen Behörde und wie
jedes andere Nebengeſchäft genehmigungspflichtig . Einer beſonderen
geſetzlichen Beſtimmung darüber , daß der Organiſten - und Vorſänger⸗
dienſt als eine Nebenbeſchäftigung zu betrachten iſt , zu deren übernahme
den Lehrern die Genehmigung erteilt werden kann , bedurfte es an ſich

nicht . Dieſelbe rechtfertigt ſich aber bei dem Verbot der Beſorgung niederer
kirchlicher Dienſte aus dem Geſichtspunkt , daß die Anwendung dieſer Be⸗
ſtimmung auf den Organiſten - und Vorſängerdienſt nach wie vor aus⸗
geſchloſſen bleiben ſollte . Regierung und Landtag gaben bei Beratung
des Geſetzes übereinſtimmend der Anſchauung Ausdruck , daß in den be⸗
ſtehenden Verhältniſſen hinſichtlich der Beſorgung des Organiſtendienſtes
eine weſentliche Anderung nicht eintreten und daß die Ausbildung der
Lehrer im Orgelſpiel durch die Geſetzesänderung nicht berührt werden
ſolle .

Vergl . in dieſer Beziehung den Erlaß des UM. an den Allg . badiſchen
Lehrerverein vom 22. Februar 1923 , abgedruckt in der Badiſchen Schul⸗
zeitung vom 26. Mai 1923 Nr . 21 S. 214.

2. Der Organiſten - und Vorſängerdienſt wird rechtlich wie jedes
andere genehmigungspflichtige Nebengeſchäft behandelt . Dabei wird aber
vom Geſetz als Regel daran feſtgehalten , daß die Genehmigung ſtets er⸗
teilt wird , ſoweit nicht aus dem dienſtlichen Intereſſe abgeleitete Gründe
dagegen ſprechen und im einzelnen Fall etwa außergewöhnliche Umſtände
—wie z. B. ein über das ſonſt übliche Maß weit hinausgehender Um⸗
fang des Dienſtes — die Annahme einer erheblichen Beeinträchtigung des
Lehrers in der gewiſſenhaften Erfüllung ſeiner Berufspflichten als be⸗
gründet erſcheinen laſſen . Zur Vermeidung einer Schädigung des Schul⸗
dienſtes ſind die Lehrer angewieſen , dahin zu wirken , daß ſie nicht ohne
zwingende Gründe zur Beſorgung des Organiſtendienſtes während der
Schulzeit in Anſpruch genommen werden . Vergl . hiezu Ziff . 1 und
2 der Bktm . des UM. vom 5. Dezember 1913 , Abſchnitt V 3.

Zur Erteilung der Genehmigung iſt im allgemeinen nach SchBPO .
§ 58 das Kreisſchulamt zuſtändig . Lehrern jedoch , die an Volksſchulen
mit nur einer Lehrerſtelle angeſtellt ſind , iſt durch Entſchließung des

Miniſteriums der Juſtiz , des Kultus und Unterrichts vom 11. Auguſt
1902 die Genehmigung zur Verſehung des Organiſtendienſtes an der

Kirche ihres Anſtellungsortes zum voraus allgemein erteilt
worden . Von der Übernahme des Dienſtes iſt aber jeweils unter Angabe
der zugeſicherten Vergütung auf dem Dienſtweg dem UM. Anzeige zu er⸗
ſtatten . Vergl . Bktm . vom 2. September 1902 SchVOBl . Nr . IX .

3. Abſ . 3, der bei den Verhandlungen im Landtag auf Antrag der
II . Kammer eingefügt wurde , will lediglich dafür Vorſorge treffen , daß
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nicht während der Dienſtbehinderung des Hauptlehrers , der den Organi⸗

ſtendienſt bis dahin beſorgt hat , bezw . während der Erledigung der Haupt⸗

lehrerſtelle durch die Weigerung des Stellvertreters , in das Dienſtverhält⸗

nis einzutreten , der Organiſtendienſt von der Schulſtelle losgelöſt wird.

Die Beſtimmung hat ſonach weſentlich die Wahrung der Intereſſen der

definitiv angeſtellten Lehrer im Auge und erſchien auch deshalb als

gerechtfertigt , weil Hilfslehrer und Schulverwalter bis zur neuen defini⸗

tiven Beſetzung der Stellen die betreffenden Dienſte gleichſam als Ver⸗

treter des Stelleninhabers beziehungsweiſe des Vorgängers verſehen . Es

lag hiernach keinerlei Grund vor , dem von der II . Kammer kundgegebenen

Wunſche nach Ergänzung des Entwurfs durch die angeführten zwei Be⸗

ſtimmungen nicht entgegenzukommen . Tatſächlich wurde von dieſer Be⸗

ſtimmung durch die Oberſchulbehörde kein Gebrauch gemacht .

4. Unter den „ anderen niederen kirchlichen Dienſten “ verſtand das

EuG . vom 8. März 1868 im weſentlichen den mit dem Schuldienſt früher

verbundenen Meßner⸗ und Glöcknerdienſt . Dazu iſt bei den Ifraeliten

auch der „Schächterdienſt “ zu rechnen , bei dent es ſich um die Ausübung

einer auf kirchlich rituellen Vorſchriften beruhenden Tätigkeit handell.

Die frühere Praxis , wonach zur Ausübung dieſes Dienſtes die Genehmi⸗

gung unter dem Geſichtspunkt , daß es ſich dabei lediglich um eine
veterinäre Maßnahme handle , erteilt wurde , verkennt den rechtlichen

Charakter dieſer Verrichtung .

Nicht zu den niederen Kirchendienſten gehört die Ausübung einer

Tätigkeit im Dienſt der kirchlichen Verwaltung als Kirchenfondsrechner
oder Stiftungsaktuar⸗ die auch von anderen Beamten übernommen wer⸗

den kann , vorbehaltlich der erforderlichen dienſtpolizeilichen Genehmigung.

Einkommen der Haupllehrer .

§ 58 .

Euc vom 8. März 1868 . Ge , vom 13. Mai 18902 Art . W 30. Hef don

17. September 1898 Art I. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I. Geſ. vom

7. Jüli 1910 Art . V.

(1) Hauptlehrer an Volksſchulen erhalten :

a) einen jährlichen Gehalt , welcher — ohne Rückſicht auf den Qt

ihrer Anſtellung eintauſendſechshundert Mark Anfangs⸗
gehalt bis dreitauſendzweihundert Mark Höchſtgehalt anſteigt.

Die Erhöhung des Gehaltes vom Anfangs⸗ zum Höchſt,
gehalttritt ein durch acht Zulagen von ie einhundertfünfzig Mark

und zwei Zulagen zu je zweihundert Mark nach je zwei ſahren.
) freie Wohnung nach § 61 des Geſetzes .

n an Volksſchulen erhalten Gehalt wie Haupt⸗
ur bis 3 oty. Hoi ſo jer 10

110 35 11
is zum Höchſtbetrag von zweitauſendvierhundert Mark

W Doiftessrden Gehaltsſätze ſollen , wenn die durch das Geſet

5 6
1 1908 die Gehaltsordnung betreffend , eingeführten Sätze

5 Behaltstarifs für die mittleren Beamten erhöht werden , gleichſalle
eine entſprechende Aufbeſſerung erfahren .
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Die Beſtimmungen des §S 58 ſind durch die Einreihung der Lehrer
in die Beſoldungsordnung hinfällig geworden . Dies gilt ſowohl von der
Gehaltsfeſtſetzung , als auch von dem Anſpruch auf Bereitſtellung einer
freien Wohnung durch die Gemeinde , da der Lehrer wie die
übrigen Beamten , die Mittel zur Beſtreitung des Wohnungsbedürfniſſes
in dem aus der Staatskaſſe bezahlten Ortszuſchlag erhält . Das
Beſ . Geſ . vom 21. Mai 1920 hat demgemäß in §S 30 Abſ . 3 beſtimmt :

( 3) Die freie Wohnung , die einem Hauptlehrer oder
einem Schulgehilfen auf Grund der Vorschriften des 8S 58
Absatz 1 Buchstabe b und des S 64 Buchstaben a und c ein -
geräumt ist , gilt vom Zeitpunkt der Einführung dieses Ge -
setzes an als Mietwohnung .

Damit wurde das ſeither öffentlich - rechtliche Verhältnis in Anſehung
der für Lehrer von den Gemeinden eingerichteten Wohnungen in ein

privatrechtliches umgewandelt und es wurden gleichzeitig alle auf das

ſeitherige Rechtsverhältnis bezüglichen Geſetzesbeſtimmungen aufge⸗
hoben .

Die mißbräuchliche Anwendung , welche dieſe Beſtimmung nach ver⸗

ſchiedenen Richtungen , namentlich durch Kündigung der bisherigen Woh⸗
nungen und durch übertriebene Mietzinsforderungen vielfach bei den Ge⸗
meinden fand , bot die Veranlaſſung zu einer geſetzlichen Erweiterung der

Vorſchrift bei der Neufaſſung des Beſoldungsgeſetzes durch das Geſ . vom
22. März / 21. Juli 1921 . Dieſes beſtimmt in § 30 Abſ . 3 und 4:

( 3) Die in Schulhäusern oder sonstigen Gebäuden von
Gemeinden oder von Schulstiftungen für Lehrer eingerich -
teten Wohnungen nebst den dazu gehörigen Hausgärten
dürfen nur mit Genehmigung des Unterrichtsministeriums an
andere Personen als an Lehrer vermietet werden .

(4J) Die freie Wohnung , die einem Hauptlehrer oder
einem Schulgehilfen auf Grund der bisherigen Vorschriften
des Schulgesetzes ( § 58 Absatz 1 Buchstabe b und 8§ 64
Buchstaben aà und c) eingeräumt ist , gilt vom Zeitpunkt des

Inkrafttretens dieses Gesetzes an als Mietwohnung ; für
sie ist ein angemessener Mietzins zu entrichten , der den im
Orte für Wohnungen derselben Art zu zahlenden Mietpreisen
entspricht . Erkennt der Lehrer den vom Gemeinderat fest -

gesetzten Mietpreis nicht als angemessen an , s0 kann er
Festsetzung des Mietpreises durch den Bezirksrat als Ver -

waltungsbehörde beantragen .

( 5) Auf die Untervermietung findet 8S 13 Absatz 3 ent -

sprechende Anwendung .

Nach dem SchG . konnte eine Gemeinde ihrer Verpflichtung aus § 58

Abſ . 1 b entweder durch die Stellung einer Wohnung in natura oder aber

durch Gewährung einer zur Anmietung einer Wohnung entſprechenden
Mietzinsentſchädigung genügen ; war eine Wohnung von der Oberſchul⸗
behörde als den geſetzlichen Anforderungen entſprechend anerkannt und

angenommen , ſo konnte ſie nur mit deren Zuſtimmung von der Gemeinde

zurückgezogen werden . SchG . § 75. Als ſolche Wohnungen kamen im

weſentlichen in Betracht : Wohnungen in Schulhäuſern , in eigens hiefür
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umgebauten früheren — vielfach konfeſſionellen — Schulhäuſern oder in

hiefür von der Gemeinde beſonders errichteten Gebäuden .

Auf dieſe Wohnungen bezieht ſich die Vorſchrift in §S 30 Abſ. 3 Beſ⸗

Geſ . Dagegen fallen nicht unter die Beſtimmung des Abſ . 3 Wohnungen ,

die von der Gemeinde in einem ſonſtigen Gebäude gemietet und dem

Lehrer als freie Wohnung zur Verfügung geſtellt wurden .

Zweck der Vorſchrift des Abſ . 3 iſt , Vorſorge dafür zu treffen , daß

dieſe Wohnungen dauernd für die Lehrer erhalten bleiben . Abſ. 3 ent⸗

hält eine Sondervorſchrift für die in ihm angeführten Wohnungen ,

während die allgemeinen — auch auf die Wohnungen des Abſ . 3 anwend⸗

baren — Beſtimmungen bezüglich der Überleitung der bis dahin be⸗

ſtandenen Verhältniſſe in die durch das Beſ . Geſ . geſchaffenen Neuord⸗

nung in dem ( dem Abſ . 3 ſtatt vor - nach geſetzten ) Abſ . 4 Aufnahme

gefunden haben .
Die in Abſ . 4 vorgeſehene Anrufung des Bezirksrats ſoll den Lehrern

gegen übertriebene Mietzinsforderungen der Gemeinden Schutz gewähren .

Tatſächlich erfüllt die Vorſchrift ihren Zweck aber nur , inſoweit die Be⸗
ſtimmungen des Reichsmietengeſetzes dies ermöglichen .

Nach § 16 Abſ .1 Satz 2 des Reichsmietengeſetzes finden die

Vorſchriften des Geſetzes keine Anwendung auf Räume in Gebänden , die

im Eigentum des Reichs , eines Landes oder einer ſonſtigen

Körperſchaft des öffenflichen Rechts ſtehen und entweder
öffentlichen Zwecken oder zur Unterbringung von Angehörigen der Ver⸗

waltung des Reichs , des Landes oder der Körperſchaft dienen oder dieſen
Zwecken , falls die Gebäude bereits vor dem 1. Oktober 1918 im Eigen⸗

tum der genannten Körperſchaft ſtanden , zu dienen beſtimmt ſind . Dabei
iſt nicht nötig , daß die in den Räumen untergebrachten Perſonen Beamte

der öffentlichen Körperſchaft ſind , die Eigentümerin des Gebäudes iſt , ſie
können vielmehr auch BVeamte einer anderen öffentlichen Körperſchaft
bezw . des Staates ſein .

Nur ſoweit Lehrerwohnungen unter dieſe Aus⸗

fallen , ſind auf ſie nicht die Beſtimmungen des
eichsmietengeſetzes , ſondern jene des § 30 Abſ . 4

Beſ . Geſ . anwendbar .

Für alle ſonſtigen Lehrerwohnungen , ſonach auch für die von einer

Gemeinde in einem Privathaus zur Verfügung geſtellte freie Wohnung

1 abgeſehen von den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs , die
eſtimmungen des Reichsmietengeſetzes ſowohl hinſichtlich des

Mietzinſes als auch der Unterhaltung und Wohnung .
Hiernach ſind die Beſtimmungen des Abſ . 4 über

die Feſtſetzung des Mietzinſes in ihrer Anwendbar⸗

keit auf Re in Abſ . 3 bezeichneten Wohnungen

b00 ränkt . Bei der Jeſtſetzung des Mietzinſes für Wohnungen in Schul⸗
0b iſt zu berückſichtigen , daß die Pflicht zur Unterhaltung der Schul⸗
90118 5 3 5 der in ihnen befindlichen Lehrerwohnungen nach

die 655 Gemeinden obliegt . Dem Bezirksrat ſteht das Recht
Anu Bemeinde feſtgeſetzten Mietzinſe nachzuprüfen , nur⸗ aul

Anrufen des beteiligten Lehrers , nicht aber von Amtswegen , zu. Gegen
ſeine Entſcheidung iſt neben dem Rekurs an das Miniſterium die Klage
an den Verwaltungsgerichtshof gegeben — Sch § . § 140 Abſ . 2 Ziff . 2.

Kinmmensar



Der in § 30 Abſ . 5 Beſ . Geſ . angezogene § 13 Abſ . 3lautet :

8 ) Gibt der Inhaber einer Dienstwohnung unter Zu -
stimmung seiner vorgesetzten Dienstbehörde Räume ander -
weit ab , die bei der Wertfestsetzung berücksichtigt sind , 80
ist der anzurechnende Wert der Wohnung neu festzusetzen .
Der Mieterlös für die abgegebenen Räume fällt der Staats -
kasse Zzu.

Der Anſpruch auf den Mieterlös für die abgegebenen Räume ſteht
im vorliegenden Fall der Gemeinde zu.

Einkommensanſchlag .

§ 59 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VS 40. Geſ . vom 17. Juli 1902 Art . I.
Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

Der Betrag des nach 8§ 58 bewilligten Gehaltes bildet mit Hinzurech⸗
nung des für die erſte Ortsklaſſe feſtgeſetzten Betrages des Wohnungs⸗
geldes , welches für die Beamten der Abteilung G des Gehaltstarifs in
dem jeweiligen Wohnungsgeldtarif feſtgeſetzt iſt , den Einkommensanſchlag ,
welcher ( bei Hauptlehrern ) für die Bemeſſung des Ruhe⸗ , Unterſtützungs⸗
und Verſorgungsgehaltes beziehungsweiſe ( bei Hauptlehrerinnen ) für die
Bemeſſung des Ruhe⸗ und Unterſtützungsgehaltes zugrunde zu legen iſt .

Dienſtzulage des erſten Lehrers .

8 60 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V8§ 41.

An Volksſchulen mit mindeſtens drei Hauptlehrern erhält der erſte
derſelben ( §8 29, 30 Abſatz 4 dieſes Geſetzes ) für die Dauer dieſer ſeiner
Stellung eine Dienſtzulage von jährlich hundert Mark , wenn an der be⸗
treffenden Schule die Geſamtzahl der Lehrerſtellen Gaupt⸗ und Unter⸗
lehrer zuſammengerechnet ) nicht über vier , und von jährlich zweihundert
Mark , wenn dieſelbe mehr als vier beträgt .

Freie Wohnung .

§ 61 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V 8S 42.

Die Wohnung für einen Hauptlehrer ſoll in der Regel mindeſtens
vier Wohnräume — davon zwei von je 20 bis 25 Quadratmeter Grund⸗
fläche und heizbar , die übrigen von je 15 bis 18 Quradratmeter Grund⸗
fläche — ferner einer Küche und die ſonſt erforderlichen Haushaltungs⸗
räume umfaſſen .

Im übrigen werden — unbeſchadet der baupolizeilichen Vorſchriften
—die näheren Anordnungen über den Umfang und die ſonſtige Be⸗
ſchaffenheit der Wohnung für Hauptlehrer durch die Oberſchulbehörde
unter Berückſichtigung der örtlichen Verhältniſſe getroffen .

Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . § 59. 107
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Mietzinseniſchädigung .
S 62 .

EuG . vom 8. März 1868 § 52. Geſ . vom 19. Februar 1874 Art. I.

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VS 63. Geſ . vom 17. Juli 1902 Art. I.

Solange einem Hauptlehrer der Genuß freier Wohnung ( 858 Ab⸗

ſatz 1 b) nicht gewährt werden kann , erhält er eine Mietzinsentſchädigung,

welche — wenn eine Vereinbarung über die Höhe derſelben nicht zuſtande

kommt — durch den Bezirksrat unter Berückſichtigung der ortsüblichen

Mietpreiſe feſtgeſtellt wird , jedoch nicht weniger betragen ſoll , als das

Wohnungsgeld , welches im jeweiligen Wohnungsgeldtarif für die Be⸗

amten der Abteilung E des Gehaltstarifs feſtgeſetzt iſt .

Hauptlehrerinnen haben nur Mietzinsentſchädigung , und dieſe niſt

höher als im Betrage des im vorhergehenden Abſatz bezeichneten Voß⸗
nungsgeldes zu beanſpruchen .

Bezüge der Schulgehilfen . Vergütung .

8§ 63 .

EuG . vom 8. März 1868 § 50. Geſ , vom 13. Mai 1892 Art . 5 5 f.

Geſ . vom 17. Juli 1902 Art . I. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Schulgehilfen erhalten eine Vergütung von ſährlich 1000 44 ,un
wenn ſie die Dienſtprüfung beſtanden haben , vom Anfang des auf de

Ablegung der Prüfung folgenden Monats an eine ſolche von 1100 K.

Schulgehilfen , die innerhalb 3 Jahren ſeit der Ablegung der zut N.

ſehung der Lehrſtelle an einer Volksſchule befähigten Prüfung eine

Dienſtprüfung vertretende Prüfung beſtanden haben , erhalten die erhölle

Vergütung nach Umfluß dieſes Zeitraums .

Nach Ablauf von drei weiteren im öffentlichen Schuldienſt zuhe⸗

brachten Jahren erhöht ſich die Vergütung auf jährlich 1200 K.

Wohnung oder Mietzinsentſchädigung .

§S 64 .

EuuG . vom 8. März 1868 §S 50. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V56 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Poho 4 32 4: 5 5
Neben der in § 63 beſtimmten Vergütung haben anzuſprechen :

a) Unterlehrer: einen mit dem erforderlichen Schreinwerk ein⸗

richteten heizbaren Wohnraum von mindeſtens 18 Duadrotme
Grundfläche . Das Nähere über die Einrichtung des Wohnraun

wird durch Verordnung beſtimmt .

Mit Zuſtimmung der Oberſchulbehörde kann vorübergehen
35 ſtändig ſtatt des Wohnraumes eine Mietzinsentſchüdigund
0 werden , welche mindeſtens drei Fünftel des in 93

Abſatz 1 bezeichneten Wohnungsgeldes betragen ſoll .

inhrer⸗ Mietzinsentſchädigung im Betrage von dre
des vorbezeichneten Wohnungsgeldes .

b) i Fünftel

lilung f

Uitkamm0
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Von den Lehrern und Lehrerinnen an den Volksſchulen . §S 65. 109

c) Schulverwalter : Benützung der Hauptlehrerwohnung , wenn der
abgegangene Hauptlehrer im Genuß einer freien Wohnung war
und über dieſelbe nicht anderweit — zugunſten eines anderen
Hauptlehrers oder gemäß § 27 Abſatz 2 des Beamtengeſetzes —
verfügt iſt ; andernfalls Mietzinsentſchädigung im Betrage des in
§ 62 Abſatz 1 bezeichneten Wohnungsgeldes .

Vergütung für berſtunden .

§ 65 .

EUG . vom 8. März 1868 §S 42. Geſ . vom 19. Februar 1874 . Geſ . vom
13. Mai 1892 Art . V § 46. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . 1 Beſ . Geſ. §S 30,7 .

Außer den mit dem Hauptdienſte nach §8 58, 60, 62, 63, 64 ver⸗
bundenen Bezügen haben Lehrer an Volksſchulen für jede gemäß § 55
über die geſetzliche Höchſtzahl hinaus erteilte wöchentliche Unterrichts⸗
ſtunde ( Unterricht in weiblichen Handarbeiten und Haushaltungskunde
ausgenommen ) eine durch VO. des Staatsminiſteriums feſtzuſetzende Ver⸗
gütung anzuſprechen .

§ 65 iſt durch Art . 1 PAVO . vom 17. März 1924 aufgehoben worden
aus dem Geſichtspunkt heraus , daß grundſätzlich — wie bei den Lehrern
der übrigen Schulgattungen — überſtunden nicht mehr beſonders ver⸗
gütet werden ſollen . Wo ſich Überſtunden gleichwohl als dauernde Ein⸗
richtung nicht vermeiden laſſen werden , wie dies bei der Beſtellung eines
Lehrers für Volks⸗ und Fortbildungsſchule zuſammen vielfach der Fall
ſein wird , erfolgt die Vergütung nach der Vo . des UM. über die Leyr⸗
aushilfe vom 19. Juni 1925 — Vergl . Bmkg . zu § 56.

Einkommen der kechniſchen Lehrerinnen .

§ 66 .

EllG . vom 8. März 1868 § 45. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V § 47.
Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . 1. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

(J) Lehrerinnen für Unterricht in weiblichen Handarbeiten und Haus⸗
haltungskunde erhalten , wenn ſie im vertragsmäßigen Dienſtverhältnis
verwendet ſind , eine Vergütung , die nach Anhörung des Gemeinderats
durch die Staatsverwaltungsbehörde feſtgeſetzt wird . Dieſelbe ſoll für
jede wöchentlich zu erteilende Unterrichtsſtunde nicht weniger betragen , als

wenn der Unterricht während des ganzen Jahres er⸗
teilt ,

zwanzig Mark , wenn derſelbe während der Sommermonate aus⸗
geſetzt wird .

E2) In der Stellung nicht etatmäßiger Beamter ( § 54 Abſatz 1) iſt
ſolchen Lehrerinnen zu gewähren :

a ) eine Vergütung von 1000 Mark und nach Ablauf von drei im

W9 75 Schuldienſt zugebrachten Jahren eine ſolche von
ark :

b) Wohnung oder an deren Stelle Mietzinsentſchädigung nach § 64 a
des Geſetzes .
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68) In etatmäßiger Stellung &8 45 Abſatz 2) erhalten dieſelben :

a) einen jährlichen Gehalt von eintauſendvierhundert Mark ( An⸗

fangsgehalt ) bis eintauſendachthundert Mark GHöchſtgehalt ) . Die

Erhöhung vom Anfangsgehalt zum Höchſtgehalt tritt ein nach

Maßgabe der Beſtimmungen des § 58, mit dem Unterſchied je⸗

doch, daß die einzelne Zulage nur je einhundert Mark beträgt .

b) Mietzinsentſchädigung nach § 62 Abſatz 2 des Geſetzes .

Dienſtzulagen aus Gemeindemitteln .
§ 67 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VS 47 a.

Durch Gemeindebeſchluß , welcher neben der gemeinderechtlich er⸗
2

forderlichen ſtaatlichen Genehmigung der Zuſtimmung des Unterrichts⸗

miniſteriums bedarf , können die Bezüge der etatmäßigen , wie der nicht⸗

etatmäßigen und der vertragsmäßig angeſtellten Lehrer und Schulleiter

( 88 58 bis 66 und 8§8 30, 31) über die in dieſem Geſetz beſtimmten Sätze

hinaus geordnet werden . Auf dieſe Mehrleiſtungen der Gemeinden

finden die Vorſchriften der 88 124 und 125 dieſes Geſetzes ſinngemäße An⸗
wendung .

Einſtweilige Zuruheſetzung .

§ 68 .

Geſ . vom 13. Mai 1842 Art . V § 48. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

( 1 Wenn im Falle des § 50 Abſatz 2 die Ortsſchulbehörde det

Schule , an welche ein von ſeiner Stelle zu entfernender Haußt⸗

lehrer verſetzt werden ſollte , Widerſpruch erhoben hat , oder wenn

ohne daß ſchon eine Anfrage nach § 50 Abſatz 2 ſtattgefunden
—die Entfernung eines Hauptlehrers von ſeiner Stelle⸗ für durch⸗

aus unverſchieblich zu erachten iſt , kann der zu entfernende Lehlet

in einſtweiligen Ruheſtand verſetzt werden .

22) Die im einſtweiligen Ruheſtand befindlichen Lehrer wer⸗

den in die Geſamtzahl der nach dem Staatsvoranſchlag anſtell

baren Hauptlehrer ( §8 26 bis 28 ) eingerechnet . Dieſelben ſind

einſtweilen — bis zur etwaigen etatmäßigen Wiederanſtellunm

beziehungsweiſe bis zur Zuruheſetzung nach § 29 des Beamten⸗
geſetzes — gemäß § 45 dieſes Geſetzes im Schuldienſte weiterhin

e 18
verpflichtet , jeder Weiſung der Oberſchulbe⸗

örde zur Übernahme ei 83 ſoſchen Dienſtes Nolae 1 85

575 eeN ſolchen Dienſtes Folge zu leiſten ( 8 50,

e0. Iau 7

9 8 556 nachfolgenden Wiederanſtellung als

e Werenenenn de. leſt 58
bei ſpäterer lticer Zulagefriſt G 58 ) wie auch für 5

gehalt , ſofern unz 88 Zuruheſetzung zu gewährenden Ruhe.
gehalt , ſoſe d ſoweit während des einſtweiligen Ruheſtandes
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eine Dienſtverſehung nach § 45 ſtattgefunden hat , mit der Maß⸗
gabe in Anrechnung , daß die Zulage erſt vom Tag der etat⸗
mäßigen Wiederanſtellung an in Wirkſamkeit tritt . Für die Be⸗
rechnung der weiteren Zulagen iſt der Zeitpunkt beſtimmend , auf
den die Zulage bewilligt worden wäre , wenn der Lehrer ſich nicht
im einſtweiligen Ruheſtand befunden hätte —⸗

SchG . § 51.

1. Die Vorſchrift des § 68 bietet einen Erſatz für das der Oberſchul⸗
behörde nach dem Geſ . nicht zuſtehende freie Verſetzungsrecht der Lehrer
ſür Fälle , in denen die Stellung eines Lehrers in der Gemeinde ſo er⸗
ſchüttert iſt , daß ſein weiteres Verbleiben am Ort mit einer gedeihlichen
Erfüllung ſeiner Lehraufgabe nicht vereinbar erſchien . In der weitaus
größten Zahl der Fälle wird der Antrag auf Entfernung von der Orts —
ſchulbehörde ausgehen . Es iſt aber auch nicht ausgeſchloſſen , daß die Orts⸗
ſchulbehörde als ſolche auf ſeiten des Lehrers ſteht , ſeine Entfernung aber
gleichwohl im Intereſſe des Gemeindefriedens geboten erſcheint . Eine
vorherige Anhörung der Ortsſchulbehörde iſt daher nicht erforderlich .

Im allgemeinen wird dem Verfahren nach § 6s die befriſtete Auflage
an den Lehrer , ſeine Entfernung vom Ort ſeiner Anſtellung im Wege der
Bewerbung um erledigte Hauptlehrerſtellen herbeizuführen , vorangehen .Von einer unmittelbaren Anwendung des § 51 wird meiſt abgeſehen ,da jede Anfrage bei einer Ortsſchulbehörde erfahrungsgemäß eine ent⸗
ſchiedene Ablehnung zur Folge hat . Erſt wenn es dem Lehrer inner⸗
halb der , im allgemeinen auf die Dauer eines Jahres bemeſſenen Friſt
nicht gelingt , eine andere Stelle zu erhalten , und eine weitere Ver⸗
längerung der Bewerbungsfriſt nach den Verhältniſſen ausgeſchloſſen iſt ,wird von der Beſtimmung des § 68 Gebrauch gemacht . Handelt es ſich
um den Vollzug eines auf Strafverſetzung lautenden Diſziplinarerkennt⸗
niſſes , ſo wird , falls die Entfernung von der Stelle nicht ſofort geboten er⸗
ſcheint , in der Regel eine unerſtreckliche Friſt von nicht länger als
6 Monaten gewährt .

.. 2. Gleichzeitig mit der Verſetzung in den einſtweiligen Ruheſtand er⸗
folgt in der Regel die Anweiſung des Lehrers an eine andere Schule zur
Verwaltung einer erledigten Hauptlehrerſtelle . Auf dieſe Weiſe wird
ihm Gelegenheit geboten , durch ſein perſönliches Auftreten die Vor⸗
urteile zu zerſtreuen , die ihm von ſeiner früheren Stelle aus entgegen⸗
geſtanden , und ſich das Vertrauen der Gemeinde und damit ihre Zuſtim⸗
mung zur Übertragung der erledigten Hauptlehrerſtelle zu erwerben .
Lehnt der im einſtweiligen Ruheſtand befindliche Lehrer die Übernahmeeiner weiteren Verwendung im Schuldienſt ab, ſo verwirkt er damit das
Recht auf weiteren Bezug des Ruhegehalts . ( BG. § 50, 3. )

3. Durch die Beſtimmungen des Abſ . 3 werden dem Lehrer unter der
Vorausſetzung der ſpäteren Wiederanſtellung für die Dauer ſeines Ver⸗
bleibens im einſtweiligen Ruheſtand alle Rechte eines planmäßig ange⸗ſtellten Beamten gewahrt . Der einzige Nachteil , der für ihn früher daraus
entſtehen konnte , daß bei einem Verbleiben im einſtweiligen Ruheſtand
über die Dauer eine Zulagefriſt hinaus ihm der Betrag der Zulage fürdie Zeit nach Ablauf der Zulagefriſt bis zur planmäßigen Wiederher⸗
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ſtellung entging , iſt durch die Neuregelung der Beſoldungsverhältniſſe

in Wegfall gekommen .
ten des Beſoldungsgeſetzes wurden dem im einſt⸗

Mit dem Inkrafttre

weiligen Ruheſtand weiter verwendeten Lehrer nach 8 29 des Geſ . die⸗

jenigen Bezüge gewährt , die ihm zugekommen wären , wenn er im plan⸗

mäßigen Dienſtverhältnis verblieben wäre . Dieſe Regelung entſpricht auch

der durch Art . 5 des RG . über Anderung der RRAV . vom 4. Auguſt

1925 und den im Anſchluß hieran in der bad . PAVO . in der Faſſung des

Geſ . vom 28. Januar 1926 getroffenen Anordnungen .

Dienſtbezüge im einſtweiligen Ruheſtand.
§ 69 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V § 49. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Im einſtweiligen Ruheſtand befindliche Hauptlehrer , welchen eine

Stelle als Unterlehrer , Hilfslehrer oder Schulverwalter übertragen iſt ,

haben neben den in dieſer Stellung gemäß §S8 63 und 64 ihnen zu⸗

kommenden Bezügen den nach 8 35 Abſ . 4 des Beamtengeſetzes zu be—

meſſenden Wartegehalt inſoweit fortzubeziehen , als erforderlich iſt zut

Ergänzung der mit der nichtetatmäßigen Dienſtſtelle verbundenen Ver⸗

erſetzung in einſtweiligen
gütung auf den Betrag des im Zeitpunkte der V

Ruheſtand bezogenen Gehaltes .

Ruhe⸗· und Verſorgungsgehalte .
8 70 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VS 50. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

Die Ruhe⸗ und Unterſtützungsgehalte für die auf Grund dieſes Ge⸗

ſetzes an Volksſchulen angeſtellten etatmäßigen Lehrer und Schulleiter

( §8 26, 28, 30, 31, 5 ) ſowie die Hinterbliebenen⸗Verſorgungsgehalte wer⸗

iitten
der Staatskaſſe beziehungsweiſe der Beamtenwitwenkaſſe be⸗

itten .

Beihilfen .
871 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . V 8S 51. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . V.

In der Abteilung des Staatsvoranſchlags für Volksſchulen iſt je ein

angemeſſener Betrag aufzunehmen zur Gewährung von Beihilfen :

a) an im Dienſt befindliche Lehrer an Volksſchulen ,

b) an Hinterbliebene von Hauptlehrern .

Auf beide Fonds finden die Vorſchriften in Artike 0a des

Etatgeſetzes Anwendung .

in Aites Re

1. Zu b) Nach 8 6 der Vo . des StM . vom 3. Februar 1921 — Abl .

Nr . 9 — werden „die Beihilfen auch für die Hinterbliebenen
von Hauptlehrern und mit den Rechten ſolcher an anderen
als Volksſchulen angeſtellten Lehrern vom Finanzminiſterium
aus den nach Art . 30 und 30 a des Etatgeſetzes im Staats⸗
voranſchlag vorzuſehenden Etatſätzen verwilligt “.

0¹
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Geſuche um ſolche Beihilfen ſind daher unter Benutzung
vorgeſchriebener Vordrucke bei den Finanzämtern zur Vor⸗
lage an das Finanzminiſterium einzureichen .

2. Zu a) Das StM . hat unterm 2. April 1925 die nachſtehenden
„ Grundſätze für die Gewährung einmaliger Beihilfen an
badiſche Landesbeamte “ genehmigt .

Grundsätze für die Gewährung einmaliger Beihilfen an
badische Landesbeamte “ ) .

1. Für die aktiven plan - und auherplanmäßigen badi -
schen Landesbeamten einschlieglich der Beamten im Vor -
bereitungs - und Ausbildungsdienst können bis auf weiteres :

a) im Falle der eigenen Erkrankung ,
b) im Falle des Todes , wenn Familienmitglieder vorhanden

sind ,

auberdem
e) für verheiratete und verheiratet gewesene Beamte in

Fällen der Erkrankung , der Geburt oder des Todes in
ihrer Familie

auf Antrag einmalige Beihilfen gewährt werden .
Beamte im Vorbereitungs - und Ausbildungsdienst kommen

im allgemeinen nur in Betracht , wenn sie aus der Staats -
kasse eine laufende Vergütung EUnterhaltszuschuß usw . )
beziehen .

Gehört ein Beamter oder sein Familienmitglied einer öffent -
lichen Krankenkasse oder Sterbekasse an oder einer solchen ,kür die das Reich oder das Land einen Teil der Beiträge oder
Verwaltungskosten zahlt , so darf eine Beihilfe nur für die
Kosten gewährt werden , die die Kassen nicht erstatten . Der
Beamte hat ferner auf dem Antrag nachrichtlich zu ver -
merken , was ihm an den angeforderten Kosten aus privaten
Versicherungen oder Sterbekassen ersetzt wird .

Soweit Beamten und deren Familienmitgliedern aus
6fkentlichen Mitteln freie ärztliche Behandlung oder be -
sondere Heilfürsorge (z. B. auf Grund Versorgungsgesetz -licher Ansprüche ) zuteil wird , müssen die betreffenden
Kosten bei der Bewilligung einer Beihilfe auber Ansatz
bleiben .

Es gehören
zur Familie im Sinne obigen Buchstabens b:

a) die Ehefrau ,
b) Kinder , für die nach den jeweils geltenden Bestimmungen

Kinderzuschläge oder Kinderbeihilfen in gesetzlich nicht
geregelten Fällen gezahlt werden , uneheliche Kinder

Anmerkung: „ Einmalige Beihilfen “ im Sinne dieſer Grundſätzeſind — abgeſehen von Ziffer 13 — gleichbedeutend mit „Notſtandsbei⸗
hilfen “ im Sinne der für Reichsbeamte aufgeſtellten Grundſätze .



Schulgeſetz .

jedoch nur . wenn sie in den Hausstand des Beamten

aufgenommen sind, .

c) Kinder im Sinne des § 15 des Besoldungsgesetzes , für

die Kinderzuschläge oder Beihilfen zwar nicht mehr

gezahlt werden , die aber in den Hausstand des Beamten

aufgenommen sind und von ihm überwiegend unter -

halten werden .
Wegen des Begriffes „ Aufnahme in den Hausstand “

vergleiche Ziffer 177 a Absatz 2 B. V. ( Reichs - Gesetz -

blatt 1922 Teil I. Seite 177 ) .

sonstige Verwandte und Verschwägerte , sofern sie mit

dem oder der Verstorbenen einen gemeinsamen Haus -

stand geführt haben .
( Bei der Bemessung der Beihilfe sind etwa bewilligte

Gnadenbezüge in Betracht zu ziehen . Der Nachlaß ist

insoweit heranzuziehen , als es der Billigkeit entspricht . )

zur Familie im Sinne des Buchstabens e:

die vorstehend unter à bis aufgeführten Personen .

2. Eine Beihilfe kann nur zu solchen tatsächlich bewirk⸗
ten Aufwendungen bewilligt werden , die unvermeidbar und

— der Not der Zeit entsprechend — in sparsamsten Grenzen

gehalten sind . Aufwendungen für Gegenstände des ge⸗ Iit

wöhnlichen Bedarfs scheiden aus .

In Betracht kommen somit :

In Krankheitsfällen die durch den Arzt , durch ärztlich
verordnete Heilmittel , Arzneien und Hilfsmittel gegen

Verunstaltung und Verkrüppelung , durch eine erforder -

liche Krankenhausbehandlung oder durch Annahme

einer Berufspflegekraft entstandenen Kosten sowie die

durch ärztlich besonders verordnete Stärkungsmittel ver⸗

Irsachten Verpflegungsmehrkosten . Bei Krankenhaus -

behandlung werden als beihilfefähiger Aufwand in der

Regel die Kosten der niedrigsten Verpflegungskasse an-

gerechnet. Bei Inanspruchnahme einer höheren Klasse

ist dies besonders zu begründen und in dem Antrag

( Ziffer 4 der Preis für die niedrigste Verpflegungs -

klasse mit anzugeben .

ö
Die Lieferung künstlicher Gebisse , Zahnersatz und

Zahnbehandlung können nur berücksichtigt werden , Wenn

sie zur Verhütung von Krankheiten und zur Wiederher -

stellung der Gesundheit nach Bescheinigung des Arztes

(nicht des Zahnarztes ) unbedingt erforderlich und in 50

Art ausgeführt sind . Mehrkosten infolge Ver -

8 55 1655
Edelmetallen wie auch Kosten für lau -

ahnunterhaltung werden grundsätzlich nicht

erstattet . 5Eine Beihilfe wird für denselben Krankheitsfall in 90

der Regel nur gewährt , soweit seine Dauer nicht den
Zeitraum von 3 Monaten überschreitet .

d —ů

8

4 un 8 ——
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Dauerkrankheiten (z. B. Siechtum , Geisteskrankheit )
scheiden für die Gewährung einer Beihilfe im Sinne der
vorstehenden Bestimmungen grundsätzlich aus , sofern
nicht eine andere Krankheit außergewöhnliche Ausgaben
(Z2. B. für eine Operation des Dauerleidens ) erfordert .
In Geburtsfällen die Kosten der Hebamme , Heilmittel ,
Arzneien und , soweit im Einzelfalle erforderlich , des
Arztes , der Hauspflegerin für die ersten zehn Tage und
der Entbindungsanstalt , außerdem die durch ärztlich
besonders verordnete Stärkungsmittel verursachten Ver -
pflegungsmehrkosten .

b —.—

—c) In Todesfällen die Begräbnis - oder Feuerbestattungs -
kosten nach der niedrigsten Tarifklasse einschließlich der
ortsüblichen Gebühren für die Uberführung der Leiche
nach dem Friedhofe , die Grabstelle und die ortsübliche
einfache Instandsetzung des Grabes .
Nicht in Betracht kommen dagegen u. a.
zu à und b: Mehrkosten für die übliche bessere Ver -

pflegung , Erstattung von Reiseauslagen an Verwandte , Mehr -
aufwendungen für Verpflegung der Verwandten oder Pfleger ,
Geschenke für sie , Reiseauslagen zum Besuch von Familien -
mitgliedern , Mehrverbrauch an Licht und Heizung ;

zu b: außerdem Anschaffungskosten für Erstlingswäsche
u. dergl . , Kinderwagen , Wagendecken , Kinderbetten , Ma -
tratzen , Badewannen , Schwämme , Gfen für Kinderzimmer ,
Anzeigen und Karten , Porto , Aufbesserung der Kost in der
Entbindungsanstalt ;

zu e: Kosten für die Uberführung der Leiche von odernach auswärts , Beschaffung von Trauerkleidung , Kosten für
den Ankauf eines besonderen Begräbnisplatzes , eines Grab -steines , für die Beschaffung einer besonderen Grabeinfassung(aus Stein , Metall und dergleichen ) , Auslagen für Todesan -
zeigen , Danksagungen , Karten , Porto , Telegramme , Umzugs -kosten .

Erkrankungen in Verbindung mit einer Geburt und Er -
krankung mit unmittelbar darauf folgendem Tod sind zu -
sammen als je ein Fall der Beihilfe zu behandeln .

3. Ein Rechtsanspruch auf Gewährung einer Beihilfe
besteht nicht .

4. Für den Antrag ist das nachstehende Muster zu ver -wenden . Er ist an die vorgesetzte Dienstbehörde zu richten ,
wenn Mann und Ehefrau Beamte sind , an die vorgesetzte
Dienstbehörde des Mannes . Die Vordrucke werden unent -geltlich abgegeben .

Den Beihilfeanträgen sind für jede Aufwendung die Zzu-
gehörigen Belege in Urschrift beizufügen .

5. Die vorgesetzte Behörde prüft den Antrag , läßt ihn
nötigenfalls durch den Antragsteller ergänzen und legt ihn
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ohne Begleitbericht dem zuständigen Ministerium vor . Bei

der Prüfung ist wohlwollend Zu verfahren und ein peinliches

Eindringen in die privaten Verhältnisse des Beamten oder

seiner Familienmitglieder möglichst zu vermeiden , insbe -

sondere soll für die Feststellung , ob und inwieweit ein

etwaiges Privateinkommen , eine Versicherung usw . zur

Deckung der Kosten herangezogen werden kann , in der

Regel die Erklärung im Antrag genügen . Anderseits ist

jedoch sorgfältig darauf zu achten , daß nur die wirklich not⸗

wendigen und angemessenen Aufwendungen berücksichtigt

werden .

6. Von den entstandenen Kosten hat der Beamte (das
Familienmitglied ) in jedem Falle den Betrag allein zu tragen ,

der einem Zehntel des Monatsdiensteinkommens des Beam -

ten entspricht . Das Zehntel ist nur einmal anzurechnen ,

wWenn innerhalb dreier Monate mehrere Krankheitsfälle ein -

treten oder die Krankheit bis zu 3 Monaten dauert .

Als Monatsdiensteinkommen gilt nach Abzug eines

Steuersatzes von 10 v. H. der Gesamtbetrag aus Grundgebalt

und Wohnungsgeldzuschuß — Ortszuschlag — nach dem

Stande am Ersten des Monats , in dem der Krankheits - , Ge-

burts - oder Todesfall eingetreten ist .

Als Beihilfe dürfen bis zu 60 V. H. der Kosten gewährt
werden , die nach Abzug von einem Zehntel des Monats -
diensteinkommens verbleiben . Bei zahlreicher Familie oder

bei hohen Ausgaben neben verhältnismäßig geringem Ein -

kommen oder bei besonders schweren wirtschaftlichen Ver⸗

hältnissen dürfen bis zu 80 v. H. dieser Kosten gewährt
werden .

7. Die Bewilligung der Beihilfe erfolgt unter Berück⸗
sichtigung der wirtschaftlichen Lage des Antragstellers . Zu

diesem Zweck hat die prüfende Behörde der bewilligenden
einen bestimmten Vorschlag zu unterbreiten .

Zuständig für die Bewilligung der Beihilfen sind für die

vom Staatsministerium ernannten Beamten diéses , im übrigen
die Ministerien je für die aktiven Beamten ihres Geschäfts -
kreises . Das gleiche gilt für den Landtag und den Rech -
nungshof .

Bewilligungen der Ministerien , die ausnahmsweise über
die in Ziffer 6 bezeichnete Obergrenze von 80 v. H. hinaus

gewährt werden sollen , bedürfen der Zustimmung des Finanz -
ministeriums .

Die Ministerien sind ermächtigt , ihre Zuständigkeit , so -
weit sie es für erforderlich halten , auf nachgeordnete Zen -

tralmittelstellen kür deren Geschäftsbereich zu übertragen ,
sei es allgemein , sei es unter Beschränkung auf bestimmte
Beamtengruppen oder unter Begrenzung auf bestimmte
Höchstbeträge der Beihilfe .

—. —
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Neben der Beihilfe wird , abgesehen von der in Ziffer 13
erwähnten Ausnahme , für den gleichen Fall keine weitere
Unterstützung gewährt .

Tuberkulös Erkrankten kann eine Beihilfe für eine
Heilstättenkur bewilligt werden , wenn nach dem Jeugnis
eines beamteéten Arztes ( Bezirksarztes ) bei Anlegung eines
strengen Maßstabes ein besonders dringendes Erfordernis
der Heilstättenkur anzuerkennen ist und eine Besserung oder
Heilung auf andere Weise nicht herbeigeführt Worden kann .
Bei Einweisung des Erkrankten in eine Heilstätte durch die
Landesversicherungsanstalt kann das Zeusnis des Vertrauens -
arztes der Anstalt als ausreichend anerkannt werden .

Die Beihilfe wird nur für einen Zeitraum bis zu 4 Mo -
naten bewilligt . Eine darüber hinausgehende Bewilligung
bedarf der Zustimmung des Finanzministeriums .

In Betracht kommen nur Kuren zur Heilung einer be -
reits vorhandenen Tuberkulose , nicht aber Kuren zur Vor -
beugung gegen eine etwa drohende Erkrankung . Kuren in
Heilstätten außerhalb des Deutschen Reicl isgebiets dürfen
nicht bewilligt werden , es sei denn , daß die Besserung oder
Heilung des Leidens nach bezirksärztlichem Gutachten in
Heilstätten innerhalb des Deutschen Reichsgebiets nicht zu
erwarten ist .

Für Badekuren und für die Aufnahme in Heil - und
Erholungsstätten kann eine Beihilfe den planmäßigen und
außerplanmäßigen Beamten für ihre Person ausnahmsweise
gewährt werden . Sie darf nur dann bewilligt werden , wenn
nach dem Zeugnis eines beamteéten Arztes bei Anlegung
eines strengen Maßstabes eine Kur unter ärztlicher Leitung
notwendig ist und feststeht , daß nur durch diese Kur
und nicht durch eine andere Behandlungsweise die Wieder -
herstellung der Dienstfähigkeit zu erwarten ist . Die Kur
muß in einem von dem beamteten Arzt vorgeschlagenen Orte
und unter ständiger ärztlicher Aufsicht durchgeführt werden
Worüber eine ärztliche Bescheinigung beizubringen ist . Die
Beihilfe kann nur in besonders begründeten Ausnahmefällen
für eine längere Zeit , als für einen Monat gewährt

5
05

Soll die Kur über 6 Wochen dauern , so bedarf es der Zu -
stimmung des Finanzministeriums .

Landaufenthalt gilt nicht als Kur im Sinne dieser Be -
stimmungen .

C. Das Zeugnis des beamteten Arztes zu Buchstabe a
und b ist yor Antritt der Kur auf dem Dienstwege mit dem
Vorläufigen Antrag auf Bewilligung einer Beihilfe vorzulegen .
Nachträglich eingereichte Anträge werden , von ganz dringen -
den Ausnahmefällen abgesehen , nicht berücksichtigt . Aus -
nahmen bedürfen bei Bewilligung durch die Ministerien der
Zustimmung des Finanzministèeriums .

d. Die Beihilfe darf für Heilstätten - und Bad
höchstens 150 Frl , in Sonderfällen bis zu 200 “

ekuren usw .
V für einen
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Monat betragen . Daneben können bis zu 80 v. H. der Kosten

der Hin - und Rückreise ( ür die 3. Wagenklasse und für

Gepäckbeförderung ) erstattet werden . Die häusliche Er -

sparnis ist anzurechnen .

9. Bei Krankheiten von längerer als dreimonatiger

Dauer kann , soweit nicht schon unter Ziffer 83 und b Aus -

nahmen vorgesehen sind , zu den über drei Monate hinaus

aufzuwendenden Kosten ganz ausnahmsweise eine zweite

Beihilfe beantragt werden , wenn dies notwendig ist , um be⸗

Sonders schwere Not abzuwenden . Die Genehmigung der

Ministerien bedarf auch hier der Zustimmung des Finanz -

ministeriums .

10. Im Falle eines dringenden Bedürfnisses (Zz. B. bei

Aufnahme in ein Krankenhaus oder eine Entbindungsanstalt ,

bei Begräbnissen ) kann den Beamten Familienmitslied )

durch die zuständige Behörde ( siehe Ziffer 7 Absatz 2) in

Grenzen der Ziffer 6 eine angemessene Abschlagszahlung

auf die Beihilfe gewährt werden , die sogleich als solche zu

Verrechnen ist .

11. Von den als Beihilfe bewilligten Beträgen sind Keine

Steuerabzüge zu machen , da die Beihilfe steuerrechtlich als

Unterstützung anzusehen ist .

12. Ist der Krankheits - oder Todesfall auf Umstände zu-
rückzuführen , für die ein Schadenersatzanspruch gegen einen
Dritten besteht , so kann dem Beamten ein unverzinsliches
Darlehen in Höhe der Beihilfe oder der Abschlagszahlung
auf diese aus Beihilfemitteln gewährt werden . Die Rück⸗

zahlung kann bis zur endgültigen Erfüllung des Ersatzan -
spruchs gestundet werden . Stellt sich innerhalb ange- ⸗
messener Zeit heraus , daß die Rechtsverfolgung des An⸗

spruchs gegen den Dritten ohne Verschulden des Verletzten

ganz oder zum Teil aussichtslos ist , so kann die für die Be-

willigung der Beihilfe zuständige Behörde das Darlehen
ganz oder zum Teil als Beihilfe endgültig verrechnen .

185 Soweit eine besondere Hilfsbedürftigkeit vorliegt ,
ohne dab die vorstehenden Ziffern 1 —12 anwendbar wären ,
— 2. B. bei Erkrankungen , die länger als drei Monate dauern

5 nicht nach Ziffer 9 behandelt worden sind , ferner bei

urkrankuns anderer als der in Ziffer 1 Absatz 5 genannten
Familienmitglieder oder bei Heilstätten - und Badekuren von
Familienangehörigen eines Beamten nach Ziffer 8 b kann

der Beamte gleichwohl Antrag auf Bewilligung einer Bei⸗

hilfe stellen. Für den Antrag ist der in Ziffer 4 vorge -

Schriebene Vordruck ebenfalls zu verwenden ; dabei ist in
Spalte 7 zu vermerken , wann und in welchem Betrage für

denselben Fall schon einmal eine Beihilfe bewilligt worden

ist . Uber das Gesuch entscheidet das vorgesetzte Vini -

1 des Landtags und des Rech-
N8 s der Präsident — im Einvernehmen mit dem
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Finanzministerium , bei den vom Staatsministerium ange -
stellten Beamten dieses .

14. Das Beihilfewesen für Ruhestandsbeamte und Hin -
terbliebene ist durch besondere Verordnung geregelt .

15. Vorstehende Grundsätze treten mit dem Tag der
Verkündigung in Kraft .

Fünfter Titel .

Von der Beſtreitung des Aufwandes für die Volksſchule .

Erſter Abſchnitt .

Von der Deckung der Gehalte und anderen

Bezüge der Lehrer .

Der fünfte Titel über den Aufwand für die Volksſchule be⸗

ſchäftigt ſich imerſten Abſchnitt mit dem von Gemeinde und Staat

gemeinſchaftlich zu tragenden perſönlichen Aufwand und im zwei⸗
ten Abſchnitt mit dem der Gemeinde allein zur Laſt bleibenden

ſachlichen Aufwand .

Im Einzelnen behandelt der er ſte Abſchnitt :

a) die von der Gemeinde an die Staatskaſſe zu leiſtenden feſten
Beiträge und die hieraus von der Staatskaſſe zu beſtreitenden
Ausgaben ( §8 72 und 73) ,

b) die von den Gemeinden an die Lehrer unmittelbar zu machen⸗
den Leiſtungen ( §8 74, 75, 76) ,

e) die zur Deckung der Ausgaben für die Lehrergehalte aus eigenem
Vermögen der Schule ( §8 78, 88, 83) , aus Leiſtungen Dritter

( §§ 79 —81 ) und aus Schulgeld (§88 88 —92 ) beizuziehenden Be⸗

träge und im Anſchluß daran die den Lehrern zuſtehenden Güter⸗

nutzungen , und

d) die an minder leiſtungsfähige Gemeinden zu gewährenden

Staatsbeiträge . 8§ 93 —110 .

Von dieſen Beſtimmungen ſind aufgehoben bezw . in Wegfall ge⸗
kommen :

a) Durch § 30 Beſ . Geſ . die §8 74, 75, 76 Ziff . 2, 3, 5 und 84 Abſ . 2,

b) infolge Aufhebung des Schulgeldes durch § 19 Abſ . 7 Bad . Verf .
die §8§ 88, 89, 91 und 92,

c) infolge Neuregelung der Aufwandsbeſtreitung durch das StVG .
die §§ 72, 73, 76, Ziff . 1. 93 —107 und 109.

Der Vollſtändigkeit halber ſind die aufgehobenen Beſtimmungen mit
Ausnahme der Paragraphen über die Art der Feſtſetzung der Staatsbei⸗

träge an minderleiſtungsfähige Gemeinden , die auch vom Standpunkt der

geſchichtlichen Entwicklung aus kein beſonderes Intereſſe mehr bieten

§ 95 —107 und 109) , nachſtehend zum Abdruck gebracht .

E
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Beiträge der Gemeinden an die Staatskaſſe .

872

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI §S 52. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

I. Zur Beſtreitung der Gehalte und anderen Bezüge der Lehrer an

Volksſchulen hat — vorbehaltlich der Beſtimmungen in 88 31 und 123
—jede Schulgemeinde ( §8 7, 108 ) in die Staatskaſſe einzuzahlen :

1. einen Jahresbeitrag für jede an der Volksſchule der Gemeinde er⸗

richtete ſtändige Lehrerſtelle , welcher beträgt :

a) für Hauptlehrerſtellen in Gemeinden
von nicht über 500 Einwohnierrn &.; 950 4l,
von 501 bis 1000 Einwohnen
von 1001 bis 2500 Einwohneen
von mehr als 2500 Einwohneen 1340 1 ;

b) für Unterlehrerſtellen in allen Gemeinden . . . 700 Kl.

„ Dieſe Jahresbeiträge ſind unverkürzt auch für die Zeit zu entrichten ,
während deren Lehrerſtellen an der betreffenden Schule erledigt ſind .

Für die Einteilung in die einzelnen Ortsklaſſen iſt die bei der Volks⸗

zählung amtlich ermittelte Einwohnerzahl derjenigen politiſchen Ge⸗
meinde maßgebend , in deren Bezirk die Schule gelegen iſt .

25 Einen weiteren Jahresbeitrag , der nach der Zahl der Kinder ,
welche die Volksſchule der betreffenden Gemeinde beſuchen , in der Weiſe
feſtgeſetzt wird , daß für jedes Schulkind ein Betrag von 2 80 in
Anſatz kommt .

II . Die Feſtſetzung der Beiträge unter J 1 und 2 findet jeweils für
einen Zeitraum von 10 Jahren ſtatt und zwar diejenige des Beitrages
unter 1 1 auf Grund der Ergebniſſe der unmittelbar vorausgegangenen

Volkszählung , des Beitrages unter J 2 nach dem Durchſchnitt der Zahl der
Schulkinder , die jeweils am 1. Mai oder dem etwa ſpäteren Schuliahr⸗
anfang der drei vorausgegangenen Kalenderjahre die betreffende Volks⸗
ſchule beſucht haben .

Eine neue Feſtſetzung hat im Laufe des 10jährigen Zeitraumes mit

Wirkung für die daran noch nicht umlaufene Reſtzeit nur für den Fall
einer Vermehrung oder Verminderung der ſtändigen Lehrerſtellen ein⸗
zutreten.

III . Für die nach § 30 errichtete Stelle eines beſonderen Schul⸗
leiters hat die Gemeinde an die Großherzogliche Staatskaſſe einen
Jahresbeitrag von 1700 / zu entrichten .

Leiſtungen der Staatskaſſe .

73 .＋8
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI § 53. Geſ . vom 17. Juli 1902 Art , I.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

Mit den in 8§ 72 bezeichneten Gemeindebeiträgen und —ſoweit dieſe
nicht ausreichen — aus allgemeinen Staatsmitteln ſind zu beſtreiten und
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auf Grund der Genehmigung im Staatsvoranſchlag aus der Staatskaſſe
zu zahlen :

1. die Gehalte der Hauptlehrer — §§ 58 und 60;
2. die Vergütungen für die in nichtetatmäßiger Stellung verwende⸗

ten Lehrer — 8 63;
3. die Mietzinsentſchädigungen für Hilfslehrer — § 64 b;
4. die Vergütung für Mitverſehung erledigter Lehrerſtellen oder in

Fällen der Dienſtbehinderung oder Beurlaubung eines Lehrers— 8 56.
die Sterbegehalte an Hinterbliebene von Lehrern — §s 55 bis

58 des Beamtengeſetzes ;
6. die Vergütungen für die Umzugskoſten bei Verſetzungen ;
7. die Tagesgebühren und Reiſekoſtenentſchädigungen , welche infolge

— Anordnungen ſtaatlicher Schulbehörden Lehrern zu bewilligen
ſind .

OOr

Freie Wohnung .

§ 74 .

Geſ. vom 13. Mai 1892 Art . VI § 54. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

Die nach 88 58 und 61 jedem Hauptlehrer zu gewährende freie
Wohnung iſt von der Schulgemeinde (§ 7) zu ſtellen ; auch hat dieſelbe
die öffentlichen Laſten und Abgaben zu tragen , welche von ſolchen Woh⸗
nungen zu entrichten ſind .

Im übrigen richten ſich die Rechte und Pflichten der Lehrer in bezug
auf die Benützung der freien Wohnung nach den Vorſchriften des Be⸗
amtenrechts über die Dienſtwohnungen .

Surückziehung , Neubeſchaffung und Zuteilung von Wohnungen .

8755

Geſ. vom 28. Auguſt 1835 § 36. EUG . vom 8. März 1868 8§ 52. Geſ. vom
19. Februar 1874 Art . I. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 55.

( ) Wohnungen für Hauptlehrer , die als den geſetzlichen Anforde —
rungen entſprechend von der Oberſchulbehörde anerkannt und ange⸗
nommen ſind , dürfen nur mit deren Zuſtimmung von der Gemeinde zu
anderweiter Verwendung zurückgezogen werden .

(2) Zur Neubeſchaffung noch fehlender Wohnungen ſoll bei Volks⸗
ſchulen mit mehreren Hauptlehrern , ſofern mindeſtens für einen den
erſten ) derſelben Wohnung vorhanden , die Gemeinde gegen ihren Willen
nur angehalten werden , wenn ein dringendes Bedürfnis vorliegt .

6 ) Die Entſcheidung hierüber trifft auf Antrag der Oberſchulbehörde
der Bezirksrat .

( ) Über die Zuweiſung der in einer Gemeinde in Mehrzahl vor⸗
handenen Wohnungen an die einzelnen Haupllehrer beſchließt die Orts⸗
ſchulbehörde , deren Entſcheidung jedoch die Oberſchulbehörde auf An⸗
rufen eines Beteiligten oder von Amts wegen ändern kann .
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Leiſtungen der Gemeinden .
§ 76 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI § 56. Geſ . vom 7. Juni 1910 Art . VI.

Von der Gemeinde ſind unmittelbar an die Forderungsberechtigten

zu entrichten — wobei hinſichtlich der Zahlung ſtändiger Bezüge § 73 des

Beamtengeſetzes in Anwendung kommt :

1. die Gehalte beziehungsweiſe Belohnungen der Lehrerinnen , die

ausſchließlich für Unterricht in weiblichen Handarbeiten oder in

Haushaltungskunde beſtimmt ſind — §8 53, 54, 66;

2. die Mietzinsentſchädigungen für Hauptlehrer und Schulverwalter,
welche nicht im Genuß freier Wohnung ſich befinden — 8§ 62, 64,

3. die Mietzinsentſchädigungen für die nicht mit Wohnung ausge⸗

ſtatteten Unterlehrer — § 64;

4. die nach §S 3 Abſ . 4, verbunden mit 8 6 Abſatz 1, § 37, § 41und
§ 65 zu leiſtenden beſonderen Vergütungen , ſoweit ſolche nicht
aus der Staatskaſſe zu entrichten ſind — 8 73, 4;

5. die Gehalte , Sterbegehalte und Vergütungen für die in § 31 ge⸗

nannten Lehrer ;
6. die Vergütung für den Schularzt ;

7. alle Vergütungen , welche durch beſondere , der Gemeinde freige⸗

ſtellte unterrichtliche Veranſtaltungen — 8 35 letzter Abſatz des

Geſetzes — veranlaßt ſind .

Anſtekteder Vorſchriften der 88 72 ,73 und 76 ſind
mit Wirkung vom 1. April 1921 über die Verteilung

des Aufwandes zwiſchen Land und Gemeinde die

nachſtehenden Vorſchriften des § 28 StVG . in der

Faſſung des Geſetzes vom 23 . März 1923 über den Auf⸗

wand der Volksſchule getreten .

§ 28 .

(1) Für die Verteilung des Schulaufwandes zwiſchen Land

und Gemeinde gelten folgende Grundſätze :

1. Den perſönlichen Aufwand für die Gymnaſien , die ſelbſt⸗

ſtändigen Lehrerbildungsanſtalten und die ſtaatlichen An⸗
ſtalten für nicht vollſinnige Kinder trägt das Land .

2. Der perſönliche Aufwand für die Realanſtalten , die
Höheren Mädchenſchulen , die Gewerbeſchulen und die
Handelsſchulen wird zwiſchen Land und Gemeinde hälftig
geteilt .

3. Der perſönliche Aufwand für die Volksſchulen und die

Fortbildungsſchulen wird , ſoweit er durch die Vorſchriften
des Schulgeſetzes geboten iſt , vom Land getragen ; ſoweit
er aber dadurch entſteht , daß auf Antrag einer Gemeinde
an einer Volksſchule Lehrerſtellen über das geſetzliche Maß
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hinaus errichtet werden , fällt er der Gemeinde zur Laſt .
Die Aufbringung des nach den vorſtehenden Beſtimmungen
nicht auf das Land entfallenden perſönlichen Aufwandes
für Bürgerſchulen mit dem Lehrplan Höherer Lehranſtal⸗
ten (§S 38 Abſatz 2 des Schulgeſetzes ) erfolgt nach den
Grundſätzen , wie ſie für die in Ziffer 2 genannten Anſtal⸗
ten gelten .

4. Wenn eine Gemeinde hiernach an der Tragung des per⸗
ſönlichen Aufwandes einer Schule beteiligt iſt , fließt das
Schulgeld in die Gemeindekaſſe .

5. Der ſachliche Aufwand wird für die in Ziffer 1 bezeichneten
Anſtalten vom Land , für die übrigen Schulanſtalten von
der Gemeinde getragen .

6. Soweit und ſolange eine Gemeinde für ihre Volksſchule
Aufwendungen perſönlicher oder ſachlicher Art über das
geſetzlich gebotene Mindeſtmaß hinaus macht , kommt ihr
der Genuß der in §S 82 des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910
bezeichneten Einkünfte zu ; andernfalls ſind dieſe Einkünfte
der Staatskaſſe zu überweiſen , die dann auch die darauf
ruhenden Laſten zu tragen hat .

( 2) Zum perſönlichen Aufwand gehören alle Ausgaben , die für
Lehrkräfte zur Durchführung des ſtaatlich feſtgeſtellten oder ge⸗
nehmigten Unterrichtsplanes mit Einſchluß der Umzugskoſten bei
Verſetzungen gemacht werden müſſen .

( 3) Der nach § 94 des Schulgeſetzes vorgeſehene Staatsbei⸗
trag kommt vom 1. April 1921 an in Wegfall ; auf dieſen Zeit⸗
punkt tritt Abſatz 1 Ziffer 3 in Kraft .

( J) Die dem Abſatz 1 Ziffer 2 entgegenſtehenden Beſtimmun⸗
gen treten mit Rückwirkung auf 1. April 1921 außer Kraft .

SchG . §88 3, 6, 18, 26, 35, Abſ . 5 und 6, 36, 38, 39,78 , 82, 111 , 116.
I.

Die Vorſchrift unterſcheidet , ſoweit ſie ſich auf die Volksſchule
bezieht , zwiſchen dem perſönlichen und dem ſachlichen Aufwand
und weiſt den erſteren , ſoweit er geſetzlich geboten iſt , dem
Staat , den letzteren der Gemeinde zu. Zum perſönlichen
Aufwand gehören nach Abſ . 2 die Ausgaben nur für das Lehr⸗
perſonal , nicht auch für den Schularzt und für den Schuldiener .

Unter den geſetzlich gebotenen Aufwand fallen auch die Auf⸗
wendungen , die entſtehen für eine geſetzlich nicht allgemein ge⸗
botene , aber von der Gemeinde kraft der im SchG . ihr zuerkannten
autonomen Regelung mit ſtaatlicher Genehmigung ge⸗
troffene Einrichtung , ſofern ſie nur mit der geſetzlichen Zahl von Lehrern
durchgeführt wird ( Ziff . II ) . Die urſprüngliche Vorſchrift in Ziff . 3, wonach

ie Gemeinden neben dem Aufwand für übergeſetzliche Lehrerſtellen noch



Schulgeſetz .

beſonders denjenigen Aufwand zu tragen hatten , der durch unter⸗

richtliche Veranſtaltungen , für die eine geſetzliche Verpflichtung

nicht beſteht , verurſacht wird , iſt durch das Geſetz über den Aufwand der

Volksſchule vom 23. März 1923 beſeitigt worden . Beſtimmend hiefür

war die Erwägung , daß ſolche Veranſtaltungen im allgemeinen ſich in

einer Vermehrung der Lehrerzahl auswirken , und daß die Feſtſtellung

der Aufwendungen für die einzelne Veranſtaltung meiſt mit beſonderen

Schwierigkeietn verbunden war . Dabei tritt allerdings bei einer durch

die beſondere Veranſtaltung veranlaßten Vermehrung der Lehrerzahl

über die nach §S 26 gebotene Zahl hinaus für die Gemeinde noch die Ver⸗

günſtigung ein , daß die Zahl der für die Geſamtſchule geſetzlich anzu⸗

ſtellenden Lehrer auf der Grundlage nicht von 70, ſondern von 55 Schü⸗

lern berechnet wird . Vergl . Ziff . II .

Für die Berechnung des Aufwandes der Bürgerſchulen mit dem

Lehrplan von Höheren Lehranſtalten hat die PAVO . Art . III folgende

Vollzugsbeſtimmungen erlaſſen :

Iſt mit der Volksſchule eine nach § 38 Abſatz 2 des Schul⸗
geſetzes errichtete Bürgerſchule mit dem Lehrplan höherer Lehr⸗

anſtalten verbunden , ſo kommen die eine ſolche beſuchenden Schüler

für die Berechnung der geſetzlich zu errichtenden Lehrerſtellen nicht
in Betracht . Der für die Lehrer der Bürgerſchulabteilung ent⸗

ſtehende Aufwand iſt nach Maßgabe des § 28 des Steuervertei⸗

lungsgeſetzes zwiſchen Staat und Gemeinde vorweg hälftig zu

teilen .

U

Nach § 26 des Geſ . iſt für je 1 —70 Schüler eine Lehrerſtelle zu

errichten . Hiernach, hatten die darüber hinaus errichteten Lehrerſtellen
als übergeſetzlich zu gelten . Dieſe Beſtimmung hat durch die Geſetz⸗

gebung der Jahre 1923 , 1924 und 1925 eine Anderung dahin erfahren ,

daß unter beſtimmten Vorausſetzungen an die Stelle von

die Zahl von 55 Schülern als Maßſtab für die Bemeſſung der geſetz⸗
lich zu errichtetenden Lehrerſtellen tritt .

Dabei ſind 3 Geſetzgebungsakte zu unterſcheiden :

Das Geſetz vom 23 . März 1923 über den Aufwand
für die Volksſchule ,

die Perſonalabbauverordnung vom 17. März 1924

das Geſetz vom 27 . März 1925 über Anderung des

Geſetzes vom 23. März 1923 über den Aufwand für
die Volksſchule in der Faſſung der Vo . des StM . vom
17 . März 1924 , Perſonalabbau betr .

A. Das Geſetz vom 23 . März 1923 beſtimmt :

Art . II .

Sind an der Volksschule einer Gemeinde Lehrerstellen
in gröberer Zahl , als nach Artikel I notwendig , errichtet , 80
hat die Berechnung des nach § 28 des Steuerverteilungs⸗
gesetzes vom 4. August 1921 von der Staatskasse 2u über⸗
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nehmenden gesetzlichen Aufwandes bis zur endgültigen ge⸗
setzlichen Regelung einstweilen bei Aufrechterhaltung des
Bestandes der am 1. April 1923 nicht bloß vorübergehend er -
richteten planmäßigen , außerplanmäßigen und Vertrags⸗
mäßigen Lehrerstellen in der Weise zu erfolgen , daß auf
einen nach § 26 des Schulgesetzes vom 10. Juli 1910 anzu -
stellenden Lehrer nicht mehr als 55 Schüler und auf eine aus -
schließlich für Unterricht in weiblichen Handarbeiten be -
stimmte Lehrerin ( S8§ 53 und folgende des Schulgesetzes )
nicht mehr als 250 Schülerinnen kommen .

Vergl . Bmkg . 1 zu § 26 über Art . 1 des Geſetzes .

Das Geſ . vom 23. März 1923 hatte den Zweck , nach Tunlichkeit die
Gefahren einzuſchränken , die als Folge der geburtenarmen Kriegsjahre
und der dadurch bedingten erheblichen Abnahme der Schülerzahlen der
einzelnen Volksſchulen , namentlich in den großen Städten , der Aufrecht⸗
erhaltung des vorhandenen Lehrerbeſtandes und der Verwendungsmög⸗
lichkeit der großen Zahl beſchäftigungsloſer Junglehrer ſich entgegen⸗
geſtellt hatten .

Dieſer Aufgabe ſucht das Geſetz , abgeſehen von der Vorſchrift in
Art . über die Berechnung der Zahl der geſetzlichen Lehrerſtellen
nach dem Durchſchnitt der Schülerzahlen der Jahre 1919 , 1920 und 1921 ,
durch die Beſtimmung gerecht zu werden , daß an Volksſchulen in Ge⸗
meinden mit einer größeren als nach Art . I zu errichtenden Zahl von
Lehrerſtellen die Zahl der geſetzlichen Lehrerſtellen , für deren Aufwand
die Staatskaſſe aufzukommen hat , auf der Grundlage von 55 ſtatt von
70 Schülern zu berechnen iſt . Die für den Staat ſich hieraus er⸗
gebende Verpflichtung iſt beſchränkt auf den am 1. April 1923 vor⸗
handenen Beſtand an Lehrerſtellen und überdies dadurch
bedingt , daß die Gemeinden dieſen Beſtand an Lehrer⸗
ſtellen aufrecht erhalten .

Das Geſetz hatte dabei vor allem die großen Städte im Auge , die es
gegenüber den Aufwendungen des Staates für die Landvolksſchulen ,an denen meiſt auf eine viel geringere Schülerzahl ein Lehrer komme
6. B. an Schulen mit nur 30 oder 40 Schülern ein Lehrer oder an
Schulen mit 80 Schülern zwei Lehrer , mit 150 Schülern drei Lehrer uſw) ) ,
als eine ungerechtfertigte Belaſtung betrachteten , wenn an ihren ausge⸗
bildeten Schulſyſtemen die Berechnung der geſetzlich anzuſtellenden Lehrer
auf der Grundlage von 70 Schülern erfolge . Dieſem als begründet anzu⸗
erkennenden Vorbringen hat das Geſetz dadurch Rechnung getragen , daß
es als Maßſtab für die Berechnung der geſetzlich zu errichtenden Lehrer⸗
ſtellen die Zahl , die ſich in den Jahren 1919 , 1920 und 1921 als Durch⸗
ſchnitt der auf eine Lehrerſtelle entfallenden Schüler mit 57 ergab , abge⸗
rundet auf 55, feſtſetzte . Die für Handarbeitslehrerinnen auf 250 feſtgeſetzte

Zahl entſpricht im allgemeinen der Zahl der Schülerinnen , die von einer
ſolchen Lehrerin bei voller Beſchäftigung mit wöchentlich 32 Stunden
in acht Klaſſen mit je 4 Stunden zu unterrichten ſind .

Für die Ausdehnung dieſer Beſtimmungen auch auf die übrigenGemeinden mit übergeſetzlichen Lehrerſtellen war , abgeſehen von der Ab⸗
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ſicht , auch hier die vorhandene Lehrerzahl aufrecht zu erhalten , vor allem

die Erwägung maßgebend , daß es einem allgemeinen Intereſſe ent⸗

ſpreche , auch in kleineren Gemeinden das Beſtreben der Bevölkerung

nach einer Hebung der Schulbildung zu fördern und zu erhalten .

Das Geſetz bezweckte nicht eine dauernde , ſondern nur eine den vor⸗

liegenden beſonderen Verhältniſſen angepaßte vorüberge hende

Regelung . Es legt in der Begründung ſich ſelbſt den Charakter eines

Notgeſetzes bei , das nur Geltung haben ſolle bis zu der endgültigen

Neuordnung durch eine zu erwartende Novelle zum Steuerverteilungs⸗
geſetz .

B. Durch Art . III der nach Anhörung des landſtändiſchen Ausſchuſſes

vom StM . erlaſienen Perſonalabbauverordnung vom

17 . März 1924 wurde

a) Art . J des Geſ . vom 23. März 1923 aufgehoben ,

p) Art . II in ſeinem Geltungsbereich auf Volksſchulen in Ge⸗
meinden mit mehr als 4000 Einwohnern beſchräntt
und

c) in ſeiner Anwendung weiterhin davon abhängig gemacht , daß
die Errichtung der übergeſetzlichen Stellen zum Zweck der Er⸗

weiterung des Unterrichts erfolgt ſei . Dieſe Be⸗

ſtimmung ergab ſich als natürliche Folge daraus , daß

d) die im Geſetz vom 23. März 1923 als Bedingung für die übrigen
Beſtimmungen aufgeſtellte Forderung der Vufrechterhaltung
bezw . der Sicherung eines beſtimmten Lehrerbeſtandes fallen
gelaſſen wurde .

Solange es ſich lediglich darum handelte , eine vorhandene Zahl
von Lehrerſtellen a u frecht zu erhalten , war es nicht nötig , zur

Verhütung einer willkürlichen Belaſtung der Staatskaſſe die Er⸗

richtung der übergeſetzlichen Lehrerſtellen an gewiſſe geſetzliche Voraus⸗

ſetzungen zu binden. Dies wurde aber in dem Augenblick zur Nol

wendigkeit , in dem die Vergünſtigung des Geſetzes über die als vor—
handen feſtgeſtellte Zahl von Lehrerſtellen hinaus erweitert und dem

Geſetz dadurch eine über den engen Rahmen ſeines urſprünglichen

8 hinausgehende Bedeutung gegeben wurde . Vergl . Ziff . 3 S. 130.
er Regierungsentwurf hatte die Vergünſtigung bezüglich der Be⸗

rechnung der Zahl der geſetzlichen Lehrerſtellen auf 51 in von
55 Schülern auf die großen Städte beſchränkt ; ein bei den Beratungen

15 landſtändiſchen Ausſchuß eingebrachter Antrag auf Ausdehnung det

3 ahnie⸗ auf alle Schulen mit mehr als der geſetzlich vorgeſchriebenen

815
von Lehrerſtellen wurde regierungsſeitig im Hinblick auf die der

ſstaatskaſſe hieraus erwachſende Mehrbelaſtung abgelehnt . Schließlith
5 man ſich auf den in zweiter Reihe geſtellten Antrag der Aus⸗

ehnung der Beſtimmung auf die mittleren Gemeinden im
Sinne des § 3 Ziff . 1b der Gemeindeordnung .

Die in ihrer Faſſung weder zeitli i8 gwe zeitlich , noch ſachlich durch Bezugnahme

40 Lehrerzahl eingeſchränkte Vorſchrift i 5 ent⸗
epen eſetz vom 23. März 1923 als eine auf Dauer berechnele
geſetzliche Regelung dar . Tatſächlich war der neuen Ordnung aber nut
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eine kurze Geltungsdauer beſchieden . Sie wurde bereits nach Jahresfriſt
wieder aufgehoben durch

C. Das unterm 20 . März beſchloſſene und nach
ſeinem § 2 mit dem 1. April 1925 in Kraft getretene
Geſetz „ über Anderung des Geſetzes vom 23 . März
1923 über den Aufwand für die Volksſchule in der
Faſſung der Verordnung des Staatsminiſteriums
vom 17 . März 1924 Perſonalabbau betreffend “ ,
daslautet :

Das Geſetz vom 23 . März 1923 über den Aufwand für die
Volksſchule ( Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Seite 62 ) in der durch
die Verordnung des Staatsminiſteriums vom 17 . März 1924
Geſetz⸗ und Verordnungsblatt Seite 47 ) bewirkten Faſſung wird
wie folgt geändert :

81

Artikel II Abſatz 1 erhält folgende Faſſung :
Sind oder werden an der Volksſchule einer Gemeinde Lehrer⸗

ſtellen in größerer Zahl , als nach §S 26 des Schulgeſetzes vom 7. Juli
1910 notwendig , errichtet , ſo hat die Berechnung des nach § 28 des

Steuerverteilungsgeſetzes vom 4. Auguſt 1921 von der Staats⸗
kaſſe zu übernehmenden geſetzlichen Aufwandes bei Aufrechter⸗
haltung des Beſtandes ſämtlicher am 1. Januar 1925 errichteter
Lehrerſtellen bis auf weiteres in der Weiſe zu erfolgen , daß auf
einen nach § 26 des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910 anzuſtellenden
Lehrer nicht mehr als 55 Schüler und auf eine ausſchließlich für
Unterricht in weiblichen Handarbeiten beſtimmte Lehrerin ( §8 53
und folgende des Schulgeſetzes ) nicht mehr als 250 Schülerinnen
kommen .

1. Das Geſetz ſtellt im weſentlichen die Faſſung des Geſetzes vom
23. März 1923 und den durch dieſes Geſetz geſchaffenen Rechtszuſtand ,
aber auf der Grundlage des Lehrerbeſtandes vom 1. Januar 1925 , wieder
her , indem es ſeinen Geltungsbereich unter Aufhebung der einſchränken⸗
den Beſtimmungen der PAVO . auf alle Gemeinden und auf alle Volks⸗
ſchulen ohne Ruͤckſicht darauf , ob an ihnen erweiterter Unterricht beſteht
oder nicht , ausdehnt .
An dem rechtlichen Charakter des Geſetzes vom 23. März 1923 als

eines nur zur Regelung vorübergehender Verhältniſſe beſtimmten Not⸗
geſetzes ändert es nichts ; es erſetzt nur die hierauf bezüglichen Worte
dieſes Geſetzes „bis zur endgültigen geſetzlichen Regelung einſtweilen
durch die etwas weiter gefaßten , aber in ihrer rechtlichen Bedeutung der
Ausdrucksweiſe des Geſetzes vom 23. März 1923 gleichkommenden Worte
»bis auf weiteres “ .

Die Abſicht des Geſetzes geht wie beim Geſ . vom 23. März 1923 da⸗
hin, den in einem beſtimmten Zeitpunkt vorhandenen — und zwar
den durch den Perſonalabbau geſchaffenen — Beſtand an Lehrerſtellen
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aufrecht zu erhalten und damit der durch einen etwaigen Schülerrück⸗

gang geſetzlich bedingten weiteren Verminderung an Lehrerſtellen vor⸗

zubeugen . In einer Beziehung allerdings — und zwar in einer ſehr

weſentlichen — bleibt es hinter dem Geſ . vom 23. März 1923 zurück,

indem es nicht wie dieſes in Art . 1 getan , vorſchreibt , daß die Berechnung

der Zahl der geſetzlichen Lehrerſtellen auf der Grundlage der Schüler⸗

zahlen dreier , normalen Schülerſtand aufweiſenden Schuljahre zu erfolgen

habe ; es verweiſt vielmehr in dieſer Beziehung lediglich auf die Vorſchrift

des § 26 SchG . , wonach die Berechnung der Stellenzahl auf einer nach den

einzelnen Schuljahren wechſelnden Schülerzahl zu erfolgen hat . Der

Zweck des Geſetzes , den unveränderten Fortbeſtand der am 1. Januar

1925 vorhandenen Lehrerſtellen ſicher zu ſtellen , wird dadurch inſofern

nicht berührt , als die Verpflichtung der Gemeinden zur Aufrechterhaltung
dieſes Beſtandes im Geſetz ausdrücklich feſtgelegt iſt ; wohl aber wird das

Fehlen einer geſetzlichen Feſtlegung der Schuljahre , deren Schülerzahlen
die Grundlage für die Berechnung der Lehrerſtellen zu bilden haben , für

die Feſtſetzung der Zahl der jeweils „nach § 26 des Schulgeſetzes anzu⸗

ſtellenden Lehrer “ inſofern von Bedeutung ſein , als dieſe Zahl mit der

abnehmenden Schülerzahl gleichfalls abnehmen wird ; dies wird —

wenigſtens für die größeren Gemeinden mit ausgebildeten Schulſyſtemen
—zur Folge haben , daß bei Aufrechterhaltung des Stellenbeſtandes vom
1. Januar 1925 eine Verſchiebung der Aufwandsbeſtreitung zwiſchen

Staat und Gemeinden zu Laſten der letzteren eintreten wird , z. B.

an einer Volksſchule waren am 1. Januar 1925 für 2700 Schüler nach

8 26 SchG . 39 Lehrerſtellen zu errichten ; tatſächlich waren errichtet
60 Stellen . Hiervon wären auf der Grundlage von 55 Schülern 50 geſetz⸗

lich und 10 übergeſetzlich ; beträgt im Jahr 1927 die nach § 26 der Be⸗
555 zu legende Schülerzahl nur noch 2580 , ſo wären nach

dem Maßſtab von 55 Schülern berechnet nur 47 Ste
ich und

13 Stellen übergeſetzlich .
ch hnet nur 47 Stellen geſetzlich v

Um eine ſolche Wirkung zu verhüten , beſtimmt die VO. des UM.

05 6. April 1925, daß die Berechnung der geſetzlich zu errichtenden
Lehrerſtellen bis auf weiteres nach dem Durchſchnitt der Schülerzahlen der

Schuljahre 1922 , 1923 und 1924 zu erfolgen habe . Eine ſolche Vorſchrift
konnte aber nur im Wege der Geſetzgebung ergehen . Nachdem

ſie im Geſetz vom 20. März 1925 keine Aufnahme gefunden , kann ſie
nicht durch eine vom UM. unzuſtändigerweiſe erlaſſene Vo . er⸗
ſetzt werden . Vergl . hierüber die Bmkg . zu §S 26 SchG . letzter Abſ .

Maßgebend für die Berechnung der nach § 26 Sch .

0 75 zu errichtenden Zahl von Lehrerſtellen blei⸗

9035 die Vorſchriften der durch die
bvom 6. April 1925 aufgehobenen Verord⸗

nung vom 11 . Dezember 1924 .
Als über die Vorſchrift des §S 26 SchG . hi ö 65

SchG . hinaus errichtet können

39005 Wumen die von
den Gemeinden freiwillig ohne einen

§ 34 Abſ . 4 aufrecht erhalt ſind, fonach nicht Stellen , die Aifereeeeg
3u oin 18 3 ten oder aufgrund der Übergangsbeſtimmung
Ju vom 18. September 1876 errichtet wurden . Ebenſowenig liegt
die Vorausſetzung des Geſ. zur

2 9
tung des Geſ. zur Berechnung der Stellenzahl auf der

Grundla 55 Schülern v 5 5
ge von 55 Schülern vor, wenn an er Volks i tz⸗

lichen Zahl von Lehrerſtellen
von ei einer Voltsſchule mit der gel⸗

llen von einem Lehrer der allgemeinen oder der
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gewerblichen Fortbildungsſchule noch einige weitere Stunden Unterricht
erteilt werden .

2. Bei den Verhandlungen des Geſetzentwurfs im Landtag wurden
im Eingang nach dem Anfangswort „ Sind “ die Worte „ oder werden “
eingeſchoben . Damit war wohl die Abſicht verbunden , das Geſetz über
den Rahmen ſeiner urſprünglichen Beſtimmung hinaus auch auf alle
Fälle der künftigen Errichtung übergeſetzlicher Stellen für anwendbar
zu erklären . Einer dahin gehenden Auslegung ſteht aber der übrige
Wortlaut des Geſetzes entgegen . Denn wie im Geſetz vom 23. März 1923
iſt für den Staat die Verpflichtung zur übernahme der durch das
Geſetz ihm auferlegten Mehrbelaſtung beſchränkt auf den in einem be⸗
ſtimmten Zeitpunkt —vorliegend am 1. Januar 1925 — vor⸗
handenen Stellenbeſtand und andererſeits iſt die den Ge⸗
meinden im Geſetz eingeräumte Vergünſtigung davon abhängig ge⸗
macht , daß ſie ihrerſeits den für die Verpflichtungen des Staates maß⸗
gebenden Stellenbeſtand aufrecht erhalten . Hiernach iſt der
Stellenbeſtand , der den Gegenſtand der geſetzlichen Beſtimmungen bildet ,
ein feſtumgrenzter , der zum Nachteil des Staates nicht über⸗
ſchritten werden darf , hinter dem andererſeits aber auch die
Gemeinden nicht zurückbleiben dürfen . Es würde hiernach
mit der den Mittelpunkt des Geſetzes bildenden Beſtimmung und dem
klaren Wortlaut des Geſetzes im Widerſpruch ſtehen , die Verpflichtungen
des Staates durch die Errichtung neuer übergeſetzlicher Stellen auf Volks⸗
ſchulen auszudehnen , für die eine ſolche Verpflichtung am 1. Januar 1925
nicht beſtand . Die durch die Einſchiebung der Worte
„ oder werden “ geſchaffene Rechtslage kann daher
nur innerhalb des vom Geſetz für ſeine Anwendung
maßgebend erklärten Stellenbeſtandes vom 1. Ja⸗
nuar 1925zur Auswirkung kommen . die Möglichkeit hiezu
iſt mangels rechtsgültiger Feſtlegung einer für die Geltungsdauer des
Geſetzes unabänderlichen Grundlage zur Berechnung der geſetzlichen
Lehrerſtellen dadurch gegeben , daß mit dem Rückgang der Schülerzahl
die Zahl der geſetzlich errichteten Lehrerſtellen eine Veränderung erfährt .
Vergl . Ziff . 1 Abſ . 3 a. E.

Hiernach kann die durch Einſchiebung der Worte
„ oder werden “ beabſichtigte Ausdehnung des Ge⸗
ſetzes auf die ſpätere Errichtung übergeſetzlicher
Stellen nur für den Fall in Anwendung kommen , daß
eine der am 1. Januar 1925 vorhandenen geſetzlichen
Stellen infolge Rückgangs der Schülerzahl entbehr⸗
lich geworden , von der Gemeinde aber als übergeſetz⸗
liche Stelle aufrecht erhalten werden will .

Wollte man die Vorſchriften des Geſetzes auch auf den Fall für an⸗
wendbar erklären , daß künftighin übergeſetzliche Stellen über den Be⸗
ſtand vom 1. Januar 1925 hinaus errichtet werden , ſo hätte man dies
in unzweideutiger Weiſe , etwa in der Art tun müſſen , daß man in einem
beſonderen Abſatz beigefügt hätte : „ Die in Abſ . 1 vorgeſchriebene Be⸗
rechnungsart findet auch dann Anwendung , wenn künftighin übergeſetz⸗
liche Lehrerſtellen über den Beſtand vom 1. Januar 1925 hinaus errichtet
werden . “

9
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3. Das Geſetz vom 23. März 1923 wie auch das Geſetz vom 20. März

1925 verfolgten in erſter Reihe den Zweck , an Volksſchulen mit über⸗

geſetzlichen Stellen die Aufrechterhaltung des vorhandenen Lehrerſtandes

gegen die aus dem Schülerrückgang drohenden Gefahren dadurch ſicher⸗

zuſtellen , daß ein größerer Teil der Stellen als bisher vom Staat als

geſetzlich übernommen wurde und die Gemeinden ſich dafür verpflichte⸗

ten , die entſprechend verringerte Zahl an übergeſetzlichen Stellen aufrecht

zu erhalten . Die Grundlage für den Umfang der beiderſeits übernom⸗

menen Verpflichtungen bildete der vorhandene Beſtand an Lehrerſtellen .

Dabei wurde nicht geprüft , zu welchem Zweck übergeſetzliche Stellen er⸗

richtet waren ; es genügte , daß ſie da waren und erhalten
werden ſollten .

Demgegenüber ſtellte ſich die PüVoO . vom 17. März 1924 , für die der

Geſichtspunkt der Aufrechterhaltung der vorhandenen Stellen in Weg⸗

fall kam, auf den Standpunkt , daß die den Staat mehr belaſtende Be⸗

rechnung auf der Grundlage von 55 Schülern nur dann einzutreten habe,
wenn an der betr . Schule übergeſetzliche Lehrerſtellen zum Zwecke der

Erweiterung des Unterrichts errichtet ſeien . Darin wird der

dus dem Schulgeſetz ſich naturgemäß ergebende
Grundſatz zum Ausdruck gebracht , daß für den Staat

ein Anlaß zur Üübernahme von Aufwendungen für

die Schule über das geſetzlich gebotene Maß hinaus

nur dann vorliegt , wenn die Errichtung weiterer

Lehrerſtellen zur Hebung des Unterrichts über das

geſetzliche Mindeſtmaß hinaus erfolgt .

Die Schulverwaltung wird daher bei Anträgen von Gemeinden

auf Errichtung üübergeſetzlicher Stellen auch beim Mangel einer aus⸗

drücklichen geſetzlichen Vorſchrift gleichwohl in jedem Falle zu priffen
haben , ob ein ſolch ſachliches Bedürfnis für die Errichtung

5 Stelle vorliegt . Die Nichtbeachtung dieſes Geſichtspunktes würde

dazu führen , daß die Gemeinden im Widerſpruch mit den geſetz⸗

lichen Beſtimmungen , z. B. lediglich zu dem Zweck , um die an ſich ge⸗

botene Erſtellung entſprechender Schulräume zu umgehen , oder um die
auf einen Lehrer geſetzlich entfallende Schülerzahl zur Entlaſtung der

vorhandenen Lehrer zu ermäßigen , weitere Stellen errichten könnten mit

der Wirkung , daß die Berechnung der Zahl der geſetzlichen Lehrerſtellen

550 den 0 rſch
5⁵ Schülern zu erfolgen und ſo unter Umgehung

tzlichen Vorſchriften eine geſetzli i ü kehrbe⸗

laſtung der Staatskaſſe Einiren 5 nicht begründiet ee

I

Das Steuerverteilungsgeſetz gibt keine näheren Vor riften
wie beim Beſtehen Abr98f651 eh

191
len

1
einer Volksſchule die Verteilung des perſön⸗

10 zwiſchen Staat und Gemeinde

e iſt . Für die nicht der vormaligen Städteordnung

— leineren Gemeinden mit höchſtens 10 überzähligen

„ 50 das Verfahren inſofern keine beſonderen Schwierig⸗

0 —8 ei jeder einzelnen Stelle ſchon bei der Errichtung feſt⸗

geſ 1
wurde , ob ſie geſetzlich oder übergeſetzlich iſt . Nicht ſo für die

Volksſchulen der Städte der vormaligen Städte⸗

˖
=
S



CECCCCCCC— — 8 f

Von der Beſtreitung des Aufwandes für die Volksſchule . 131

ordnung , an denen nach den Beſtimmungen der früheren Geſetz⸗
gebung zwiſchen geſetzlich vorgeſchriebenen und freiwillig errichteten
Lehrerſtellen weder in bezug auf die Bereitſtellung der Mittel noch
auch in bezug auf die Beſetzung unterſchieden wurde . Hier war
eine nachträgliche Feſtſtellung darüber , welche Stellen als geſetzlich und
welche als übergeſetzlich zu gelten haben , nicht möglich . Auch dem Ver⸗
ſuch einer Ordnung im Wege der Vereinbarung mit den beteiligten Ge⸗
meinden hätten ſich erhebliche Schwierigkeiten entgegengeſtellt . Nichtminder hätten ſich für die Schulverwaltung Weiterungen ergeben , wenn
bei jeder Neuzuweiſung eines unſtändigen Lehrers hätte feſtgeſtellt wer⸗
den müſſen , ob ſeine Bezüge dem Staat oder der Gemeinde zur Laſt
follen . Das gleiche gilt von den ausſchließlich für die Erteilung von
Unterricht in weiblichen Handarbeiten beſtimmten Lehrerinnen , bei
deren Beſtellung der ſtaatlichen Unterrichtsverwaltung nur ein be⸗
ſchränktes Mitwirkungsrecht zuſtand .

Das Geſetz vom 23. März 1923 hat hierüber in Art . III nachfolgende
Vorſchriften erlaſſen .

Akt . III .

Die Verteilung des perſönlichen Aufwandes zwiſchen Staat
und Gemeinde hat für die Volksſchulen , an denen Lehrerſtellen
über die geſetzliche Zahl hinaus errichtet ſind , jeweils für die
Dauer eines Rechnungsjahrs nach dem Stand vom 1. April nach
folgenden Beſtimmungen zu geſchehen :

1. Für jeden am 1. April an der Schule planmäßig und nicht
planmäßig ( außerplanmäßig und vertragsmäßig ) ange⸗
ſtellten Lehrer ſowie für jede planmäßig und nicht plan⸗
mäßig ( außerplanmäßig und vertragsmäßig ) angeſtellte
Handarbeitslehrerin wird auf Grund der Geſamtſumme
der Dienſtbezüge ſämtlicher zu jeder der beiden Gruppen
gehörigen Lehrer ( Lehrerinnen ) zunächſt aus dem Grund⸗
gehalt ein Durchſchnittsſatz feſtgeſtellt , dem dann noch der
Ortszuſchlag , die Kinderzuſchläge , die Teuerungszuſchläge
und der Frauenzuſchlag — Kinderzuſchlag und Frauen⸗
zuſchlag in einem aufgrund der Geſamtſumme dieſer Zu⸗
ſchläge und der Geſamtzahl der Lehrer errechneten Durch⸗
ſchnittsſatz — hinzutreten .

2. Zur Berechnung des Aufwandes für Dienſtaushilfe wird
der Zahl der übergeſetzlichen nicht planmäßigen Lehrer und
nicht planmäßigen Handarbeitslehrerinnen noch für jede
dieſer Gruppen die Zahl von 5 vom Hundert der Geſamt⸗
zahl der übergeſetzlichen Lehrer und Lehrerinnen zuge⸗
ſchlagen .

8. Der für den einzelnen Lehrer nach Ziffer 1 feſtgeſtellte
Durchſchnittsſatz , der durch etwaige weitere im Laufe des
Jahres erfolgende Beſoldungsänderungen entſprechend zu
ergänzen wäre , iſt mit der Zahl der übergeſetzlichen Lehrer
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und Lehrerinnen ( Ziffer 1) öu vervielfältigen ; die ſich ſo

ergebende Summe bildet unter Hinzurechnung des nach

der Zahl der überg eſetzlichen Lehrer und Lehrerinnen —

für jede der in Ziffer 1 bezeichneten Gruppen getrennt —

zu berechnenden Anteils am Geſamtaufwand der Umzugs⸗

koſten den von der Gemeinde an den Staat für ein Jahr

zu erſetzenden Betrag .

Die durch die PAVO . an dieſen Vorſchriften vorgenommenen Ande⸗

rungen ſind zwar durch das Geſetz vom 20. März 1925 nicht aufgehoben ,

aber tatfächlich gegenſtandslos geworden .

Das Geſetz vom 23. März 1923 ſucht die Schwierigkeiten dadurch zu

löſen , daß es eine pauſchale Verteilung des auf einen beſtimmten Tag zu

berechnenden Aufwandes vorſchreibt . Der zunächſt gelegene Weg der Ver⸗

teilung des Aufwandes nach einem aufgrund der Lehrerzahl zu berech⸗
nenden Hundertſatz ſtieß auf techniſche Schwierigkeiten und mußte des⸗

halb außer Betracht bleiben . Das im Geſetz vorgeſehene Verfahren , das
das durchſchnittliche Einkommen für jeden an der Schule tätigen Lehret

zur Grundlage nimmt , kommt im weſentlichen zu dem gleichen Ergebnis .

1. Maßgebend für die Berechnung der Durchſchnittsſätze iſt jeweils
der Beſtand der am 1. April errichteten , d. h. beſetzten oder bereits be⸗

ſetzt geweſenen , aber vorübergehend erledigten Lehrerſtellen . Im Laufe

des Schuljahrs erſt zur Errichtung bezw . Beſetzung gelangende Stellen
belaſten die Gemeinde für das laufende Rechnungsjahr nicht . Dabei

werden nach der dem Geſetz beigegebenen Begründung folgende vier

Gruppen von Lehrern unterſchieden :

1SDie planmäßigen Lehrer ( Lehrerinnen ) einſchließlich der Inhaber
von Funktionärſtellen ( Oberlehrer , Hilfsſchullehrer ) und der Fach⸗

lehrer ( Taubſtummenlehrer und Zeichenlehrer u. a. ) ;

2. die nicht planmäßigen , das ſind die außerplanmäßig und ver⸗

tragsmäßig angeſtellten Lehrer ;

3. die planmäßigen Handarbeitslehrerinnen und

4. die nicht planmäßigen ( außerplanmäßigen und vertragsmäßigen)
Handarbeitslehrerinnen .

Über die Art der Berechnung ſtellt die Begründung noch weiter fol⸗

gende Grundſätze auf :

Der Durchſchnittsſatz iſt zunächſt aus dem Grundgehalt ( Grundver⸗
gütung ) zu berechnen . Falls er nicht ſchon einem Gehaltsſatz ( Ber—

gütungsſatz ) der Beſoldungs - ( Vergütungs ) Ordnung gleichkommt , iſt er

auf den nächſtniedrigen Grundgehalts⸗(Vergütungs⸗)Betrag der Beſol⸗

dungs⸗ ( Vergütungs⸗ ) Ordnung feſtzuſetzen . Zu dem Durchſchnittsgrund⸗
gehalt ( Vergütung ) tritt jeweils der zugehörige Ortszuſchlag der be⸗
treffenden Gemeinde . Als Kinderzuſchlag wird ein Betrag in der Höhe

des Hundertſatzes hinzugerechnet , der ſich für jede einzelne Lehrergruppe
ergibt , wenn der aus der Geſamtſumme der Kinderzuſchläge und der Ge⸗

ſamtzahl der Lehrer errechnete Durchſchnittsſatz mit dem Durchſchnitt der

geſetzlichen Kinderzulage für ein einzelnes Kind verglichen wird . Au

derſelben Grundlage wird der Betrag der Frauenzulage berechnet .



W

Von der Beſtreitung des Aufwandes für die Volksſchule 133

Der Jahreserſatzbetrag für die übergeſetzliche Lehrerſtelle errechnet
ſich hiernach aus dem Durchſchnittsgrundgehalts⸗ ( Vergütungs⸗ ) betrag der
Veamtengattung , dem für die betreffende Gemeinde maßgebenden Orts —
zuſchlag , dem berechneten durchſchnittlichen Kinderzuſchlag , zuzüglich dem
errechneten Durchſchnittsbetrag an Frauenzuſchlag .

Im Falle einer Neufeſtſetzung der Grundgehälter ( Vergütungen )
treten vom Tag der Neuordnung an für den reſtlichen Teil des Jahres
die entſprechenden neuen Grundgehalts - ( Vergütungs - ) Sätze an Stelle der
ſeitherigen . Ebenſo tritt im Falle einer Anderung des Ortszuſchlags
während der Dauer des Jahres für den Reſt des Jahres der entſprechende
Satz des neuen Ortszuſchlags zu dem Grundgehalt ( Vergütung ) hinzu .
Bei Anderung der Kinderzuſchlags - und Frauenzuſchlagsſätze innnerhalb
des Rechnungsjahres werden die neuen Durchſchnittsſätze unter Anwen⸗
dung des feſtgeſtellten Hundertſatzes auf der Grundlage der neuen geſetz⸗
lichen Sätze berechnet .

2. Die Berechnung der Aufwendungen für Dienſtaushilfe kann , da
im einzelnen Fall nicht feſtſtellbar iſt , ob der dienſtbehinderte Lehrer , dem
ein Hilfslehrer beigegeben wird , eine geſetzliche oder eine übergeſetzliche
Lehrerſtelle bekleidet , gleichfalls nur auf dem Weg der Feſtſetzung einer

Pauſchalvergütung erfolgen . Nach der Begründung zu dem Geſetz
kommen nach dem Landesdurchſchnitt jährlich auf 100 Lehrer 5 Hilfs⸗
lehrer . Dieſer Hundertſatz iſt der Berechnung der Zahl der Hilfslehrer
zugrunde gelegt . Dabei iſt zwiſchen Haupt - und Unterlehrern nicht unter⸗
ſchieden , da Dienſtbehinderungen durch Krankheit bei beiden Arten von
Lehrern im allgemeinen im gleichen Umfang vorkommen . Der Aufwand
für die ſich hiernach ergebende Zahl von Hilfslehrern ſoll aber ausſchließ⸗
lich nach dem Durchſchnittsſatz für die nicht planmäßigen Lehrer zuge⸗
ſchlagen werden , deren Bezüge die Hilfslehrer erhalten .

3. Der an Zugskoſten auf einen Lehrer jeder Gruppe entfallende
Anteil iſt aufgrund der Rechnungsergebniſſe des Vorjahres feſtzuſtellen .

Die Berechnung des einen Beamten im Falle ſeiner Verſetzung
zu gewährenden Umzugskoſten richtet ſich nach den Vorſchriften der
Vo. des StM . vom 6. Auguſt 1924 ( ABl . Nr . 37 Seite 111 ) in der

Faſſung der VO. vom 16. Juni 1925 — ABl . Nr . 33 S. 145 — und der
Ausführungsbeſtimmungen des Finanzminiſteriums hierzu vom 6. Auguſt
1924 — 2Bl . Nr . 37 S. 113 in der Faſſung der VO. des Fin . Min . vom
16. Juni 1925 — ABl . Nr . 33 S. 146.

4. Hiernach beſteht der von der Gemeinde für die

übergeſetzlichen Lehrerſtellen an den Staat zu
leiſtende Jahresbeitrag aus der Summe der Beträge ,
die ſich ergeben , wenn der nach Ziff . 1 für den Lehrer
einer Gruppe feſtgeſtellte Durchſchnittsſatz zuzüg⸗
lich des aufeinen Lehrerentfallenden Anteils an den

Umzugskoſten bei den planmäßigen Lehrern mit der

Zahl der auf die einzelne Gruppe entfallenden über⸗
geſetzlichen Lehrer und bei den nichtplanmäßigen mit
der um je 5 v. H. der übergeſetzlichen planmäßigen
und nichtplanmäßigen Lehrer erhöhten Zahl der
übergeſetzlichen nichtplanmäßigen Lehrer verviel⸗
tacht wird .
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5. Die weiteren Vorſchriften des Geſetzes vom 23. März 1923 über

die Berechnung des Aufwandes für die Rektorenſtellen wurden durch

Art . III PAVO . aufgehoben . Dieſe Vorſchriften lauteten :

Der Aufwand für eine Rektorstelle gilt , auch wenn ihre

Errichtung lediglich infolge der Vermehrung der Lehrer -

stellen über die nach Artikel I erforderliche Zahl hinaus not -

wendig geworden ist , als gesetzlich geboten .

Sind an einer Volksschule mehrere Rektorstellen er -

richtet , Sso ist jeweils im Staatsvoranschlag zu bestimmen ,

Welche von ihnen als gesetzlich und welche als freiwillig er-

richtet zu gelten haben .

Zur Aufnahme dieſer Beſtimmungen in das Geſetz war in der Be⸗

gründung beigefügt : „ Die Übernahme des Aufwandes für die Rektor⸗

ſtellen rechtfertigt ſich aus dem Geſichtspunkt , daß die Errichtung einer

ſolchen Stelle bei 10 und mehr Lehrern für die Gemeinde eine geſetzliche

Verpflichtung iſt , einerlei ob die Zahl der angeſtellten Lehrer rechtlich
geboten war oder nicht . Sie iſt auch von dem Geſichtspunkt aus er⸗

wünſcht , daß dadurch dem Beſtreben der Gemeinden nach Erweiterung
ihrer Schuleinrichtungen im Intereſſe der Allgemeinheit ſoweit als tun⸗

lich entgegengekommen werden ſollte . “
Der Strich dieſer Vorſchriften durch die PuVO . hatte nur den Zweck,

die Auslegung des Geſetzes über die rechtliche Behandlung dieſer Stellen
dem Ermeſſen der Unterrichtsverwaltung anheimzuſtellen . Es ſollte nur

der in der Vorſchrift liegende Zwang beſeitigt werden . Da die dem Ge⸗
ſetz in der vorſtehenden Begründung gegebene Auslegung rechtlich nicht
zu beanſtanden iſt , wird an der darin vertretenen Auffaſſung auch nach
der förmlichen Aufhebung der Vorſchrift feſtzuhalten ſein . Dies gilt ſo⸗
wohl für die Rektorſtellen nach Abſ . 1 ( § 30 SchG. ) , als auch für die Be⸗
ſtellung mehrerer Rektoren an einer Volksſchule nach Abſ . 2 (§S 120 Schg. ) .

Errichtung von Haupt - und Anterlehrerſtellen .

οο ——

Geſ . vom 13. Mai 1982 Art . VI § 57. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

( 1) Als errichtet ſim Sinne und mit Wirkung des §S 721 gelten

Hauptlehrerſtellen , wenn beziehungsweiſe ſo lange ſie im Staats⸗
voranſchlag angeführt ſind , neu zugehende aber erſt von dem Tag
der erſtmaligen etatmäßigen Beſetzung an .

( 2) Neue Unterlehrerſtellen gelten für errichtet vom Tag der

erſtmaligen Beſetzung ( des Dienſtantritts ) an ; die letztere kann

erfolgen , ſobald die Oberſchulbehörde und die Gemeinde über die

Errichtung der Stelle einverſtanden ſind , oder die Errichtung durch
vollzugsreifes Erkenntnis der Staatsverwaltungsbehörde ausge⸗
ſprochen iſt .

5Die Vorſchrift im Nachſatz des Abſ . 1 iſt weſentlich nur noch für

die Crrichtung übergeſetzlicher Hauptlehrerſtellen von Bedeutung . Vergl .
die Bmkg . 1 zu Art . III des Geſ . vom 23. März 1923 Seite 132 .
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2. Die Vorſchrift in Abſ . 2 hat durch die Übernahme des perſönlichen
Aufwandes durch den Staat weſentlich an Bedeutung verloren , da der
Gemeinde aus der Errichtung einer weiteren Lehrſtelle Koſten nur für
die Erſtellung weiterer Schulräume erwachſen können . Weigert ſich eine
Gemeinde , die hiezu nötigen Aufwendungen zu machen , ſo wird ſie auf⸗
grund der SS 26 und 140 Abſ . 2 Ziff . 2 SchG . dazu angehalten werden
können .

Deckungsmiktel für die Lehrergehalte .

a) Schulpfründe .
8 78 .

Geſ. vom 28. Auguſt 1835 § 13. EuG . vom 8. März 1868 § 61. Geſ . vom
13. Mai 1892 Art . VI S 58. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

[ Zur Deckung der nach §S 72 J 1 an die Staatskaſſe zu leiſten⸗
den Einzahlungen ſind von der Gemeinde zunächſt zu verwenden : ! ]
der Ertrag der Schulpfründe , namentlich auch der zu ihrer Dota⸗

tion gehörigen Liegenſchaften und Almendnutzungen , ſowie der

Ertrag der für Unterhaltung der Lehrer beſtimmten Ortsfonds
( namentlich der Ablöſungskapitalien für frühere Leiſtungen zu

Lehrergehalten ) einſchließlich der Leiſtungen , zu welchen Andere ,
auch die politiſche Gemeinde , der Schule auf Grund eines beſon⸗

deren Rechtstitels verpflichtet ſind .

GDas Volksſchulgeſetz vom 28. Auguſt 1853 bezeichnet in § 13 al

Deckungsmittel für die Lehrergehalte :
1. den „ Ertrag der Schulpfründe einſchließlich der zu derſelben ge⸗

hörigen Allmendnutzungen “ ,
den „ Ertrag der für Unterhaltung der Schullehrer beſtimmten

Ortsfonds “ ,
3. die „Leiſtungen , zu welchen andere der Schule kraft einer rechts⸗

gültigen Dotation oder überhaupt privatrechtlich verpflichtet ſind “.
1. Das Wort „ Schulpfründe “ iſt im Geſetz in einem engeren

und einem weiteren Sinn gebraucht . Im engeren Sinn bedeutet es
das zum Unterhalt des Lehrers an einer Volksſchule durch privatrecht⸗
lichen Rechtsakt gewidmete Vermögen . Die Schulpfründe iſt hiernach eine

weltliche Ortsſtiftung . Dieſe Bedeutung kommt dem Ausdruck
in §8 82 Abſ . 2 des Geſ . zu, wo beſtimmt iſt , daß die Schulpfründe „als
Stiftungsvermögen “ entſprechend der Vorſchrift in § 9 Stift . Geſ . „ im
Grundſtock ungeſchmälert erhalten bleiben muß “ Vergl . auch StRA § 10.

Im weiteren Sinn bedeutet „ Schulpfründe “ die Volksſchule in

vermögensrechtlicher Beziehung , d. h. den Inbegriff des der Schule als

ſolcher zum Unterhalt der Lehrer gewidmeten Vermögens zuzüglich der

auf dem öffentlichen Recht beruhenden Nutzungsrechte . In dieſem Sinne
beſitzt die Volksſchule als eine Stiftung bezw . als eine Anſtalt des öffent⸗
lichen Rechts Rechtsperſönlichkeit . BGB . § 89.

Die Worte „ namentlich auch der zu ihrer Dotation
gehörigen Liegenſchaften “ ſind durch das ElG . vom 8. März
1868 eingefügt worden , nachdem durch das Geſ . vom 3. Mai 1858 den

demeinden die Ausſtattung der Schulen mit Liegenſchaften auf⸗
erlegt worden war . Bis dahin beſtand kein Anlaß , die zur Ausſtattung
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der Schule gehörigen Liegenſchaften beſonders zu erwähnen , da ſie als

Vermögensbeſtandteile der Schulpfründe in deren Eigentum ſtanden .

Das Recht auf Allmendnu tzungen richtet ſich „nach dem unbe⸗

ſtrittenen Rechtszuſtand vom 1. Januar 1831 ( Wieland , bad . Gemeinde⸗

geſetzgebung III . Aufl . Zuſatz zu §S 104 Gem . Ord. ) . Es ſteht , nachdem

die unmittelbare Ausübung des Nutzungsrechts durch den Lehrer infolge

der Neuordnung der Gehaltsverhältniſſe durch das Geſetz vom 13. Mai

1892 hinfällig geworden , der Schulpfründe zu. Der Lehrer kann das

Genußrecht an Allmendgrundſtücken nur auf dem Umweg über § 84

ausüben . Das Recht auf Allmendgenuß kann unter Anwendung der

Beſtimmungen des § 84 Gem . Ord . aufgehoben werden . Über das

Recht auf Allmendgenuß entſcheiden die Verwaltungsgerichte , in erſter

Reihe der Bezirksrat , in zweiter Reihe der Verwaltungsgerichtshof .
VRPfG . 8 2 Ziff . 2.

2. Unter den für Unterhaltung der Lehrer beſtimmten Ortsfonds

ſind etwaige neben der Schulpfründe aufgrund beſonderer Widmung be⸗

ſtehende Stiftungen zu verſtehen . Ihre Zahl iſt gering . In erſter Reihe

gehören dazu die in den 88 79 und 80 beſonders behandelten Fonds ſo⸗
wie die aus den Kompetenzablöſungskapitalien nach 8 3 des Geſetzes über

die Ablöſung von Kompetenzen zu Volksſchullehrergehalten errichteten

Stiftungen .
3. Die Worte „ auch die politiſche Gemeinde “ ſind durch

das EllG . vom 8. März 1868 eingefügt worden . Dabei handelt es ſich
lediglich um eine formale Ergänzung des Geſetzes . Eine weitere Ande⸗
rung hat die Vorſchrift der Ziff . 3 des Geſ . vom 28. Auguſt 1835 dadurch

erfahren , daß die Worte „kraft einer rechtsgültigen Dotation oder über⸗

haupt privatrechtlich “ im SchG . vom 7. Juli 1910 durch den Ausdruck

fr ndeines beſonderen Rechtstitels “ erſetzt wurden .

Dadurch ſollte feſtgeſtellt werden , daß die Vorſchrift des Geſetzes „außer

den auf dem Zivilrecht beruhenden Anſprüchen auch Anſprüche umfaßt ,
die auf einem beſonderen Rechtsakt des öffentlichen Rechts beruhen “ . Als

„ A dere kamen in früherer Zeit neben den Gemeinden hauptſächlich
in Betracht : Grundherrſchaften , Spitalſtiftungen , Pfarrdienſte , kirchliche

Ortsſtiftungen , einzelne Gemeindebürger , Hofbeſitzer , Mühlenbeſitzer
u . dergl. Die Leiſtungen beſtanden meiſt in N aturalabgab en,

Holz , Stroh , Frucht , Fruchtgarben u. dergl . Vielfach wurden die von ein⸗

zelnen Bürgern zu leiſtenden Abgaben in ſpäterer Zeit von den Ge⸗
meinden übernommen und weitergeleiſtet . Grundgülten und Grundzinſen

wurden durch das Geſetz vom 5. Oktober 1820 , etwaige Zehntlaſten durch
das vom 15. November 1833 für ablösbar erklärt .

ezüglich der Leiſtungen der Gemeinden beſtimmt § 28 des Geſ.

vom 28. Auguſt 1835 , daß die Gemeinden im Hinblict auf 15 von W5

ſtaatsrechtlich zu leiſtenden Beitrag zu den Lehrergehalten „ pon ihren

bisherigen Leiſtungen befreit werden , vorbehalt⸗

lich desjenigen , was ſie als Dotation oder ( onſt

privatrechtlich zu entrichten verpflichtet ſind “ . Hanach
können die Gemeinden zu Leiſtungen , die ſie vor dem 28. Auguſt 1835

zu machen hatten, nur dann angehalten werden , wenn ein prinat⸗

gen ſin eſichtspunk S 1

des Wher d
dem Geſichtspunkt der Schlußworte
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Beiträge kirchlicher Ortsfonds .

a ) Stiftungsgemäße .

8 79 .

Geſ. vom 28. Auguſt 1835 §S 15. EllG . vom 8. März 1868 §§ 62 und 63.
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI S 59.

( Y SHat ein Ortsfonds nebſt Unterhaltung der Lehrer zugleich
noch andere Stiftungszwecke ,ſo verbleibt es bei der nach § 15 des
Volksſchulgeſetzes vom 28 Auguſt 1835 vollzogenen Verteilung der
Erträgniſſe des Fonds , bis etwa die Verfiehrung derſelben eine
verhältnismäßige Erhöhung des Beitrages zum Lehrergehalt ge⸗
ſtattet , oder ihre mn eine Herabminderung desſelben
nötig macht .

2 ) Indeſſen kann der bisherige Beitrag , auch ohne daß der
Ertrag des Fonds ſich vermehrte , alsdann erhöht werden , wenn
diejenigen , welche hinſichtlich der anderen Zwecke der Stiftung be⸗
rechtigt ſind , oder ihre Vertreter dazu einwilligen , oder wenn es
ohnehin ſchon nach den Stiftungsvorſchriften zuläſſig iſt .

1. Die äanderen Stiftungszwecke “ ſind in der überwiegen⸗
den Zahl der Fälle kirchlicher Art . Meiſt handelt es ſich um Stiftungen ,
die aus einer Zeit ſtammen , zu der Schule und Kirche vereinigt waren ,
das kirchliche Intereſſe ſich ſonach auch auf das Gebiet der Schule er⸗
ſtreckte .

Über die Verteilung der Erträgniſſe beſtimmt § 15 des Geſ . vom
28. Auguſt 1835 , daß „der für Unterhaltung des Schullehrers zu ver⸗
wendende Betrag auf unbeſtimmte Zeit “ auf die „ Summe feſtgeſetzt
wird “, die ſich ergto, wenn der Ertrag der Stiftung nach dem Verhält⸗

nis geteilt wird , in dem er nach dem Durchſchnitt der Jahre 1825/35 für
die verſchiedenen Zwecke verwendet wurde .

2. Bei der durch die Inflation bewirkten Verminderung des Grund⸗
ſtocksvermögens der Stiftungen werden Erhöhungen der Beiträge über⸗

haupt nicht mehr zu erwarten ſein . Wohl aber ſind infolge der Ver⸗
mögenseinzehrungen die früheren Beträge erheblich verringert worden
oder gänzlich in Wegfall gekommen . Die Entſcheidung über die Ver⸗

änderung der Beiträge ſteht zunächſt den örtlichen Verwaltungsbehörden
mit Genehmigung der Oberbehörden zu; ſofern eine Verminderung in
Frage kommt , iſt überdies die Zuſtinmüng des UM. erforderlich . Über
die Anſpruchsberechtigung erkennt auf Klage gegen Entſcheidung des UM.
der Verwaltungsgerichtshof . VRPfG . § 3 Ziff. 8 VBO . z. VRPfG . Ziff . 8.

b) Aus Überſchüſſen .

§ 80 .

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 §S 17. Ell G. vom 8. März 1868 8 64.

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI S 60.

Hat ein Ortsfonds der urſprünglich nicht ausdrücklich zu⸗
gleich für Unterhaltung der Lehrer geſtiftet iſt ( §8 78 , 79) , dennoch

32.

3
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bis zum 28 . Auguſt 1835 Lehrergehalte oder Beiträge hiezu ( jedoch

nicht bloß vorübergehende Unterſtützungen ) aus ſeinen Über⸗

ſchüſſen bezahlt , ſo kommen dabei die Beſtimmungen der §8 78 und

79 ebenfalls zur Anwendung ; jedoch können hier die hinſichtlich

der übrigen Stiftungszwecke Berechtigten , oder ihre geſetzlichen

Vertreter eine Minderung oder Aufhebung jener Beiträge ver⸗

langen , ſobald ſie nachweiſen , daß die vollkommene Erfüllung der

nächſten Stiftungszwecke gar keine oder keine ſo großen Überſchüſſe

mehr übrig laſſe , alſo die Aufhebung oder Verminderung jener

Beiträge zu Lehrergehalten nötig mache .

Hier handelt es ſich wie bei 8 79 vorwiegend um Beiträge kirch⸗

licher Fonds , die aber nicht aufgrund einer ſtiftungsgemäßen Ver⸗

pflichtung , ſondern aufgrund regierungsſeitiger Anordnungen vor dem

28. Auguſt 1835 aus den Überſchüſſen dieſer Fonds geleiſtet wurden .

Die überwiegende Mehrzahl dieſer Beiträge iſt wegen Unzulänglichkeit
der kirchlichen Fonds während der Dauer der Inflation eingeſtellt wor⸗

den . Die Vorſchrift iſt daher nur noch von geringer Bedeutung und

dürfte wohl bei einer Anderung des Schulgeſetzes umſomehr aufzuheben

ſein , als ſie den einzelnen Fall darſtellt , in dem Leiſtungen zum Unter⸗

halt der Volksſchule ohne privatrechtliche Verpflichtung bezw . ohne be⸗

ſonderen Rechtstitel ( § 78) geleiſtet werden .

Über die Aufhebung der Beiträge entſcheidet , wenn die beteiligten

ortlichen Verwaltungsbehörden ſich nicht vereinbaren , das UM. ; gegen
deſſen Entſcheidung iſt die Klage an den Verwaltungsgerichtshof gegeben.
VRPfG . § 3 Ziff . 8 VVO. z. VRPfG . Ziff 8. Die in einem Einzelfall
von dem Verwaltungsgerichtshof vertretene Anſchauung , daß die auf Auf⸗

hebung klagende kirchliche Vermögensverwaltungsbehörde nicht nur den
Nachweis der Unzulänglichkeit der Mittel des kirchlichen Fonds zul

Weiterleiſtung , ſondern als Beſtandteil des Klagefundaments noch weiter⸗
hin den Beweis zu erbringen habe , daß der Fond „urſprünglich nicht

ausdrücklich zugleich für Unterhaltung der Lehrer geſtiftet iſt recht⸗

lich nicht haltbar . Zur Begründung der Klage auf Minderung oder Auf⸗

hebung der Leiſtung genügt es vielmehr , daß eine ſtiftungsgemäße Ver⸗

pflichtung nicht nachweisbar iſt . Sache des Gegners iſt es dann , wenn
er das Beſtehen einer ſolchen Verpflichtung behauptet , ſeinerſeits den

Nachweis hiefür zu erbringen .

Diſtriktsſtiftungen .
§ 81 .

Geſ . vom 28. Auguft 1835 §8 18. EllG . vom 8. März 1868 8 65.
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8§ 61.

( 1) Die Vorſchriften des § 79 ſind auch auf Diſtriktsſtiftungen
anwendbar , aus welchen Lehrergehalte oder Beiträge hiezu be⸗

zahlt werden .

(2) Derjenige Teil des hiernach für Lehrergehalte zu der⸗

wend e Ertrags einer Diſtriktsſtiftung , welcher nicht nach 8 18

des Volksſchulgeſetzes vom 28 . Auguſt 1835 einer beſtimmten

Whni



—— CCC N 5

Von der Beſtreitung des Aufwandes für die Volksſchule . § 82. 139

Schule zum voraus zugewieſen iſt , iſt aber , ſoweit nicht ausdrück⸗
liche Stiftungsvorſchriften entgegenſtehen , unter die berechtigten
Orte neu zu verteilen , wenn ſich die Bedürfniſſe ihrer Volksſchulen
erheblich ändern .

6 ) Als Bedürfnis einer Volksſchule im Sinne des vorhergehenden
Abſatzes gilt derjenige Betrag , welcher an der Summe der nach §8 72 1J 1 a
und buan die Staatskaſſe zu leiſtenden Einzahlungen , mit Beiſchlagungeines nach §S 62 Abſatz 1 feſtzuſtellenden Wertanſchlags für die den Haupt⸗
lehrern zukommende freie Wohnung nach Aufrechnung der in den SS 78,
79 und 80 gedachten Einkünfte noch ungedeckt iſt .

1. Nach Stif . Geſ . § 32 ſind unter „ Diſtriktsſtiftungen “ alle
nicht ausſchließlich nur dem Vorteile von Angehörigen oder Bewohnern
einer Gemeinde oder mehrerer Gemeinden eines und desſelben Amts⸗
bezirks gewidmeten Stiftungen zu verſtehen . Die Verwaltung und Ver⸗
waltungsaufſicht der weltlichen Diſtriktsſtiftungen ſteht , ſofern Stif⸗
tungen ausſchließlich zugunſten der Schule in Frage kommen , dem Unter⸗
richtsmniſterium , ſonſt dem Miniſterium des Innern zu. Kirchliche
Diſtriktsſtiftungen unterſtehen dem Katholiſchen Oberſtiftungsrat , bezw .
dem Evang . Oberkirchenrat .

Hat eine Diſtriktsſtiftung außer den Leiſtungen für Lehrergehalte
noch andere Zwecke , ſo wird der auf die Schule entfallende Anteil der
Stiftungserträgniſſe nach den Vorſchriften zu § 79 ermittelt .

2. Was aus den Erträgniſſen der Stiftung ſchon vor dem 29. Auguſt
1818 ohne zeitliche Beſchränkung oder ohne ausdrücklichen Vorbehalt des
Widerrufs an eine beſtimmte Schule entrichtet wurde , bildet den nach
§ 18 Abſ . 2 des Geſ . vom 28. Auguſt 1835 der Schule zum voraus
zukommenden feſten Betrag . Der Reſt der Erträgniſſe iſt
unter die berechtigten Gemeinden nach Maßgabe ihrer Aufwendungen für
die Schule zu verteilen . Die Verteilung geſchieht in der Regel auf eine
beſtimmte Zahl von Jahren .

Uber die Anſpruchsberechtigung entſcheidet im Streitfall auf Vorent⸗
ſcheidung des zuſtändigen Miniſteriums —bei kirchlichen Stiftungen des
UM. —der Verwaltungsgerichtshof . — VRPfG . § 3 Ziff . 8 i. V. mit
Ziff . 8 der VVO . zum VRPfG . und § 41 Ziff . 1 VRPfG .

3. Die Vorſchrift in Abſ . 3 iſt durch die übernahme des Aufwandes
für die Lehrergehalte auf die Staatskaſſe und die Aufhebung des § 62
SchG . gegenſtandslos geworden . Vergl . hiezu § 82. Sofern die be⸗
teiligten Gemeinden keinen übergeſetzlichen perſönlichen Aufwand zu
machen haben , werden die Leiſtungen ſeitens der Stiftung einſtweilen
einzubehalten ſein .

Vereinnahmung der Deckungsmittel durch die Gemeinde .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI § 62.

( 1 Die in den §8 78 bis 81 bezeichneten Einkünfte werden für die
Gemeindekaſſe vereinnahmt , wogegen aus dieſer Kaſſe alle damit ver⸗
bundenen Laften zu beſtreiten ſind .
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( 2) Das Vermögen der Schulpfründen , zu welchem insbeſon⸗

dere die Ablöſungskapitalien für abgelöſte Leiſtungen zu Lehrer⸗

gehalten gehören , muß als Stiftungsvermögen im Grundſtock un⸗

geſchmälert erhalten bleiben .

( 3) Die Einhaltung dieſer Vorſchrift iſt durch die hinſichtlich

der Aufſicht über die Verwaltung des örtlichen Schulvermögens

zuſtändigen Behörden zu überwachen .

1 . Die Beſtimmung in Abſ . 1 hat eine Anderung erfahren durch

Ziff . 6 des § 28 StVG . , die lautet :

Soweit und ſolange eine Gemeinde für ihre Volksſchule Auf⸗

wendungen perſönlicher oder ſachlicher Art über das geſetzlich ge⸗

botene Mindeſtmaß hinaus macht , kommt ihr der Genuß der in

§ 82 des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910 bezeichneten Einkünfte

zu ; andernfalls ſind dieſe Einkünfte der Staatskaſſe zu überweiſen ,

die dann auch die darauf ruhenden Laſten zu tragen hat .

Die Vorſchrift enthält nach zwei Richtungen eine Anderung der

Zwecksbeſtimmung des zur Dotation der Schulſtelle gehörigen

Vermögens . Während dasſelbe bisher nur zur Beſtreitung des von den

Gemeinden geſetzlich zu machenden perſö nlichen Aufwandes be⸗

ſtimmt war , erhält es jetzt die Widmung zur Deckung des von einer Ge⸗

meinde über das geſetzliche Maß hinaus für ihre Schule ge⸗

machten nicht nur perfönlichen , ſondern auch ſa chlichen Auf⸗

wandes .

8 Sofern der perſönliche Aufwand in Frage kommt , ſtößt die

Durchführung auf keine Schwierigkeiten , da das „ gebotene Mindeſtmaß “

dieſes Aufwandes im Geſetz genau feſtgelegt iſt . Bezüglich des ſach⸗

lichen Aufwandes dagegen fehlt es an einer ſolchen , ſeinen Umfang
genau präziſierenden geſetzlichen Vorſchrift ; nach §8 111, 114 und 116 des

Geſ. haben die Gemeinden die Verpflichtung , ein Schulgebäude zu er⸗

richten , die Schulzimmer mit den durch Verordnung vorgeſchriebenen

Gerätſchaften einzurichten , die erforderlichen Lehrmittel zu beſchaffen und

die Schule überhaupt „ mit allem zu verſehen , was gu ihrer

zweckdienlichen Benützung erforderlich i ſt “. Die

letztere Beſtimmung iſt außerordentlich dehnbar und auslegungsfähig.
Bringt die Gemeinde in den Schulzimmern einen Bilderſchmuͤck an oder

beſchafft ſie Lehrmittel , die nicht unbedingt notwendig ſind , ſo bewegt

ſie ſich damit zwar innerhalb des im Geſetz für die Ausſtattung der

Schule aufgeſtellten Rahmens , geht aber andererſeits doch über das

abſolut Gebotene hinaus und wird deshalb die Erträgniſſe der Deckungs⸗

mittel hiefür in Anſpruch nehmen . Der Anſpruch kann aber in dieſem

Fall nur auf Erſatz der einmaligen Aufwendungen gehen . Fort⸗
laufende Ausgaben , wie ſie das Geſetz offenbar unterſtellt , werden
beim ſachlichen Aufwand nur an größeren Schulen mit erweitertem

Unterricht vorkommen , hier aber rechtlich inſofern bedeutungslos ſein ,

als ſolchen Schulen der Genuß der Deckungsmittel ſchon für den

übergeſetzlichen perſönlichen Aufwand zuſtehen wird .
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Die auf den ſachlichen Aufwand bezügliche Beſtimmung enthält
nicht nur eine Anderung des Stiftungszweckes des Schulvermögens , ſon⸗
dern ſie ſtößt auch in ihrer Durchführung , ſowohl was die Feſt⸗
ſtellung der Anſpruchsberechtigung angeht , als auch hinſichtlich der Ver —
teilung der Erträgniſſe und der darauf ruhenden Laſten auf ſo große
Schwierigkeiten , daß ihre Wiederaufhebung in Erwägung gezogen wer⸗
den dürfte .

Unter dem Ausdruck „ Laſten “ ſollen , nach der Begründung zum
Geſ. vom 13. Mai 1892 , ſoweit es ſich um Grundſtücke handelt , nicht nur
die auf die letzteren kataſtrierten Steuern und Umlagen , ſondern über⸗
haupt alle jene Ausgaben inbegriffen ſein , für welche landrechtlich der
Eigentümer aufzukommen hat , z. B. auch die Koſten für Vermeſſung der
Grundſtücke , für ein etwaiges Aufgebotsverfahren u. a. m. Die den Ge⸗
meinden hierdurch erwachſenden Auslagen werden im allgemeinen durch
die Zuweiſung des geſamten Ertrags der Deckungsmittel reichlich aus⸗
geglichen werden .

Vollzugsvorſchriften zur Durchſührung der Beſtimmung
konnten , abgeſeyen von den durch die Inflation geſchaffenen Verhältniſſen ,
ſchon in Rückſicht auf die zeitlich beſchränkte Geltungsdauer des St8 .
nicht erlaſſen werden . Nachdem durch das Geſetz vom 7. Auguſt 1925
über eine Anderung des Ausführungsgeſetzes zum Landesſteuergeſetz
( Steuerverteilungsgeſetzz nunmehr die fortdauernde Gültigkeit
des §S 28 StVG . ausgeſprochen iſt , ſteht der Erlaſſung ſolcher Vor⸗
ſchriften nichts mehr entgegen . Als Grundlage hiefür wird zunächſt der
Vermögensbeſtand der einzelnen Schulpfründen an Kapitalien , Liegen⸗
ſchaften und Berechtigungen nach Maßgabe der Vorſchriften des § 78
SchG . feſtzuſtellen ſein . Ob die Vollzugsvorſchriften durch Geſetz oder
durch Verordnung zu erlaſſen ſind , wird dann davon abhängen , ob die
geſetzlichen Beſtimmungen über die Verwaltung oder über die Verwen⸗
dung der Erträgniſſe der Deckungsmittel eine Anderung erfahren ſollen .
Eine Anderung des Stiftungszweckes einer Schulſtiftung lediglich unter
Anwendung des 8 10 Stift . Geſ . iſt bei der beſtimmten Faſſung des § 28
Ziff . 6 StBG . ausgeſchloſſen .

2. Über die Bedeutung des Wortes „ Schulpfründe “ vergl . Bmkg . 1
zu 8 78.

Während in § 78 „die Ablöſungskapitalien für frühere Leiſtungen
zu Lehrergehalten “ unter die zum Unterhalt der Lehrer beſtimmten Orts⸗
fonds gerechnet ſind , werden ſie in § 82 als Beſtandteil der Schulpfründe
aufgeführt . Dies ſteht im Widerſpruch mit der Vorſchrift in § 3 Abſ . 2
des Geſetzes vom 7. März 1884 über die Ablöſung von Kompetenzen 3u
Volksſchullehrergehalten und § 12 der VVoO. hiezu vom 8. April 1886 ,
wonach die Ablöſungskapitalien als örtliche Schulſtiftungen geſondert
zu verwalten ſind .

Die Vorſchrift in Abſ . 2 wird ohne Rückſicht darauf , wem die Erträg⸗
niſſe der Schulpfründen und des übrigen örtlichen Schulvermögens
künftig zufallen werden , und zwar unter Wahrung des konfeſſionellen
Charakters der einzelnen Vermögensteile , aufrecht zu erhalten ſein . Vergl .
auch Bad . Verf . § 18 Abſ . 5.

3. Aufſichtsbehörden ſind die Bezirksämter und das UM.

4
7
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Schulgüter .

a) Veräußerung und Zurückziehung .

§ 83 .

EuG . vom 8. März 1868 § 51. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 63.

( 1) Ohne Zuſtimmung der Oberſchulbehörde dürfen landwirt⸗
ſchaftliche Grundſtücke , welche der Schule ſtiftungsgemäß gewidmet

ſind , nicht veräußert , und Liegenſchaften der Gemeinde , deren Be⸗

nützung zur Zeit der Einführung dieſes Geſetzes einen Teil des

feſten Gehaltes eines Lehrers ausmacht , von der Gemeinde nicht

zu anderweiter Verwendung zurückgezogen werden .

( 2) Das Gleiche gilt von Gebäuden , welche im nämlichen Zeit⸗

punkt behufs der Bewirtſchaftung ſolcher Grundſtücke einem Lehrer

zur Benützung zuſtehen .

1. Die Vorſchrift des §S 83, der an die Stelle des §S 51 EUG . vom
3. März 1868 getreten , entſtammt dem Geſetz vom 13. Mai 1892 , das mit
dem 1. Mai 1892 in Geltung getreten iſt . Sie unterſcheidet zwiſchen

Liegenſchaften , die der Schule ſtiftungsgemäß gewidmet ſind , d. h. im

Eigentum der Schulpfründe ſtehen , und Liegenſchaften im Eigen⸗

tum der Gemeinde . Zu den letzteren gehören in erſter Reihe die⸗

jenigen Liegenſchaften , die infolge des Geſetzes vom 3. Mai 1858 in Orten

mit vorzugsweiſe landbautreibender Bevölkerung ſolchen Schulſtellen , die
nicht bereits mit Grundſtücken dotiert waren , von den Gemeinden zur

Nutzung überwieſen wurden , ſei es, daß ſie aus dem liegenſchaftlichen Be⸗
ſitz der Gemeinden entnommen oder aus Gemeindemitteln angeſchafft
wurden . Das EllG . hatte , um den Zuſtand der Schuldation , „ wie er ſich
infolge des Geſetzes vom Jahr 1858 geſtaltet hatte “, aufrecht zu erhalten ,

die Veräußerung ſolcher Liegenſchaften von der Zuſtimmung des
Lehrers und der Genehmigung der Oberſchulbehörde abhängig gemacht .

Das Geſetz vom 13. Mai 1892 hat das Veräußerungsverbot ausge⸗
dehnt auf alle Gemeindeliegenſchaften , deren Nutzung
zur Zeit ſeines Inkrafttretens , d. i. am 1. Mai 1892
einen Teil des feſten Gehalts eines Lehrers bildete .
Es umfaßt ſonach auch diejenigen Liegenſchaften , die bereits vor dem

Geſetz vom 3. Mai 1858 oder aber nach dem EuUG. vom 8. März 1868,
bei deſſen Beratung die Kommiſſion der II . Kammer den Wunſch aus⸗
geſprochen hatte , daß zu neuen Anſchaffungen aufgrund des Geſetzes vom

5 1858 nicht mehr geſchritten werden ſolle , von ſeiten einer Gemeinde

35 Schulſtelle zur Benutzung freiwillig überwieſen worden waren .
ndererſeits lockert es die Bindung der Gemeinde , indem es die Frei⸗

gabe der Grundſtücke nicht nur für den Fall der Veräußerung , ſondern
allgemein für den Fall anderweiter Verwendung , alſo zur eigenen Ver⸗
wendung durch die Gemeinde , vorſieht . Ein Anſpruch auf Zurück⸗
ziehung der Liegenſchaften ſteht der Gemeinde nicht zu .
54 n zur Zurückziehung zwecks anderweiter Ver⸗

ſich 9 wur 15 früherer Zeit in der Regel nur dann erteilt , wenn es

Bauöldz
Aen Bohurkeen

Zweck — Verwendung des Grundſtücks als

512 6
6 für ein Schulhaus , oder Rathaus , oder eine Straßenanlage oder

dergl . — handelte . Dabei wurde die Genehmigung regelmäßig an die Be⸗
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dingung geknüpft , daß die Gemeinde den erkenntnismäßigen Anſchlag der
Güternutzung als privatrechtlichen Beitrag übernahm . Von
dieſer Bedingung wurde ſeit Erlaſſung des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910
abgeſehen in Rückſicht auf § 96 des Geſetzes , wonach der Nutzungsanſchlag
der Gemeindeliegenſchaften für die Berechnung des Staatsbeitrags nicht
mehr unter die Einkünfte der Schulſtelle aufzunehmen war , und der
Staatskaſſe aus der Veräußerung ſonach keine weitere Belaſtung entſtand .
Seit der Üübernahme des Perſonalaufwandes auf die Staatskaſſe wurde
etwaigen Anträgen auf Zurückziehung der Liegenſchaften im allgemeinen
ohne weiteres ſtattgegeben .

2. Die Beſtimmung in Abſ . 2 bezieht ſich im weſentlichen auf
Scheuern und Stallungen , die dem Lehrer als Zugehörden zum Schul⸗
haus zur Verfügung ſtehen .

3. Da die Nutzung der aufgrund des Geſ . vom 3. Mai 1858 oder aus
anderer Veranlaſſung von den Gemeinden der Schule gewidmeten Liegen⸗
ſchaften einen Teil des ſtaatsrechtlichen Beitrags der Ge⸗
meinden zum Unterhalt der Schule ausmacht , wird es bei der durch 8 28
StBG . geſchaffenen Rechtslage gerechtfertigt ſein , Anträgen von Ge⸗
meinden auf Zurückziehung ſolcher Liegenſchaften ohne weiteres ſtattzu⸗
geben Auch wird der im Falle früherer Zurückziehung der Liegenſchaften
als Erſatz für die öffentlich⸗rechtliche Leiſtung von der Gemeinde über⸗
nommene privatrechtliche Beitrag unter den Deckungsmitteln gerade ſo
zu ſtreichen ſein wie eine etwaige Allmendnutzung oder eine urſprünglich
einem Gemeindebürger als Schulſteuer auferlegte Naturallieferung , oder

ken
anſtelle des „ Wandertiſches “ von der Gemeinde übernommene Geld⸗

eiſtung .

b) Verpachtung an den Hauptlehrer .

§ 84 .

Geſ. vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 64. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

( ) Auf Verlangen des Hauptlehrers müſſen dieſem für die
Dauer ſeiner Anſtellung in der Gemeinde die in § 83 bezeichneten
Liegenſchaften ganz oder teilweiſe in Pacht gegeben werden , und
zwar für einen vom Bezirksrat als Verwaltungsbehörde jeweils
auf die Dauer von 6 Jahren feſtzuſetzenden Pachtzins . Für die
in dieſem Falle dem Lehrer mit zu überlaſſenden , zur Bewirt⸗
ſchaftung der Grundſtücke beſtimmten Gebäude —ſofern ſolche
vorhanden ſind — darf ein beſonderer Pachtzins nicht gefordert
werden .

E) Hausgärten von nicht mehr als fünf Ar Flächeninhalt gelten als
Zubehörde der Wohnung , deren Genuß der Inhaber der letzteren ohne
beſonderes Entgelt anzuſprechen hat .

( 3) Die Gemeinde kann verlangen , daß der ihr zukommende
Pachtzins ( Abſatz 1) von der Staatskaſſe für Rechnung des Lehrers

an die Gemeindekaſſe bezahlt [ beziehungsweiſe an den von letzterer
zu leiſtenden Einzahlungen ( § 72 ) in Abrechnung gebracht ] werde .

BGB . 8S8 581 , 582 , 583 , 584 , 595 .
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1. Das Geſetz vom 13. Mai 1892 hat als eine Folge der Neuordnung

der Dienſteinkommensverhältniſſe der Volksſchullehrer an die Stelle der

ihnen bis dahin zugeſtandenen Naturalnutzung das Recht auf Pach⸗

tung der zum Schuldienſt gehörigen Liegenſchaften geſetzt . Die Vor⸗

ſchriften werden durch die Neuordnung der Beſol⸗

dungsverhältniſſe der Lehrer nicht berührt .

Wohl aber wird es im Zuſammenhang mit einer etwaigen geſetz⸗
lichen Neuregelung der Frage der Deckungsmittel zu prüfen ſein,
ob im Hinblick auf die völlig veränderte beamtenrechtliche Stellung dei

Lehrer die dermaligen , auf der früheren Sonderſtellung der Lehrer be⸗

ruhenden Genußrechte nach Art und Umfang aufrecht zu erhalten ſind
oder ob ſie auf ein Maß beſchränkt werden ſollen , das dem Lehrer die

nach den örtlichen Verhältniſſen notwendige oder doch wünſchensdoerte
Gewinnung der für den Haushalt unentbehrlichen landwirtſchaftlichen
Produkte ſichert und ihm andererſeits auch die vom unterrichtlichen
Standpunkt aus zu begrüßende Möglichkeit einer beſchränkten landwikt⸗

ſchaftlichen Betätigung bietet .

Das Recht auf Pachtung der Schulgüter ſteht nur dem Inhaber det

Hauptlehrerſtelle , nicht dem Schulverwalter zu .

Eine Verpflichtung der Gemeinde , den Lehrer auf das Vorhanden —
ſein von Gütern aufmerkſam zu machen , beſteht nicht . Andererſeits darf
ſie ihrerſeits aber auch nichts tun , was dem Lehrer die Ausübung ſeines
Rechts unmöglich macht oder erſchwert . Über das Recht der Gemeinde

zur Verpachtung der Schulgüter an Dritte vergl . Bmkg . 3 zu 8§ 87. Sind
die Güter beim Dienſtantritt des Lehrers von der Gemeinde nach ihtet

Zuſtändigkeit verpachtet , ſo kann der Lehrer das ihm zuſtehende Recht
erſt nach Ablauf der Pachtzeit ausüben .

zwiſchen Lehrer und Gemeinde regelt ſich,
ſofer as Geſetz nichts anderes beſtimt en Vorſchrif 5
868 . —88 581l 0 s beſtimmt , nach den Vorſchriften de

Der Lehrer muß die Grundſtücke nach ihrer wirtſchaftlichen Beſtim⸗
mung benutzen . ( BGB . § 583. ) Bezüglich etwaiger Kulturver
änderungen beſtimmt die Vo . über den Aufwand für die Volks⸗
ſchulen vom 8. Auguſt 1910 in § 29.

Kulturveränderungen der dem Schuldienst gewidmeten
Grundstücke bedürfen , wenn sie nicht vom Gemeinderat be-

beantr St sind , seiner Zustimmung und überdies der Ge⸗
nehmigung durch die Oberschulbehörde .

Die Genehmigung soll nur erteilt werden , wenn die
Kosten der Veränderung von der Gemeinde übernommen
werden oder deren Deckung sonst sichergestellt ist .

Falls dadurch die Erträgnisse des Grundstücks eine Stei⸗

gerung erfahren , soll der vom Lehrer zu entrichtende Pacht⸗
zins auch vor Ablauf des Zeitabschnitts , für den er festse -
gestellt ist , durch den Bezirksrat neu festgesetzt werden .

Hinſichtlich der Feſtſetzung des i 5 irksrat
beſtimmt die VO. in § 28 fIgl chtzinſes dieſhee

4 855 Festsetzung des Pachtzinses für die Schulgüter ( S 84
es Gesetzes ) durch den Bezirksrat soll einerseits die Pacht⸗
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erträgnisse von Gütern gleicher Art und Beschaffenheit im
Schulort und in anderen Orten des Amtsbezirks , anderer -
seits den Steuerwert der Güter in Betracht ziehen und dabeiauch den Zweck der Gesetzesbestimmung . den Lehrern die
Beschäftigung mit der Landwirtschaft und die Gewinnungder für den Haushalt notwendigen Lebensmittel zu ermög -
lichen , sowie die Tatsache nicht außer Acht lassen , daß die
Lehrer vielfach nicht in der Lage sein werden , den gleichen
Ertrag wie der berufsmäßige Landwirt aus dem Grundstück
zu ziehen .

Die Schätzung ist jeweils zu Beginn des sechsten Jahres
der Pachtperiode vorzunehmen und dem Lehrer wie der Ge -
meinde unter gleichzeitiger Benachrichtigung der Oberschul -
behörde zu eröffnen .

2. Abſ . 2 iſt durch § 30 Beſ . Geſ . aufgehoben .
3. Abſ . 3, deſſen Vorſchrift dahin abzielt , die Bezahlung des Pacht⸗

zinſes durch den Lehrer ſicherzuſtellen , iſt lediglich ein Ausfluß der für die
Gemeinden unbedingt verpflichtenden Vorſchrift in Abſatz 1.

e) Regelung des Pa chtverhältniſſes .

8 85 .

Geſ . vom 13. Mai 1898 Art . VI S 65.

( 1) In Ermangelung anderer Vereinbarung unter den Be⸗
teiligten beginnt das Pachtverhältnis für einen in die Pachtbe⸗
rechtigung neu eintretenden Hauptlehrer mit dem nächſtfolgenden
24. Oktober und endigt mit dem auf das Erlöſchen der Berechti⸗
gung folgenden 23 . Oktober . Im Falle des Ablebens des Haupt⸗
lehrers dauert das Pachtverhältnis für Rechnung der Erben noch
bis zum nächſtfolgenden 23 . Oktober .

( 2) Der pachtberechtigte Lehrer darf die Schulgüter weder
ganz noch teilweiſe in Untervacht geben , muß vielmehr dieſelben ,
wenn er die Selbſtbewirtſchaftung nicht fortſetzen will , der Ge⸗
meinde abtreten . Jedoch kann dies , in Ermangelung anderer Ver⸗
einbarung , nur auf den 23 . Oktober eines Jahres nach voraus⸗
gegangener mindeſtens halbjähriger Kündigung geſchehen .

( 3) Die Gemeinde kann die Auflöſung des Pachtverhältniſſes
nur aus Gründen fordern , welche nach dem bürgerlichen Rechte
den Beſtandgeber zur Aufhebung eines Beſtandes vor Beendigung
der vertragsmäßigen Dauer desſelben berechtigen .

( Der Hauptlehrer , welcher aus dem Pachtverhältnis durch
eigene Kündigung oder durch Aufhebung desſelben ſeitens der
Gemeinde ausgeſchieden iſt , kann eine Wiedereinſetzung nicht ver⸗
langen .

BGB . §8§ 596 , 569 , 595 , 540 , 553.
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1. Die Feſtſetzung des Anfangs und des Endes der Pachtzeit auf
den 24. bezw . 23. Oktober bezweckt , dem Lehrer den Genuß des vollen

Jahresertrags des Grundſtückes ſicherzuſtellen . Das Pachtverhältnis gilt
für die ganze Dauer der Anſtellung des Lehrers an der Schule und iſt für
die Gemeinde , abgeſehen vom Fall des Abſ . 3, unkündbar .

Die Vorſchrift in Satz 2 ſteht in Übereinſtimmung mit den Vor⸗

ſchriften der S§8 596, 569 und 595 BGB .

2. „ Das Verbot , die Schulgüter in Unterpacht zu geben , ent⸗

ſpricht der Erwägung , daß die Vorſchrift in § 84 als eine Ausnahme von
der allgemeinen Regel des §S 82 nur dann Platz greifen ſoll , wenn der

Lehrer an der eigenen Bewirtſchaftung der Güter ein beſonderes Intereſſe
hat “ ( Begründung zum Geſ . vom 13. Mai 1892) . Die Unterverpachtung
im Ganzen oder zum Teil iſt ſelbſt dann nicht zuläſſig , wenn die Ge⸗
meinde ſich damit einverſtanden erklärt . Die Zuwiderhandlung gegen die
Vorſchrift hat die ſofortige Auflöſung des Pachtverhältniſſes zur Folge
und macht den Lehrer überdies dienſtpolizeilich wegen Verletzung ſeinet
Dienſtpflichten verantwortlich .

Der Begriff der Selbſtbewirtſchaftung erfordert nicht , daß
der Lehrer den Ertrag der Grundſtücke in der eigenen Wirtſchaft ver⸗
wendet .

Für die Kündigung des Lehrers iſt die Vorſchrift des § 50
BGB . zu beachten .

3. Der nach § 581 Abſ 2 BGSB. auch auf die Pacht anwendbare 8§ 55
BGB . beſtimmt über die Zuläſſigkeit vorzeitiger Kündigung :

Der Vermieter kann ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗
krist das Mietverhältnis kündigen , wenn der Mieter unge⸗
achtet einer Abmahnung des Vermieters einen vertrags⸗
widrigen Gebrauch der Sache fortsetzt , der die Rechte des
Vermieters in erheblichem Maße verleètzt oder die Sache
durch Vernachlässigung der dem Mieter obliegenden Sorg⸗
kalt erheblich gefährdet .

4 . Die Kündigung des Lehrers enthält einen Verzicht auf das

ihm nach § 84 zuſtehende Recht . Der Lehrer kann daher das Pachtver⸗
hältnis zur Gemeinde auch nicht bezüglich eines anderen Grundſtücks
wieder aufnehmen . Dieſelbe Rechtsfolge tritt ein , wenn dem Lehrer die
Pacht ſeitens der Gemeinde aufgrund des Abſ . 3 wegen ſchuldhaften Ver⸗
haltens entzogen wird . Nach der Begründung zu dem Geſetz hat die Be⸗

ſtimmung den Zweck die Gemeinden gegen Willkürlichkeiten des Lehrers
ſicherzuſtellen, ihnen insbeſondere auch die Möglichkeit einzuräumen , für

die Verpachtung der Liegenſchaften auf eine längere Reihe von Jahren
hinaus Vorſorge zu treffen . Vergl . §8 87.

d) Vorzugs - Anſp ruch des ortsälteſten Haupt⸗
lehrers .

§ 86 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI § 66.

) Bei Volksſchulen mit mehreren Hauptlehrern ſteht die
Ausübung der in § 84 bezeichneten Berechtigung demjenigen zu,
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welcher am längſten in der Gemeinde als Hauptlehrer ange⸗
ſtellt iſt .

2 ) Will dieſer von der Berechtigung nicht Gebrauch machen oder
ſcheidet er gemäß § 85 letzter Abſatz aus dem Pachtverhältnis aus ,
tritt an deſſen Stelle der im Dienſtalter als Hauptlehrer in der⸗
ſelben Gemeinde nächſtfolgende .

1 Die Beſtimmung , wonach nicht das höhere Dienſtalter , ſondern die
längere Dienſtzeit in der Gemeinde die Berechtigung zur
pachtweiſen Übernahme der Schulgüter begründet , enthält einen Anreiz
für ein längeres Verbleiben auf derſelben Stelle . Sie iſt aber auch ge⸗
eignet , Zwiſtigkeiten , wie ſie die Beſetzung einer erledigten Hauptlehrer —
ſtelle mit einem dienſtälteren Lehrer mit ſich bringen könnte , zu verhüten
und eine möglichſt ununterbrochene Benützung der Schulgüter durch die
Lehrer zu ſichern .

2. Abſ . 2 findet auch auf den Fall Anwendung , daß der zunächſt be⸗
rechtigte Hauptlehrer nur einen Teil der Güter übernimmt .

e) Teilung in Pachtloſe .

§ 87 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 67.

( ) . Wenn in einer Gemeinde mit mehreren Hauptlehrern
Schulgüter (§S 83 ) in ſolchem Geſamtumfange vorhanden ſind , daß
daraus zwei oder mehr Loſe von mindeſtens je zwanzig Ar
Flächeninhalt zweckmäßig ſich bilden laſſen , kann die Ortsſchul⸗
behörde die Teilung in Loſe beſchließen . Der Beſchluß der Orts⸗
ſchulbehörde bedarf der Genehmigung der Oberſchulbehörde nach
vorheriger Begutachtung durch den Bezirksrat .

( 2) Hinſichtlich der einzelnen Loſe finden ſodann die §8§ 84 , 85
und 86 entſprechende Anwendung .

1. Die Vorſchrift bezweckt , in Schulen mit mehreren Lehrern beim
Vorhandenſein eines größeren Güterkomplexes eine entſprechende Zutei⸗
lung von Gütern an alle oder wenigſtens an mehr als einen derſelben zu
ermöglichen , einerſeits um die mit dem Gütergenuß verbundenen Vorteile
Unter die Lehrer an der betreffenden Schule möglichſt gleichheitlich zu ver —
teilen , andererſeits um zu verhindern , daß ein Lehrer durch die Bewirt⸗
ſchaftung der Güter zu ſehr in Anſpruch genommen und dadurch von der
gewiſſenhaften Erfüllung ſeiner dienſtlichen Aufgaben abgezogen wird .

2. Nach §S 27 der Vo . über den Aufwand der Volksſchulen vom
8. Auguſt 1910 „erſtreckt ſich die Berechtigung der an der Schule ange⸗
ſtellten Hauptlehrer auf pachtweiſe Überlaſſung der Schulgüter jeweils
nur auf ein einzelnes Los . Es muß daher derjenige Hauptlehrer ,
welcher in ein freigewordenes Los einrücken will , ſein bisheriges Los
abtreten “.

3. Wenn und ſoweit keiner der nach 8§ 84 und 86 zur Pachtung be⸗
rechtigten Hauptlehrer von dieſer Befugnis Gebrauch macht , iſt die Ge⸗
meinde nach §S 26 der VO. vom 8. Auguſt 1910 berechtigt , dieſelben
auf einen Zeitraum von längſtens 6 Jahren anderweit zu ver⸗
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pachten . „ Wenn indeſſen die Schulgüter infolge Verſetzung oder Tod

eines Hauptlehrers oder aus einem andern der in § 85 des Geſetzes be⸗

zeichneten Gründe pachtfrei werden , darf die Gemeinde an Schulen mit

vier oder weniger Hauptlehrerſtellen dieſelben nur auf die Dauer eines

Jahres von dem regelmäßigen Endtermin der Pachtzeit an anderweit in

Pacht geben . “ Zur Verpachtung auf längere Zeit iſt im Einzelfall die

Genehmigung des UM. erforderlich .

Schulgeld .

Bieſtraäg .
8§ 88 .

Geſ . vom 28. Aug . 1835 § 39. EuG . vom 8. März 1868 § 53. Geſ . vom

19. Februar 1874 Art . I. Geſ . vom 25. Juli 1888 Art . 1. Geſ . vom

13. Mai 1892 Art . VI 8 68.

Zur Aufbringung des nach der Zahl der Schulkinder ſich richtenden

Gemeindebeitrages ( § 72 J 2) iſt als „Schulgeld “ für jedes Kind , welches

die Volksſchule beſucht , ein Vorausbeitrag von 3 / 20 3 jährlich von

dem zur Ernährung des Kindes Verpflichteten an die Gemeinde zu ent⸗

richten .
Beſuchen mehrere Kinder einer Familie gleichzeitig die nämliche

Volksſchule , ſo iſt nur für erſte der volle Betrag , für das zweite ,

dritte und vierte dagegen nur die Hälfte und für die übrigen Kinder kein

Schulgeld zu zahlen .

das

pb) Befreiung Unvermögender .

c) Erhöhtes Schulgeld .

89 .ο

Geſ . vom 25. Juli 1888 Art . I § 55. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 69.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art. VI.

Unvermögende ſind von der Zahlung des Schulgeldes für diejenige

Volksſchule , zu deren Beſuch eine geſetzliche Verpflichtung beſteht 6 1

Abſatz 1 Satz 1 des Geſetzes ) , durch die Gemeindebehörde je nach dem

Grad der Dürftigkeit z oder teilweiſe zu befreien . Über Beſchwerden
gegen die Verweigerr der Schulgeldbefreiung entſcheidet das Bezirks⸗
amt im Benehmen mit dem Kreisſchulamt .

Von Schülern , die an einer für ſie nicht verbindlichen Schuleinrich⸗
tung teilnehmen die Volksſchule einer benachbarten Gemeinde mit
deren Zuſtimmung beſuchen , ohne daß der Fall des 8 9 vorliegt , kanmn

mit Genehmigung der Oberſchulbehörde ein höheres als das in 8 88

Abſ . 1 feſtgeſetzte Schulgeld erhoben werden .

d) Beſondere Beitragsleiſtungen von Erziehungs⸗

anſtalten .
§ 90 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI 8 69 a.

Wenn durch den Beſuch von Schülern aus einer am Schulort
errichteten Erziehungsanſtalt die Zahl der Schüler eine Erhöhung
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gebotenen Zahl von Lehrerſtellen notwendig wird , ſo kann dem
Unternehmer der Anſtalt durch den Bezirksrat die Leiſtung eines
entſprechenden Beitrags zur Deckung des der Gemeinde hieraus
erwachſenden [ perſönlichen und ] ſachlichen Mehraufwands auf⸗
erlegt werden .

in dem Umfang erfährt , daß die Errichtung weiterer als der ſonſt

Gegen die Entſcheidung des Bezirksrats findet Klage an den
Verwaltungsgerichtshof ſtatt .

Für die Aufnahme der Beſtimmung in das SchG . vom 7. Juli 1910
war die Erwägung maßgebend , daß die Errichtung von Erziehungs - be⸗
ziehungsweiſe Unterkunftsanſtalten für arme Kinder , Waiſen und der⸗
gleichen , ſoweit die letzteren ſchulpflichtig ſind , für die betreffenden Ge—
meinden unter Umſtänden die Urſache zu erheblichen Mehraufwendungen
für ihre Schule ſein könne und daß es für einen ſolchen Fall nur billig
erſcheine , dem Unternehmer ſolcher Veranſtaltungen die Leiſtung eines
entſprechenden B ges zur Deckung dieſer Koſten , ſei es für dauernd
oder für eine gewiſſe Zeitdauer , aufzuerlegen . Bei der Bemeſſung des
Beitrages ſollen die aus der Errichtung der Anſtalt für die Gemeinde ſich
etwa ergebenden Vorteile entſprechend berückſichtigt werden . Die Be —
ſtimmung , zu deren Anwendung ſich ſeit ihrer Erlaſſung ein Anlaß nicht
ergeben , hat nur noch Bedeutung hinſichtlich des ſachlichen Aufwandes .

e) Schulgelderfonds

§ N1 .

Geſ. vom 28. Auguſt 1835 §S 46. EUG . vom 8. März 1868 8S 56.

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI §S 70.

Wo ſich Fonds befinden , welche nach ihrem Zwecke oder gemäß der
Beſtimmungen der §§ 78 bis 81 zur Zahlung des Schulgeldes verfügbar
ſind , können dieſelben zur Beſtreitung des nach §872 J 2 der Gemeind
liegenden Beitrages verwendet werden , wogegen für die zum Fonds
rechtigten das an die Gemeinde zu entrichtende Schulgeld verhältnismö
zu mindern beziehungsweiſe ganz zu erlaſſen iſt . —

ig

Nachdem der Unterricht in der Volksſchule nach der Vorſchrift in 8 19
Abſ. 7 Bad . Verf . unentgeltlich erteilt wird , werden die vorhande en
Stiftungen zur Zahlung des Schulgeldes , ſofern ſie üb
haupt noch Vermögen beſitzen , nach Maßgabe des § 10 Stift . Geſ. einem
anderen , im Gebiet der Volksſchule liegenden Zweck zu widmen ſein . Am

nächſtliegenden wäre dabei wohl die Verwendung zur Beſtreitung von
Lernmitteln für die Schüler .

In erſter Reihe käme hiefür die „Fürſt von Stirum ' ſche Stiftung für
Freiſchulen “ in Betracht , deren Erträgniſſe ſeither zur Bezahlung des

Schulgeldes für kathol . Schüler der ehemals fürſtbiſchöflich Bruchſaliſchen
Orte , und ſoweit die Stiftung für linksrheiniſche Orte beſtimmt war , für
kathol . Schüler des ganzen Landes verwendet wurden .
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e) Verzicht auf Schulgeld .

8. 92 .

CUG . vom 8. März 1868 § 57. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI §S 71.

( ) Durch einen mit zwei Dritteilen der Stimmen gefaßten , von der

Staatsbehörde genehmigten Gemeindebeſchluß kann auf die Erhebung des

nach §S 88 der Gemeinde zukommenden Schulgeldes verzichtet werden .

(2) Iſt dieſer Verzicht nicht für die Dauer eines zum voraus be⸗

ſtimmten Zeitraumes erfolgt , kann die Wiedereinführung der Schulgeld⸗
erhebung durch einfachen Gemeindebeſchluß jederzeit angeordnet werden .

(3) Auf die Verpflichtung der Gemeinde zur Leiſtung des in 872 12

dieſes Geſetzes bezeichneten Beitrages iſt ein etwaiger Verzicht der Ge⸗

meinde auf Schulgelderhebung ohne Einfluß .

Staatsrechklicher Beitrag der Gemeinde .

§ 93 .

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 §S 20. EUG . vom 8. März 1868 § 66. Geſ . vom
13. Mai 1892 Art . VI §S 72. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI .

Soweit die nach den 88 72 und 76 der Gemeinde für die Volksſchule
obliegenden Ausgaben durch die Einnahmen , von welchen die 88 78 bis
82 und §8 88 und 92 handeln , nicht gedeckt werden , iſt der bezügliche Auf⸗

wand nach Maßgabe der Beſtimmungen der Gemeindeordnung über den
Gemeindeaufwand und die Mittel zu deſſen Deckung aufzubringen .

Skadatsbeitrag zum Schulaufwand .

8§8 94 .

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 §§ 23 und 29. EuG vom 8. März 1868 8 69.

Geſ. vom 19. Februar 1874 Art . 1. Geſ . vom 7. Juni 1884 Art . I.
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI §S 76. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VI.

Gemeinden , die nicht der Städteordnung unterſtehen und nicht mehr
als 6000 Einwohner zählen , erhalten zur Deckung ihres Schulaufwandes
einen Staatsbeitrag nach Maßgabe der folgenden Beſtimmungen .

N 7 5 A8 8 1 rA 33 3

9 Wonden folgenden 88 95 —110 , die nähere Beſtimmungen über die

lrt der Berechnung und Feſtſetzung des Staatsbeitrages enthalten , haben

nur noch die §8 108 und 110 eine , wenn auch beſchränkte rechtliche Be⸗
deutung .

Schulaufwand in Schulverbänden .

§ 108 .

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 §S 25. EuG vom 8. März 1868 § 71. Geſ . vom
13. Mai 1892 Art . VI Juli 1910 Art . VI .

( 0 ) Wenn für mchrere Gemeinden , oder für Abteilungen einer

Gemeinde zuſammen mit einer andern ganzen Gemeinde oder
Teilen derſelben eine Volksſchule gemeinſam gehalten wird 6 7

Geſ . vom 7.
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Abſatz 2), haben die beteiligten Gemeinden nach Vorhältniß ihrer
zur Schule gehörigen Bevölkerung für die lin § 72J 1, III und
§ 76 bezeichneten ] Leiſtungen aufzukommen . Waßgebend iſt hiebei
das Ergebnis der Volkszählung , [ das der Berechnung des Ge⸗
meindebeitrags (§S 72 II ) zugrunde gelegt iſt . Dasſelbe bleibt

auch
beſtimmend im Falle des Ausſcheidens einer binde zum

Zweck der Errichtung einer eigenen Schule für die Bemeſſung des
on ihr zu entrichtenden Gemeindebeitrags (§S 72 1 1 ) 4

( 2) In demſelben Verhältnis gelten im Zweifel die an der
Schule beteiligten Gemeinden als mitberechtigt an den Einkünften
aus Dotationen und Fonds ( §§ 78 bis 81 ) .

( 3) Zahlungspflichtig gegenüber der Staatskaſſe [ ( § 72) und
gegenüber den Lehrern ( § 76 ) ] ſowie erhebungsberechtigt in An⸗
ſehung der Anteile der mitbeteiligten Gemeinden am . 9 8
wand und der Einkünfte der Schule ( 88 87 bis 81 )iſt die Ge⸗
meinde , welche die Verwaltung und Verrechnung der Ginnahmien
und Ausgaben der men Schule zu führen hat ( § 8, 3) .

Dieſelben Beſtimmungen kommen für politiſ ſche Gemeinden
in Anwendung , w elche aus Ottsgenneinden ſich zuſammenſetzen
deren jede beſondere ( O 88-) Ausgaben und Einnahmen hat , wenn
für die Geſamt⸗Gen 190 oder für mehrere Ortsgemeinden oder
Teile von ſolc chen eine gemeinſchaftliche Schule beſteht . [Dabei wird
die rechnune hrende Gemeinde ( Abſatz 3) von der Staatsver⸗
waltungsbehörde beſtimmt . ]

Gem. Ord . §S§ 4, 104.

Die Vorſchriften des §S 108 ſind , nachdem der Perſonalaufwand in
dem geſetzlich gebotenen Umfang von der Staatskaſſe dertronnen iſt , in

heer Anwendung auf 3 Fälle der Errichtung übergeſetzlicher
Lehrerſtellen und 955 Beſtreitung des ſachlichen Aufwandes ( § 114

SchG . )) beſchränkt . Dabei ſteht es den Gemeinden aber frei , im Wege
der freiwilligen Vereinbari ing einen anderen Verteilungsmaßſtab feſt⸗
zuſetzen . Vergl. SchG. §§ 8 , 110 und Gem . Ord . 8§5 .

Maßgebend für die Be rechnung des Beitrags iſt das Ergebnis der
letzten amtlichen Volkszählung .

Freiwillige Vereinbarungen der Gemeinden .

§ 110 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI §85 .

Vereinbarungen unter den beteiligten Gemeinden über anderweite
Verteilung des Aufwandes für eine gemeinſchaftliche Schule ( § 108 ) haben
gegenüber der Staatskaſſe keine rechtliche Wirkung .

Der Zweck der Beſtimmung iſt , einer von der geſetzlichen Aaeabweichenden Verteilung des Aufwandes die rechtliche Wirkung in bezug
auf eine etwaige Inanſpruchnahme von Staatsbeitrag zu verſagen . In⸗
ſofern iſt ſie mit der Übernahme des geſetzlichen Perf onalaufwandes auf
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die Staatskaſſe gegenſtandslos geworden . Inſoweit ſie aber die Zu⸗
keit der Gemeinden zum Abſchluß von Vereinbarungen unter ſich

anerkennt ( Urteil des Verwaltungsgerichtshofs i. S. der Gemeinde

enzell gegen die Gemeinde Bergzell vom 20. September 1911,),

ſie nur etwas aus , was bei der Beſchränkung der Vereinbarungen

auf den übergeſetzlichen Aufwand überhaupt nicht zweifelhaft ſein kann.

Zweiter Abſchnitt .

Von den Schulhäuſern und anderen örtlichen

Schulbedürfniſſen

äufer . Allgemeine Vorſchriften .

§ 111 .

vom 28. Auguſt 1835 §8 78. EuG . vom 8. März 1868 88 80, 81.
Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI S 86.

sſchulbauten gelten folgende Grundſätze :

Jede Volksſchule ſoll in der Regel ein eigenes Gebäude

haben , welches nicht gleichzeitig anderen Zwecken , ſofern
dieſe die Intereſſen der Schule zu beeinträchtigen geeignet
ſind , dienen ſoll .
Das Gebäude ſoll für jeden an der Schule ſtändig ange⸗
ſtellten Lehrer ( §8 26 , 27 ) ein beſonderes Schulzimmer ent⸗
halten .

93
Die Sch

ſtens 3,5 N
ilzimmer ſollen eine lichte Höhe von minde⸗
ter haben , und die Grundfläche ſoll mit Rück⸗

ſicht auf die im einzelnen Zimmer regel. näßig und geich⸗
zeitig zu utinterrichtezide Zahl von Schulkindern derart be⸗

meſſen ſein , daß den für Gänge und Aufſtellung von

Ofer und Schulgerätſchaften erforderlichen Raum inbe⸗
griffen — auf jedes Schulkind mindeſtens ein Quadrat⸗
meter Bodenfläche kommt .

Aus klimatiſchen Rückſichten kann ausnahmsweiſe die

Zimmerhöh e bis auf 3 Meter berabgeſetzt werden , ohne daß

dafi r eine entſprechend größere Bodenfläche zu fordern
wäre .

Bezüglich der Lage des Platzes , Zuführung von Licht und

Luft , Heizungsanlagen , Beſchaffung von Trinkwaſſer , Ein⸗

richtung von Bedürfnisanſtalten , Anlegung von Abfall⸗

gruben iſt den Anforderungen der Geſundheitspflege zu
entſprechen .

Beijeder sſchule ſoll in tunlichſter Nähe des Schul⸗

gebäudes ein
Seeteie Platz zur Vornahme von Turn⸗

übungen und zur Bewegung der Kinder im Freien
während der Zwi ſckhenzeiten vorhanden ſein .

i

chHBV . Landesbauordnung vom 1. September 1907 .
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1. Ziff . 1 ſtellt den Grundſatz auf , daß das Schulgebäude aus⸗
ſchließlich den Zwecken der Schule dienen ſoll . Die dem Geſ . vom 13. Mai
1892 entſtammende Faſſung ſollte der Oberſchulbehörde die Möglichkeit
bieten , die ſeither vielfach üblich geweſene Unterbringung von Räum⸗
lichkeiten der Gemeindeverwaltun g, insbeſondere des
Ortsarreſtes bei Neubauten zu verhüten . Vergl . §S 3 SchHBWO . ,
wonach die Genehmigung hiezu durch die Oberſchulbehörde nur erteilt
werden darf , wenn die betreffenden Räume von den Schulräumen voll —
ſtändig getrennt ſind und von außen her einen beſonderen Einganghaben .

Die Vorſchrift des EUG . vom 8. März 1868 , wonach das Schulhausfür mindeſtens einen Hauptlehrer und für die erforderlichen Unterlehrer
Wohnungen haben ſoll , wurde in das Geſ . vom 13. Mai 1892 nicht über —
nommen .

Nach § 13 SchHBVVoO. ſollen Lehrerwo hnungen nur in
Schulgebäuden mit weniger als vier Schulſälen — und dann von den
Schulräumen vollſtändig getrennt und mit eigenem Eingang und be⸗
ſonderer Treppe — zuläſſig ſein . Es iſt dies ein Zugeſtändnis an die
Ausnützung des bei kleineren baulichen Anlagen ſich ergebenden Raums .
Im allgemeinen iſt der Einbau von Lehrerwohnungen in Rückſicht aufdie bei etwaigen Erkrankungen in der Lehrerfamilie ſich ergebenden
Störungen des Unterrichtsbetriebs zu vermeiden .

Die Schulhäuſer ſollen in ihrer äußeren Geſtaltung ſich der Land⸗
ſchaft und der örtli chen Bauweiſe anpaſſen und als „Bei⸗
ſpiele gut durchgebildeter Bauwerke e zieheriſch auf den Geſchmack der
Schuljugend und der ganzen Bevölkerung wirken “ . Runderlaß des vorm .
OSchR . vom 20. September 1909 .

Die Beachtung dieſer Grundſätze bildet eine ausdrückliche Bedingungfür die Gewährung von Staatsbeihilfen zu den Baukoſten ( § 115
des Geſ. )

Die Bezirksämter ſind durch Runderlaß des Miniſteriums der Juſtiz ,des Kultus und Unterrichts vom 17. November 1910 angewieſen , bei Neu⸗
bauten für Volksſchulen in die Prüfung der Bauſchönheit ſo früh als
möglich einzutreten und die erforderlichen Maßnahmen tunlichſt ſchon vor
Weiterleitung der Pläne an die Schulbehörde zu treffen .

2. Bei der geſetzlich beſtehenden Halbtagsſchule ergibt ſich als Regeldie Notwendigkeit der Bereitſtellung je eines Schulſaales für einen Lehrer .Bei einer etwaigen Anderung des Geſetzes wird Vorſorge dafür zu
treffen ſein , daß auch für den Handarbeitsunterricht und den Fortbil —
dungsunterricht die erforderlichen Räume angefordert werden . Für Volks⸗
ſchulen , zu denen die Schüler einen beſonders weiten Weg haben , emimp—
fiehlt ſich auch die Anlage von Warteräumen . Wegen Anlage der Lehr⸗
zimmer vergl . SchBBO . 88 4 —7 .

3. Zu Ziff. 3 vergl . SchHBVO . 58 1, 2, 8, 12 Landesbauordnung
88 12, 16, 43, 45 ff.

4. Zu Ziff . 4 VO. des Miniſteriums der Juſtiz , des Kultus und Unter⸗
richts über den Turnunterricht vom 31. Juli 1906 vergl . Bmkg . 2 zu
§ 34 des Gefſ.
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Ausführung von Bauten .

8 112 .

EUG . vom 8. März 1868 § 81. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 87.

( 1) Nach Anleitung der in § 111 enthaltenen Grundſätze wer⸗

den eingehendere Vorſchriften über die Schulhausbaulichkeiten im

Wege der Verordnung erlaſſen .

( 2) Im Einzelfalle dürfen Schulhausneubauten und bauliche
—nicht als bloße Unterhaltungsarbeiten ſich darſtellende — Ver⸗

änderungen an bereits beſtehenden Schulgebäuden nicht zur Aus⸗

führung gebracht werden , ohne daß die Oberſchulbehörde die Wahl

des Bauplatzes , ſowie den Bauplan gutgeheißen hat . Kann über

die von der Oberſchulbehörde etwa beanſtandeten Punkte eine

Einigung nicht erzielt werden , erfolgt die Feſtſtellung derſelben be⸗

ziehungsweiſe des Bauplanes durch den Bezirksrat als Ver⸗

waltungsbehörde .

1. VO. des Miniſteriums der Juſtiz , des Kultus und Unterrichts über

die Schulhausbaulichkeiten vom 14. November 1898 , SchVOBl . Nr . XIII .

abgeändert in §S 2 durch VO. desgl . Miniſteriums vom 1. Juni 1008,

SchVOBl . Nr . XIII .

2. SchHBVO . §S 16ff . Gegen die Entſcheidung des Bezirksrats iſt die

Beſchwerde an das UM. gegeben , das im Benehmen mit dem Miniſterium

des Innern darüber entſcheidet . ZVO . 8§8 13.

Notwendigkeit von Neubauten .

8113 .d

Geſ . vom 28. Auguſt 1835 § 78. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8 88.

(i1) Bereits beſtehende Schulgebäude können als ſolche weiter

benützt werden , auch wenn ſie den Vorſchriften des § 111 nicht in

allen Beziehungen entſprechen .

(2) Ein neues Schulhaus iſt — auch abgeſehen von dem Falle
der Errichtung einer neuen Volksſchule oder einer weiteren Volks⸗

ſchulabteilung — zu erbauen oder ſonſt anzuſchaffen , wenn das
vorhandene an Raum unzulänglich oder wegen Gefährdung der

Geſundheit der Kinder unbenützbar geworden und nicht dem Be⸗

dürfniſſe entſprechend erweitert beziehungsweiſe in einer den An⸗

forderungen der Geſundheitspflege genügenden Weiſe geändert
werden kann .

8

6 ) Die Entſcheidung darüber , ob und in welcher Weiſe ein

vorhandenes Schulhaus baulich zu ändern , beziehungsweiſe ob ein

neues Schulhaus und in welchem Umfange zu erbauen ſei , wird ,

wenn eine Einigung hierüber zwiſchen der Gemeinde und der

8 derſchulbehörde⸗ nicht zu erzielen iſt , durch den Bezirksrat als

Verwaltungsbehörde getroffen .
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Der Paragraph enthält die bei der Faſſung des § 111 — als einer
Sollvorſchrift — an ſich ſelbſtverſtändliche Beſtimmung , daß vorhandene
Schulhäuſer , auch wenn ſie den Vorſchriften des § 111 nicht in jeder Be⸗
ziehung entſprechen , inſolange beibehalten werden können , als ſie ihrem
Zweck im allgemeinen noch genügen .

Gegen die Entſcheidung des Bezirksrats iſt neben der Beſchwerde an
das UM. —vergl . § 112 — die Klage an den Verwaltungsgerichtshof
gegeben . VRPfG . § 3 Ziff . 4.

Baupflicht .
§ 114 .

Geſ. vom 28. Auguſt 1835 §S 79. EuuG . vom 8. März 1868 § 82. Geſ . vom
18. September 1876 Art . V. Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8S 89.

( ) Die Pflicht zur Beſchaffung und Unterhaltung der Schul⸗
gebäude liegt der Gemeinde (§87 dieſes Geſetzes ) ob.

Die Gemeinde iſt berechtigt , Leiſtungen , zu welchen Dritte
für Schulbaulichkeiten privatrechtlich verpflichtet ſind , ſowie die
für ſolche Baulichkeiten verwendbaren Mittel von Stiftungen für
ſich in Anſpruch zu nehmen und dieſelben zur Beſtreitung des Bau⸗
beziehungsweiſe Unterhaltungsaufwandes zu verwenden .

( 8) Der in dieſer Weiſe nicht gedeckte 2 lufwand iſt von der Ge⸗
meinde nach denſelben Regeln wie andere Gemeindebedürfniſſe
aufzubringen .

( J Hinſichtlich der Gebäude für Volksſchulen , welche mehreren
Gemeinden ( Ortsgemeinden ) gemeinſchaftlich ſind , finden die Be⸗
ſtimmungen der § s 108 und 110 entſprechende Anwendung .

Gem. Ord . 8§88 4. 104.

1. Die in Abſ . 1 ausgeſprochene Verpflichtung der Gemeinde iſt
im Geſetz ſelbſt als ein Ausfluß der in §S7 der Gemeinde auferlegten Ver⸗
pflichtung zur Einrichtung und Unterhaltung einer Volksſchule gekenn⸗
zeichnet . Ddem Staat gegenüber wird an der Verpflichtung der Ge⸗
meinde auch dadurch nichts geändert , daß ein privatrechtlich Verpflichteter
vorhanden iſt .

2. Als „ Dritte “ im Sinne des Abſ . 2 kommen vor allem in Be⸗
tracht das Domänenärar und kirchliche Stiftungen . Die Leiſtung
kann entweder in der Erſtellung des Schulgebäudes oder in der Bereit⸗
ſtellung der Mittel dazu beſtehen . Alle dieſe Laſten wurden durch das
Geſetz vom 20. Februar 1879 , die Ablöſung der auf Privatrechtstiteln
beruhenden Verpflichtungen zum Bau und zur Unterhaltung von Schul
häuſern ſowie zur Anſchaffung von Gegenſtänden zum Schulgebre
betr . für ablösbar erklärt . Es iſt wohl anzunehmen , daß alle Bauver⸗
pflichtungen , die ihren Rechtsgrund vorzugsweiſe in dem Edikt vom
26. April 1808 über die Kirchen⸗ und Schulhausbau⸗
lichkeiten hatten , zur Ablöſung gebracht wurden . Soweit dies nicht
der Fall , wären dieſelben aufgrund des Art . 132 EG . zum BGB . noch
weiterhin als zu Recht beſtehend zu erachten .

＋＋⏑fσ]
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Als Stiftungen , die für Bauzwecke zu verwenden ſind , kommen

neben etwa ſchon beſtehenden Baufonds im weſentlichen in Betracht die

aufgrund des 8 3 des Ablöſungsgeſetzes aus den Ablöſungskapitalien ge⸗
bildeten „ Schulfonds “ mit den aufgrund von § 10 des Geſ . in ihr Eigen⸗
tum übergegangenen Schulhäuſern .

Über das Eigentum an Schulhäuſern vergl . Zeitſchrift für badiſche

Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege 1870 Nr . 21 und 22, 1872 Ne

Annalen der Bad . Gerichte 1871 Nr . 20 und § 10 des Baulaſten⸗Ab⸗

löſungsgeſetzes .

Staatsbeihilfen .
841139

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VI 8§ 90.

( 1) Im Staatsvoranſchlag iſt ein angemeſſener Betrag vor⸗

zuſehen zur Gewährung von Beihilfen aus der Staatskaſſe für be⸗

dürftige Gemeinden , welche Schulhäuſer neu zu erbauen , oder an

bereits beſtehenden Schulgebäuden Bauveränderungen erheb⸗
licheren Umfanges , die nicht als bloße Unterhaltungsarbeiten ſith

darſtellen , auszuführen haben .
( 2) Auf die Gewährung einer ſolchen Beihilfe beſteht kein

Rechtsanſpruch .
( 3) Erübrigungen aus dem betreffenden Etatſatz ( Abſatz U

ſind auf die nächſte Budgetperiode übertragbar .

Über die Bewilligung der Beiträge entſcheidet nach § 4 Ziff . 3 300 .
das ÜUM. im Benehmen mit dem Miniſterium des Innern .

Die Beihilfen ſind ſeitens der Gemeinden nach einem durch Bekannk⸗
machung des UM. vom 13. Mai 1912 ( SchBSBl . Nr . XIII ) vorge⸗
ſchriebenen Muſter abzufaſſen und durch das zuſtändige Bezirksamt vor⸗
zulegen .

Vorausſetzung für die Bewilligung iſt , daß der Bau in künſtleriſcher
Beziehung eine entſprechende Ausführung erhalten hat . Vergl . Bmkg .1
Abf. 5 zu 8 111

Sechster Titel .

Von den Volksſchulen in Städten , welche der Städteordnung

unterſtehen .
Die Verhältniſſe der Volksſchulen in den Städten der Städteord⸗

nung haben erſtmals im Geſetz vom 13. Mai 1892 eine geſonderte Rege⸗
lung erfahren . Die Begründung zu dem Geſetz führt hiezu im weſent⸗
lichen folgendes an :

f

„Bezüglich des Volksſchulweſens derjenigen Städte , auf welche das
Geſetz vom 24. Juni 1874 , betreffend beſondere Beſtimmungen über die
Verfaſſung und Verwaltung der Stadtgemeinden — Städteord⸗

nung —in Anwendung kommt , enthält das gegenwärtig geltende Geſez
über den Elementarunterricht keinerlei Sonderbeſtimmungen .
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Gleichwohl haben in den betreffenden Städten die Schuleinrichtungen
in mehrfacher Hinſicht eigentümlich und abweichend von dem Schulweſen
der anderen Gemeinden ſich entwickelt .

Wenn auch dieſe Entwickelung in den einzelnen Städten , je nach den
beſonderen örtlichen Verhältniſſen einen verſchiedenen Gang genommen
und zu verſchiedenartigen Geſtaltungen geführt hat , ſo iſt doch den be⸗
treffenden Städten das gemeinſam , daß keine derſelben in ihrem Volks⸗
ſchulweſen auf das Mindeſtmaß des geſetzlich Gebotenen ſich beſchränkt
hat, ſowohl was Art und Umfang des der ſchulpflichtigen Jugend ge⸗
botenen Unterrichts als die Ausſtattung derSchulanſtalten in wirtſchaft⸗
licher Hinſicht , insbeſondere die Belohnung des Lehrerperſonals , anbe —
langt .

Überall ſind Lehrkräfte in größerer Zahl als geſetzlich vorgeſchrieben
(ietziges Elementarunterrichtsgeſetz S 23) in Verwendung , und die Lehrer
und Lehrerinnen haben durchgehends höhere Bezüge , als nach den bis⸗
herigen geſetzlichen Beſtimmungen gefordert werden könnten .

Dazu kommen noch alle die Verhä ſe, durch deren Zuſammen⸗
wirken in den größeren Städten die Or der Gemeinde eine Zuſam⸗
menſetzung erhalten , welche dieſelben zur Führung einer ſelbſtändigen ,
nach jeder Richtung hin ſachkundigen Verwaltung vorzugsweiſe be gt.

In allen der Städteordnung unterſtehenden Städten ſind die Volks⸗
ſchulen erweitert .

Bei der auf dem Gebiete des Elementarunterrichts von den Städten
im weiteſten Umfange ſeither ausgeübten Selbſtverwaltung hat deren
Volksſchulweſen ſich reich entfaltet und einen Stand der Leiſtungen er⸗
reicht, welcher das allgemeine Durchſchnittsmaß weit überbietet . Ange⸗
ſichts derartiger Erfolge dürfte keinerlei Anlaß beſtehen , der Betätigung
einer ſolchen Selbſtverwaltung für die Zukunft irgendwie engere Grenzen
zu ziehen oder den betreffenden Gemeinden Leiſtungen , welche ſie bisher
freiwillig übernommen , für die Zukunft in verpflichtender Weiſe aufzu
erlegen . “

8§ 117 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 .

Hinſichtlich der Volksſchulen in den der Städteordnung unter⸗
ſtehenden Städten kommt das gegenwärtige Geſetz nach Maßgabe
der nachfolgenden beſonderen Beſtimmungen in Anwendung .

Die Beſtimmungen des Geſetzes vom 13. Mai 1892 haben durch das
Schulgeſetz vom 7. Juli 1910 inſofern eine Erweiterung erhalten , als
dieſes Gefetz den zu behandelnden Einzelfragen eine grundſätzliche Rege
lung des Verhältniſſes der Städte zu ihren Volksſchulen vorausſtellte .

Infolge der Neuordnung der Beſoldungsverhältniſſe der Lehrer und
der Übernahme des geſetzlich gebotenen ſonalaufwandes durch die
Staatskaſſe ſind die 88 122, 123, 124 und 125 außer Geltung getreten ,
während die 88 118, 119, 120 und 121 durch die PAVO . vom 17. März
1924 eine durchgreifende Anderung erfahren haben .

Die Vorſchriften ſind in ihrer Anwendung beſchränkt auf diejenigen
Städte , die der mit dem Inkrafttreten der Gemeindeordnung vom
5. Oktober 1921 aufgehobenen Städteordnung unterſtanden , das ſind die
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Städte Baden , Bruchſal , Freiburg , Heidelberg , Karls⸗

ruhe , Konſtanz , Lahr , Mannheim , Offenburg und

Pforzheim .
Aufgabe einer etwaigen Ge ſetzesänderung dürfte es ſein , für

alle Städte ( § 3 der Gem . Ord . ) einheitliche Normen aufzuſtellen .

118 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VII .

E7

( 1) Die Verwaltung des örtlichen Schulvermögens und die

örtliche Aufſicht über die Volksſchule ſteht in den Städten der

Städteordnung dem Stadtrat zu.

( 2) Zur Ausübung dieſer Befugniſſe wird eine beſondere

Kommiſſion beſtellt ( Schulkommiſſion ) , deren rechtliche Stellung ,

Zuſammenſetzung und Zuſtändigkeit mit den aus dem § 119 ſich

ergebenden Einſchränkungen nach den Beſtimmungen der §§ 192

und 19b der Städteordnung ſich richten . Dieſer Kommiſſion haben

weiter anzugehören [ der nach § 119 beſtellte Rektor und ] der nach

§ 18 des Geſetzes beſtellte Schularzt .

1. Die §8 118 und 119 enthalten über die rechtliche Stellung der

Städte zu ihren Volksſchulen im weſentlichen die gleichen Beſtimmungen ,
wie ſie § 22 des Geſ . für die Gemeinden mit 4000 und mehr Einwohneen
aufſtellt . Sie ſind aber nicht etwa in Anlehnung an die Vorſchrift des

§ 22 des Geſ . entſtanden , vielmehr iſt §S 22 den Ss 118 und 119 nachge⸗

bildet . Die letzteren Paragraphen wurden bei den Verhandlungen in der

Kommiſſion der II . Kammer in das Geſetz eingefügt , während § 22 ſeine

Aufnahme in das Geſetz einem ſpäteren — die Angliederung der Schul⸗
verhältniſſe der kleinen Städte an diejenigen der Städteordnungsſtäͤdte
bezweckenden — Beſchluß der Kommiſſion der I. Kammer verdankt .

„ Ortsſchulbehörde “ im Sinne des § 14 des Geſ . iſt in den

Städten der StO . rechtlich der Stadtrat . Er muß aber die ihm in

dieſer Eigenſchaft zuſtehenden Rechte ausüben laſſen durch die nach Abſ .2
zu beſtellende beſondere Kommiſſion .

2 . Nach Abſ. 2 iſt die Beſtellung der Schulkomm miſſion
nicht ins Belieben des Stadtrats geſtellt , noch auch von etwaigen Be⸗

ſtimmungen der Städte⸗ bezw . Gemeindeordnung abhängig gemacht. Die

Kommiſſion muß vielmehr kraft Geſetzes beſtellt werden . An die Stelle

der 5§8 19 a und 19b der Städteordnung iſt § 52 der Gem . Ord . von
55 Oktober 1921 getreten . Die zur Ordnung der Verhältniſſe zu erlaſſende

Gemeindeſatzung bedarf nach § 128 Abſ . 2 a des Geſ . der Genehmigung
des UM. Bezüglich der Zugehörigkeit des Rektors zu der Kommiſſion
vergl . Bmkg . zu Art . II PAVO . Ziff . 4 Seite 162.

8119 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VII § 98 b.

Der Schulkommiſſion ſteht im allgemeinen
die S. flege

kommiſſis gemeinen die Schulpflege
( 88 21 , 128 Abſatz 2 a) zu, [ während die Aufſicht über die Volks⸗
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ſchule in ſchultechniſcher Beziehung durch einen Volksſchulrektor
( Stadtſchulrat ) ausgeübt wird , der auf Vorſchlag des Stadtrats
durch die Staatsbehörde ernannt wird . Das Amt des Volksſchul⸗
rektors kann mit dem eines Lehrers der Volksſchule verbunden
werden . ]

1. Dem Stadtrat ſteht die Befugnis zu, die Erledigung ein⸗
zelner , zur Schulpflege gehörigen Geſchäftsaufgaben ſeiner unmittelbaren
Entſcheidung vorzubehalten bezw . die Befugniſſe der Schulkommiſſion
entſprechend einzuſchränken (3. B. das Recht der gutachtlichen Außerung
oder das Recht der unmittelbaren Berichterſtattung an die ſtaatliche Auf⸗
ſichtsbehörde § 21 Ziff . 3 und 7) . SchG . § 128 Abſ . 2lit . a.

2. Die Beſtimmungen des Paragraphen über die Aufſicht „ in
ſchultechniſcher Beziehung “ ſind erſetzt durch Art . II der
PAVO . vom 17. März 1924 , der lautet :

Artikel II .

( ) Für die techniſche Beaufſichtigung der Volksſchulen ein⸗
ſchließlich der Fortbildungsſchulen in den Städten Mannheim ,
Karlsruhe , Freiburg , Pforzheim und Heidelberg werden Stadt⸗
ſchulämter mit einem Vorſtand und der nötigen Zahl von zweiten
Beamten errichtet . Die Stadtſchulämter haben die gleichen Dienſt⸗
befugniſſe wie die Kreisſchulämter .

( 2) An den Volksſchulen der übrigen Städte der vormaligen
Städteordnung wird die Aufſicht über den Unterrichtsbetrieb durch
Rektoren , die nach §S 30 des Schulgeſetzes beſtellt werden , beſorgt .

63) Die Ernennung der in Abſatz 1 und Abſatz 2 bezeichneten
Beamten erfolgt im Benehmen mit der Stadtverwaltung .

( J ) In gleicher Weiſe werden geregelt :
1. Art und Umfang der den Beamten zuzuweiſenden Auf⸗

gaben aus dem Geſchäftskreis der örtlichen Schulaufſichts⸗
behörde und ihres Vorſitzenden wie aus dem Gebiet der
Wohlfahrtspflege und der ſozialen Fürſorge für die
Schüler ,

2. die Bereitſtellung der Dienſträume und der erforderlichen
Hilfsbeamten durch die Stadt ,

die dienſtliche Stellung der nach Abſatz 1 beſtellten Be⸗
amten zu der Schulkommiſſion .

( 6) Die hiermit nicht übereinſtimmenden Vorſchriften der
§8 118 , 119 , 120 , 121 des Schulgeſetzes vom 7. Juli 1910 werden
aufgehoben .

σ

1. Das Geſetz vom 13. Mai 1892 hatte in § 106 beſtimmt , daß für
die techniſche Leitung des geſamten Schulweſens
einer Stadt durch die ſtaatliche Unterrichtsverwaltung unter tunlich⸗

ſter Berückſichtigung der Wünſche der Stadtverwaltung ein Rektor
(Stadtſchulrat ) beſtellt wird , der kraft ſeines Amtes Mitglied der Schul⸗
kommiſſion iſt .
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Die rechtliche Stellung des Stadtſchulrats nach dieſer Beſtimmung
war die eines ſtaatlichen Schulaufſichtsbeamten , der die im Geſetz

ihm zugewieſene Aufgabe der techniſchen Schulaufſicht ausſchließlich im

Auftrag des Staates auszuüben hatte . Daneben wurden ihm durch eine

beſondere Dienſtweiſung aufgrund der Vorſchriften in 8 107 des Geſ.

( § 121 des SchG . ) eine Reihe von Verwaltungsgeſchäften übertragen , die

nach den beſtehenden Vorſchriften zum Geſchäftsbere ich der

Ortsſchulbehörde und des Vorſitzenden dieſer Behörde gehörten ,
wie die Aufnahme und Entlaſſung der Schüler , Überweiſung der nach
auswärts verziehenden Schüler , Handhabung der Schulzucht u. a. Dazu
kamen noch einzelne Amtsbefugniſſe aus dem Geſchäftskreis des

Kreisſchulrats , die dem Stadtſchulrat aufgrund der im Geſetz
hiezu erteilten Ermächtigung zugewieſen wurden .

Die ſchultechniſche Leitung umfaßte die Beaufſichtigung des

geſamten Unterrichtsbetriebs . Der Stadtſchulrat hatte das Recht , den

Unterricht eines jeden Lehrers jederzeit zu beſuchen und dabei die nötigen
Anweiſungen in didaktiſcher und methodiſcher Hinſicht zu erteilen . Er
war aber nicht befugt , die amtlichen Prüfungen zur
Feſtſtellung der Unterrichtsergebniſſe und det
Leiſtungen der Lehrer vorzunehmen . Dies blieb aus⸗
ſchließlich Aufgabe des nach § 25 des Geſ . als ſtaatliches Prüfungsorgan
beſtellten Kreisſchulrats .

Auf der anderen Seite erweiterte ſich der Geſchäftskreis des Stadt⸗
ſchulrats dadurch , daß ihm von ſeiten der Stadt in ſteigendem Umfang

ver wa ltungstechniſche Aufgaben , namentlich ſolche aus dem

Gebiet der Wohlfahrtspflege und der ſozialen Fürſorge
für die Schüler zugewieſen wurden . e Städte mochten ſich hiezu um⸗

ſomehr für berechtigt anſehen , als ſie nicht nur den dem Stadtſchulrat nach

dem ſtaatlichen Gehaltstarif zuſtehenden Gehalt , ſondern auch die darüber

hinaus von ihnen freiwillig gewährten , z. T. ſehr reichlich bemeſſenen
Dienſtzulagen aus ſtädtiſchen Mitteln zu beſtreiten hatten .

Die Do ppelſtellung , die ſich hieraus für die Stadtſchulräte
tatſächlich ergab , wurde von ihnen ſelbſt unangenehm empfunden . Das

SchG. brachte hierin keine grundſätzliche Entſcheidung ; es verſtärkte
im Gegenf tz zu den Erwartungen der beteiligten Beamten den Ein⸗
fluß der Städte auf die Ernennung der Stadtſchulräte und machte ſie

re ch tlich zu Mandataren der Städte . Dieſe Anderung war lediglich
eine Folge der — allerdings nur theoretiſchen — Übertragung der ge⸗
ſamten Schulaufſicht an den Stadtrat .

Tatſächlich änderte ſich in der Stellung des Stadtſchulrats als des

ſchultechniſchen Uberwachungsbeamten der Schule nichls .
Eine Einwirkung auf dieſe Seite ſeiner Tätigkeit war für die Stadt ſchon
bisher durch das Geſetz ausgeſchloſſen . Wohl aber bildete die veränderte

Konſtruktion in der rechtlichen Stellung des Stadtſchulrats mit der Hin⸗
neigung zur Gemeinde für die Übertragung der geſamten Amts⸗

befug niff edes Kreisſchulrats an ihn eher eine Erſchwerung
als eine Förderung .

Der Dualismus zwiſchen Kreisſchulrat und Stadt⸗

ſchulrat blieb beſtehen entwickelte ſich in den großen Städten bei der

ſtändig anwachſenden Schulbevölkerung immer mehr zu einer den Stadt⸗

chite in der Handhabung der techniſchen Schulaufficht gegenüber den
Lehrern hemmenden und die einheitliche Durchführung dieſer Auf⸗

E
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ſicht ſchädigenden Einrichtung . Andererſeits bildete die Vornahme des
Prüfungsgeſchäftes an den großen ſtädtiſchen Volksſchulen für
die Kreisſchulämter eine ſchwere dienſtliche Belaſtung , der ſie auch bei
Vermehrung ihres Perſonalbeſtandes nicht in dem der Sache entſprechen⸗
den Umfang gerecht werden konnten .

2. Für den auf eine Vereinfachung der Staatsverwaltung abzielenden
Perſonalabbau war auf dem Gebiet der Volksſchule im Anſchluß
an die veränderte politiſche Einteilung des Landes neben anderen Maß⸗
nahmen auch eine Verminderung der Zahl der Kreisſchul⸗
ämter vorgeſehen . Die Durchführung dieſer Maßregel hatte das Aus⸗
ſcheiden der Volksſchulen der großen Städte aus dem Verband der Kreis⸗
ſchulämter und deren ausſchließliche Unterſtellung unter eigene Stadt⸗
ſchulämter zur Vorausſetzung . Dieſe Löſung ſchien um ſo ange⸗
meſſener , als ſie die lange erſtrebte Selbſtändigkeit der Stadt⸗
ſchulräte in der Handhabung der techniſchen Schulaufſicht zu verwirk —
lichen geeignet war .

Ddie veränderte rechtliche Stellung des Stadtſchulrats
mußte zunächſt auf die Art ſeiner Ernennung von Bedeutung ſein . Natur⸗
gemäß mußte dem Staat ein größerer Einfluß in dieſer Beziehung ein⸗
geräumt werden . Das im SchG . vom 7. Juli 1910 den Städten zuge⸗
billigte Vorſchlagsrecht konnte , abgeſehen davon , daß der Hauptgrund für
dieſes Zugeſtändnis mit dem Übergang der Beſoldungslaſt für den
Stadtſchulrat von der Stadt auf den Staat in Wegfall gekommen
war , nicht aufrecht erhalten werden . Vielmehr mußte die Führung in
bezug auf die Ernennung formell von der Stadt auf den Staat über⸗
gehen . Dem berechtigten Intereſſe , das die Stadt bei den nahen dienſt⸗
lichen und perſönlichen Beziehungen zu dem Stadtſchulrat und bei den
umfangreichen Geſchäftsaufgaben des Stadtſchulrats auf dem Gebiet der
ſozialen Fürſorge für die Wahl einer zu dem Amt geeigneten und ihr
genehmen Perſönlichkeit hat , ſoll dadurch Rechnung getragen werden , daß
die Ernennung „ in Benehmen “ mit der Stadt zu erfolgen hat . Der
zu Ernennende muß ſonach dem Staat wie der Stadt genehm ſein , d. h.
es muß zwiſchen dieſen beiden Faktoren Einverſtändnis über ſeine
Perſon beſtehen . Inſofern bringen die neuen Beſtimmungen nur formell ,
nicht aber auch ſachlich eine Anderung gegenüber dem früheren Zuſtand .

3. Für die kleineren Städte ſchien eine gleiche Erweiterung
des Wirkungskreiſes ihrer Volksſchulrektoren und damit die Loslöſung
ihrer Volksſchulen aus dem Verband der Kreisſchulämter weder vom
Standpunkt des Perſonalabbaues geboten , noch auch aus ſonſtigen
Gründen angezeigt . Ihr Ausſcheiden aus dieſem Verband hätte keine
nennenswerte dienſtliche Erleichterung für die Kreisſchulämter mit ſich
gebracht ; es hätte aber andererſeits den Nachteil gehabt , daß die Kreis⸗
ſchulräte die ſeitherige Fühlung mit größeren Schulſyſtemen völlig ver⸗
loren hätten und nur noch auf die Landſchulen angewieſen geweſen wären .
Die Belaſſung im Verband des Kreisſchulamtes ſchien auch vom Stand⸗
punkt der an der Schule wirkenden Lehrer aus wünſchenswert . Auch
ſchien kein zureichender Grund vorzuliegen , die Zuſtändigkeit und die

dienſtliche Stellung dieſer Rektoren über diejenige der Rektoren der
übrigen Städte mit zum Teil noch größeren Schulſyſtemen hinauszuheben
und ſo drei Arten von Rektoren zu ſchaffen . Es war vielmehr das

naturgemäßeſte , die Rektoren der kleineren Städteordnungsſtädte mit den
11
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Rektoren der übrigen Städte zu einer Gruppe zuſammenzufaſſen . Damit

erfuhr ihre vorherige Zuſtändigkeit im weſenrlichen eine Einſchränkung
nur dahin , daß die ihnen ſeither zugeſtandene Diſziplinargewalt über die

ihnen unterſtellten Lehrer auf das Kreisſchulamt überging .

Die Ernennung auch dieſer Rektoren , die⸗ ſoweit ſie bei Er⸗

laſſung der Vorſchrift ſchon im Amt waren , ihre ſeitherige Amtsbezeich⸗

nung „Stadtſchulrat “ beibehielten , erfolgt gleichfalls „oim Benehmen “

mit der Stadtverwaltung . Es liegt hierin eine Erweiterung des den Ge⸗

meinden bei der Beſtellung von Rektoren nach § 50 des Geſ . zuſtehenden

Mitwirkungsrechts .
4. Der Stadtſchulrat vereinigt in ſeiner Perſon die Stellung

des Kreisſchulrats und des örtlichen Leiters einer großen Volksſchule .
Unter den ihm in der letzteren Eigenſchaft mit der Zeit in immer größerem

Umfang zugewachſenen Verwaltungsgeſchäften ( Ziff . 1 Abſ . ) ſind eine

Reihe von Aufgaben , die mit ſeiner dienſtlichen Stellung in keiner oder

doch nur in ſehr loſer Verbindung ſtehen und die gerade ſo gut durch
andere Perſonen verſehen werden könnten . Eine Verpflichtung zur Be⸗

ſorgung dieſer Geſchäfte kann aus der dienſtlichen Stellung des Stadtſchul⸗
rats , der rechtlich in keinem Dienſtverhältnis zur Ge⸗

meindeſteht , nicht ohne weiteres abgeleitet werden ; die Verpflichtung
hiezu wird für ihn als ſtaatlichen Beamten erſt durch einen Auftrag der

zuſtändigen ſtaatlichen Behörde begründet . Von dieſen Er⸗

wägungen ausgehend ſieht die VO. vor , daß Art und Umfang der hier in

Betracht kommenden Geſchäfte durch Vereinbarung mit der Stadt⸗

verwaltung feſtgelegt werden , um dann von der ſtaatlichen Behörde dem

Stadtſchulrat als Beſtandteil ſeiner Dienſtaufgabe zugewieſen zu werden .

Gibt der Stadtſchulrat in bezug auf die Beſorgung dieſes Aufgabe⸗
kreiſes der Gemeinde Anlaß zur Beanſtandung , ſo hat ſie ſich wegen ent⸗

ſprechender Abhilfe an die dem Stadtſchulrat vorgeſetzte ſtaatliche Auf⸗

ſichtsbehörde zu wenden . Ein unmittelbares Einſchreiten ſteht ihr nicht zu.

Gleichfalls im Wege der Vereinbarung mit der Stadt ſollen
die in Abſ . 4 Ziff . 2 und 3 bezeichneten Verhältniſſe geregelt werden . So⸗
weit Hilfsbeamte für die Bewältigung der mit der ſchultechniſchen Auf⸗
ſicht zuſammenhängenden Geſchäfte nötig ſind , iſt ihre Beſtellung und Be⸗

zahlung Sache des Staates .

Ziff . 3 läßt die Frage offen , ob der Stadtſchulrat der Schulkom —⸗
miſſion wiebisher als vollberechtigtes Mitglied , oder , was ſeiner ver⸗

änderten rechtlichen Stellung entſprechender wäre . nur mit beratender
Stimme angehören ſoll .

Rektoren und erſte Lehrer .

§ 120 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VII § 98 c.
Zur Unterſtützung des in § 110 bezeichnete ö ich⸗

ſtützung des zeichneten Beamten können gleich⸗
falls auf Vorſchlag des Stadtrats durch die Staatsbehörde weitere , dem
erſteren dienſtlich unterſtehende Beamte ( Rektoren ) beſtellt werden .

G Für einzelne Schulhäuſer und Schulabteilungen können

erſte Lehrer (Oberlehrer) nach § 29 des Geſetzes durch den Stadtrat

ernannt werden . Die Ernennung iſt der ſtaatlichen Schulauffichts⸗
behörde anzuzeigen .
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1. Abfſ. 1 iſt durch die Vorſchrift in Art . II Abſ . 1 PAVO . erſetzt .
Die Anſtellung der zweiten Beamten erfolgt nach §S 25 SchG .

2. Abſ . 2 verweiſt bezüglich der Errichtung von Oberlehrer⸗
ſtellen auf § 29 des Geſ , ſtellt aber die dort für die übrigen Schulen
allgemein vorgeſchriebene Beſtellung ſolcher Lehrer an den Volksſchulen
der Städteordnungsſtädte ins Ermeſſen der Stadtverwaltung . Tatfſächlich
ſind die Oberlehrer in den großen Schulorganismen eine unentbehrliche
Inſtanz . Ihr Aufgabekreis geht weit über den der Oberlehrer an
Volksſchulen bis zu neun Lehrern hinaus , und bleibt nicht hinter dem der
Rektoren großer Volksſchulen ( SchG . § 30 Beſ . Ord . Gruppe ) mit
einem Beſtand von 20 und mehr Lehrern zurück . Die Einreihung der
Oberlehrer in Gruppe VIII und IX der Beſoldungsordnung trägt des⸗
halb , ſoweit es ſich um Schulabteilungen mit 20 und mehr Lehrern
handelt , ihrer dienſtlichen Stellung nicht genügend Rechnung .

Das Geſetz ſieht die Beſtellung von Oberlehrern zunächſt nur für
einzelne Schulhäuſer vor . Die Beſtellung kann aber auch für eine
Mehrzahl von Schulhäuſern erfolgen , zumal wenn dieſelben
zuſammen — wie die Schulen in Vororten —eine für ſich beſtehende
Abteilung der geſamten Volksſchule bilden .

Der Ausdruck „ Schulabteilung “ iſt begrifflich nicht räumlich
heſchränkt . Es ſteht nichts entgegen , ihn auch auf eine fachliche Teilung
des Unterrichtsbetriebs anzuwenden , wie dies auch im Geſetz vom 19. Juli
1918 über die allgemeine Fortbildungsſchule geſchieht , und ſo für beſondere
unterrichtliche Abteilungen , auch wenn ſie nicht in einem Schulhaus ver⸗
einigt ſind , wie z. B. für die Hilfsſchule , Oberlehrer zu ernennen .

Nach § 126 des Geſ . erfolgt die Beſetzung planmäßiger Lehr⸗
ſtellen , inſoweit ſie an den übrigen Volksſchulen der Oberſchulbehörde ,
d. i. jetzt dem UM. , zukommt , durch den Stadtrat . Nachdem die Beſetzung
von Stellen der Gruppe IX der Beſoldungsordnung dem Staatsmini⸗
ſterium vorbehalten iſt , kommt das Recht des Stadtrats zur Ernennung
von Oberlehrern , ſoweit ſolche nach Gruppe IX eingereicht werden , was
ausnahmslos der Fall ſein wird , in Wegfall .

Das da und dort hervorgetretene Verlangen der Lehrer auf Mit⸗
wirkung bei der Beſetzung von Oberlehrerſtellen iſt nicht begründet .
Ein ſolches Recht kommt mangels einer hierauf bezüglichen Geſetzes - oder
Verordnungsbeſtimmung weder dem Dienſtſtellenausſchuß , noch
auch der Lehrerſchaft als ſolcher zu und kann dieſen auch nicht von
ſeiten einer einzelnen Stadtverwaltung eingeräumt werden .

Dienſtweiſungen .

8121 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VII § 98 d.

Die Befugniſſe und Dienſtobliegenheiten der in §l [ s 119 und !
120 bezeichneten [ Beamten und ] Lehrer ſowie jene des Schularztes
werden durch Dienſtweiſungen feſtgeſtellt , die von der Oberſchul⸗
behörde mit der Stadt zu vereinbaren und von dem Unterrichts⸗
miniſterium zu genehmigen , bei Nichtzuſtandekommen einer Ver⸗
einbarung aber duyrch das Unterrichtsminiſterium zu erlaſſen ſind .
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[ Dem Volksſchulrektor können überdies durch das Unterrichts⸗
miniſterium einzelne Amtsbefugniſſe aus dem Dienſtkreis des

Kreisſchulamts zugewieſen werden . ]

Die Ordnung der in Abſ . 1 bezeichneten Verhältniſſe durch beſondere

Dienſtweiſung tritt nur ein , ſofern und ſoweit die im Wege der

Verordnung durch das UM. erlaſſenen Vorſchriften nach den beſonderen

Verhältniſſen der einzelnen Schulen entſprechender Abänderungen oder

Ergänzungen bedürfen .

Nachdem an die Stelle des vormaligen Oberſchulrats das UM. ge⸗

treten iſt , erfolgen die erforderlichen Feſtſetzungen durch dieſes im Be⸗

nehmen mit den einzelnen Stadtverwaltungen .

Dienſtbezüge und rechtliche Stellung .

§ 122 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VII §S 98 e.

(J) Die neben dem Wohnungsgeld von der Stadt zu beſtreitenden

Gehalte der in § 119 bezeichneten Beamten werden im Einvernehmen
mit der Stadt in eine der für Volksſchulrektoren vorgeſehenen Abteilungen
des Gehaltstarifs eingeſtellt .

(2) In gleicher Weiſe erfolgt die Einreihung der in § 120 Abſatz 1

genannten Beamten in eine der Abteilungen D 1f oder E 1 d des Ge⸗
haltstarifs .

68) Die Stadt kann dieſen Beamten wie den in § 120 Abſatz 2 be⸗

zeichneten Lehrern höhere als die nach den geſetzlichen Beſtimmungen

ihnen zukommenden Bezüge bewilligen . Auf dieſe Mehrleiſtungen ſind
die Beſtimmungen der 88 124 und 125 ſinngemäß anwendbar mit der

Maßgabe, daß , ſoweit ſie nicht durch das in § 128 bezeichnete Ortsſtatut
geregelt ſind , zu deren Annahme die nach dem Beamtengeſetz vorge⸗
ſchriebene ſtaatliche Genehmigung erforderlich iit .

160⁴Hinſichtlich der Ruhe - und Unterſtützungsgehalte und der Hinter⸗
bliebenen⸗Verſorgungsgehalte gelten die Vorſchriften des §S 70 des Ge⸗

ſetzes .

Aufwand für die Lehrer .

§ 123 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VII § 99. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VII .

( ) Beiträge zur Staatskaſſe (§S 72) haben die Städte nicht zu ent⸗
richten . Dagegen haben dieſelben für das geſamte in ihren Schulen ver⸗
wendete Lehrperſonal unmittelbar aus der Gemeinde⸗ ( Schul⸗ ) Klaſſe auch

diejenigen Zahlungen zu leiſten , welche für die Volksſchulen anderer Ge⸗
meinden nach § 73, 1 und 6 der Staatskaſſe obliegen .

( 2) [ Die Beſtreitung der Ruhe⸗ und Unterſtützungs
i

9.lD ng der Ruhe. v zungsgehalte liegt
der Staatskaſſe ob. ] Jedoch hat die Stadt aufzukommen für die

— —

gung der
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Ruhegehalte der auf Antrag der Stadtverwaltung in einſtweiligen
Ruheſtand verſetzten Hauptlehrer , ſoweit und ſolange ein ſolcher
Ruhegehalt fortzuentrichten iſt ( §8 68 . 69 ) .

Zur Anwendung der Vorſchrift in Abſ . 2 Satz 2 hat ſich ſeit deren
Erlaſſung durch das Geſetz vom 13. Mai 1892 ein Anlaß nicht geboten .

Städtiſche Dienſtzulagen .
§ 124 .

Geſ. vom 13. Mai 1892 Art . VII S 100. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VII .

Durch Ortsſtatut ( § 128 ) können die Bezüge der etatmäßigen wie
der nichtetatmäßigen und der vertragsmäßig angeſtellten Lehrer ( §8 58
bis 66) über die in dieſem Geſetz beſtimmten Sätze hinaus geordnet
werden .

Werden durch eine ſpätere Neuregelung die einmal feſtgeſtellten Sätze
ermäßigt , ſo werden die bereits bewilligten Bezüge hievon nicht berührt .
Im übrigen ſind die Mehrleiſtungen an Gehalt und Vergütungen nach
den Beſtimmungen des § 21 Abſatz 3 Satz 1 der Gehaltsordnung über
die Dienſtzulagen zu behandeln .

Die Mehrleiſtungen an Mietzinsentſchädigung ſind nach den Be⸗
ſtimmungen des § 62 des Geſetzes zu beurteilen . Schulverwalter er⸗
halten an Volksſchulen der Städteordnungsſtädte nur die Mietzinsenr⸗
ſchädigung wie Unterlehrer .

Für die Feſtſetzung des Einkommensanſchlags durch die Oberſchur⸗
behörde ſind die Beſtimmungen des § 59 des Geſetzes maßgebend .

Bewilligung der Dienftzulagen .

8125

Geſ. vom 13. Mai 1892 Art . VII § 105. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VII .

Eine nach der beſonderen ſtädtiſchen Gehaltsordnung vom Stadtrat
beſchloſſene Zulage darf nur gewährt werden , wenn von der Oberſchul⸗
behörde die Vorausſetzungen zum Vorrücken im Gehalt als gegeben aner⸗
kannt ſind .

Iſt die Oberſchulbehörde der Anſchauung , daß dieſe Vorausſetzungen
nicht vorliegen , ſo richtet ſich das weitere Verfahren nach den Vorſchriften
des § 12 der Gehaltsordnung mit der Maßgabe , daß gegen die Ent⸗
ſchließung des Unterrichtsminiſteriums auch der Stadt das Recht der Be⸗
ſchwerde an das Staatsminiſterium zuſteht .

Beſchließt der Stadtrat die Einbehaltung der Zulage , ſo ſteht dem be⸗
treffenden Lehrer wie der Oberſchulbehörde das Recht zu, hiegegen die

Entſcheidung des Unterrichtsminiſteriums anzurufen . Für das weitere
Verfahren ſind in dieſem Fall die Vorſchriften des Abſatz 2 maßgebend .

Beſetzung der etatmäßigen Lehrſtellen .

§ 126 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . VII § 104 . Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VII

( ) Die Beſetzung der etatmäßigen Stellen , inſoweit ſie an
den übrigen Volksſchulen der Oberſchulbehörde zukommt , erfolgt
an den in § 117 bezeichneten Volksſchulen durch den 8

3
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( 2) Der Stadtrat hat die für Beſetzung einer erledigten oder

neu errichteten Hauptlehrerſtelle beziehungsweiſe Reallehrerſtelle
in Ausſicht genommenen Lehrer der Oberſchulbehörde namhaft zu

machen . War ein Bewerbungsausſchreiben — welches die Ober⸗

ſchulbehörde in jedem Beſetzungsfalle fordern kann —erlaſſen ,

ſind gleichzeitig mit der Benennung alle eingegangenen Bewer⸗

bungsgeſuche vorzulegen .
( 3) Lehrer , welche auf die erfolgte Namhaftmachung von der

Oberſchulbehörde abgelehnt wurden , dürfen auf die zu beſetzende
Stelle nicht ernannt werden .

( 4) Eine Ablehnung ſoll nur aus erheblichen Gründen , welche
dem Stadtrat auf deſſen Verlangen zur Kenntnis zu bringen ſind ,
ausgeſprochen werden .

( 5) Der vom Stadtrat Ernannte erhält eine von der Ober⸗

ſchulbehörde auszufertigende Beſtallung .

1. Zu Abſ . 1 vergl . die Bmkg . 2 Abſ . 4 zu § 120. Hiernach kommt das
Beſetzungsrecht des Stadtrats , ſoweit es ſich um planmäßige Stellen in
Gruppe IX der Beſoldungsgruppe handelt , in Wegfall .

Das Ernennungsrecht wurde den Gemeinden durch das Geſetz
vom 13. Mai 1892 eingeräumt . Die Begründung zu dieſem Geſetz ſagt
hierüber folgendes :

„ Den Städteordnungs⸗Städten ſoll die bisher tatſächlich geübte Mit⸗
wirkung bei der Beſetzung ſämtlicher Hauptlehrerſtellen ihrer Volksſchulen
durch ausdrückliche Geſetzesbeſtimmung geſichert werden , und zwar nicht
mehr in Form des Vorſchlages ( der Präſentation ) , ſondern der Ernen⸗
nung . Die letztere wäre nicht , wie bisher , von der Oberſchulbehörde
auf Vorſchlag des Stadtrats auszuſprechen , ſondern durch den Stadtrat
ſelbſt , wobei jedoch dieſer auf die Wahl ſolcher Lehrer beſchränkt wäre ,
die nicht zuvor von der Oberſchulbehörde für die zu beſetzende Stelle ab⸗
gelehnt worden ſind . Die Umgeſtaltung des Präſentationsrechts in ein
Ernennungsrecht würde materiell als eine Anderung kaum betrachtet
werden können , da ſeither ſchon nach dem Grundſatz verfahren wurde , der
Vorſchlag einer präſentationsberechtigten Gemeindebehörde ſei von ſeiten
der Staatsbehörde nur dann zu verwerfen , wenn der Vorgeſchlagene für
die zu beſetzende Stelle überhaupt nicht tauglich , nicht auch, wenn nur
etwa die Staatsbehörde der Anſicht wäre , daß einem anderen Bewerber

wegen größerer Tüchtigkeit oder aus anderen Gründen , z. B. wegen
höheren Dienſtalters , der Vorzug gebühren würde . “

5

„ Der Vorſchlag des Stadtrats war ſomit in ſeiner Wirkung mit einer
von der Staatsbehörde nicht beanſtandeten Ernennung gleichbedeutend .
Hätte aber der Stadtrat , anſtatt einen Lehrer zur Ernennung zu „prä⸗
ſentieren“, ſelbſt deſſen Ernennung auszuſprechen , ſo würde damit deut⸗
licher , als bei dem ſeitherigen Verfahren det Fall war , zum Ausdruck ge⸗
bracht , daß für die getroffene Wahl und deren Folgen in erſter Linie
der Stadtrat verantwortlich iſt — ſowohl gegenüber der Stadt ſelbſt ,
als gegenüber den nicht zur Berückſichtigung gelangten Mitbewerbern . “

80 „Den Gemeindebehörden in den Städten der Städteordnung eine
Mitwirkung bei Beſetzung der Hauptlehrerſtellen in ſo ausgedehnter Weiſe
einzuräumen , rechtfertigt ſich nach der Anſicht der Großherzoglichen Regie⸗
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rung vorzugsweiſe dadurch , daß einerſeits dieſen Gemeinden eine ſtaat⸗
liche Beihilfe zur Aufbringung der ( Aktiv - ) Gehalte uſw . der Lehrer an
ihren Volksſchulen in keiner Weiſe zu Teil wird , andererſeits aber die

geſetzliche Anerkennung einer von den Städten mit Nachdruck verfochtenen
Berechtigung einen kräftigen Antrieb für dieſelben enthalten dürfte , wie
bisher , ſo auch künftig über das Maß des geſetzlich Gebotenen hinaus
Leiſtungen für ihr Volksſchulweſen freiwillig auf ſich zu nehmen . “

Durch die Üübernahme des Perſonalaufwandes in dem geſetzlich ge⸗
botenen Umfang durch den Staat iſt die für die Einräumung des Er⸗

nennungsrechts an die Städte in erſter Reihe beſtimmend geweſene Er⸗

wägung in Wegfall gekommen . Der Aufwand der Städte für die Lehrer⸗
gehalte beſchränkt ſich nur noch auf die übergeſetzlichen Stellen und iſt
damit bei den größten Städten auf etwa ein Viertel , bei den kleineren
bis zu einem Zehntel des Geſamtaufwandes zurückgegangen . An dem

ſeitherigen Beſetzungsverfahren wurde gleichwohl vorerſt nichts geändert .
Es wird Sache einer künftigen geſetzlichen Regelung ſein , abzuwägen ,
welche Bedeutung bei den einzelnen Gruppen von Städten im Vergleich

zu der eingetretenen erheblichen geldlichen Entlaſtung der Übernahme

übergeſetzlicher Aufwendungen für ihre Volksſchulen beizulegen iſt .
2. Über das bei der Beſetzung einzuhaltende Verfahren vergl .

die Verordnung über das Verfahren bei Beſetzung von Hauptlehrer⸗
ſtellen vom 23. Dezember 1913 Abt . VI 6.

8127
Geſ. vom 13. Mai 1892 Art . VII § 105. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VII .

( ) Kommt die Beſetzung einer erledigten Lehrerſtelle nicht

innerhalb 6 Monaten nach dem Tag der eingetretenen Erledigung

oder einer auf Antrag des Stadtrats in den Staatsvoranſchlag

neu aufgenommenen Lehrerſtelle nicht innerhalb 6 Monaten nach

Umfluß der betreffenden Voranſchlagsperiode zuſtande , ſo ſteht

der Oberſchulbehörde das Recht zu, die Stelle ohne weiteres zur

Bewerbung auszuſchreiben und der Stadtverwaltung eine Friſt zu

beſtimmen , innerhalb deren die Beſetzung zum Abſchluß zu

bringen iſt .
0 Iſt auch innerhalb dieſer Friſt die Beſetzung der Stelle

nicht zu erzielen , und wird nicht — bei Vorhandenſein beſonderer
Gründe — von der Oberſchulbehörde eine weitere Friſt bewilligt ,
geht für den betreffenden Beſetzungsfall das Ernennungsrecht frei

von jeder Beſchränkung auf die Oberſchulbehörde über .

Von den in Abſ . 1 und 2 der ſtaatlichen Unterrichtsverwaltungen ein⸗
geräumten Befugniſſen iſt nie Gebrauch gemacht worden . Die Vor⸗

ſchriften des Paragraphen haben ſich damit als entbehrlich erwieſen .

Ortsſtatutariſche Feſtſetzungen .
§ 128 . 5

Geſ, vom 13. Mai 1892 Art . VII S 108. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VII .

( 69 Die nähere Feſtſtellung der Verhältniſſe des
Volksſchulweſens einer Stadt ( § 117 ) , ſoweit deren Ordnung durch

—
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dieſes Geſetz der Gemeinde freigeſtellt iſt , geſchieht durch Orts⸗
ſtatut , welches — neben der nach den Vorſchriften der Städteord⸗
nung erforderlichen ſtaatlichen Günehmigung — der Zuſtimmung
der zuſtändigen Unterrichtsbehörde bedarf .

( 2) Insbeſondere ſind in dieſer Weiſe zu ordnen :

a ) die Zuſammenſetzung und Beſtellung der ſtädtiſchen Kom⸗

miſſion für die Schulangelegenheiten , deren Geſchäftskreis

und Geſchäftsordnung ;
b) die Gliederung des geſamten Volksſchulweſens der Stadt

( §S 36 bis 39 des Geſetzes ) ;
c) die Grundzüge des Unterrichtsplanes für die einzelnen

Schulabteilungen ;
d ) das für die Schüler jeder Abteilung zu entrichtende Schul⸗

geld; ]
e) Zahl und Art der für den geſamten Volksſchulunterricht

der Stadt anzuſtellenden Lehrkräfte ;

[ ſ ) die Gehalte und ſonſtigen Bezüge des geſamten Lehrer⸗
perſonals ( § 124 ) . ]

( 3) Ortsſtatutariſche Feſtſetzungen , deren Wirkſamkeit nach
dem Etatgeſetz von ſtändiſcher Zuſtimmung abhängig iſt , können
erſt nach Erteilung der letzteren in Vollzug geſetzt werden .

Die Städte haben zum Teil nur , ſoweit ein Bedürfnis hiezu hervor⸗
getreten , zu einzelnen Punkten ſtatutariſche Feſtſetzungen erlaſſen , und
von Aufſtellung einer die Schulverhältniſſe umfaſſend und einheitlich
regelnden Ortsſatzung Umgang genommen . Dies trifft u. a. auch für die
Stadt Mannheim zu.

Siebenter Titel .

Von den Rechtsverhältniſſen der an anderen als Volks⸗

ſchulen angeſtellten Volksſchullehrer .
An ftaatlichen Anſtalten .

8. 429 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IX § 117. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IX .

Für Erteilung eines nach Gegenſtand und Lehrziel dem Unterrichts⸗
plan der Volksſchule oder der Fortbildungsſchule entſprechenden Unter⸗
richts an höheren Lehranſtalten , Fachſchulen und ſonſtigen ſtaatlichen

Anſtalten können Lehrer , die nach Maßgabe der Beſtimmungen dieſes Ge⸗
ſetzes die Befähigung zur etatmäßigen Anſtellung an Volksſchulen beſitzen ,
in der Eigenſchaft etatmäßiger Beamter angeſtellt werden .

Dieſelben erhalten Gehalt und Mietzinsentſchädigung wie die in ent⸗
Ibi 0 Stellung an Volksſchulen angeſtellter Lehrer — 88 58
und 66.



t

Rechtsverhältniſſe der Lehrer an Fürſorgeanſtalten . § 130. 169

Soweit es ſich dabei um Lehrer an den Übungsſchulen der ſtaatlichen
Lehrerſeminare handelt , kommen die §§ 29. 60 und 30 ſinngemäß zur
Anwendung , und zwar die beiden erſtgenannten Paragraphen auch dann ,
wenn nur die darin bezeichnete Zahl von Lehrern ohne Rückſicht auf die
Art ihrer Anſtellung vorhanden iſt .

Für Lehrerinnen an Mittelſchulen für die weibliche Jugend und an
Anſtalten zur Ausbildung von Lehrerinnen beträgt , ſofern ſie die Be⸗
fähigung zur Erteilung höheren Unterrichts in einer Prüfung nachge —
wieſen haben , der Höchſtgehalt zweitauſendachthundert Mark .

Die Beſtreitung der Ruhe⸗ und Unterſtützungsgehalte , ſowie der Ver⸗
ſorgungsgehalte richtet ſich nach den für die etatmäßigen Lehrer an der
betreffenden Anſtalt überhaupt geltenden Beſtimmungen .

An nichtſtaatlichen Anftalten .

Geſ. vom 13. Mai 1892 Art . IX S 118. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IX .

( ) Die Eigenſchaft etatmäßiger Beamter mit den Rechten
eines Volksſchulhauptlehrers kann ſolchen zur Anſtellung in Haupt⸗

lehrerſtellen an Volksſchulen befähigten Lehrern ( § 46 , § 54 ) durch
die Oberſchulbehörde verliehen beziehungsweiſe vorbehalten wer⸗

den, welchen an Rettungsanſtalten für ſittlich verwahrloſte oder

für ſchwachſinnige Kinder , an Waiſenhäuſern oder an anderen in

bedeutſamer Weiſe dem öffentlichen Wohle dienenden Lehr⸗ oder

Erziehungsanſtalten von Gemeinden oder ſonſtigen Körperſchaften
oder von Stiftungen eine Lehr⸗ oder Erziehungstätigkeit in un⸗

widerruflicher Weiſe übertragen iſt .

Verleihung darf nur ſtattfinden , ſofern :

a) die Ermächtigung zur ng der Stelle mit einem etat⸗

mäßigen Beamten im Staatsvoranſchlag erteilt iſt ;

b) die Körperſchaft oder Stiftung , deren Unternehmen die

Anſtalt iſt , in rechtsverbindlicher Weiſe die Verpflichtung
zur Zahlung von Gehalt ( einſchließlich Sterbegehalt )

mindeſtens in der durch § 58 dieſes Geſetzes ] für Haupt⸗

lehrer an Volksſchulen beſtimmten Höhe [ ſowie Wohnungs⸗

geld nach § 62 Abſatz 1] übernimmt .

( 2) Die Eigenſchaft nicht etatmäßiger Beamter kann an Lehrer

ſolcher Anſtalten nur unter der Vorausſetzung verliehen werden ,

DioDte

daß die Körperſchaft oder Stiftung , deren Unternehmen die An⸗
ſtalt iſt , in rechtsverbindlicher Weiſe die Verpflichtung zur Leiſtung

der Vergütung nach Maßgabe der für die nichtetatmäßigen Lehrer

an Volksſchulen beſtehenden Vorſchriften übernimmt .

Die §8 130 und 131 entſtammen dem Geſ. vom 7. Februar 1884 über
die Rechtsverhältniſſe der an Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten von Kor⸗

porationen und Stiftungen verwendeten Volksſchulkandidaten .
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1. Zweck der Vorſchriften iſt , Anſtalten der in Abſ . 1 bezeichneten

Art in Rückſicht auf die von ihnen dem Staat auf dem Gebiet des Unter⸗

richts und der Erziehung geleiſteten Dienſte die Erlangung und dauernde

Beibehaltung hiefür geeigneter Lehrkräfte zu erleichtern und zu ſichern .

Die Tatſache , daß es den meiſten der hier in Betracht kommenden

Anſtalten infolge der durch den Krieg geſchaffenen wirtſchaftlichen Ver⸗

hältniſſe nicht mehr möglich iſt , die von ihnen übernommenen Verpflich⸗
tungen aus ihren eigenen Einkünften zu beſtreiten , hat zur Folge gehabt ,

daß ihnen ſtaatliche Zuſchüſſe aus den im Staatsvoranſchlag hie⸗

für eingeſtellten Mitteln bewilligt werden mußten .

2. Die Beſtimmung in Abſ. 2 hat mit den durchgreifenden Ande⸗

rungen , die auf dem Gebiet des Beamten⸗ und Beſoldungsrechts durch
das Beſ . Geſ . geſchaffen wurden , ihre Bedeutung inſofern verloren , als

es nicht mehr angängig iſt , die Eigenſchaft eines „nichtetatmäßigen Be⸗

amten “ losgelöſt von der ſie begründenden Stelle zu verleihen . Der mit

der Beſtimmung verbundene Zweck läßt ſich nur noch in der Weiſe ver⸗

wirklichen , daß ein an einer ſolchen Anſtalt verwendeter Lehrer nach

Maßgabe ſeines Dienſtalters in eine „ außerplanmäßige “ Stelle eingereiht
wird .

3. Die veränderten wirtſchaftlichen und beamtenrechtlichen Verhält⸗
niſſe ſowie weiterhin die Tatſache , daß der Unterricht in der Volksſchule
nach der Verfaſſung unentgeltlich zu erteilen iſt , weiſen darauf hin , bei
einer etwaigen Anderung des Schulgeſetzes , die Dienſtbezüge für die

Lehrerſtellen an ſolchen Anſtalten , ſoweit die Stellen nach der Schüler⸗
zahl geſetzlich geboten ſind , auf die Staatskaſſe zu übernehmen .

Ruhe - , Anterſtützungs⸗ und Verſorgungsgehalte .

§ 131 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IX S 119. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . IX.

Die Beſtimmungen der 8§8 124 , 125 dieſes Geſetzes finden ent⸗
Anwendung hinſichtlich der nach § 130 etatmäßig angeſtellten

( 0 Die Ruhe⸗ und Unterſtützungsgehalte derſelben ſind auf
die Staatskaſſe zu übernehmen . Jedoch hat im Falle einer auf

Antrag der Vertreter der Körperſchaft beziehungsweiſe Stiftung

ausgeſprochenen Verſetzung in einſtweiligen Ruheſtand die Kör⸗

perſchaft beziehungsweiſe Stiftung für den Ruhegehalt aufzu⸗
kommen , ſoweit und ſolange ſolcher zu entrichten iſt (§88 68 , 69) .

(2) Bezüglich der Verſorgungsgehalte ſind die Beſtimmungen
in Artikel 17 Abſatz 1 und 2 des Etatgeſetzes maßgebend .

Iſt die Entfernung eines Lehrers von der Anſtalt nicht aus allge⸗
meinen Gründen , ſondern aus den beſonderen Verhältniſſen der Anſtalt

B9l ohne daß die gleichzeitige Ubernahme in den Dienſt der

Nuhe 5 hen läßt , ſo muß die Anſtalt für den einſtweiligen

Lehrers inſolange und inſoweit aufkommen , als der

iindek
nicht im Dienſt der Volksſchule wieder eine planmäßige Anſtellung

idet .
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Von den nicht⸗ſtaatlichen Lehr - und Erziehungsanſtalten .

Ausbildungsanſtalten für techniſche Lehrerinnen .

8

Gef. vom 1. April 1880 Art. I § 451 . Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IX

§ 120. Geſ . vom 19. Juli 1906 Art . I.

( ) Unter den in § 130 Abſatz 2 bezeichneten Vorausſetzungen kann

ferner die Oberſchulbehörde unverehelichte Frauen , welche von den Ge—

weinden oder ſonſtigen Körperſchaften oder von Stiftungen an Anſtalten

zur Ausbildung von Lehrerinnen für Unterricht in weiblichen Hand⸗
arbeiten oder in Haushaltungskunde als Vorſteherinnen oder Lehrerinnen
in unwiderruflicher Weiſe angeſtellt ſind , die Eigenſchaft etatmäßiger Be⸗

amter mit den Rechten einer Hauptlehrerin verleihen . Dieſelben erhalten
als Vorſteherin die in § 129 Abſatz 4, als Lehrerinnen die in § 66 Abſatz 3

bezeichneten Bezüge .
E2) Für die Verleihung der Eigenſchaft nichtetatmäßiger Beamter

an Lehrerinnen ſolcher Anſtalten ſind die Beſtimmungen des §130

Abſatz 3 maßgebend , wie auch die Vorſchriften in Abſatz 1 und 2 des vor⸗

gehenden §S 131 hier anwendbar ſind .

Die Beſtimmungen des § 132 ſind mit der Aufhebung des Inſtituts
der Haushaltungslehrerinnen durch das Fortbildungsſchulgeſetz und durch
die Einrichtung eines ſtaatlichen minars zur Ausbildung von Hand⸗

arbeitslehrerinnen gegenſtandslos geworden .

Achter Titel .

VBon den nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten .

Die Rechtsverhältniſſe der nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗

anſtalten wurden erſtmals durch die Ldsh . VO. vom 7. November

1840, die Privatanſtalten betreffend , geordnet . Bei der geſetzlichen Neu⸗

ordnung des Volksſchulweſens im Jahr 1868 ſchien auch eine geſetzliche
Regelung des Privatſchulweſens ſchon von dem Geſichtspunkt aus , daß
der Beſuch von Privatſchulen als Erſatz für den Beſuch der Volksſchulen
gelten ſollte , angemeſſen . Dies war der äußere Anlaß , die Vorſchriften
über die Privatanſtalten , obwohl ſich dieſelben wie die Verordnung vom
Jahr 1840 auf alle unterrichtlichen Veranſtaltungen ohne Rückſicht auf die
Lehrziele erſtrecken ſollten , mit dem Geſetz zur Regelung der Verhältniſſe

der Volksſchulen in äußere Verbindung zu bringen . Hieran iſt auch durch

das SchG . vom 7. Juli 1910 nichts geändert worden , abgeſehen davon,
daß die bezüglichen Vorſchriften an den Schluß des Geſetzes verwieſen
wurden , um damit deutlicher , als dies bisher der Fall war , die nur äußer⸗

liche Zuſammenfaſſung der beiden , an ſich organiſch nicht zuſammenge⸗

örigen Materien zum Ausdruck zu bringen .
Die Vorſchriften des achten Titels finden auch jetzt noch mit den aus

dem Geſetz ſich ergebenden Einſchränkungen auf alle , für die Allge⸗

meinheit beſtimmten und ihr zugänglichen unterrichtlichen Veranſtal⸗
tungen Anwendung , ausgenommen die Handelsf chulen , die Ge⸗
werbeſchulen und die gewerblichen Fortbildungs⸗
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ſchulen , bezüglich deren die Vorſchriften der Bekanntmachung des
Bundesrats über die privaten gewerblichen und kaufmänniſchen Bildungs⸗
anſtalten vom 2. Auguſt 1917 gelten . Vergl . Abt . VII Ziff . 2.

Nicht unter die Beſtimmungen des Geſetzes fallen ſonach unterricht⸗
liche Veranſtaltungen , die nicht der Allgemeinheit zugänglich , ſondern
nur für die Heranbildung der Angehörigen einer geſchloſſenen
Vereinigung beſtimmt und eingerichtet ſind . z. B. die Novizen⸗
ſchulen klöſterlicher Niederlaſſungen . Vergl . Art . 147 Abſ . 1 Werf .

Die Anderungen , die das Geſetz durch § 19 Abſ . 6 der Bad . Verf . —

vergl . Abſchnitt II 1 —erfahren hat , ſind zu den einzelnen Paragraphen
vermerkt .

Wegen Art . 147 Werf . und deſſen Einwirkung auf die Vorſchriften
dieſes Titels vergl . Abſchnitt II B 1.

Bei einer etwaigen Neubearbeitung des Schulgeſetzes dürfte die Aus⸗
ſcheidung der auf die nicht⸗ſtaatlichen Schulanſtalten bezüglichen Beſtim⸗
mungen zur geſonderten geſetzlichen Regelung zu erwägen ſein , umſo⸗
mehr , als nicht⸗ſtaatliche Lehranſtalten im Gebiet der Volksſchule nur noch
für Kinder , die nach §S3 SchG . zum Beſuch der Volksſchule nicht anzu⸗
halten oder vom Beſuch derſelben ausgeſchloſſen ſind und abgeſehen da⸗

55
in dem Ausnahmefall des Art . 147 Abſ . 2 Werf . in Frage kommen

önnen .

Genehmigungspflichtige Anftalten .

8133 .

EuG . vom 8. März 1868 §S 103, 104. Geſ . vom 7. Juli 1910
Art . VIII §S 110.

(1), Der ſtaatlichen Genehmigung bedürfen Lehranſtalten , die
von Privatperſonen oder von Verbänden , Vereinigungen und Ge⸗
ſellſchaften des öffentlichen oder bürgerlichen Rechts errichtet wer⸗
den , wenn ſie :

1. dem Unterricht von volks⸗ und fortbildungsſchulpflichtigen
Kindern dienen ,

2. die Ziele höherer Lehranſtalten ſowie öffentlicher Fach⸗
ſchulen verfolgen oder weiter ausgeſtalten ,

3. die Ausbildung von Lehrern und Lehrerinnen zum Zwell
haben ,

4. die Ziele von Hochſchulen irgend welcher Art verfolgen .
( 2 ) Die Genehmigung darf nicht verſagt werden , wenn die

nachſtehenden Vorausſetzungen erfüllt ſind ?
1. die ſittliche Würdigkeit des Unternehmers , des Vorſtehers

und der ſämtlichen Lehrer muß unbeanſtandet ſein .
2. Vorſteher und Lehrer müſſen ſich über ihre Befähigung zur

Unterrichtserteilung ausweiſen und zwar , ſofern das
Unternehmen Erſatz bieten ſoll für eine Bildungsanſtalt ,
zu deren Beſuch eine geſetzliche oder geſetzlich anerkannte
Verpflichtung beſteht , durch Vorlage entſprechender ſtaat⸗
licher Prüfungszeugniſſe .
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Von den nicht⸗ſtaatlichen Lehr - und Erziehungsanſtalten . § 133. 685

3. Der Lehrplan darf nichts den guten Sitten Zuwiderlaufen⸗
des oder den Staat Gefährdendes enthalten .

Sofern das Unternehmen einen Erſatz bieten ſoll für
unterrichtliche Veranſtaltungen der in Abſatz 2 Ziffer 2 be⸗

zeichneten Art , muß der Lehrplan ſo beſchaffen ſein , daß er
die Ziele der öffentlichen Bildungsanſtalt ſicherſtellt .

4. Die Einrichtungen müſſen derart ſein , daß für die Geſund⸗
heit und die Sittlichkeit der Schüler keine Nachteile zu be⸗
fürchten ſind .

(3) Die Genehmigung zur Errichtung von Hochſchulen und
bon Anſtalten zur Ausbildung von Lehrern und Lehrerinnen kann
überdies von dem vorherigen Nachweis des Bedürfniſſes zur Er⸗

tichtung ſolcher Anſtalten , die Errichtung von Hochſchulen ferner⸗
hin von dem Nachweis der finanziellen Sicherſtellung ihres Be⸗

ſtandes abhängig gemacht werden .

( ) Vor erteilter Genehmigung dürfen die Anſtalten nicht er⸗

öffnet werden .

BO. des Miniſteriums des Kultus und Unterrichts , die nicht⸗ſtaatlichen
Lehrer⸗Erziehungsanſtalten betr . vom 11. März 1913 .

1. Das Recht zur Errichtung von Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten ſteht
nach dem Geſetz zu: phyſiſchen Perſonen ( ohne Unterſchied des Ge⸗

ſchlechts), ſowie juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts
( Gemeinden , Kreiſen , ſtaatlich anerkannten Religionsgemeinſchaften , Ver⸗
einen mit Körperſchaftsrechten ) und des bürgerlichen Rechts ( ein⸗

getragenen Vereinen , Aktiengeſellſchaften , Geſellſchaften mit beſchränkter

Haftung). Den phyſiſchen Perſonen ſtehen gleich die nicht rechts⸗

fähigen Vereine BGB . 88 54, 705 ff .
Wie das Schulgeſetz überhaupt , ſo gelten auch die Vorſchriften des

achten Titels nur für Badener und die ihnen reichsgeſetzlich gleich⸗
ſtehenden ſonſtigen Deutſchen . Sie gelten aber nicht für Reichs⸗
ausländer oder ausländiſche juriſtiſche Perſonen , auch nicht für

fremde Regierungen . Ob und unter welchen Bedingungen Anträgen von
folcher Seite auf Genehmigung von Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten ſtatt⸗

gegeben werden ſoll , unterſteht lediglich dem ſreien Ermeſſen der

69 Erteilung der Genehmigung für inländiſche Anſtalten zuſtändigen
ehörde .

Das Geſ . unterſcheidet zwiſchen Lehranſtalten ( mit denen unter
Umſtänden auch Erziehungsanſtalten verbunden ſein können ) und reinen

Erziehun gsanſtalten ( Unterkunfts⸗ und Penſionsanſtalten ) .
Dabei betrachtet es als Lehranſtalten alle nicht auf Geſetz be⸗

ruhenden oder nicht vom Staat eingerichteten ſtändigen ſchulähn chen

Veranſtaltungen , die einen Erſa tz gewähren ſollen für die durch öff

iche, das heißt ſtaatlich eingerichtete , Anſtalten zu ver⸗

mittelnde Ausbildung ( § 133) , oder aber in einzelnen
Fächern öffentlicher Bildungsanſtalten eine ſchulmäßige Ausbildung
bieten . ( § 134. )
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Für die erſteren ſieht das Geſetz formell das Erfordernis der ſtaat⸗

lichen Genehmigung vor . Ihr Kreis iſt , ſofern eß ſich um Anſtalten der

in Ziffer 2 bezeichneten Art handelt , kein geſchloſſener ; er erweitert ſich

vielmehr in dem Maße , in dem der Staat die Bildungsfürſorge durch

Einrichtung neuer Bildungsanſtalten oder durch Erweiterung der Bil⸗

dungsziele beſtehender Anſtalten ausdehnt .

Ziff . 1 umfaßt Anſtalten , die dem Unterricht von volks - und fort⸗

bildungsſchulpflichtigen Kindern dienen , d. h. Anſtalten , die nach den

für Volks⸗ und Fortbildungsſchulen beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen

eingerichtet ſind , ſonach einen Erſatz für ſolche Schulen bieten . Die Aus⸗

dehnung der Vorſchrift in Ziff . 1 auf alle Anſtalten , bezw . auf die Klaſſen

von Anſtalten , deren Schüler im volks⸗ und fortbildungsſchulpflichtigen
Alter ſtehen , wäre mit dem ganzen Aufbau des Geſetzes , das anſtelle der

bis dahin beſtandenen Unterſcheidung nach dem Alter der Schüler —in ,

unter und über dem ſchulpflichtigen Alter — die Unterſcheidung nach dem

Zwecke bezw . den Unterrichtszielen der Veranſtaltung ſetzte , nicht
vereinbar .

Ziff . 2. Für die Entſcheidung der Frage , ob eine Lehranſtalt die Ziele

einer Höheren Lehranſtalt verfolgt , kann nicht die Geſtaltung des

Lehrplans im einzelnen , ſondern nur das Lehrziel im Ganzen

entſcheidend ſein . So fallen unter die Beſtimmung des Abſ . 2 auch Land⸗

erziehungsheime und ähnliche Einrichtungen , ſowie alle Veranſtaltungen ,
die ſich als eine Ausgeſtaltung oder Weiterbildung be⸗

ſtehender ſtaatlicher Schulorganismen darſtellen ; die ſtaatliche Unterrichts⸗
verwaltung hat ein beſonderes Intereſſe daran , ſolche Weiterbildungen

auf einem von ihr gepflegten Gebiet nicht ohne ihre Mitwirkung ins

Leben treten zu laſſen .
Anſtalten zur Ausbildung von Lehrern und Lehrerinnen für den

Volksſchuldienſt ( Lehrer - und Lehrerinnenſeminare ) gehören nach § 2 der

Edsh . VO. über die Einrichtung der Höheren Lehranſtalten vom 18. Sept .
1909 zu den Höheren Lehranſtalten .

2. Der Vorbehalt der Genehmigung iſt inſofern nur ein

formaler , als die Genehmigung nicht ſoll verſagt werden können , wenn

die im Geſetz für alle Arten von Lehranſtalten gleichmäig aufgeſtellten
Normatipbeſtimmungen erfüllt ſind . Eine Ausnahme hiervon

beſteht nur bezüglich der Errichtung von Hochſchulen und Lehrer⸗
bildungsanſtalten , bei denen die Genehmigung noch von der Vorlage

weiterer Nachweiſe , deren Prüfung ins Ermeſſen der Behörde geſtellt iſt ,
abhängig gemacht werden kann .

a) Der Nachweis der ſittlichen Würdigkeit iſt von dem

Unternehmer , ſofern er eine phyſiſche Perſon iſt , auch für ſich bei Ein⸗
reichung des Geſuchs um Genehmigung durch Vorlage amtlicher Zeug⸗

niſſe zu erbringen . VO. vom 11. März 1913 88 2 und 3 Abſchnitt VII 1.

Für Lehrer , die im öffentlichen Schuldienſt ſtehen , bedarf es eines be⸗

ſonderen Nachweiſes nicht . Die ſittliche Würdigkeit kann nicht ſchon des⸗

halb beanſtandet werden , weil die betr . Perſon früher einmal wegen
einer entehrenden Handlung (z. B. wegen eines Eigentumsvergehens )
verurteilt worden iſt . Es iſt vielmehr jeweils im Einzelfall zu prüfen , ob

im Zeitpunktk ſeines Eintritts in das Unternehmen na

allgemeiner Anſchauung als unbeſcholten gilt und ob er überdies nach
ſeinem ganzen Verhalten die Gewähr dafür bietet , daß eine nachteilige
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Einwirkung auf die Schüler in ſittlicher Beziehung nicht zu befürchten
ſteht . Die Vorſchrift des §S 52 SchG . findet auf die Verwendung von
Lehrern an nicht⸗ſtaatlichen Lehranſtalten keine Anwendung .

Treten während der Dauer des Anſtaltsbetriebs Verhältniſſe ein , die
eine Beanſtandung der ſittlichen Würdigkeit rechtfertigen , ſo muß die be⸗

treffende Perſönlichkeit entfernt werden . Betrifft die Beanſtandung den

Unternehmer , ſo hat ſie die Schließung der Anſtalt zur Folge . Vergl .
unter Ziffer 4.

Unter dem Geſichtspunkt der mangelnden ſittlichen Würdig⸗
keit iſt auch ein Verhalten zu beurteilen . das ſich als markt⸗
ſchreieriſche Anpreiſung oder unlauterer Wettbewerb
darſtellt oder das hinſichtlich des Verhältniſſes zum Staat , zu ſtaatlichen
Anſtalten oder deren Berechtigungen irreführend wirkt . Dies gilt vor
allem in bezug auf die Benennung der Anſtalt , die ſtets den nicht⸗ſtaat⸗
lichen Charakter erkennen laſſen muß . Auch dürfen die Leiter und Lehrer
der Anſtalt für ihre Perſon keine Benennung führen , die den Leitern und

Lehrern ſtaatlicher Anſtalten als Amtsbezeichnung zukommt , z. B. Real⸗

ſchuldirektor , Profeſſor u. dergl .

b) Ob die vorgelegten Nachweiſe über die Befähigung
für die Unterrichtserteilung genügen , iſt Sache der Würdigung der zur
Erteilung der Genehmigung zuſtändigen Behörde . Dieſe kann jederzeit
die Vorlage entſprechender Prüfungszeugniſſe verlangen .
Andererſeits ſteht ihr aber die Befugnis zu, von dem Verlangen ſtaat⸗
licher Prüfungszeugniſſe auch in den im Geſetz beſonders namhaft ge⸗
machten Fällen beim Vorliegen beſonderer Verhältniſſe nachſichtsweiſe
Umgang zu nehmen . Denn die Vorlage ſolcher Zeugniſſe bildet nicht
etwa eine Bedingung für die Genehmigung der Anſtalt , ſondern nur die

Vorausſetzung , bei deren Erfüllung die Genehmigung nicht verſagt
werden darf . Ddie Vorſchrift in §S 133 Abſ . 2 ſtellt nicht Schranken
gegen die Genehmigung einer Anſtalt , ſondern gegen die willkür⸗
liche Verſagung der Genehmigung auf .

Dem Erfordernis der Vorlage ſtaatlicher Zeugniſſe wird nach
beſtehender Praxis auch durch die Vorlage nichtbadiſcher Zeugniſſe
genügt . Schulen , zu deren Beſuch eine geſetzlich anerkannte Verpflichtung

beſteht, das ſind die Gewerbe⸗ und Handelsſchulen , ſcheiden
im Hinblick auf die beſonderen Beſtimmungen der Bundesratsverordnung
vom 2. Auguſt . 1917 hier aus .

Nicht⸗ſtaatliche Lehranſtalten als Erſatz für Volksſchulen ſind
dermalen nur noch zuläſſig für Kinder der in 8S 3 SchG . bezeichneten Art .

e ) Das Geſetz beſchränkt ſich auf Feſtſtellungen nach der nega⸗
tiven Seite . Als den guten Sitten zuwiderlaufend wurde in einem
Einzelfall das Naktturnen angeſehen . Die Frage , ob der Lehrplan etwas

den Staat Gefährdendes enthält , wird beſonders bei der Errichtung von

Schulen für fremde Staatsangehörige zu prüfen ſein .

Nach der poſitiven Seite muß der Lehrplan in Rückſicht auf die
Einrichtung aller badiſchen Schulen und im Hinblick auf Art . 149 Merf .

Religionsunterricht als ordentliches Lehrfach enthalten und
wenn die Anſtalt von Schülern verſchiedener Bekenntniſſe beſucht wied ,
für jedes dieſer Bekenntniſſe . Die Zuweiſung eines Kindes zur Teilnahme
am Religionsunterricht eines Bekenntniſſes , dem es nicht angehört , darf
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nur unter Beachtung der Vorſchriften des Geſetzes über die religiöſe

Kindererziehung erfolgen . Vergl . Abt . II B 3.

d) Unter Einrichtungen ſind in erſter Reihe die baulichen Ein⸗

richtungen zu verſtehen . Die nichtſtaatlichen Lehranſtalten haben in

dieſer Beziehung die für die öffentlichen Schulen beſtehenden Vorſchriften

zu beachten . SchHBVO . §§ 24ff . Dies gilt auch von der Beſchaffung

von Turnräumen , Schulhöfen und der Anſchaffung entſprechender Schul⸗

bänke . Wo eine Schule von beiden Geſchlechtern gemeinſam beſucht wird,

iſt für getrennte Aborte Sorge zu tragen .

3. Die in Abſ . 3 weiter gemachten beſonderen Vorbehalte beruhen auf

der Erwägung , daß der Staat ein Intereſſe daran hat , die Heran⸗

bildung von Lehrkräften nicht über den vorhandenen Bedarf hinaus zu

fördern und ein für weite Kreiſe der Bevölkerung ſo bedeutſames Unter⸗

nehmen wie eine Hochſchule nur dann ins Leben treten zu laſſen , wenn

tatſächlich auch ein Bedürfnis dafür vorliegt , und wenn deren Beſtand

auf die Dauer ſichergeſtellt iſt .

4. Zur Erteilung der Genehmigung iſt in 8 6 3VWO. für zu⸗

ſtändig erklärt dasjenige Miniſterium , zu deren Geſchäftsbe⸗

reich die entſprechenden öfffentlichen Bildungs⸗

anſtalten gehören .
Durch § 9 Abſ . 2 der Bad . Verf . iſt die Genehmigung dem Staats⸗

miniſterium vorbehalten und zwar nach Zweck und Abſicht des Ge⸗

ſetzes für alle Anſtalten , nicht nur für Anſtalten der in 8 19 Abſ. 5 be⸗

zeichneten Art . Die Genehmigung iſt an die Perſon des Unternehmers

gebunden . Ein Wechſel in der Perſon des Unternehmers bedingt eine
neue Genehmigung .

Wegen des Rechts des Unternehmers , gegen Verweigerung der Ge⸗

nehmigung verwaltungsgerichtliche Klage zu erheben , vergl . § 140 Abſ. 2

Ziff . 4.

5
5. Dieſtaatliche Anerkennung einer Anſtalt gibt keinen Anſpruch auf

Ablegung von Abſchluß⸗ und Reifeprüfung an der Anſtalt .

Die Anſtaltszöglinge werden zu dieſem Zweck ſtaatlichen Anſtalten zuge⸗
wieſen . Zu dieſen Prüfungen werden nicht aus Baden ſtammende oder

dauernd da wohnende Zöglinge in der Regel nur dann zugelaſſen , wenn

ſie der Anſtalt mindeſtens 2 Jahre ununterbrochen als Vollſchüler ange⸗

hört haben . Mit den von dem Reichsverband der Privatſchulen einge⸗
führten und jeweils unter dem Vorſitz eines Vertreters des Verbandes an

einzelnen Anſtalten abgehaltenen Schlußprüfungen iſt keinerlei Be⸗

rechtigung verbunden .

85 deutſchen Ländern , namentlich in Preußen , Bayern .
Fus früher 5
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Anzeigepflichtige Anſtalten .

§ 134 .

EuG . vom 8. März 1868 §S 108 . Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VIII §S 111 .

( Die Errichtung aller andern als der in § 183 genannten ,
ſtändigen , ſchulähnlichen Veranſtaltungen von Unternehmern der
in § 133 bezeichneten Art iſt der Staatsbehörde anzuzeigen .

( 2) Das Gleiche gilt von Anſtalten , die als ſtändige Veranſtal⸗
tungen zur Verpflegung von Schülern öffentlicher Bildungs⸗
anſtalten ſich darſtellen .

(83) Die Fortführung ſolcher Anſtalten ( Abſatz 1 und 2) kann

unterſagt werden , wenn die in § 133 Abſatz 2 Ziffer 1 und

4bezeichneten Vorausſetzungen , jene des Abſatz 1 überdies , wenn
die Vorausſetzungen des § 133 Abſatz 2 Ziffer 3 Abſatz 1 fehlen .

1. Für die Veranſtaltungen , deren Beſuch nach ihrer Einrichtung
und ihrem Umfang nicht als Erſatz für den Beſuch einer öffentlichen
Bildungsanſtalt gelten kann , ſieht das Geſetz nur eine Anzeige⸗
pflicht vor . Solche Anſtalten können wie die Anſtalten des § 133 von

phyſiſchen und juriſtiſchen Perſonen errichtet werden . Das Geſetz be⸗

ſchränkt den Kreis der unter die Beſtimmung fallenden Veranſtaltungen :

a) zunächſt begrifflicch durch das Erfordernis , daß es ſich um

ſtändige ſchulähnliche Einrichtungen handeln müſſe , und

b) dadurch , daß es in § 135 eine Reihe von unterrichtlichen Ver⸗

anſtaltungen von der Unterſtellung unter die Beſtimmungen des

§ 134 ausdrücklich ousſchließt .
Als „ ſtändig “ iſt eine Veranſtaltung , auch wenn ſie nicht ununter⸗

brochen fortdauert , dann anzuſehen , wenn ſie nach ihrem Zweck und ihrer

Einrichtung von vornherein auf gewiſſe , regelmäßig wiederkehrende Zeit⸗
abſchnitte berechnet iſt . Demnach fallen nicht unter die Vorſchrift des

K134 alle Veranſtaltungen , die nicht einem dauernden , ſondern einem
deitweiſe hervortretenden Bedürfnis entſprechen und auf
eine kürzere Dauer beſchränkt ſind , zum Beiſpiel Ferienkurſe .

Der Begriff „ ſchulähnlich “ enthält eine Einſchränkung nach zwei
Seiten hin , nach der perſönlichen , wie nach der ſachlichen : nach der per⸗
lönlichen Seite in bezug auf die Schüler , deren Kreis kein geſchloſſener
in dem Sinn ſein darf , daß die Annahme des einzelnen Schülers von der

Zuſtimmung der übrigen abhängt . Sonach gehören nicht unter die Be⸗
ſtimmung des § 134 alle unterrichtlichen Veranſtaltungen für geſchloſſene

lreiſe , wenn dieſe zu dem beſtimmten Zweck der gemeinſamen Unter⸗
richtung gebildet ſind . Unternehmungen dieſer Art fallen unter den Be⸗
griff des Privatunterrichts .

Als nicht ſchulähnlich und deshalb nicht unter die Beſtimmung
des §. 134 fallend , ſind ferner Einrichtungen zu betrachten , die ſich auf
die Weiterbildung erwachſener , das heißt ſolcher Perſonen erſtrecken ,
deren allgemeine Schulbildung abgeſchloſſen iſt . § 135. )

In ſachlicher Beziehung wird eine Veranſtaltung als ſchulähnlich
nur dann anzuſehen ſein , wenn der Unterricht ſich auf Fächer erſtreckt , die

Gegenſtand des Unterrichts in den öffentlichen Schulen ſind , oder wenn er
12
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ähnlich wie in der Schule , das heißt nach feſtbeſtimmten wiſſenſchaftlichen
oder methodiſchen Grundſätzen erteilt wird . Vor allem kommen hier in

Betracht alle Veranſtaltungen für Nachhilfeunterricht an Schüler

öffentlicher Lehranſtalten , ferner ſolche , die ſich auf die Ausbildung nur

in einzelnen Unterrichtsfächern erſtrecken , beſonders in

Fremdſprachen , Franzöſiſch , Engliſch , Italieniſch , Spaniſch oder im

Turnen , im Schönſchreiben , ſofern ſie ſich nicht auf ſchulentlaſſene Per⸗

ſonen beſchränken oder als Privatunterricht charakteriſieren . Dagegen

werden nicht unter die Beſtimmung fallen Unterweiſungen , die lediglich

eine gewiſſe mechaniſche übung und Angewöhnung bezwecken , wie zum

Beiſpiel Nähen , Kochen .
Beſondere Nachweiſe ſind bei der Anzeige von der Errichtung

ſolcher Anſtalten nicht einzureichen ; es iſt vielmehr Sache der Staals⸗

behörde , von Amtswegen feſtzuſtellen , ob etwa Gründe vorliegen ,

welche die Unterdrückung der Anſtalt im allgemeinen ſtaatlichen Intereſſe
oder im Intereſſe der Erhaltung der körperlichen und ſittlichen Integrität

der Schüler als geboten erſcheinen laſſen .

Die hierwegen anzuſtellenden Erhebungen haben ſich auf die in § 133

Abſ . 2 unter Ziff . 1, 3 und 4 bezeichneten Erforderniſſe zu beſchränken.

Ein Befähigungsnachweis zur Unterrichtserteilung wird nicht verlangt.

2 . In gleicher Weiſe iſt für die Anſtalten , die ſich lediglich auf die

körperliche Pflege und Erziehung von Schülern öffent⸗

licher Lehranſtalten beſchränken , nur eine Anzeige vorgeſehen .

Die Kontrolle des Staates wird ſich bei dieſen Anſtalten
auf das unerläßlich Notwendige , das iſt auf die Fernhaltung ſchädigender

Einflüſſe für die Geſundheit und Sittlichkeit der ihnen anvertrauten Zög⸗

linge beſchränken .
Ergeben die ſtaatlicherſeits veranlaßten Erhebungen , daß es an

einer der für den Fortbeſtand der Anſtalt erforderlichen Vorausſetzung

fehlt , ſo iſt die Anſtalt zu ſchließen . Wegen des Rechts auf Erhebung

verwaltungsgerichtlicher Klage gegen die Schließung vergl . § 140 Abf. 2

Ziff . 4.

Freie Veranſtaltungen .
8135

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III § 112.

Als Lehr - und Erziehungsanſtalten im Sinne dieſes Titels

gelten nicht :

1. Einrichtungen , welche nur die Ausbildung in einzelnen

Zweigen der Kunſt oder in beſonderen Fertigkeiten oder

die Fortbildung erwachſener Perſonen bezwecken ;
2. Anſtalten , die nur zur Beaufſichtigung und Unterweiſung

von Kindern unter dem volksſchulpflichtigen Alter beſtimmt
ſind . Dieſe Anſtalten ſind der Staatsbehörde anzuzeigen .

Die aus der Begriffsbeſtimmun
§ 134 teilweiſe ſi lbſt er⸗

griffs g des § 134 teilweiſe ſich von ſelbſt el

gebenden Folgerungen ſind zum Zweck ihrer geſetzlichen Feſtſtellung in

§ 135 wiederholt . Gleichzeikig ſchließt dieſe Vorſchrift eine Reihe dont

Ver 8 eichzeitig ſchließt dieſe Vorſchrift eine Reihe v

zeranſtaltungen aus , die der Schule als ſolcher ferner liegen , ſelbſt wenn

Nurtich.
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ſie ſich auf Unterrichtsfächer erſtrecken , die in den Lehrplänen der öffent⸗
lichen Anſtalten vorkommen . Dahin gehören außer den bereits bezeich⸗neten weiterhin Einrichtungen zur Ausbildung in der Muſik , im Geſang .im Malen und Zeichnen , im Tanzen , Reiten , Schwimmen , einzelnen Hand⸗arbeiten und dergleichen .

Noch beſonders hervorgehoben als nicht unter die Beſtimmung des
§ 134 fallend ſind die Veranſtaltungen zur Fortbildung erwachſenerPerſonen , wie zum Beiſpiel die von einer großen Zahl von Städten des
Landes gegründeten Frauenarbeitsſchulen und die von einzelnen Kreiſen
errichteten Haushaltungsſchulen . Ferner gehören hierher die ſog . Berlitz⸗
ſchulen, ſoweit ſie ſich nur mit der Ausbildung ſchulentlaſſener jungerLeute beſchäftigen . Vergl . auch § 136.

Durch Ziff . 2 ſind die Kinderſchulen aus dem Kreis der
Schulen , zu dem ſie bisher gehörten , ausgeſchieden . Zweck dieſer
Geſetzesänderung war , die Kinderſchulen der Unterſtellung unter die Be⸗
ſtimmung des § 137 Abſ . 1 des Geſ . zu entziehen und damit die Gründungſolcher Anſtalten durch religibſe Genoſſenſchaften zu ermöglichen . Sie
unterſtehen nunmehr nur noch der Aufſicht durch die Polizeibehörde ( Be⸗
zirksamt ) , an die auch die Anzeige über ihre Errichtung zu erſtatten iſt( 389 . §S 7 Ziff . 1) und die auch für die Beſeitigung etwaiger ordnungs⸗
widriger Zuſtände , eventuell unter Schließung der Anſtalt aufgrunddes § 30 PStGB . , zuſtändig iſt . G 8 der VO. vom 11. März 1913 Ab⸗
ſchnitt VII 1 )

Baugeſuche für Kleinkinderſchulen ſind nach einem Runderlaßdes UM. vom 27. März 1912 zunächſt nach 88 24 und 25 der SchHBVo .
zu behandeln , von dem Bezirksamt aber ohne weitere Vorlage an die

Schulbehörden zu verbeſcheiden . Abweichend von der im Geſetz nieder⸗
gelegten rechtlichen Charakteriſierung der Kleinkinderſchulden werden
Stiftungen zur Errichtung und zum Unterhalt von Kleinkinder⸗
ſchulen im Einverſtändnis mit dem Miniſterium des Innern als Schul⸗
ſtiftungen behandelt .

Privatunterricht.

§ 136 .

Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VIII §S 113.

Perſonen , die ſich gewerbsmäßig mit der Erteilung von
Privatunterricht in den Lehrgegenſtänden öffentlicher Bildungs⸗

anſtalten (§S 133 ) an minderjährige Perſonen beſchäftigen wollen ,
haben von dieſem Vorhaben der Staatsbehörde Anzeige zu er⸗
ſtatten . Die letztere kann die Ausübung der Tätigkeit unterſagen ,
wenn die ſittliche Würdigung der betreffenden Perſon bean⸗
ſtandet iſt .

Bei dem teilweiſe fließenden Unterſchied zwiſchen dem Betrieb einer
Le ranſtalt und der gewerbsmäßigen Erteilung von Privatunterricht undbei dem ſchon hervorgetretenen Beſtreben , Unternehmen der erſteren Art
durch Einholung der gegenſeitigen Zuſtimmung der verſchiedenen daran

beteiligten Perſonen rechtlich als Privatunterricht zu charakteriſieren ,

8



Schulgeſetz .

ſchien es zur Durchführung der Beſtimmungen in 8 134 geboten , die ge⸗

werbsmäßige Erteilung von ſolchem Unterricht wenigſtens an minder⸗

jährige Perſonen im Intereſſe des Schutzes der letzteren in ſittlicher Be⸗

ziehung als anzeigepflichtig zu erklären .

Gewerbsmäßig iſt eine Beſchäftigung , wenn ſie zum Zweck

des Gelderwerbs in der Abſicht der Wiederholung vorgenommen wird.

Unter Lehrgegenſtänden an öffentlichen Bildungsanſtalten ſind

die lehrplanmäßigen ( einſchließlich der wahlfreien ) Unterrichtsfächer zu

verſtehen . ( Vergl . § 6 der Edsh . VO. vom 18. September 1909 über die

Einrichtung der Höheren Lehranſtalten . ) Ein Nachweis der Befähi⸗

gung zur Erteilung von Unterricht iſt nicht erforderlich . Über die Er⸗

forderniſſe der Anzeige vergl . § 15 der VO. vom 11. März 1913

Abt . VII 1.
Gegen die Unterſagung der Tätigkeit iſt die Klage an den Ver⸗

waltungsgerichtshof gegeben — § 140 Ziff . 4 des Geſ .

Wegen Erteilung von Privatunterricht in gewerblichen und kauf⸗

männiſchen Fächern vergl . Vo . des Bundesrats vom 2. Auguſt 1917 Ab⸗

ſchnitt VII 2.

Kirchliche Anſtalten .
§ 137 .

EuG . vom 8. Märuz 1868 §S 109 . Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . VIII § 114.

( ) Kirchlichen Korporationen und Stiftungen iſt die Errichtung von

Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten nur auf Grund eines beſonderen Geſetzes

geſtattet .
e ) Die Erteilung von Unterricht an Lehranſtalten durch Mitglieder

religiöſer Orden oder ordensähnlicher religiöſer Kongregationen bedarf
der Genehmigung durch die Staatsregierung .

§ 137 iſt aufgehoben durch die Bad . Verf . und zwar Abſ. 1 durch
§ 19 Abſ . 6 und Abſ . 2 durch § 19 Abſ . 4.

Staatsaufſicht .
§ 138 .

Eud . vom 8. März 1868 § 105. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art . III § 115.

Alle nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten ſtehen
unter Staatsaufſicht .

ISioſo Faßt 32 ni
Dieſe umfaßt das Recht der Einſichtnahme und der Vornahme

von Prüfungen .

Die Staatsaufſicht und damit das Recht der Einſichtnahme

8 der Vornahme von Prüfungen erſtreckt ſich auf alle nicht' ſtaatlichen
Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten nach § 133 und 134 , nicht aber auch auf

Einrichtungen nach §S 135. Bei den Anſtalten nach 8 134 wird ſich die

Ausübung der Aufſicht im weſentlichen auf die Einſichtnahme in de

äußeren Betrieb und die baulichen Einrichtungen beſchränken , wenn auch

eine Beſichtigung des Unterrichts nicht ausgeſchloſſen iſt ; bei den An⸗
ſtalten nach §S 133 dagegen wird beſonders noch durch eine genaue Prüfung

Winmung
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Von den nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten . § 139. 181

feſtzuſtellen ſein , ob die Anſtalten auch ihre beſtimmungsgemäßen Lehr⸗
ziele erreichen und ob die vorhandenen Lehrkräfte genügende Lehr⸗
befähigung beſitzen .

Aufſichtsbehörden ſind die Bezirksämter , die Kreisſchul⸗
ämter , der Bezirksarzt und das UM. Die Unternehmer und Vorſteher
von nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗ und Erziehungsanſtalten ſind verpflichtet , den
Vertretern und Beauftragten der Aufſichtsbehörden jederzeit Zutritt in

die It zu gewähren . S§ 12 und 13 der VO. vom 11. März 1913
Abt. VII 1.

Strafbeſtimmungen .
§ 139 .

EuG . vom 8. März 1868 SS 106 , 107. Geſ . vom 7. Juli 1910
Art . VIII § 116 .

( ) Zuwiderhandlungen gegen die Beſtimmungen der 88 133
bis 137 unterliegen den Strafbeſtimmungen des Polizeiſtrafgeſetz⸗

buchs vom 31 . Oktober 1863 .

( 2) überdies kann die Schließung einer nicht⸗ſtaatlichen Lehr⸗
und Erziehungsanſtalt durch die Staatsbehörde verfügt werden :

1. wenn dieſelbe errichtet wurde , ohne daß die geſetzlichen Vor⸗

ausſetzungen erfüllt waren ,

2. wenn dieſe Vorausſetzungen in der Folge in Wegfall
kommen ,

3. wenn die von den Staatsbehörden zur Erfüllung der geſetz⸗
lichen Vorausſetzungen gemachten Auflagen nicht erfüllt

werden ,

4. wenn trotz wiederholter Beſtrafung (Abſatz 1) den geſetz⸗

lichen Beſtimmungen zuwidergehandelt wird .

1. §S 70 PStGB . in der Faſſung des Geſetzes vom 18. Juli 1923
autet :

„ Wer , ohne die durch Verordnung Vorgeschriebenen Er -

fordernisse erfüllt zu haben , eine Erziehungs - oder Unter -

richtsanstalt errichtet oder in eine andere Gemeinde verlegt ,
oder wer bei der Leitung von Unterrichts - und Erziehungs -

anstalten die bestehenden Verordnungen oder die aufgrund
derselben erlassenen besonderen Anordnungen übertritt , Wird

mit Geld bestraft . “

Die Geldſtrafe kann nach § 27 Ziff . 2 RStGB . in der Faſſung der

B0. der Reichsregierung über Vermögensſtrafen und Bußen vom
6. Februar 1924 ( RGBl . Nr . 7) im Rahmen von 1 —150 ¼ bemeſſen

werden .

2. Zuſtändig zur Schließung iſt nach § 9 30 . :

1. bei Veranſtaltungen des § 134 Abſ . 1 die Zentralbehörde , an

welche die Anzeige zu erſtatten iſt , d. i. für die zum Gebiet des

Unterrichts gehörenden Anſtalten das UM. ,
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2. bei Veranſtaltungen im Sinne des § 134 Abſ . 2 das Bezirksamt ,
3. bei Veranſtaltungen nach §S 133 das UM. Nachdem aber die

Zuftändigkeit zur Errichtung ſolcher Anſtalten an das Staats⸗
miniſterium übergegangen iſt , kommt auch das Recht zur
Schließung nunmehr dieſer Behörde zu.

Neunter Titel .

Vollzugsbeſtimmungen .

Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte .

§ 140 .

Geſ . vom 13. Mai 1892 Art . IX § 149. Geſ . vom 7. Juli 1910 Art. IX.

( 1) Die Verwaltungsgerichte — in erſter Inſtanz der Bezirks⸗
rat , in zweiter Inſtanz der Verwaltungsgerichtshof — entſcheiden
Streitigkeiten des öffentlichen Rechtes

über Beiträge und perſönliche Leiſtungen Einzelner zu
den Koſten der Volksſchulverbände .

( 2) Der Verwaltungsgerichtshof erkennt in erſter und legzzter
Ꝙ. ＋ 3 8
Inſtanz auf Klagen gegen Entſcheidungen der Verwaltungsbe⸗
hörden :

5 über den zwiſchen den Beteiligten ſtreitigen Umfang bon
( Volks⸗ ) Schulverbänden ;

2. über die aus dem Schulgeſetz abzuleitende Verpflichtung
von Gemeinden und abgeſonderten Gemarkungen zu
Leiſtungen für Unterhaltung von Volksſchulen ;

3 über die Verpflichtung der Staatskaſſe zur Übernahme eines

Anteils am Schulaufwand einzelner minder leiſtungsfähiger Ge⸗
meinden ;

4. über das Vorhandenſein der Vorausſetzungen zur Unter⸗

ſtellung einer Veranſtaltung unter die Beſtimmungen der

§§ 133, 134 , 135 und 137 des Geſetzes ſowie darüber , ob

die in § 133 Abſatz 2 Ziffer 1, Ziffer 3 Abſatz 1, und
Ziffer 4 bezeichneten Nachweiſe als erbracht zu gelten
haben und ob die von der Staatsbehörde verfügte
Schließung einer Anſtalt oder die Unterſagung der ge⸗

Erteilung von Privatunterricht zu Recht er⸗
Olgt iſt .

Über die Geltendmachung der vermögensrechtlichen Anſprüche der
Lehrer aus ihrem Dienſtverhältnis und ihrer Hinterbliebenen bezüglich

875 geſetzlich zuſtehenden vermögensrechtlichen Anſprüche vergl .
§ 75 BG .



Vollzugsbeſtimmungen . § 141. 183

1. VRPfG . § 24. Die hierunter fallende Verpflichtung zur Schul⸗

geldzahlung iſt durch die Aufhebung des Schulgeldes in Wegfall ge⸗

kommen .
2. a) VRPfG . § 3 Ziff . 3. SchG . S§8 7 und 10 SchG .

b) VRPfG . § 3 Ziff . 4. Die Vorſchrift in Ziff . 2 iſt nicht , wie

aus der Faſſung des §S 5 320 , geſchloſſen werden könnte , auf

Fälle des § 6 Ziff . 2 VG. beſchränkt , ſondern bezieht ſich auch

auf die Feſtlegung des Verhältniſſes , in dem die zu einem

Schulverband vereinigten Gemeinden gegenſeitig zum Auf⸗

wand für die gemeinſame Volksſchule beizutragen haben .

( SchG . §8 108 , 110. )
c) Ziff . 3 iſt durch die Ubernahme des geſamten perſönlichen Auf⸗

wandes auf die Staatskaſſe in Wegfall gekommen .

d) Durch die Einräumung des Rechts verwaltungsgerichtlicher

Klage zum Zweck der Feſtſtellung :
1. ob die rechtlichen Vorausſetzungen zur Unterſtellung eines

Unternehmens unter die Vorſchriften des gegenwärtigen

Abſchnittes — 88 133 und 134 — des Geſetzes vorliegen ,

2. ob die zur Begründung des Vorhabens auf Errichtung einer

Anſtalt eingereichten Nachweiſe als den geſetzlichen Beſtim⸗

mungen entſprechend zu erachten ſind — § 133 —, und

3. ob die von ſeiten der Staatsbehörde erfolgte Schließung

einer Anſtalt — § 139 Abſ . 2 —zurecht erfolgt iſt ,

ſoll die größtmögliche Gewähr zu einer objektiven Anwendung des Ge⸗

ſetzes gegeben werden .
Dabei ſind jedoch die behördlichen Entſcheidungen über die in 8 133

Abſatz 2 Ziffer 2, Ziffer 3 Abſatz 2 und in Abſatz 3 bezeichneten Ver⸗

hältniſſe als auf ſchultechniſchen Kenntniſſen beziehungsweiſe auf dem

diskretionären Ermeſſen der Regierung beruhend von der Anfechtung

durch Klage ausgenommen .
Durch die Übertragung der Zuſtändigkeit zur Erteilung der Ge⸗

nehmigung im Falle des § 133 an das Staatsminiſterium tritt die Be⸗

ſonderheit ein , daß eine Entſcheidung der oberſten Staatsbehörde der

Nachprüfung und eventuell der Abänderung durch den Verwaltungs⸗

gerichtshof unterſtellt wird .
Für die — von der I. Kammer beſchloſſene — Ausdehnung des ver⸗

waltungsgerichtlichen Schutzes auf die Unterſagung der gewerbsmäßigen

Erteilung von Privatunterricht & 136 ) war die Erwägung maßgebend ,

daß ein ſolcher Rechtsſchutz auch ſonſt gegen das polizeiliche Verbot einer

an ſich freigegebenen gewerblichen Betätigung z. B. in Fällen des § 35

Gew. Ord . nach § 4 Ziff . 1 VRPfG . eingeräumt iſt .

Ob ungeachtet der Klageerhebung die angefochtene Entſcheidung aus

Gründen des öffentlichen Intereſſes in Vollzuͤg zu ſetzen iſt , iſt ins Er⸗
meſſen der Behörde geſtellt , von der die Entſchließung ausgegangen iſt .

VRPfG . S 41 Ziff . 9.

§ 141 .

Geſ . vom 13. Mai 1892.

( J Die Verwaltungsbehörden , welche die in dieſem Geſetze er⸗

wähnten behördlichen Obliegenheiten und Befugniſſe wahrzu⸗



18⁴4 Schulgeſetz .

nehmen haben , werden , ſoweit dieſelben nicht durch Geſetz bezeich⸗
net ſind , durch Verordnung beſtimmt .

( 2) Ferner bleibt es der Verordnung überlaſſen , die ſonſtigen

zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen zu

treffen .

Soweit das Geſetz die Zuſtändigkeit im einzelnen Fall der Ober⸗

ſchulbehörde übertragen hat , ſo in den 8§ 7, 8, 9, 18, 26, 29, 38, 39,

40, 41, 43, 44, 45, 50, 57, 68, 83, 87, 112 , 113 , 121 , 126 , iſt an die Stelle

des Oberſchulrats nach §S 4 der Ldsh . VO. über die Organiſation der

oberen Staatsbehörden vom 19. Mai 1911 das Miniſterium des Kultus

und Unterrichts getreten . Das gleiche gilt für die Fälle , in denen die

Oberſchulbehörde durch die zum Vollzug des § 141 erlaſſene Ldsh . VO.

vom 8. Auguſt 1910 über die Zuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden in

bezug auf das Schulgeſetz für zuſtändig erklärt worden iſt ( §8 3 und 7, 2) .

Der Übergang der Zuſtändigkeit vom Oberſchulrat an das Unter⸗

richtsminiſterium hat in den Fällen , in denen der Oberſchulbehörde nur

ein Antragsrecht , die Entſcheidung ſelbſt aber dem Bezirksrat als Ver⸗

waltungsbehörde zuſteht ( SS 9 und 113) , zu dem Mißverhältnis geführt ,
daß das Unterrichtsminiſterium die zur Einlegung des Rekurſes gegen die

Entſchließung des Bezirksrats und gleichzeitig auch — im Benehmen mit

dem Miniſterium des Innern —die zur Verbeſcheidung des Rekurſes

zuſtändige Behörde iſt . Dieſem Geſichtspunkt hat die Verordnung über

die Schulbehörden vom 28. November 1913 Rechnung getragen , indem

ſie die Antragſtellung auf Errichtung neuer Lehrerſtellen , die bis dahin
den geſetzlichen Beſtimmungen ( § 26 i. V. mit § 77 Abſ . 2 des Geſ . ) ent⸗

ſprechend , von der Oberſchulbehörde ausging , als zum Dienſtkreis der

Kreisſchulämter gehörig bezeichnet . Bei einer etwaigen Anderung des

SchG . dürfte auf dieſe Verhältniſſe Rückſicht zu nehmen ſein .

Iafafſ
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